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Vorwort. 


Der vorliegende zweite Band will, nachdem im erffen Bande die 
Vorgeſchichte der Errichkung einer Judenherrſchafk in Deukſchland ge- 
geben iſt, eine knappe Darſtellung des politifhen Kampfes bis zum 
Siege der nationalſozialiſtiſchen Bewegung bringen. 

Vieles iſt aus der Zeit und für die Zeit gefchrieben; vieles aber, 
das vergeſſen zu werden droht, iſt noch einmal lebendig dargeſtellt. 
Wie furchtbar dieſe Jahre für das arkbewußke deuffhe Volk ge- 
weſen ſind, wie groß die Gefahr des Seelenmordes an unſerem Volke 
war, habe ich noch einmal vorüberziehen laſſen — damit wir nicht 
vergeſſen! Unſere Kinder und Enkel mögen einmal erkennen, in 
welcher Gefahr Volk und Raſſe gefhwebt hat und wovon Adolf 
Hikler Deukſchland gereftet hat. 

Ohne dieſen Sieg Adolf Hitlers wäre nicht nur Deukſchland dem 
jüdiſch geführken Bolſchewismus in die Hände gefallen, ſondern es 
wäre der Anfang vom Ende der einſt von der nordiſchen Raſſe ge- 
gründeten europäiſchen Kultur geweſen. 

In dieſem Sinne, mik der Bitte, die Lehren der Geſchichke nicht 
zu mißachken und zugleich der Schwierigkeit des Stoffes manche Un- 
ebenheiten zugute halten zu wollen, übergebe ich dieſen Band dem 
geneigten Leſer. 


Berlin, im Auguſt 1933. 
Dr. v. Leers. 


Der große Gegenſtoß. 


Aus der winzigen nakionalſozialiſtiſchen Bewegung, welche am 
5. Januar 1919 in einem kleinen Bräuzimmer in München gegrün- 
def wurde, follte ſich die Abwehr gegen jahrhunderkelange Überfrem- 
dung und die Neugeftaltung auf der Grundlage arkeigenen Raffe- 
kums entwickeln. Die erſten Anſätze waren nichk übermäßig glän- 
zend. Der beſte Kenner der Frühgeſchichte dieſer nakionalſozialiſtiſchen 
Bewegung, der Gauleiter von Oſtpreußen und jetzige Oberpräſidenk 
dieſer Provinz, der hochverdienke deukſche Sozialiſt Erich Koch, ſchreibk 
in feinem Buch „Die NSDAP,“ (Reihe „Männer und Wächte“; 
Verlag R. Kittler, Leipzig): 

„Für den Liebhaber genauer Daten ſei noch angeführt, daß die 
Münchener Nakionalſozialiſtiſche Parkei aus dem am 7. März 1918 
von dem Schloſſer Anton Drexler gegründeten „Freien Arbeits- 

Jausſchuß für einen guten Frieden“ hervorging, in den obengenannker 
Schriftſteller Harrer ſpäker einkrak. Am 5. Januar 1919 wurde dann 
von beiden die „Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterparkei“ (vor- 
her „Deutſche Arbeiterparkei“) gegründek, deren erſter Vorſitzender 
Anton Drexler wurde. Neben der Partei, die damals 24 Mitglieder 
zählte, beſtand der „politiſche Arbeiterzirkel“, gewiſſermaßen als eine 
Ark Funkkionärſchule. In ihm trat Adolf Hitler als ſiebenkes Mit- 
glied ein.“ 

Einſtweilen iſt dieſe Partei noch winzig und außerhalb Münchens 
überhaupt nicht bekannt. Vom Programm bis zur Schreibmaschine 
fehlt ihr einſtweilen noch alles. Wer die Einzelheiten über ihre Ge- 
ftaltung weiterlefen will, findet fie bei Adolf Hitler in „Mein 
Kampf“ zufammengeftellt. Hier findet fih auch die ſchließlich welt- 
umſtürzende Geſtaltung der neuen Idee, die berufen fein follte, 
Deukſchland dem deutſchen Volke wiederzugewinnen. Adolf Hitler 
ging dabei bewußt von der Erkenntnis von der Verſchiedenheit der 
Raffen aus. Er formulierke die neue Welkanſchauung aus allen 
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jenen Erkennkniſſen, wie fie über Fichte, Bopp, Chamberlain, Go- 
bineau, Lagarde, Schemann, Judengegner der Vorkriegszeit, den 
hochverdienten Kämpfer gegen die Judenmachk Theodor Fritſch, ge- 
funden waren, zu einer einheitlichen politiſchen Erneuerungsidee, die 
zuerſt das Prinzip des Raſſekampfes zum kragenden Prinzip einer 
politiſchen Idee erhebt. Adolf Hitler erklärk: 

„Alles, was wir heute auf dieſer Erde bewundern — Wiſſenſchaft 
und Kunſt, Technik und Erfindungen — iſt nur das ſchöpferiſche Pro- 
dukt weniger Völker und vielleicht urſprünglich einer Raſſe. Von 
ihnen hängt auch der Beſtand dieſer ganzen Kulkur ab. Gehen ſie 
zugrunde, ſo ſinkt mit ihnen die Schönheit dieſer Erde ins Grab. 

Wie ſehr auch zum Beiſpiel der Boden die Menſchen zu be- 
einfluſſen vermag, ſo wird doch das Ergebnis des Einfluſſes immer 
verſchieden fein, je nach den in Bekracht kommenden Raſſen. Die 
geringe Fruchtbarkeit eines Lebensraumes mag die eine Raſſe zu 
höchſten Leiſtungen anſpornen, bei einer anderen wird ſie nur die 
Urſache zu bitterſter Armut und endlicher Unkerernährung mik all 
ihren Folgen. Immer iſt die innere Veranlagung der Völker be- 
ſtimmend für die Art der Auswirkung äußerer Einflüſſe. Was bei 
a einen zum Verhungern führk, erzieht die anderen zu harker 

rbeit. 

Alle großen Kulturen der Vergangenheit gingen nur zugrunde, 
weil die urſprünglich ſchöpferiſche Raſſe an Blutvergiftung abſtarb. 

Immer war die letzte Urſache eines ſolchen Unkerganges das Ver- 
geſſen, daß alle Kulkur von Menſchen abhängt und nicht umgekehrt, 
daß alſo, um eine beſtimmke Kultur zu bewahren, der fie erſchaffende 
Menſch erhalten werden muß. Dieſe Erhaltung aber iſt gebunden an 
das eherne Geſeß der Notwendigkeit und des Rechtes des Sieges des 
Beſten und Stärkeren. 

Wer leben will, der kämpfe alſo, und wer nicht ſtreiten will, in 
dieſer Welt des ewigen Ringens, verdient das Leben nicht. Selbſt 
wenn dies hart wäre — es iſt nun einmal ſo! ... Der Arier gab 
die Reinheit feines Blutes auf und verlor dafür den Aufenthalt im 
Paradieſe, das er ſich ſelbſt geſchaffen hakte. Er ſank unter in der 
Raſſenvermiſchung, verlor allmählich immer mehr feine kulturelle 
Fähigkeit, bis er endlich nicht nur geiſtig, ſondern auch körperlich den 
Unterworfenen und Ureinwohnern mehr zu gleichen begann als 
feinen Vorfahren. Eine Zeitlang konnte er noch von den vorhandenen 
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Kulturgütern zehren, dann aber trat Erſtarrung ein und endlich Ver- 
geſſenheit. 

So brechen Kulkuren und Reiche zuſammen, um neuen Gebilden 
den Platz freizugeben. Die Blutvermiſchung und das dadurch be- 
dingte Senken des Raſſeniveaus iſt die alleinige Urſache des Ab- 
ſterbens alter Kulturen; denn die Menſchen gehen nicht an ver- 
lorenen Kriegen zugrunde, ſondern am Verluſt jener Widerſtands- 
kraft, die nur dem reinen Blute zu eigen iſt. Was nicht gute Raſſe 
iſt auf dieſer Welt, iſt Spreu“ („Mein Kampf“, S. 324). 

Im Juden erkennk Adolf Hitler als erſter die Gegenraſſe, die 
bewußte Zerſtörung des deutfchen Volkskörpers. Er erkennt ihn 
einmal als junger Arbeiter in Wien, wo er ſteks aufs neue hinker 
der Sozialdemokratie das Judenkum als eigenklichen Treiber zur Zer- 
ſtörung des deutſchen Volkes ſah: „Nur die Kenntnis des Judentums 
allein bietet den Schlüſſel zum Erfaſſen der inneren und wirklichen 
Abfihten der Sozialdemokratie” („Mein Kampf“, S. 54). 


Im Marxismus faßt Adolf Hitler den bewußt eingeſetzten zer- 
ftörerifhen Willen des Judenkums gegen die organiſchen Grundlagen 
jedes Volkes. Er ſchreibk: „Die jüdiſche Lehre des Marxismus lehnt 
das ariſtokrakiſche Prinzip der Nakur ab und ſetzt an Stelle des 
ewigen Vorrechkes der Kraft und Skärke die Maſſe der Zahl und 
ihr totes Gewicht. Sie leugnet fo im Menſchen den Werk der Perfon, 
beſtreitet die Bedeutung von Volkskum und Raſſe und entzieht der 
Menſchheit damit die Vorausſetzung ihres Beſtehens und ihrer Kultur. 
Sie würde als Grundlage des Univerſums zum Ende jeder gedank- 
lich für Menſchen faßlichen Ordnung führen. Und ſo wie in dieſem 
größten erkennbaren Organismus nur Chaos und Ergebnis der An- 
wendung eines ſolchen Gejeges fein könnte, fo auf der Erde für die 
Bewohner dieſes Sternes nur ihr eigener Untergang. 

Siegf der Jude mit Hilfe feines marxiſtiſchen Glaubensbekennt- 
niſſes über die Völker dieſer Welt, dann wird feine Krone der Token- 
kranz der Menſchheik fein, dann wird dieſer Planef wieder wie einſt 
vor Jahrmillionen menſchenleer durch den Ather ziehen. 

Die ewige Nakur rächt unerbittlich die Übertretung ihrer Gebote. 

So glaube ich heute im Sinne des allmächtigen Schöpfers zu 
handeln: Indem ich mich des Juden erwehre, kämpfe ich für das 
Werk des Herrn“ („Mein Kampf“, S. 69/70). 
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Adolf Hitler faßt den Juden als den „gewalkigſten Gegenſaß zum 
Arier“ auf. Er erkennt in ihm die ungeheure Fähigkeit zur An- 
paſſung an fremde Lebensformen, verbunden mit der Tatfache, daß 
er niemals eine eigene Kultur beſaß. Er ſieht, daß der ſo bewunderke 
jüdiſche Intellekt niemals aus eigenem geſchöpft, ſondern ſich ſtets 
an der ihn umgebenden Kulkurwelt enkwickelk und geſchult hat. Im 
Selbſterhaltungstrieb des jüdiſchen Volkes, der gegenüber den anderen 
Raffen überenkwickelt ift, ſieht er zwar eine Stärke des Judentums, 
ſpürk aber mit außerordenklicher Feinfühligkeit, daß dahinker die 
allerweſenklichſte Vorausſetzung für ein Kulturvolk, die idealiſtiſche 
Geſinnung fehlt. Nackter Selbſterhalkungskrieb, der gemeinſame Wille 
zur Beherrſchung der anderen Völker hält das Judenkum zuſammen. 

„Sein Aufopferungsfinn iſt nur ein ſcheinbarer. Er beſteht nur 
ſolange, wie die Exiſtenz jedes einzelnen dies unbedingk erforderlich 
macht. Sobald jedoch der gemeinſame Feind beſiegk, die allen 
drohende Gefahr befeitigt, der Raub geborgen iſt, hört die ſchein⸗ 
bare Harmonie ſofork auf, um den urſächlich vorhandenen Anlagen 
ſofork wieder Platz zu geben. Der Jude iſt nur einig, wenn eine 
gemeinſame Gefahr ihn dazu zwingt oder eine gemeinſame Beuke 
lockt; fallen beide Gründe weg, fo kreken die Eigenſchafken eines 
kraſſeſten Egoismus in ihre Rechte und aus dem einigen Volk wird 
im Handumdrehen eine ſich blutig bekämpfende Rokke von Ratten” 
(„Mein Kampf“, S. 331). 

Aus dem Mangel an Idealismus erklärt Adolf Hitler auch das 
Fehlen einer arkeigenen jüdiſchen Kunſt, vor allem einer urjprüng- 
lichen Muſik und Architektur. Alles iſt beim Juden aus zweiter 
Hand abgeleitet, „entweder Verballhorniſierung oder geiſtiger Dieb- 
ſtahl“. Mit Recht tritt Adolf Hitler der Auffaſſung enkgegen, es 
handle ſich beim Judenvolk um Nomaden. In der Tak haben wir 
geſehen, daß mit dem arbeitenden Viehzüchker, der für feine Herden 
ein ziemlich großes Landgebiek braucht, das er aber durchaus als 
Heimat empfindet, der Jude kaum irgendeine Berührung hak. Die 
großen Nomadenvölker der Geſchichke find immer wieder als Reichs- 
gründer und Kulturſchöpfer aufgekreken; das reinblükige Beduinen 
kum Arabiens hat die Grundlage aller islamiſchen Reiche und Hoch- 
kulturen gelebt, nomadifierende Türkenſtämme haben das ſeld⸗ 
ſchukiſche und osmaniſche Türkenreich gegründek, die einen eine 
herrliche Kunſt, die andern ein kunſtvolles Staatsgebäude errichtet, 
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nomadiſche fürkifhe Stämme haben als Mandſchu das chineſiſche 
Reich auf die Höhe einer überragenden politiſchen Macht und geifti- 
gen Kraft jahrhunderkelang geführt, bis ihr Blut erloſch, die großen 
Mongolenherrſcher haben Welkreiche gegründet. Mit Recht kann der 
Hiſtoriker Adolf Hitler beipflichten: die Nomadenvölker, die tein- 
blütigen, kriegeriſchen Herren der Skeppe, brauchen es ſich nicht 
gefallen zu laſſen, daß man das Judenkum ihnen zurechnek. 8 Der 
Nomadenbeſtand, den das Judentum aus der wüſtenländiſchen 
Raſſe einmal beſeſſen hak, repräſenkiert auch heute einen feiner 
immerhin noch beſſeren Teile. Die vielfach bekonke Höherwertigkeit 
der ſephardiſchen Weſtjuden beruht unzweifelhaft auf dieſer Bei- 
miſchung des reineren Beduinenblutes. Der Jude in feinen Maſſen 
aber iſt, wie Hitler feſtſtellt, niemals Nomade geweſen, ſondern 
Paraſit. Der aſoziale Menſch iſt parafifär von Natur, er gleicht 
ſich die Parafiten der einzelnen Volkskörper an, wie ja einſt auch 
das alkägypkiſche „Pöbelvolk“ der ägyptiſchen Großſtädke ſich dem 
Judentum anſchloß und feinen Zug nach Paläſtina mitmachke. Der 
Jude lebt nicht wie der Nomade, auf einem beſtimmten Gebiet um- 
herwandernd mit feinen Viehherden, ſondern er braucht Kulturvölker, 
auf denen er lebt. „Er iſt und bleibt,“ ſchreibt Adolf Hitler, „der 
kypiſche Parafit, ein Schmarotzer, der wie ein ſchädlicher Bazillus 
ſich immer mehr ausbreitet, ſowie nur ein günſtiger Nährboden dazu 
einlädt. Die Wirkung feines Dafeins aber gleicht ebenfalls der von 
Schmaroßern: wo er auftritt, ſtirbt das Wirksvolk nach kürzerer oder 
längerer Zeit ab. 


So lebte der Jude zu allen Zeiten in den Staaten anderer Völker 
und bildete dork ſeinen eigenen Staat, der allerdings ſolange unker 
der Bezeichnung „Religionsgemeinſchaft“ maskiert zu ſegeln pflegte, 
als die äußeren Umſtände kein vollſtändiges Enthüllen feines Weſens 
angezeigt ſein ließen. Glaubke er ſich aber einmal ſtark genug, um 
der Schußdecke enkbehren zu können, dann ließ er noch immer den 
Schleier fallen und war plötzlich das, was ſo viele andere früher nicht 
glauben und ſehen wollten: der Jude. 

Im Leben des Juden als Parafif im Körper anderer Nationen 
und Staaken liegt eine Eigenart begründet, die Schopenhauer einſt 
zu dem ſchon erwähnken Ausſpruch veranlaßte, der Jude fei der 
„große Meiſter im Lügen“. Das Daſein kreibt den Juden zur Lüge, 


und zwar zur immerwährenden Lüge, wie es den Nordländer zur 
warmen Kleidung zwingt“ („Mein Kampf“, S. 334/335). 

Adolf Hitler entlarot die Täuſchung der anderen Völker durch 
die Behaupkung, es handele ſich beim Judenkum um eine Religion 
und nicht um eine Raſſe. Takſächlich iſt „die jüdiſche Religionslehre 
in erſter Linie eine Anweiſung zur Reinhalkung des Blutes des 
Judenkums ſowie zur Regelung des Verkehrs der Juden unter- 
einander“. In außerordenklich plaſtiſcher Weiſe zeigt Adolf Hikler 
die Formen, in denen das Judenkum ftets in andere Völker einge- 
drungen iſt. Mit dem Enkſtehen der erſten feſten Siedlungen iſt der 
Jude einſtweilen noch als fremder Händler, der von den gaſtfreien 
ariſchen Völkern gerade als Fremder freundlich empfangen wird, da. 
Dann beginnt er ſich als Händler feſt in die Wirtſchaft einzuſchalken, 
der Handel wird immer mehr fein Monopol, „er beginnt mit dem 
Verleihen von Geld, und zwar wie immer zu Wucherzinſen. Tat- 
ſächlich führt er den Zins auch dadurch ein“. Endlich iſt er voll- 
kommen ſeßhaft geworden, hat überall in den Städten fein beſonderes 
Judenquarkier errichtet und faßk nun den Handel und fämtlihe Geld- 
geſchäfte als feine Domäne auf. Von dorf aus verſuchk er den Grund 
und Boden, die eigentliche Baſis des fremden Volkskums, zum ver- 
käuflichen Objekt zu machen. Die Gegnerſchaft gegen ihn enkſteht 
und wächſt immer mehr. Das nichtjüdiſche Volk fühlt, daß er ftefs die 
dem Gaſtvolke allein entſprechende Lebens- und Wirkſchaftsordnung 
auflöſt. Die erſten Judenverfolgungen ſetzen ein. Aber „in wenigen 
Jahren ſchon kaucht er in dem kaum verlaſſenen Ort neuerdings auf 
und das alte Leben beginnt von neuem. Keine Verfolgung kann ihn 
von ſeiner Ark der Menſchenausbeukung abbringen, nach jeder iſt er 
in kurzer Zeit wieder da, und zwar als der alte.“ Zum Schutz feiner 
Ausbeutung läßt er ſich jetzt von den Fürſten Freibriefe und Privi- 
legien für feine Tätigkeit erteilen, beteiligt dieſe durch „Judengelder“ 
an ſeiner Volksausbeukung und läßt ſie dafür den Widerſtand der 
Volksmaſſen niederzwingen. Adolf Hitler fchreibt („Mein Kampf“, 
S. 340): „Den deukſchen Fürſten iſt es zu danken, daß die deutſche 
Nation fi von der jüdiſchen Gefahr nicht endgültig zu erlöſen ver- 
mochte. Leider hat ſich darin auch fpäter nichts geändert, fo daß 
ihnen vom Juden nur der kauſendfach verdienke Lohn für die Sünden 
zukeil wurde, die ſie an ihren Völkern einſt verbrochen haben. Sie 
verbündeten ſich mit dem Teufel und landeten bei ihm.“ So entfteht 
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der Hofjude, deſſen Weg wir bier für Deukſchland geſchichtlich nach- 
gezeichnet haben. Von dort aus verfuht das Judentum nun, ſich 
äußerlich dem Deukſchkum anzugleichen. 

„Der Grund, warum ſich der Jude enkſchließt, auf einmal zum 
„Deukſchen“ zu werden, liegt auf der Hand; er fühlt, wie die Macht 
der Fürſten langſam ins Wanken gerät und ſucht deshalb frühzeitig 
eine Plattform unker ſeine Füße zu bekommen. Weiter aber iſt ſeine 
geldliche Beherrſchung der geſamken Wirkſchaft ſchon fo forkgeſchrit⸗ 
ken, daß er ohne den Beſißt aller „ſtaatsbürgerlichen“ Rechte das 
ganze ungeheure Gebäude nicht mehr länger zu ſtützen vermag, auf 
alle Fälle keine weitere Steigerung feines Einfluſſes mehr ftatt- 
finden kann. Beides aber wünſchk er; denn je höher er klimmt, um 
fo lockender ſteigt aus dem Schleier der Vergangenheit fein altes, 
ihm einſt verheißenes Ziel herauf, und mit fiebernder Gier ſehen 
feine hellſten Köpfe den Traum der Weltherrfchaft ſchon wieder in 
faßbare Nähe rücken. So iſt ſein einziges Streben darauf gerichket, 
ſich in den Vollbeſitz der ſtaaksbürgerlichen Rechke zu ſetzen. Dies 
iſt der Grund zur Emanzipation aus dem Ghetto” („Mein Kampf“, 
S. 343). 

Nun macht er ſich „zum Workführer einer neuen Zeit” — d. h. 
er reißt die polltiſche Führung des liberalen Bürgerkums an ſich. 
„Endlich aber wächſt die jüdiſche Einflußnahme auf wirkſchaftliche Be- 
lange über die Börſe nun unheimlich ſchnell an. Er wird zum Be⸗ 
figer oder doch zum Konkrolleur der nakionalen Arbeitskraft. 

Zur Skärkung feiner politiſchen Skellung verſuchk er, die raſſi⸗ 
ſchen und ſtaaksbürgerlichen Schranken einzureißen, die ihn zunächſt 
noch auf Schrikt und Tritt beengen. Er kämpft zu dieſem Zweck mit 
aller ihm eigenen Zähigkeit für die religiöſe Toleranz — und bat 
in der ihm vollſtändig verfallenen Freimaurerei ein vorzügliches 
Inſtrumenk zur Verfechkung wie aber auch zur Durchſchiebung feiner 
Ziele. Die Kreiſe der Regierenden ſowie die höheren Schichken des 
politiſchen und wirtſchaftlichen Bürgerkums gelangen durch maure- 
riſche Fäden in ſeine Schlingen, ohne daß ſie es auch nur zu ahnen 
brauchen“ (Adolf Hitler, „Mein Kampf“, S. 345). 

Der Jude bemächkigk ſich der Preſſe und verheirakek ſeine Töchter 
mit Angehörigen der führenden Schicht anderer Völker. „Allein, 
er erhält ſeinen männlichen Stamm grundſätzlich immer rein. Er 
vergiftet das Blut der anderen, wahrk aber fein eigenes ... Sein 
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Endziel in dieſem Stadium aber iſt der Sieg der Demokratie, oder 
wie er es verfteht: die Herrſchaft des Parlamentarismus. Sie enk⸗ 
ſpricht am meiſten feinen Bedürfniſſen; ſchaltel fie doch die Perfön- 
lichkeit aus — und ſetzt an ihre Stelle die Majorikät der Dumm- 
heit, Unfähigkeit und nicht zum letzten aber der Feigheit“ (Adolf 
Hitler, „Mein Kampf“, S. 348). 

Zugleich organifiert der Jude im Marxismus den nachrückenden 
Arbeiterſtand. Adolf Hitler ſieht hier den eigentlichen Anſatzpunkk 
zur Aufrichtung der Judenherrſchaft, ſtellt feſt, daß ſich im Arbeiter 
der Jude feine eigenkliche Kampftruppe ſchaffen möchke, ja zum Teil 
ſchon geſchaffen hat und daß man ſeine Herrſchaft nur beſeitigen 
kann, wenn man vom Arbeiter aus ihn aus den Saktel hebt. „Eines 
aber iſt ſicher: der neue Stand beſaß nicht die fchlechteften Elemente 
in feinen Reihen, ſondern im Gegenteil auf alle Fälle die tatkräf- 
tigſten. Die Überfeinerungen der ſogenannken Kulkur haften hier noch 
nicht ihre zerſetzenden und zerſtörenden Wirkungen ausgeübk. Der 
neue Stand war in feiner breiten Maſſe noch nicht von dem Gifte 
pazifiſtiſcher Schwäche angekränkelt, ſondern robuſt und, wenn nökig, 
auch brutal“ (Hitler: „Mein Kampf“, S. 349). 

Dieſen Arbeiter ſpannk der Jude für ſich ein — Adolf Hitler 
ſelbſt hat es in feiner Wiener Zeit mehr als einmal erlebt. Klar 
erkennt er die Abfichten des Judenkums mik dem deuffchen Arbeiter. 
„Kaum daß der neue Skand ſich aus der allgemeinen wirkſchaftlichen 
Umbildung berausentwicelt, ſieht auch der Jude ſchon den neuen 
Schrittmacher zu feinem eigenen weiteren Forkkommen klar und deuf- 
lich vor ſich. Erſt benützte er das Bürgertum als Skurmbock gegen die 
feudale Welt, nun den Arbeiter gegen die bürgerliche. Wußte er 
aber einſt im Schalten des Bürgerkums ſich die bürgerlichen Rechte 
zu erſchleichen, ſo hofft er nun, im Kampfe des Arbeikers ums Da— 
ſein, den Weg zur eigenen Herrſchaft zu finden. 

Von jetzt ab hat der Arbeiter nur mehr die Aufgabe, für die Zu- 
kunft des jüdiſchen Volkes zu fechten. Unbewußt wird er in den 
Dienſt der Wacht geſtellt, die er zu bekämpfen vermeint. Man läßt 
ihn ſcheinbar gegen das Kapital anrennen und kann ihn jo am leich- 
keſten gerade für dieſes kämpfen laſſen. Man fchreit dabei immer 
gegen das inkernakionale Kapital und meint in Wahrheit die nakio- 
nale Wirtihaft. Dieſe ſoll demoliert werden, damit auf ihrem 
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Leichenfeld die internafionale Börſe triumphieren kann“ („Mein 
Kampf“, S. 350). 

In dieſer organiſierten Zuſammenfaſſung der Arbeiterſchaft unker 
feiner Führung erſeßk nun der Jude den bis dahin verkrekenen 
Gedanken der Demokratie durch den Gedanken der Dinkkatkur des 
Prolekariaks. Er entfaltet die Fahne des Klaſſenkampfes, er zerſetzt 
Sittlichkeit, Moral, Religion, Kunſt, er zerſtörk die nationalen Wirk⸗ 
ſchaften — endlich ſetzt er an zum lezten großen Sprung. „Nun be- 
ginnt die große, letzte Revolution. Indem der Jude die politiſche 
Macht erringt, wirft er die wenigen Hüllen, die er noch frägf, von 
ſich. Aus dem demohrakiſchen Volksjuden wird der Blukjude und 
Völkerkyrann. In wenigen Jahren verfuht er, die nationalen 
Träger der Inkelligenz auszurokten, und macht die Völker, indem er 
ſie ihrer nakürlichen geiſtigen Führung beraubt, reif zum Sklavenlos 
einer dauernden Unkerjochung“ (Adolf Hitler, „Mein Kampf“, S. 358). 

Das iſt der Bolſchewismus, die lezte konſequenke Vollendung 
einer Judenherrſchaft — der Makerialismus kriumphierk über alle 
höheren Werke, die Träger jeder Kulkur werden geknebelt, geköket 
und ausgeroffet, die Arbeikerſchaft erſt mißbraucht und dann nieder- 
geworfen und über ihr erhebt ſich die Vollendung der jüdiſchen Welt- 
herrſchaftskräume; der Jude als einzige geiſtige Führung an der 
Spitze des Verbrecherkums organiſierk die Welk nach ſeinem Willen, 
das Reich der Finſternis hat begonnen, der Raſſekod, der Seelenkod, 
der Jude iſt der Herr der Welt. 

Glasklar fieht Hitlers Auge die Entwicklung. Aus der kleinen 
unbedeukenden Gruppe ſchmiedek er die Kampfwaffe gegen die 
jüdiſche Gefahr, gegen die Pläne zur Vernichtung der Lichtraſſe. In 
allen Formen organiſierk er die Partei fo, daß jede jüdiſche Ein- 
bruchſtelle ausgeſchloſſen iſt. Kein Jude, kein Judenſtämmling, kein 
Freimaurer kann in fie einfrefen. Sie bleibt Raſſeparkei. Das demo- 
kratiſche Syſtem der Mitgliederabftimmungen und ⸗ausſchüſſe lehnt 
Adolf Hitler ab. Die Partei wird einheitlich nach dem Führerprinzip 
organiſiert. Niemand kann ſich hinker der Ausrede verſtecken, er 
habe dieſe oder jene Maßnahme nicht gewollt, ſondern ſei nur durch 
die Mehrheit dazu gezwungen worden. So wird Verankworkung er- 
zeugt, die Parkei wird zur Partei der Verankworklichen. 

Treue gegen den Führer wird zum Leitſatz gemachk. Es gibt 
keinen Nakionalſozialismus ohne Adolf Hitler. Damit wird jede 
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Spaltung und Zerreißung der Organifation unmöglich gemacht. Die 
Partei wird zur Parkei der Gekreuen. 

Es wird eine gemeinſame Tracht, das Braunhemd, geſchaffen, das 
ſchon von weitem jeden Mitkämpfer kennklich machk. Jede Stunde 
iſt er gezwungen, für feine Welkanſchauung einzukreken — jo wird 
die Partei die “Partei der Tapferen. 

Eine beſondere Ordnerkruppe wird aufgebaut, aus der fi die 
ipätere SA. entwickelt. Sie muß den Terror der marxiſtiſchen Maſſen 
zurückkreiben und brechen, fie kämpft um die Straße — jo wird die 
Partei die Partei der Kameradſchaft. 

Über den Reihen der Bewegung erhebt ſich die große rofe Fahne 
mit dem Hakenkreuz auf ſchneeweißem Grund — ſo wird das uralte 
Zeichen der nordiſchen Wiedergeburt, das Zeichen des Lichtes, das 
nicht ſterben kann, gewandt gegen das Volk der Finſternis. 

Und nun ſetzt der heroiſche Kampf durch 14 Jahre zwiſchen dem 
Deukſchtum unter Hitlers Fahnen und den Juden, Judenknechken 
und Judenduldern ein. Dieſer Kampf wird zum Leitmokiv der Ge- 
ſchichte, er beginnt in der Unbekanntheit und Dunkelheit und er 
erhebt ſich zur ſtrahlenden Höhe des endgültigen Sieges. Wir werden 
ihn von Jahr zu Jahr durch die Geſchichte Deutſchlands in einer 
kurzen Zuſammenfaſſung der Dinge verfolgen; kauſend Fragen ſpielen 
hinein, aber ſie alle finden ihre Löſung und Beſtimmung in dieſem 
grandioſen Kampf, den der unbekannte Soldat des Weltkrieges Adolf 
Hitler gegen das Judentum entfeſſelt in einem Augenblick, wo dieſes 
ſich bereits als Sieger fühlt und wo es die Ernte in ſeine Scheuern 
bringen möchke. 

Da ſteht das Problem der deutfhen Wehrloſigkeit — aber es iſt 
nicht nur ein außenpolitiſches Problem allein: die Weimarer Gewalt- 
haber und ihre jüdiſchen Auftraggeber haben ein Inkereſſe daran, daß 
Deukſchland wehrlos bleibe, 

Da Steht das Problem der deukſchen Reparafionsbelaftung — aber 
es iſt nicht ein finanzpolitiſches allein; die jüdiſche Hochfinanz will 
durch die Reparationen das deukſche Volk ausrauben, das Welt- 
judentum will ſie benutzen, um die Wirkſchaft der Welt zu zerſtören 
und den Bolſchewismus durchzuſeßen. 

Da ſteht das Problem des deukſchen Volksſterbens, der Ent- 
arkung und des Verfalls der deutſchen Volkskraft, des Rückganges 
feiner biologiſchen Grundlagen — aber es iſt nicht nur ein bevölke- 
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rungspolitiſches Problem; das Judentum wünſcht die deuffhe Volks- 
kraft ſchwach und enkarkek, um dieſes Volk, das ihm immer noch 
gefährlich erfcheint, unſchädlich zu machen. 

Da ſteht das Problem der deukſchen politiſchen Uneinigkeit — 
aber es iſt nicht nur ein Problem des deutfchen Parkeiweſens, ſondern 
der Jude hat ein Inkereſſe daran, daß das deutihe Volk parfei- 
politiſch zerriſſen und gefpalten iſt, damit es nie mehr feine Volks- 
kraft zur Abwehr vereinigen kann. Der Arbeiter und der Mittel- 
ſtändler, der Hausbeſitzer und der Kaplan, jedermann hak feine “Partei 
im deutſchen Volke, nur für das deutſche Volk ſelbſt darf es keine 
Partei geben, die feine Inkereſſen wahrnimmt. 

Da erhebt fih das Problem der deukſchen Wirkſchaft — aber es 
iſt kein Problem der Wirkſchaftsorganiſakion allein; das deukſche 
Volk hat für alles Wirtſchaftsverbände, zum Schutz der Schwer- 
induſtrie und der leichten Induſtrie, der Handſchuhmacher und der 
Strumpfwirker. Nur zum Schuß der geſamken nakionalen Arbeit 
gibt es keine Zuſammenfaſſung, ſondern dieſe reibk ſich in gegen- 
ſeitigen wüſten Kämpfen auf, erftikt am Wucher, verkommk in leicht- 
fertigen Streiks und Ausſperrungen, wird in Inflakion und Deflation 
immer wieder aufs neue ausgeplünderk und immer mehr überfremdek. 

Der Kampf, den Hikler hier aufnimmk, wird damit zu einem 
Kampf von weltweiter Bedeutung. 

Wir werden ſehen, wie er zuerſt kaum Beachkung findet, wie 
die Zerſtörung des deulſchen Volkes von Jahr zu Jahr zunimmt, wie 
die Auflöſung der fittlihen Grundlagen zielbewußt durchgeführt wird 
und wie jede Gegenwehr hoffnungslos erſcheink. 

Wir werden dann erleben, wie die aufſteigende nakionalſoziali⸗ 
ſtiſche Bewegung zuerſt verleumdet wird, wie man es dann verſuchkt, 
fie kokzuſchweigen und einfach aus dem öffenklichen Leben Deutich- 
lands zu ſtreichen, zu kun, als ob ſie nicht da wäre und den alten 
jüdiſchen Fluch an ihr zu vollziehen: „Sein Name ſoll nie mehr ge- 
nannk werden.“ 

Als dies unmöglich wird, verſuchk man die unbequeme Bewegung 
totzufchlagen, der Mordkerror wird gegen fie in Bewegung geſeßt, 
der Verbrecher, des Juden Bundesgenoſſe feit Jahrkauſenden, ſtürzk 
ſich auf ihre Mitkämpfer. 

Endlich verſucht man es mit Verboken, mit Beſchlagnahmen, mit 
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14 Jahre Judenrepublik. 2 


Mißbrauch der Juſtiz und der Verwalkung, der Jude verhöhnt die 
demokrakiſchen Prinzipien, die er einſt proklamiert hakte und endlich 
erliegt er doch. 

Neben dieſem geſchichtlichen Ablauf des Kampfes fteht der Raſſe⸗ 
kampf auf den übrigen Ebenen des geſellſchaftlichen Lebens. Da 
arbeiten große jüdiſche Verbände an der Zerſtörung der Wehrhaftig- 
keit, da raſt das Beſtechungsunweſen, die Vernichkung der wirkſchaft⸗ 
lichen Moral in Wirtſchafts- und Staaksleben, und nur allzuviele 
Nichtjuden beteiligen ſich aus ſchmutziger Habgier an dieſer Zer- 
ſtörung der ſittlichen Grundlagen der Wirkſchaft, da arbeitet die Ent- 
ſittlichungspropaganda, da lügt die jüdiſche Preſſe — mit hunderk 
Köpfen beißt die Hydra des Judentums nach den Fäuſten des er- 
wachenden Volkes. 

Alle böſen Neigungen des deukſchen Volkes ſelbſt ſtellen ſich dem 
Nakionalſozialismus entgegen, rohe Verhetzung und enkarkekes Wohl- 
gefallen an eigener Minderwerkigkeit, Skumpfſinn und Geldgier — 
bis endlich doch die neue Idee fiegt. 


1. 


Der Kampf des Jahres 1919. 


Der ſparkakiſtiſche Terror ſteigk inzwiſchen immer höher. Am 
10. Januar wird von der USPD. und KPD. gemeinſam in Bremen 
die Räterepublik ausgerufen, im Ruhrgebiet brandek ein ungeheurer 
Bergarbeiterſtreik, am 12. Januar wird dorf der jüdiſche Landrichker 
Ruben zum Volkskommiſſar für die Sozialiſterung des Bergbaus 
ernannt. Am 15. Januar werden von der Gardekavallerie-Diviſion 
die Führer des Kommunismus Liebknecht und Roſa Luxemburg ver- 
haftet und ins Edenhokel gebracht. Liebknecht und Roſa Luxemburg 
werden beide getötet, Liebknecht beim Transpork im Tiergarten er- 
ſchoſſen, Roſa Luxemburg im Auto erſchoſſen und in den Landwehr- 
kanal geworfen. Die USPD. ruft zum Generalſtreik auf. Die Fran- 
zoſen verlangen die Auslieferung einer großen Anzahl landwirk⸗ 
ſchafklicher Maſchinen und Geräte. Vom 16. bis 18. Januar koben 
wilde Streiks in Deukſchland; in Halle, Düſſeldorf, Leipzig herrſcht 
offener Sparfakusterror. Am 18. Januar finden deutſch-polniſche 
Waffenſtillſtandsverhandlungen in Liſſa ſtakt; der Vormarſch der 
deufihen Grenzſchutztruppen wird durch die Regierung aufgehalten. 
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Am 19. Januar finden die Wahlen zur verfaſſunggebenden Na- 
kionalverſammlung ſtalk: es erhalten die SPD. 163 Mandate, 
US Po. 22, Demokraten 75, Deukſchnakionale 42, Zentrum 71, 
Deutihe Volksparkei 21, Bayriſche Volksparkei 18. Die Nakional- 
verſammlung wird auf den 6. Februar nach Weimar einberufen. In- 
zwiſchen erfolgt ein neuer Sparkakiſtenpukſch in Bremen und Ham- 
burg. 

Der Jude Dr. Preuß legt den Entwurf der neuen Reichs- 
verfaſſung vor, der zuerſt eine Zerſtückelung Preußens vorfieht. Der 
Eiſenbahnverkehr muß wegen der Ablieferung der Lokomokiven und 
Wagen an die Siegermächte auf das äußerſte eingeſchränkk werden. 
Am 25. Januar, dem Geburtstage Friedrichs des Großen, wird unter 
dem Vorſitz des Juden Preuß eine Kommiſſion der Verkreker der 
deukſchen Einzelſtaaken zur Berakung des Verfaſſungsenkwurfes ein- 
geſetzt. Am 27. Januar erfolgt ein neuer Sparkakiſtenpukſch in Wil- 
helmshaven; kommuniſtiſche Banden ſetzen ſich in den Beſitz von 
Gotha. Am 30. Januar nimmt der Staatsrat von Deukſch-Sſterreich 
einſtimmig einen Öefeßentwurf an, der die Zugehörigkeit von Deukſch- 
Öfferreih zum Deukſchen Reiche beſtimmk. Inzwiſchen breiten ſich 
die marxiſtiſchen Unruhen aus, das Telegraphenamk in Eiſenach wird 
durch USPPD.-Leufe beſetzt, die Soldatenräte des 15. und 11. Armee- 
korps in Eiſenach lehnen den Schutz der Nakionalverſammlung in 
Weimar ab. 


Es haben ſich überall Freikorps gebildet, die dem marriffifchen 
Terror enkgegenkreken. Die Divifion Gerſtenberg erobert nach ſchwe— 
ren Kämpfen, bei denen auf beiden Seifen Artillerie eingeſetzt wird, 
Bremen. 


In der Nakionalverſammlung wird der ſozialdemokrakiſche Abge- 
ordneke Dr. David (übrigens kein Jude) am 7. Februar zum Prä- 
fidenten gewählt. Am 9. Februar fallen Koburg und Lübeck durch 
Wahl in die Hände einer fozialdemokratifchen Mehrheit, in Braun- 
ſchweig wird der Landfag unter Kontrolle der Arbeiker- und Sol- 
dakenräke geſtellt. Am 12. Februar wird der Leiter der kommuni- 
ſtiſchen Propaganda Karl Radek in Charlokkenburg verhaftet; er 
heißt eigenklich Jude Sobelſohn. Am 13. Februar wird das neue 
Reichskabinekt gebildet, Scheidemann wird Präſidenk des Reichs- 
miniſteriums, der Jude Preuß übernimmk das Reichsinnenminiſterium, 
der Jude Landsberg das Juſtizminiſterium, der Sozialdemokraf Bauer 
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das Arbeitsminifterium, Robert Schmidt das Ernährungsminiſterium, 
ferner gehören zur Regierung noch die Zenkrumsleuke Giesberts 
(Reichspost), Bell (Kolonien), Graf Brokdorff-Rangau (Außen- 
minifter). Scheidemann eröffnet mit wüſten Beſchimpfungen die Ver- 
ſammlung und erklärt: „Die Zeiten der Gewaltherrſchaft (11) find 
ein für allemal vorüber. Die alten Gewalten waren im Rechts- 
bewußtſein des Volkes ſchon kot, als fie noch ſcheinlebendig waren... 
Als entgegen allen Voraussetzungen unſerer U-VBook- Propheten — 
(Lahmlegen des U-Boot-Krieges vergaß Scheidemann!) — das Heer 
der Feinde im Weſten um Millionen anwuchs und ſchließlich der 
geniale Haſardeur des Weltkrieges Ludendorff (!!!) den Bankerokt 
erklärte, fiel es wie eine Binde von den Augen des deukſchen Volkes. 
Deutſchland war reif geworden für den 9. November. . .. Es iſt 
unfer aller Ehrgeiz, in der Verfaſſung ein Maß von Freiheit zu ver- 
wirklichen, wie es kein anderer Staat der Welt kennt“ (!!!). 

Die Polen ſetzen inzwiſchen, krozdem die Deutſchen auf An- 
weiſung der Entente ihren Vormarſch einſtellen mußten, die Feind- 
ſeligkeiten fort. 

Hindenburg prokeſtiert in einem Schreiben an Scheidemann gegen 
die Beſchimpfung Ludendorffs und erklärt: „General Ludendorff iſt 
ein glühender Pakriok und hat nur das Beſte für das deulſche Volk 
in feiner kraftvollen Art erſtrebt. Das gewiſſenloſe oder leichtferkige 
Weſen eines Haſardeurs liegt ihm ganz fern.“ Scheidemann ant- 


wortet darauf, er könne in der Sache von feinem Work nicht ab- 
gehen. 


Durch Wahlen am 16. Februar fällt Schaumburg-Lippe in die 
Hände einer fozialdemokratiihen Mehrheik. Im Ruhrgebiek rufen 
die Kommuniſten zum Generalſtreik auf, der erſt bei Einſatz von 
Militär niederbricht. Unter Mißbrauch der alten burſchenſchafklichen 
Tradition beſchließt der Skaakenausſchuß die Einführung der ſchwarz— 
rot-goldenen (ſchwarz = Zentrum, rok = Sozialdemokratie, gold = 
jüdiſche Großfinanz) Fahne als Nakionalfarbe. 

Erzberger denunzierk den Induſtriellen Hugo Skinnes bei der 
Entente, weil Stinnes bei ffaffgefundenen Verhandlungen in Spa 
ſich für Deutſchland gewehrk hat. Erzberger erklärt: „Ich habe feine 
Abberufung durchgeſetzt, weil ich unſeren Feinden als Sachverſtän- 
digen nicht einen Herrn anbieten konnte, der an der Ausbeutung 
Belgiens fo hervorragend befeiligt geweſen iſt, wie Hugo Stinnes, 
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und der die haupffreibende Kraft geweſen ift bei der Verſchleppung 
der belgiſchen Arbeiksloſen“ (h. 

Der Jude Kosmanowſki (Kurt Eisner) hat inzwiſchen in Bayern 
eine vollkommen wahnſinnige Mißwirkſchaft eingeführt — am 31. Fe- 
bruar wird er von dem Grafen Arco umgelegk. Darauf bricht in 
München die Räterepublik aus, Geiſeln werden verhaftet und die 
Bewaffnung des Prolekariaks proklamierk. Am 22. Februar rufen 
die Kommuniſten in Mannheim eine kurzlebige Räterepublik aus. 
In Braunſchweig wird eine Regierung gebildet, die gemeinſam von 
Sozialdemokraten und Unabhängigen Sozialdemokraken zufammen- 
gefeßt iſt — das „Verkeidigungs“miniſterium übernimmt der Jude 
Undeukſch. Skadtverordnekenwahlen in Groß-Berlin ergeben eine 
Mehrheit von 93 Sozialdemokraken und Unabhängigen Sozialdemo- 
kraten gegen 51 Verkreker der anderen Parkeien. In Leipzig und 
Thüringen brichk der Generalſtreik und kommuniſtiſcher Terror aus, 
in Braunſchweig wird die Räterepublik durch die Kommuniſten am 
28. Februar ausgerufen. In Berlin brichk vom 3. bis 8. März ein 
ſchwerer kommuniſtiſcher Aufſtand aus, im Lichkenberger Rathaus 
werden Freiwillige ermordet; nach ſchwerem Kampf wird die Un- 
ruhe niedergeſchlagen. Landtagswahlen in Sachſen-Meiningen brin- 
gen ebenſo wie in Bremen marxiſtiſche Mehrheiten, während in 
Sachſen⸗Weimar und Waldeck der Marxismus in der Minderheit 
bleibt. Schwarzburg-Rudolſtadt und Hamburg gehen ebenfalls in die 
Hand der Marxiſten über. In Sachſen wird der Jude Dr. Gradnauer 
zum Miniſterpräſidenken gewählt. In Bayern radikalifiert ſich die Lage 
immer mehr; einftweilen ſteht einer wachſenden kommuniſtiſch- unabhän- 
gigen Bewegung ein fozialdemokratifches Kabinekt Hoffmann entgegen. 

Die deuffehe Handelsflotte wird am 21. März ausgeliefert, das 
Reichsſchatzminiſterium dem Juden Gokhein übergeben; im Rhein- 
land betreibt das Zentrum eine leidenſchaftliche Propaganda für Bil- 
dung einer „Rheiniſchen Republik“ in Zuſammenarbeit mit franzö⸗ 
ſiſchen Stellen, es enthält ſich der Stimme, als am 24. März in der 
preußiſchen Landesverſammlung eine Enkſchließung gegen alle Los- 
löſungsbeſtrebungen von Preußen angenommen wird. 

Im Ruhrgebiet brandet der Aufruhr, Regierungstruppen rücken 
ein, fie bejegen unter Führung des Generals von Wakker das Ruhr- 
gebiet; Severing wird zum Reichskommiſſar ernannt. In Württem- 
berg wird am 31. März gleichfalls der Generalſtreik proklamiert. 
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Die deutfhen Finanzſachverſtändigen zur Abwickelung der aus 
der Vorbereitung des Friedens ſich ergebenden Finanzfragen reifen 
nach Paris ab; an ihrer Spitze ſtehen die beiden Juden Max War- 
burg und Dr. Melchior — auf amerinkaniſcher Seite iſt Finanzſach- 
verſtändiger der Bruder Max Warburgs, Felix Warburg aus 
New Vork. 


Ein Putih in München fegk am 7. April die Regierung Hoff- 
mann hinweg, die ſich nach Bamberg begibt. Die neue Regierung 
ſetzt ſich aus Kommuniſten und Unabhängigen zuſammen. 


In Braunſchweig bricht am 9. April ein neuer Generalſtreik aus, 
der zur Beſetzung der Skadk Braunſchweig in der Naht vom 
16. zum 17. April durch die Truppen des Generals Maercer führt. 
— Die kommuniſtiſche Regierung unker Schneider Merges und dem 
früheren Berliner Polizeipräfidenten Eichhorn (Jude) wird verjagt. 


Inzwiſchen halken die Unruhen in Sachſen und Bayern an, der 
ſächſiſche Kriegsminiſter Neuring wird in Dresden von Kommuniſten 
in die Elbe geworfen und durch Schüſſe gefötet; in München gelangt 
durch einen kommuniſtiſchen Putſch die vollziehende Gewalt an einen 
Vollzugsrat mit den Juden und Freimaurern Lewien und Levine an 
der Spitze. Die Juden Toller und „Wadler“ (W. Adler) übernehmen 
die Kampfleikung der Kommuniſten; Stadtkommandank wird der 
Makroſe Eglhofer. NReichstruppen ſetzen ſich in Marſch auf Mün- 
chen; zehn Angehörige einer völkiſchen Studiengeſellſchaft werden von 
jüdiſchen Tſchekiſten im Luitpoldgymnafium ermordek. München wird 
durch Truppen unter Generalleuknank von Oven, Generalmajor Möhl 
und General Ritter von Epp vom kommuniſtiſchen Terror befreit. 
Schwere Kämpfe bei Skarnberg und Dachau gehen dieſer Befreiung 
voraus. Die jüdiſchen Führer können zum Teil gefaßt werden, der 
Blutjude Landauer wird von Soldaken niedergemachk, Sontheimer, 
ebenfalls ein blutiger Deutſchenmörder, ſtandrechklich erſchoſſen, 
Leviné, Axelrod und Toller feſtgenommen; Toller, den Kriegsſänger 
der Kommuniſten, fand man in einem Wäſcheſchrank verſteckk mit 
falſcher Perücke und „unſauberen Beinkleidern“. 


Die vollkommene Zerſtörung der deukſchen polikiſchen Macht und 
die Unmöglichkeit, bei der dauernden Sabokage durch den Marxismus 
Widerſtand zu leiſten, ermutigt die Enkenke zu weit über die urjprüng- 
liche Abſichkt hinausgehenden Forderungen. Schon am 14. April hakte 
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der Jude Kautzky auf dem zweiten Kongreß der Arbeiker- und Sol- 
datenräfe geforderk, daß die Führung der Außenpolitik einen Frie- 
den nichk durch Widerſtand gegen Forderungen der Siegermächke 
verhindern dürfe. Daraufhin erklärke nun Clemenceau: „Die Stunde 
der ſchweren Abrechnung iſt gekommen,“ und überreicht am 7. Mai 
ein Exemplar des Friedensdikkakes. Auf deutfche Einwände, daß die 
vereinbarfe Baſis des Rechksfriedens verlaſſen fei, lehnt er am 
7. Mai eine Erörkerung der grundſätzlichen Bedingungen ab. Graf 
Brockdorff-Rantzau überreicht am 27. Mai die deutſchen Gegen- 
vorſchläge und fordert die Einſetzung eines neukralen Schiedsgerichts. 

Inzwiſchen fallen „ſchwarze“ Verräter dem deutſchen Reich in 
den Rücken. In Landau fordert eine Abordnung unker Führung des 
gekauften Juden und Zenkrumsmannes Dr. Haas auf Veranlaſſung 
des franzöſiſchen Generals Girard die Ausrufung der Pfalz zum 
ſelbſtändigen neukralen Staat (). Als dieſe Verbrecher vom Regie- 
rungspräſidenken eingeſperrk werden, ſetzte die franzöſiſche Be— 
ſaungsbehörde fie am 22. Mai wieder in Freiheit. In Wiesbaden 
verſuchk, ebenſo wie in Speyer, ſeparakiſtiſches Geſindel die Los- 
reißung vom Reich durchzuſetzen. 

Die Unabhängige Sozialdemokratie erläßf eine Proklamakion an 
das Prolekariak und fordert bedingungsloſe Unterzeichnung des Frie- 
densdikkakes (17. Juni). 

Graf Brockdorff-Rantzau kritt aus dem Kabinekt aus und erklärt 
in einem Schreiben an Eberk: „In vollem Bewußtſein ihrer Trag- 
weite habe ich für den kommenden Frieden gewiſſe Mindeftforde- 
rungen in ſo ſcharfer Form aufgeſtellt, daß ich ſie nicht fallen laſſen 
kann, ohne mich als ernſtzunehmenden Politiker ſelbſt auszufchalten. 
Die Verhandlungen in Weimar haben mich überzeugt, daß Gründe der 
inneren Politik, beſonders die überwiegende Auffaſſung von dem 
ſeeliſchen Zuſtand unſeres ſchwergeprüften Volkes es für die Regie- 
rung unmöglich erſcheinen laſſen, den Einſa zu wagen, ohne den ich 
mein Spiel nicht gewinnen kann.“ 

Darauf kritt das Kabinekt Scheidemann zurück, ein neues Kabi- 
nelt unker dem Sozialdemokraten Guſtav Bauer wird gebildet, dem 
Erzberger und Bell als Zenkrumsleuke angehören. Am gleichen Tage 
verjenkt Admiral von Reuter die in der Bucht von Scapo Flow 
intkernierke deutſche Kriegsflofte — in all der Zerſetzung und Auf- 
löſung ein Zeichen kapferer Haltung und Ehre. Der Admiral erklärt, 
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daß er die Verſenkung vorgenommen habe auf Grund eines früheren 
kaiſerlichen Marinebefehls, nach dem Kriegsſchiffe nicht in die Hand 
der Feinde fallen dürfen. 

Die Nationalverfammlung nimmt auf Ankrag Bauers mik 237 
gegen 138 Stimmen den Beſchluß an: „Die Nakionalverſammlung 
iſt mit der Unterzeichnung des Friedensverkrages einverſtanden.“ 
Damit iſt die Schächkung des deuffhen Volkes unkerſchrieben. 

Soldaten der Berliner Freikorps holen, ehe fie ausgeliefert 
werden müſſen, die 1870/71 erbeuteten franzöſiſchen Fahnen aus dem 
Berliner Zeughaus und verbrennen ſie vor dem Denkmal Friedrichs 
des Großen; eine ungeheure Erregung geht durch die Truppen, auch 
Hindenburg erklärt ſich gegen die Unterzeichnung des Friedens- 
vertrages, aber General Groener kelegraphierk an den Reichspräſi⸗ 
denken Ebert, es ſei zu hoffen, daß die Offiziere auch nach der be- 
dingungsloſen Unkerzeichnung weiterhin ihre Pflicht kun würden. 
Hindenburg legt hierauf den Oberbefehl nieder, nachdem er noch 
am 17. Juli die Möglichkeit eines Widerſtandes in folgender Weiſe 
umriſſen hakte: „Wir find bei der Wiederaufnahme der Zeindjelig- 
keiten militäriſch in der Lage, im Oſten die Provinz Poſen zurück- 
zuerobern und unſere Grenzen zu halten. Im Weſten können wir 
bei ernſtlichem Angriff unſerer Gegner angefihts der numeriſchen 
Überlegenheit der Entente und deren Möglichkeit, uns auf beiden 
Flügeln zu umfaſſen, kaum auf Erfolg rechnen. Ein günſtiger Aus- 
gang der Geſamkoperakionen iſt daher ſehr fraglich, aber ich muß als 
Soldat den ehrenvollen Untergang einem ſchmählichen Frieden vor- 
ziehen.“ 

Gleichzeitig ſetzt fofort der ſparkakiſtiſche und marxiſtiſche Verrat 
wieder ein. In Hamburg brechen kommuniſtiſche Unruhen aus, im 
Rheinland enkfaltet der Separakismus, vom Zenkrum begünſtigk, aufs 
neue feine verbrecheriſche Tätigkeit. Noch befteht die Möglichkeit, 
die Unkerſchrift unter das Diktat zu verweigern und Widerſtand zu 
leiſten, wobei wahrſcheinlich ein beſſerer Friede zu erreichen geweſen 
wäre, aber der jüdiſche Marxismus verhinderk dieſe Möglichkeit. 

Zur ſelben Zeit weigert ſich die kürkiſche Nation mit nur 12 Mil- 
lionen Menſchen gegen den Willen ihrer Regierung und ihrer geiff- 
lichen Führung, ohne Induſtrie, ohne Waffen und Munitionsverfor- 
gung in ausreichendem Maße zu beſitzen, unter der Führung des 
Generalleuknanks Muſtafa Kemal Paſcha, das Friedensdiktaf von 
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Sévres an ſich vollziehen zu laſſen und organifierf, troßdem Klein- 
afien von fremden Militärmiffionen überſchwemmk iſt, den bewaff- 
neten Widerſtand. Marſchall Kiaſim Karabekir Paſcha geht mit raſch 
zuſammengerafften Freiwilligen gegen die von der Enkenke gegrün- 
deke armeniſche Republik vor. 

Die deulſche Nation aber mit 65 Millionen Menſchen, Induſtrie, 
Bewaffnung, wenn auch nicht mehr voll ausreichend, war durch den 
Marxismus völlig demoraliſierk und lahmgelegt; krotz des Willens 
eines großen Teiles der Armee wagte fie nicht, noch einmal Wider- 
ftand zu leiſten. So wurde am 28. Juni von Hermann Müller und 
dem Zenkrumsmann Dr. Bell in Verſailles das „Friedens“-Dikkat 
unterzeichnek. Es koſtete dem Deutſchen Reich die Wehrhoheit, die 
Hoheitsrechte auf Rhein und Elbe, ferner Memelland, faſt ganz Weft- 
preußen, faſt ganz Poſen, das Hultſchiner Ländchen, Elſaß-Lothringen 
und Eupen-Malmedy; über das Schickſal von Oberſchleſien, Teilen 
Oſtpreußens, Nordſchleswig ſollte eine Volksabſtimmung enkſcheiden 
— das Saargebiek wurde bis 1935 unker Völkerbundsverwalkung 
geſtellt. Es gingen ferner verloren: die gefamten Kolonien, die als 
Mandate vom Völkerbund verkeilk wurden, die Handelsflokte, ſoweit 
noch nicht ausgelieferk, die Kriegsflokte, die Seekabel und unermeß— 
liche volkswirtfchaftlihe Werke. Franzöſiſche, engliſche, amerikaniſche 
und belgiſche Beſatzungsarmeen blieben im Rheinland und in der 
Pfalz und lebten auf Koſten des deuffhen Volkes einen berr- 
lichen Tag. 

Das Deukſche Reich wurde durch eine unbegrenzte „Wiedergut- 
machungspflicht“ zum Tribukſtaak gemacht; durch das Syſtem der 
Reparakionslaſten erzielte die Hochfinanz auf Koſten des ſchaffenden 
deutfhen Volkes ungeheuere Gewinne. 

Über dem fo geſchaffenen Sklavenffaat wird die ſchwarz⸗ rot- 
goldene Judenfahne als Siegerfahne gehiff. Lediglich die Handels- 
flagge bleibt ſchwarz- weiß-rot mit einer Göſch in ſchwarz-rok-gold. 
Die oberſte Heeresleitung in Kolberg wird aufgelöſt. Die Auspreſſung 
des Volkes kann beginnen: bereits am 8. Juli legt Erzberger ſein 
neues Stkeuergeſeßz in der Nakionalverſammlung vor. Der Reichs- 
wirtſchafksminiſter Wiſſel kritt am 12. Juli zurück als einer der 
wenigen Sozialdemokraten, die erkennen, daß nunmehr irgendein 
Sozialismus unter diefer politiſchen und wirkſchaftlichen Verſklavung 
nicht mehr verwirklicht werden kann. 
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Verſammlungen, die in Berlin gegen den unmöglichen Friedens- 
verkrag ftattfinden, werden von Kommuniſten und Unabhängigen ge- 
ſprengt, dieſe erklären ſich damit bewußt für das Verſailler Diktat 
(21. Juli). 

Die Weimarer Verfaſſung wird am 31. Juli 1919 angenommen, 
am 11. Auguſt vom Reichspräſidenken Ebert unkerzeichnek und der 
bisherige Präfident des Reichsminiſteriums Bauer zum Reichskanzler 
ernannk. Am 18. Auguſt erheben ſich in Oberſchleſien die Polen, 
nach wenigen Tagen können Regierungstruppen die Ordnung wieder- 
herſtellen. 

Die deufjhen Truppen im Baltikum, die dorf auf Grund der 
ihnen von der lektiſchen Regierung gemachten Zuſagen Siedlungsland 
verlangen, werden von der Reichsregierung im Stich gelaffen, fie ver- 
weigern der „Regierung“ den Gehorſam. 

Am 2. September forderk die Enkenke einen Verzicht Deutſchlands 
auf die Vorſchrift des Artikels 61 Abſ. 2 der Reichsverfaſſung, der den 
Anſchluß von Deukſch-Oſterreich an Deutjchland vorſieht. Deukſchland 
muß auch hier nachgeben und Zugeſtändniſſe machen und in einer 
diplomatiſchen Urkunde auf die Forderungen der Enkenke hin erklären, 
daß dieſer Arkikel fo lange kraftlos bleibt, als nicht der Rat des 
Völkerbundes eine Abänderung der ſtaaksrechtlichen Verhälkniſſe 
Deutſch-Sſterreichs zuſtimmk. 

Zur Überwachung der militäriſchen Ausführungsbeſtimmungen des 
Friedensdikkakes kreffen fremde Militärmiffionen als „Inkeralliierte 
Militärkommiffion” unter der Leitung des franzöſiſchen Generals 
Nollet in Berlin ein. 

Das Jahr geht ſtill und kläglich zu Ende, wirkſchafkliche Not, vor- 
übergehende Einſtellung des Eiſenbahnverkehrs, Schleihhandel und 
Preistreiberei verelenden die Bevölkerung immer mehr. Am 18. No- 
vember müſſen ſich Hindenburg und Ludendorff vor dem parla- 
menkariſchen Unkerſuchungsausſchuß der Juden Sinsheimer und Cohn 
„verantworten“. Der Jude Kaufsky veröffentlicht eine kendenziös 
zufammengeftellte Aktenſammlung des Auswärkigen Amtes, die 
wieder einmal dazu dienen ſoll, Deukſchland zu belaſten und beſonders 
den früheren Kaiſer herabzuſetzen. Scheidemann wird zum Oberbürger- 
meiſter von Kaſſel gewählt — er beginnt feinen „Dienſt am Volke“ 
damit, die Möbel des Schloſſes Wilhelmshöhe für feinen Privat- 
gebrauch abholen zu laſſen. Gegen Ende des Jahres ſteigern ſich die 
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Unruhen, die ſchwere wirkſchaftliche Not und die Hetze der Kommu- 
niſten kreiben immer wieder die enftäufchfen Maſſen auf die Straßen, 
die doch noch verſuchen wollen, ein Stück der vielen Verſprechungen 
ihrer Bonzen zu erreichen. 

* 


Die Ereigniſſe des Jahres 1920. 


Am 10. Januar wird das Protokoll des Friedensverkrages unfer- 
zeichnek. Inzwiſchen geht durch Deukſchland ein allgemeiner Eijen- 
bahnerſtreik; vor dem Reichstag ſchwere Zuſammenſtöße, im ganzen in 
Berlin 42 Tote und 105 Verletzte, Ausnahmezuſtand wird verhängk. 

Die preußiſche Regierung hakte ſchon anfangs 1919 die Grenz- 
behörden angewieſen, der Einwanderung von „ſchutzſuchenden“ Juden 
aus Polen keine Schwierigkeit zu machen. Oſtjuden überfluten Berlin 
und die großen Provinzſtädte. 

Trotz allem hatke aber doch der nationale Widerſtand ſich joweit 
ſchon gekräftigt, daß wenigſtens einer der ſchlimmſten Reichsverderber, 
Erzberger, gezwungen wird, den gegen ihn gerichtefen Angriffen, zu 
deren Verkreker ſich der Abgeordnete Helfferich machke, vor Gericht 
entgegenzufrefen. Am 19. Januar begann der Prozeß Erzbergers 
gegen Helfferich, der Erzberger beſonders vorgeworfen hakke, daß er, 
abgeſehen von einer Anzahl anderer Schiebungen, bei der Tiefbau- 
geſellſchaft Julius Berger (Jude) am 24. Mai 1917 als Schiedsrichter 
zwiſchen Berger und der Behörde kätig geweſen und, nachdem er für 
die Firma enkſchieden hatte, bereiks am 14. Juni 1917 in den Auf- 
ſichksrat der Geſellſchaft eingekreken ſei. Helfferich ſtellte nun weiter 
unker Beweis, daß der Einkrikt Erzbergers in den Aufſichksrat der 
Firma bereits im Frühjahr 1916 in Ausſicht genommen war. Erz- 
berger hakte krotzdem noch in drei Fällen als Schiedsrichker in Streit- 
fällen zwiſchen dem Reich und der Firma „ſelbſtverſtändlich“ gegen 
das Reich enkſchieden, was dieſem mindeſtens 1 Million Mark gekoftef 
hatte. Außerdem hakte Erzberger, krozdem er an der Geſellſchaft 
geſchäftlich intereſſiert war, den Chef des Unternehmens als Mitglied 
der Verſailler Aufbaukommiſſion berufen. Dies war um ſo auffälliger, 
als Julius Berger während des Krieges wegen mehrfacher Unzuver- 
läffigkeit von Kriegslieferungen ausgeſchloſſen worden war. Erz- 
berger hakte ſich auch noch für die Verleihung des Eiſernen Kreuzes 
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an den Juden eingeſetzt. Als Helfferich den Zeugen General von 
Oldershauſen fragke: „Sind dem Zeugen andere Fälle bekannk, daß 
das Kriegsminiſterium bei ihm für die Beankragung des Eiſernen 
Kreuzes von Unkernehmern inkervenierke?“ ankworkeke der General: 
„Nicht ein einziger! Der Fall Erzberger— Berger war der einzige“ 
(Lachen im Zuhörerraum). Der Zeuge Jonquière bekundete, daß 
Erzberger bereits im Jahre 1913, alſo vor dem Kriege, als Schied3- 
richter pflichkwidrig für die Firma Julius Berger fätig geweſen ſei. 

Dazu kamen noch andere unglaubliche Schiebungen. Im Falle der 
Huſtenmiktelfabrik „Pnigodin“ hatte Erzberger für dieſe Firma, an 
der er bekeiligt war, Skaaksunterſtützung nachgeſucht, feine Ankeil- 
ſcheine an der Firma mit der Begründung, fie ſeien werklos, nicht ver- 
feuert, fie dann aber erfolgreich über Pari verkauft. Neben all dieſen 
unſauberen Handlungen fällt es nicht weiter auf, daß Erzberger außer- 
dem in einem Arkikel Helfferich bei der Enkenke denunzierk. Obgleich 
der Erzberger-Skandal offenkundig war, wurde der Konjunktur- 
politiker Erzberger am 4. Februar doch wieder in feine Amker ein- 
gefeßt. Wie groß die Erbikterung im Volke wirklich war, zeigte das 
Attentat auf den Erzſchieber am 26. Januar. Die Reichsregierung 
aber — erließ einen „Aufruf gegen politiſche Verhetzung“ (11). 

Deukſchlands ſyſtematiſche Auspowerung und Zerſtückelung ging 
immer weiter; die Abſtimmung in der erſten Zone Schleswigs brachte 
durch eine unmögliche Grenzziehung den Verluſt nicht unerheblichen 
rein deutſchen Gebietes, darunker auch der Stadt Tondern, obgleich 
ſich dort am 10. Februar eine Mehrheit von 2503 Wählern gegen 751 
für Deukſchland erklärte. Lediglich die Auslieferung der fogenannten 
„Kriegsverbrecher“ konnte verhindert werden, aber das deutſche Heer 
mußte bis zum 10. Juli 1920 auf 100 000 Mann herabgeſetzt werden. 
Erzberger aber hielt ſich immer noch, kroßdem in den „Hamburger 
Nachrichten“ und anderen Tageszeitungen akkenmäßig feine Steuer- 
hinkerziehungen nachgewieſen worden waren. 

Am 12. März erfolgte endlich das Urteil gegen Helfferich, das tat- 
ſächlich die moraliſche Verurteilung Erzbergers bedeutete. Helfferich 
wurde zwar wegen formaler Beleidigung zu 300 RM. Geldſtrafe 
verurfeilt, die Urfeilsbegründung aber beſagke: „Der Angeklagte 
Gelfferich) wirft dem Nebenkläger vor: 1. Vermiſchung polltiſcher 
Tätigkeit und eigener Geldintereſſen (Gefchäftspolitik), 2. Unwahr- 
haftigkeit, 3. Unanſtändigkeit, A. politiſche Tätigkeit zum Nachteile 
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Deulſchlands.“ — Erzbergers Revifion wurde vom Reichsgericht ver- 
worfen; — erſt dann, am 21. Dezember 1920, reichte endlich Erzberger 
fein Rückkriktsgeſuch ein. 

Die Erregung über den Erzberger-Skandal, der faſt völlige fitt- 
liche Verfall, die Forderung auf Auflöſung der Freikorps, die Herab- 
ſetzung des Heeres und die Weigerung, die Wahl des Reichspräſi- 
denken durch das Volk vollziehen zu laſſen, führt zum Konflikt 
zwiſchen der Regierung und den Freikorps. Nach vergeblichen Ver- 
handlungen erfolgt als erſter Gegenſtoß der Kapp- Pukſch; am 
13. März, früh 6 Uhr, beſetzt die Brigade Ehrhardt Berlin; eine 
neue Regierung unter Leitung des Generallandſchaftsdirekkors Kapp 
wird gebildet; die Regierung Ebert flieht zuerſt nach Dresden und 
dann nach Stukkgark. Da aber ſowohl die Beamtenfchaft ſich weigerk, 
Kapp zu dienen, als auch die Gewerkſchafken den Generalſtreik 
proklamieren und die Kapp-Regierung ſich nicht auf eine konſtrukkive 
politiſche Idee ſtützt, mißlingkt der Putſch; am 17. März tritt Kapp 
zurück; die Truppen ziehen nach ſchweren Kämpfen gegen kommu- 
niſtiſche Banden aus Berlin ab und die Kommuniſten benußen die 
günſtige Gelegenheit zu neuen Vorſtößen, die in Miteldeukſchland und 
vor allem im Ruhrgebiet zu furchkbaren Greueln durch eine ſogenannke 
„Rote Armee“ und zum zeitweiligen Übergang der politiſchen Macht 
in die Hand der Kommuniſten führen. Nach ſchweren Kämpfen erſt 
können die Kommuniſten im Ruhrgebiet niedergeworfen werden. 

In Bayern iſt inzwiſchen eine Regierung der Bayriſchen Volks- 
partei unter Dr. v. Kahr als Minifterpräfident gebildet worden. 

Für wen die Sozialdemokraten in Wirklichkeit fätig find, zeigt 
ſich am 19. März, als die alliierten Geſchäftskräger der Reichs- 
regierung ihre Glückwünſche wegen der raſchen Beendigung des 
Kapp-Putſches überreichen. Der Jude Weismann wird zum Gfaats- 
kommiſſar für die öffentliche Ordnung ernannk. Das Kabinekt Bauer 
kritt am 26. März zurück und wird durch das erſte Kabinett Her- 
mann Müller erſetzt. 

In Preußen wird das Kabinett des Juden Hirſch durch ein Kabi- 
nett Braun-Severing abgelöft mit Sozialdemokraten als Miniſter- 
präfident, Miniftern des Inneren, der Finanzen und für Landwirk⸗ 
ſchaft. 

Die Unruhen halten inzwiſchen an, der Kommuniſtenführer Mar 
Hölz ſetzt ſich vorübergehend in den Beſitz des Vogtlandes und pro- 
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klamiert dort die Räkerepublik. Bemerkenswert ift, daß einer feiner 
Aufrufe, der die Sprengung von Häuſern und Villen androhk, aus- 
drücklich die Schonung der Banken befiehlt. Auch hier zeigt ſich 
wieder der Zuſammenhang zwiſchen Kommunismus und Hochfinanz. 

Die Unzufriedenheit mit der ſozialdemokrakiſchen Lokkerwirkſchaft 
und Mißregierung nimmk immer ſtärker zu. Am 28. April müſſen 
ſchließlich Reichskagswahlen für den 6. Juni 1920 ausgeſchrieben wer- 
den. Die Freikorps werden inzwifchen überall aufgelöſt. Die Reichs- 
kagswahl bringt eine Niederlage der Weimarer Koalition von So- 
zialdemokraten und Zenkrum; es zeigt ſich aber auch eine ſtarke 
Radikaliſierung des Volkes. Die ſozialdemokrakiſchen Mandate 
ſinken von 163 auf 122, dagegen nimmt die Zahl der „Unabhängigen“ 
von 22 auf 81 zu, das Zentrum verliert ebenfalls und kann ftaft 
89 nur noch 68 Abgeordneke in den Reichstag enkſenden. Die Zahl 
der deutſchnakionalen Abgeordneten ffeigt von 42 auf 66. Das Kabi- 
nett Hermann Müller iſt durch dieſen Wahlausgang zum Rücktritt 
gezwungen; am 21. Juni wird ein neues Kabinekt unter dem Zen- 
krumsmann Fehrenbach gebildet, dem keine Sozialdemokraten ange- 
hören. 

Die wirkſchaftliche Verſchuldung Deukſchlands wird immer kafa- 
ſtrophaler, zumal die Konferenz in Spa vom 5. bis 16. Juli ohne 
praktiſche Ergebniſſe bleibt; es wird lediglich beſchloſſen, die Wieder- 
gutmachungsfrage auf einer beſonderen Konferenz zu beraken, die aber 
nicht zuſtande kommt. In dieſer verworrenen polikiſchen Lage bringt 
die Volksabſtimmung in Weft- und Oſtpreußen, die einen ungeheuren 
Erfolg des Deukſchtums darftellt, eine ſchwache Hoffnung. Dagegen 
ſteht die Volksabſtimmung in Eupen-Malmedy fo ſehr unter dem 
Druck der belgiſchen Behörden, die jeden, der ſich für Deutſchland 
einjeßt, mit Ausweiſung bedrohen, daß fie für Deuffchland ungünſtig 
ausgeht. In Oberſchleſien bringt der 17. Juni einen zweiten Polen- 
aufſtand, der unker der Führung Korfankys vorübergehend bis zum 
28. Juni einen Teil der oberſchleſiſchen Landkreiſe mit Ausnahme 
des Induſtriegebiets in die Hände der Polen lieferk. Der preußiſche 
Innenminiſter Severing warnk dringend vor einer gewalkſamen 
Gegenwehr der deutſchen Bevölkerung. Der Druck der Entente wird 
immer unerkräglicher, ſogar die Auslieferung von Dieſelmokoren wird 
geforderk. Ein beſonderer franzöſiſcher Geſandter wird nach München 
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geſchickk, um in Bayern für die Loslöſung vom Reiche Stimmung 
zu machen. 

Das Jahr 1920 bringt als bisheriges Ergebnis der Ausplünde- 
rung Deutfchlands folgende Verluſte an Volksvermögen: es wurden 
abgeliefert: 17,8 Millionen Tonnen Kohlen, 19000 Tonnen Am- 
moniak-Sulfat, 2 Millionen Tonnen Seeſchiffe, 38 000 Tonnen Fluß- 
ſchiffe, 360 000 Haustiere, 6,8 Millionen Kilogramm Sämereien, 4571 
Lokomotiven, 129 555 Waggons, 5000 Laſtwagen, 140 000 Tonnen 
Eiſenbahnmakerial, 131 505 Tonnen landwirkſchafkliche Maſchinen 
und Geräke, 10,7 Millionen Kilogramm Farbſtoffe, 57 000 Kilogramm 
pharmazeukiſche Produkte, die Unkerſeekabel Emden— Vigo, Emden — 
Breſt, Emden — Teneriffa, Emden — Azoren, Azoren —-New Vork, Te- 
neriffa - Monrovia—Lome—Dualla, Monrovia —Pernambuco, Kon- 
ſtantinopel—Konſtanza, Jap — Schanghai, Jap — Guam, Jap —Menado. 

Zu dieſen Verluſten kommt noch die Ablieferung ungeheurer Men- 
gen Kriegsmakerials auf Grund des Waffenſtillſtandes. 


* 


Die Ereigniſſe des Jahres 1921. 


Obgleich Deutſchland völlig unker dem Druck der ungeheuren Tri- 
buklaſten ſtehk — geht die polikiſche Zerſeung und Zerſplitterung 
unaufhaltſam weiter. In Mecklenburg-Schwerin wird aufs neue am 
17. Januar ein rein ſozlaldemokrakiſches Kabineft gebildet; der Demo- 
krak Böß wird am 20. Januar zum Oberbürgermeiſter von Berlin 
gewählt. 


Endlich gelingt die Anklageerhebung gegen Erzberger wegen 
Meineides in fünf Fällen. 

Eine vom 24. bis 29. Januar in Paris kagende inkeralliierkte Repa- 
rakionskonferenz kommk zu dem Ergebnis, Deutkſchland 42 Jahres- 
zahlungen aufzuerlegen, und zwar in den erſten beiden Jahren je 
2 Williarden Goldmark, in den drei folgenden je 3, in den drei 
nächſten je 4, in den drei weikeren je 5 und in den 31 letzten je 
6 Milliarden Mark. Im deukſchen Reichstag weigerk ſich der Außen- 
miniſter Simons, dieſe unerhörken Forderungen anzunehmen. In der 
Ausſprache erklären die Redner aller Parkeien, mit Ausnahme der 
Kommuniſten, die ſich alſo wieder als Büttel der Enkenke erweifen, 
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die Unmöglichkeit der Erfüllung diefer dem deutſchen Volke von der 
Entente zugemufeten Tributzahlungen. 

Als am 19. Februar die Alliierten vor der Reparationskom- 
miſſion vollkommen unmögliche „Schadenerſatzforderungen“ aufſtellen, 
verläßt Boyden, der Vertreker der Vereinigken Staaten von Nord- 
amerika, die Kommiſſton. 

Am 8. März werden Düſſeldorf, Duisburg und Ruhrork von 
alliierten Truppen zwecks Beſchlagnahme der deutſchen Zolleinnahmen 
beſetzt. Der Reichstag nimmt „in Ausführung des Friedensdikkakes“ 
ein Verbot aller Selbſtſchutzorganiſakionen an. 

Am 20. März fällt die Abſtimmungsenkſcheidung in Oberſchleſien 
mit 717000 Stimmen für Deukſchland gegen nur 433 000 Stimmen 
für Polen. Danach häfte, da die Abſtimmung über die Zugehörigkeit 
von Geſamkoberſchleſien enkſcheiden follte, das Gebiet bei Deutjch- 
land bleiben müſſen, aber der polniſche Führer Korfanty ruft zum 
bewaffneten Kampf für ein polniſches Oberfchlefien auf. Wieder fällt 
der Marxismus dem deukſchen Volk in den Rücken: in Hamburg 
rufen die Kommuniſten den Generalſtreik aus; blutige Unruhen bre- 
chen in Eisleben, Geeſthacht und im Ruhrgebiet aus. Dieſe Gelegen- 
beit benutzen die Polen, um am 3. Mai in Oberſchleſien den dritten 
Polenaufſtand zu beginnen, während die Enkente am 25. April die 
deutſche Tribuklaſt auf 132 Milliarden Goldmark feſtſetzk. 

Das Kabinett Fehrenbach fritt, nachdem die Vereinigken Staaten 
von Nordamerika ihre Vermittlung abgelehnt haben, zurück; die 
Alliierten fordern durch Ultimatum vom 5. Mai die Anerkennung 
der Reparakionsſchuld von 132 Milliarden. 

Das neugebildete Kabinett Wirth nimmt das Ultimakum an; die 
marxiſtiſchen Parteien, das Zentrum und ein Teil der Demokraten 
erklären fich für die Annahme. Zugleich muß Deutſchland einwilligen, 
die Grenze zwiſchen Oberſchleſien und Deukſchland für nachrückende 
deutſche Freikorps zu ſperren, die dorf den Schutz des Deukſchkums 
übernehmen. Trotzdem glückk es den deuffchen Truppen am 23. Mai, 
den Annaberg zu ſtürmen und die Polen in Oberſchleſien zurück- 
zufreiben. Am 27. Mai beſetzen alliierte Truppen, die bis dahin zum 
Schutz der Abſtimmung in Oberſchleſien ſtanden, die deutſchen Stel- 
lungen und zwingen die Deutſchen, ſich zurückzuziehen. Zugleich wird 
die Zahlung von einer Milliarde Goldmark an die Reparafions- 
kommiſſion erpreßt. 
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Inzwiſchen verläuft das Meineidsverfahren gegen Erzberger im 
Sande und das Zentrum nimmf mit Genugtuung davon Kenntnis. 
Erzberger erklärt, daß er feine politifhe Tätigkeit wiederaufnehmen 
wolle, wird aber am 6. Auguſt als Volksſchädling von den beiden 
jungen deukſchen Offizieren Schulz und Tilleſſen auf dem Kniebis 
im badiſchen Schwarzwald umgelegk. Die marxiſtiſchen Parteien 
fordern von der Reichsregierung „Anwendung aller ſtaaklichen Mittel 
zur Bekämpfung der rechksbolſchewiſtiſchen Mordhetze“, und am 
29. Auguſt wird eine Ausnahmeverordnung zum Schuß der Republik 
gegen das erwachende deukſche Volk erlaſſen. 

In München wächſt unterdeſſen die nationalſozialiſtiſche Bewegung 
aus einer winzigen Gruppe zu einer wohlformierken Parkei. Adolf 
Hitler greift unentwegt in vielen Verſammlungen die Kapitulakions- 
politik der Regierung an. 

Am 20. Oktober fällt die Enkſcheidung über Oberſchleſien, das 
krotz der für Deutſchland günſtigen Abſtimmung zerriſſen wird; der 
werkvollſte Teil kommt an Polen. Darauf kritt am 22. Oktober das 
Kabinett Dr. Wirth zurück und wird unker Hinzuziehung der Sozial- 
demokrafie unter Dr. Wirth neu gebildet; ihm gehören vier Marriften 
an, unker ihnen der ſpätere Schieberkönig Bauer. Die Entwerfung 
der Mark führk zur Zahlungsunfähigkeit Deutfchlands. Am 14. De- 
zember iſt die Regierung gezwungen, an die Reparakionskommiſſion 
einen Ankrag auf Stundung der Tribukzahlungen zu richten. 


En 


Die Ereigniſſe des Jahres 1922. 


Auf einer Konferenz in Cannes ſoll verſuchk werden, eine „end- 
gültige“ Löſung der deutſchen Reparakionsfrage zu finden, deutſcher 
Verkreker iſt der Jude Walther Rathenau. 

Mitten in dieſer ſchwierigen und bedrohlichen Zeit verübf der 
Marxismus einen neuen Dolchſtoß: auf dem Parkeitag der USP2. 
erklärt der „deukſche“ Abgeordnete Criſpien: „Wir kennen kein 
Vakerland, das Deutſchland heißt, unſer Vaterland iſt das Prole- 
kariat.“ Die Inflation überſchwemmkt Deutſchland mit werkloſem 
Papiergeld — und Walther Rathenau — der inkernationale Jude — 
wird Außenminiſter. 
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14 Jahre Judenrepublik. 3 


Infolge der Hetze der Unabhängigen und Kommuniſten bricht am 
1. Februar ein neuer ſchwerer Eiſenbahnerſtrein aus, dem ſich am 
5. Februar ein Skreik der Elektrizitäts- und Gasarbeiter in Berlin 
anſchließt; der Lebenshaltungsinder iſt im Jahre 1921 nach Berech- 
nung des Stakiſtiſchen Reichsamtes um 73,7 Prozent weitergeſtiegen. 

Walther Rathenau befürworket am 7. März im Reichstag die 
Aufnahme einer rieſigen Reparakionsanleihe, wodurch die politiſchen 
Forderungen in privake Forderungen umgewandelt werden ſollen. 
Immer neue Steuervorlagen werden vom Reichskag angenommen. 
Die Konferenz von Genua am 10. April führt zu dem Verkrag von 
Rapallo, einem auf die Dauer brauchbaren Ausgleich zwiſchen 
Deutſchland und der Sowjet-Union, wobei vor allem ein Verzicht 
der Sowjet-Union auf Kriegszahlungen erreicht wird. 

Am 19. April wird ein Sachverſtändigenausſchuß zur Prüfung 
der Zahlungsfähigkeit Deutkſchlands eingeſetzt, das allein vom 1. Mai 
1921 bis zum März 1922 an Tributen 1,9 Milliarden Goldmark be- 
zahlt hat. 

Inflation und Verarmung nehmen kakaſtrophale Formen an; der 
Plan einer internationalen Anleihe zerſchlägt ſich. Deutſchland ſoll 
noch mehr zermürbt werden. 

Im Rheinland wird der Separakismus offiziell von den Franzoſen 
geſchützt. Das deutſche Volk und feine Jugend verfällt dumpfer Ver- 
zweiflung. — Da wird der jüdiſche Außenminiſter Rathenau, der das 
Work von den „300, die die Welt regieren“ prägte, am 24. Juni 1922 
von Kern und Fiſcher erſchoſſen. Dieſe Ehrenkat führt zu brukalſter 
Unterdrückung der deukſchbewußten Teile des Volkes; Reichskanzler 
Dr. Wirth erklärt im Reichstag: „Der Feind ſteht rechts!“ — Eine 
Verordnung zum Schuß der Republik knebelt die nakional erwachten 
Teile des Volkes, und bei dem Begräbnis des jüdiſchen Großkapika— 
liſten Rathenau demonftrieren ſozialdemokratiſche und kommuniſtiſche 
Arbeiter, um ihre innere Verbundenheit mit dem Judentum zu zeigen. 
Sozialdemokraten und Unabhängige ſchließen ſich aufs neue zu einer 
Arbeiksgemeinſchaft zuſammen. Durch Deutſchland raſt eine Welle 
marxiſtiſchen Terrors, um Rathenau, den „Großen in Israel“, zu 
rächen; Kern und Fiſcher fallen am 17. Juli auf Burg Saaleck im 
Kampf gegen Polizei, ihr Grab wird zur Wallfahrksſtätte der kleinen 
Gruppen des erwachenden Deutſchlands. 

Von der Deutſchnakionalen Volkspartei [paltet ſich ein völkiſcher 
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Flügel ab. Bayern, das fich zuerſt gegen das Republikſchußzgeſetz ge- 
wehrt hatte, gibt raſch nach. Die Geldenkwerkung führk zu chaokiſchen 
Zuftänden. Im Sepkember vereinigen ſich Sozialdemokraten und 
USPD., und das Reichskabinekt verlängert, ohne ſich um den Willen 
des deukſchen Volkes zu kümmern, die Amtsdauer des Reichspräſi- 
denken Ebert. 

Am 14. Oktober fällt der Staaksgerichkshof Zuchthausurkeile gegen 
die Helfer der „Rathenaumörder“, wobei in der Begründung der 
Gerichtshof es wagt, „ankiſemitiſche Geſinnung als ehrlos“ zu be- 
zeichnen. Immer drückender wird die wirkſchaftliche Verelendung des 
Volkes, im November kommt es zu Teuerungsunruhen; das Kabinekt 
Wirth kriktt am 14. November zurück und an feine Stelle kritt ein 
Koalitions-Kabinekk, das vom Zentrum, den Demokraken und der 
Deukſchen Volkspartei unter dem Reichskanzler Cuno gebildet wird. 
Die Franzoſen kündigen eine Beſetzung des Ruhrgebiekes an, die 
Inflation nimmt immer größere Ausmaße an, fo daß am 22. Dezem- 
ber der Reichsrat feſtſtellen muß, daß infolge der Geldenkwerkung ein 
feſter Haushaltsplan des Reiches nicht mehr möglich iſt. 

Poincaré verlangt immer ungeduldiger die Befegung des Ruhr- 
gebiekes und die Wegnahme produktiver Pfänder als „Sicherheiten“. 


* 


Die Ereigniſſe des Jahres 1923. 


Am 9. Januar gelingt es Poincaré in der Reparafionskommiffion 
wegen angeblichen Ausbleibens deutfcher Lieferungen an Holz und 
Telegraphenſtangen mit drei Stimmen gegen England einen Beſchluß 
zu erreichen, Deukſchland habe ſich einer „Verfehlung“ gegen das 
Verſailler Diktat ſchuldig gemacht. 

„Niemals,“ fo erklärte enkrüſtet der engliſche Delegierte, „ſeit den 
Tagen des krojaniſchen Pferdes iſt Holz zu einem fo niederfräch- 
kigen Zweck benutzt worden. Denn wir wiſſen wohl, was Sie mit 
dieſem Beſchluß erreichen wollen!“ 

Bereits am 10. Januar rücken franzöſiſch-belgiſche Truppen ins 
Ruhrgebiet ab, am 11. Januar werden Eſſen und Gelſenkirchen von 
Franzoſen beſetzt; die Reichsregierung proteſtiert am 12. Januar durch 
Noten an Belgien und Frankreich gegen dieſe Gewaltherrſchaft. Im 
Reichstag ſtellt ſich zwar die Volksverkrekung hinter die Regierung, 
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aber der Marxismus bereitet einen neuen Dolchſtoß vor. Zwölf kom- 
muniſtiſche Stimmen und 16 ſozialdemokrakiſche Stimmenthaltungen, 
die gegen den Widerſtand fallen, zeigen Frankreich, daß die Landes- 
verräter dienſtbereit geblieben ſind. 


Am 10. Januar haben zugleich lifauiſche Truppen bei Laugſzargen 
die Grenze des Memelgebietes überſchritten. Die franzöſiſche Be- 
ſatzung räumk vor ihnen die Stadt Memel und das deukſche Memel- 
land fällt gegen den Willen ſeiner Bevölkerung in likauiſche Hände. 
An der Ruhr führen die Franzoſen ſyſtematiſch ihren Raub durch, 
beſezen Gruben und Werke, verhaften deutſche Beamte und Be— 
kriebsinhaber, darunker am 20. Januar Fritz Thyſſen. Die Reichs- 
regierung erläßt einen Befehl an die Beamken und Bahnangeſtellken, 
franzöſiſchen Anordnungen den Gehorſam zu verweigern. Die Fran- 
zoſen ſchieben darauf die deuffhen Beamten und Bahnangeſtellten 
rückſichkslos ab, ſperren das Ruhrgebiet und unterbrechen die Bahn- 
linie Frankfurk—Baſel durch Beſetzung von Offenburg und Appen- 
weier. Durch brufalften blukigſten Terror wird das Ruhrgebiet ge- 
knebelt, alle Zeitungen verboten und am 31. März auf deutſche 
Arbeiter der Kruppwerke in Eſſen geſchoſſen, 13 Deutſche fallen. 

Und wieder ſtößt der Marxismus dem deukſchen Volke den Ver- 
räkerdolch in den Rücken. Die nakionalſozialiſtiſche Parkei war 
bereits in Preußen verboken, nunmehr verbietet der marxiſtiſche 
Innenminiſter Severing auch die „Deutſch-Völkiſche Freiheikspartei“ 
mit der Begründung: „weil fie nur eine Fortjegung der verbotenen 
NSDAP. iſt“, und während der franzöſiſche Terror im Ruhrgebiet 
immer grauenhafker wütet, fordert am 11. April der „Vorwärts“ die 
Reichsregierung auf, mit Frankreich zu verhandeln. 

Ju gleicher Zeit beſetzen Separakiſten rheiniſche Orkſchaften, ihr 
Verſuch, auch Trier in die Hand zu bekommen, ſcheiterk am 19. Mai 
an dem Widerſtand der nationalen Bevölkerung. Im Ruhrgebiet 
haben die Franzoſen die deutſche Polizei abgeſchoben; in Gelſen- 
kirchen und Dortmund enkwickeln ſich unter dem Schutz der Fran- 
zoſen kommuniſtiſche Unruhen, bei denen es zu ſchweren Zufammen- 
ſtößen mit der deukſchgeſinnten Bevölkerung kommt. Da der „paſſive“ 
Widerſtand — mit dem Marxismus im Rücken — von vornherein 
nicht ausſichtsreich war, organifierten Kämpfer der deuffchen Frei- 
korps einen „aktiven“ Widerſtand gegen die franzöſiſche Beſatzung: 
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durch Sprengung von Bahnen und Angriffen auf einzelne Teile der 
Beſatzung verſuchken fie den Franzoſen Schwierigkeiten zu machen. 

Albert Leo Schlageker, der ſchon in Oberſchleſien gegen die Fran- 
zoſen Widerſtand geleiftet hakte, wird am 9. Mai vom franzöſiſchen 
Kriegsgericht zum Tode verurkeilt und am 26. Mai vom franzöſiſchen 
Militär auf der Golzheimer Heide bei Düſſeldorf erſchoſſen. 

Wie bewußt die Sozialdemokrakie jeden nakionalen Widerſtand 
bekämpfte, zeigte ein Verbot der Thüringer Regierung gegen Nakio- 
nalſozialiſten, die daran gehinderk wurden, ſich ins Ruhrgebiet zu 
begeben; im Reichskage aber beſchimpfte ein Sozialdemokrat offen 
den deutſchen Helden Albert Leo Schlageker als Verbrecher. 

Der auf dem Ruhrgebiek laſtende Druck führt am 20. Juni zu 
einer Steigerung der Arbeitslofenzahl auf eine halbe Million Men- 
ſchen, am 4. Juni zur Beſchlagnahme aller Kohlenvorräke im befeßten 
Gebiek. Zugleich zeigt der Prozeß gegen die „ſchwarzen“ Separakiſten 
Georg Fuchs, Machhaus und Kühles in Wünchen, daß klerikale 
katholiſche Gruppen zuſammen mit den Franzoſen auf Loslöſung 
Bayerns vom Reich hinarbeikeken. 

Am 11. Auguſt ftellt die ſozialdemokrakiſche Parkei einen Miß- 
krauensankrag gegen das Kabinekt Cuno, und am 12. Auguſt wird 
ein neues Kabinekt Skreſemann gebildet, in dem der Jude Hilferding 
— (wegen feines negerhaften Ausſehens von feinen eigenen Genoſſen 
„Henrik Witboy“ genannt) — Finanzminiſter wird. Überall ſetzen 
neue Streiks ein, die Kakaſtrophe erfaßt die ganze deulſche Wirk- 
ſchaft, im Auguſt bekrägk der Wert eines Dollar 4,6 Millionen Mark. 

Von Sachſen aus ſabokiert zugleich eine ſozialdemokrakiſch-kom- 
muniſtiſche Regierung den weiteren Widerſtand an der Ruhr. Auch 
fie erhebt die Beſchuldigung, daß die Reichswehr in Verbindung 
mit rechtsradikalen Organifationen ſtehe. Ja, in ihrem Willen 
jeden nationalen Widerſtand abzuwürgen, machk fie ſich die Auf- 
faſſungen zu eigen, die ſchon am 14. Mai 1923 der fozialdemokra- 
kiſche Abgeordnete Henkel im Reichskag ausgeführt hakte: 

„In der vorigen Woche hak in Düſſeldorf ein Prozeß vor einem 
franzöſiſchen Kriegsgerichk ftattgefunden. Angeklagk war eine Anzahl 
von Leuten, die der Organijation Heinz angehören. Dieſer Herr 
Heinz iſt uns ja genügend bekannk aus feiner Tätigkeit in Ober- 
ihlefien, an der Ruhr uſw. Die Leufe, die vor dem franzöſiſchen 
Gericht ſtanden, hatten ſich Sprengungen bei Kalkum, Kektwig und 
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im Stadtwald Eſſen zuſchulden kommen laſſen. Sie haften mit 
30 Kilo Dynamik verſucht, eine Brücke in die Luft zu ſprengen. Sie 
hatten von einem Tunnel aus eine Bombe auf den Zug Eſſen-Paris 
geworfen. Sie haften zweifellos die größten Schandkaken (ö) be- 
gangen. . .. Meine Damen und Herren! das find ganz konkreke 
Angaben. Deshalb habe ich ſie hier verleſen. Sie beweiſen uns, daß 
die Verkreker dieſer Mörder- und Verbrecherorganiſation Heinz (ö) 
aus Landsknechten beſteht, die aus irgendwelchen Gründen, meiſt 
wohl aus Erwerbsgründen, in die Organifation hineingegangen find, 
die, wie ich eben dargekan habe, auch einen Mord nicht ſcheuen . . 
Und nun vor allen Dingen noch das ein. Von dieſen Leuken, die 
aus irgendeinem Grunde in dieſen Sumpf hineingekommen ſind, die 
— das iſt unfere ſozialdemokratiſche Auffaſſung von jeher geweſen — 
nichk als Mörder, nicht als Verbrecher geboren find, ſondern die 
durch die fozialen Verhälkniſſe, unker denen fie gelebt haben, die 
durch den Krieg, den fie mitgemacht haben, die durch die Schulung, 
die ſie unter dem Heinz genoſſen haben, zu ſolchen Verbrechern 
geworden ſind — von dieſen Leuken iſt der eine zum Tode, der andere 
zu lebenslänglichem, wieder ein anderer zu zwanzigjähriger Zwangs- 
arbeit, einer zu fünfjähriger Zwangsarbeit verurkeilk worden 
Gibt es noch andere ſolcher Verbrecherorganiſakionen? Dürfen die 
da an Ruhr und Rhein ſolche Sabokageakke ausüben? Man kannte 
doch zweifellos die Leute dort.“ 

Ganz allgemein enkfalteke ſich im September aufs neue der mar- 
xiſtiſche Terror. Aber auch die nakionalſozialiſtiſche Bewegung, die 
unter dem Eindruck der Unfähigkeit der Regierung und der Auf- 
löſung aller ſittlichen Ordnung immer ſtärker zunahm, greift bereits 
in großen Kundgebungen an. Unter Beteiligung von über 100 000 
Menſchen fand am 2. Sepkember in Nürnberg ein „Deutſcher Tag“ 
ftatt, auf dem leidenſchaftlich gegen die Kapitulationsabfichten der 
Reichsregierung geſprochen wurde. Der Gegenſatz zwiſchen der 
Reichsregierung und den Kräften um die Regierung von Kahr in 
Bayern verſchärft ſich, die immer ungeduldiger die Schaffung einer 
bayriſchen Monarchie und die Loslöſung Bayerns vom Reich ver- 
langen. Dazu entfalten die Separakiſten, von Frankreich bezahlt, 
am 23. und 24. September, aufs neue ihre verbrecheriſche Tätigkeit 
in der Pfalz und im Rheinland: fie werden aber in Trier, Köln und 
Wiesbaden von der Bevölkerung zurückgewieſen. Am 26. Septem- 
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ber bricht Deutjchland den paſſiven Widerſtand an der Ruhr ab, der 
im ganzen 132 Getökete, daneben zahlloſe Verurkeilungen, die Aus- 
weiſung von 150 000 Deukſchen und einen Schaden von 4 Milliarden 
Goldmark mit ſich gebracht hakt, ohne daß ein Erfolg erzielt werden 
konnke. Die bayriſche Regierung verhängt am gleichen Tage den 
Ausnahmezuſtand, wobei fie bekennt, daß auch fie dem Abbruch 
des Ruhrkampfes zugeftimmt habe. Die Wogen der Erregung 
ſteigen aufs äußerſte, in Düſſeldorf werden deukſche Polizeibeamte 
von Separakiſten ermordet; zum Schutz der Oſtgrenze aufgeſtellte 
Arbeikskommandos unker Major Buchrucker in Küſtrin verſuchen 
einen nationalen Putſch, der durch Verhaftung Buchruckers fehl- 
ichlägt. In Thüringen ſtellen die Kommuniſten prolekariſche Hun- 
derkſchaften auf, in Sachſen frefen fie in die Regierung ein; der 
ſozialdemokratiſche Minifterpräfident Zeigner, dem ſpäter vielfache 
Schiebungen nachgewieſen werden, denunzierk die Reichsregierung, 
indem er offen die Enkenke auffordert, der „Schwarzen Reichswehr“ 
ein Ende zu machen. Auf dieſe ſchamloſe marxiſtiſche Tak verlangt 
die Reichswehr eine Säuberung in Sachſen. Am 21. Oktober rücken 
Reichswehrkruppen in Sachſen ein. 

Adolf Hitler klagt im „Völkiſchen Beobachter” die Kapifulafions- 
politik Streſemanns an. Darauf verlangk die Reichsregierung ein 
Verbok des „Völkiſchen Beobachkers“, das auszuführen der Kom- 
mandeur des Wehrkreiſes VII, General v. Loſſow, ſich weigert, 
wodurch es zu offenem Konflikt zwiſchen der Reichsregierung und 
Bayern kommt. 

Im ganzen Rheinland ſetzt, als in Bayern unter nafional- 
ſozialiſtiſchem Druck und Antrieb ſich deutſcher Widerſtand zu fam- 
meln beginnt, fofort ein Vorſtoß der Separatiffen ein. Unker dem 
Schutz der franzöſiſchen Beſatzung in Koblenz, Bonn, Trier und 
Wiesbaden, unker dem Schutz der belgiſchen Beſatzung in Aachen 
rufen die Separakiſten die „Rheiniſche Republik“ aus, wobei die 
deutſchen Verkeidiger von den Franzoſen entwaffnet werden. In 
Hamburg tobt vom 22. bis 24. Oktober ein wüſter Kommuniften- 
aufruhr, in der Pfalz verſuchen drei ſozialdemokratkiſche Führer, der 
frühere bayriſche Miniſterpräſidenk Hoffmann, Bürgermeiſter Klee- 
fool-Ludwigshafen und Rechksanwalt Wagner aus Speyer im Ein- 
vernehmen mit dem franzöſiſchen General de Meß, der eigentlich 
Levi heißt, die Pfalz von Bayern zu krennen. Der Kreiskag der 
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Pfalz verweigert ihnen jedoch das Work. In Sachſen wird von der 
Reichswehr die Regierung Zeigner abgeſetzt — die neue fozialdemo- 
krafiihe Regierung unter Felliſch iſt aber um kein Stück beſſer. 
Die ſozialdemokrakiſche Reichstagsfraktion beſchließk den Austritt 
der Parteiminiſter aus der Reichsregierung. 

Am 5. November brechen unker franzöſiſchem Schutz ſeparakiſtiſche 
Banden aus dem Rheinland in die Pfalz ein und beſetzen bis zum 
10. November die geſamke Pfalz krotz Widerſtandes der deuffchen 
Bevölkerung. Der Verbrecher Heinz-Orbis ruft am 12. die Pfäl- 
ziſche Republik im Verband der rheiniſchen Republik aus. 

Deukſchland fteht in ſchwerſter Gefahr, es iſt von allen Seiten, 
von marpiſtiſcher und ſeparatiſtiſcher, mit Auflöſung bedroht; in 
Bayern droht die außerordenkliche Gefahr, daß der ſtündlich ſich 
zuſpitzende Konflikt zwiſchen dem Reich und der Regierung von Kahr 
die Loslöſung Bayerns vom Reich zur Folge haben kann. Immer 
deuklicher zeigk ſich, daß gewiſſe einflußreiche Inkereſſenkengruppen um 
die Regierung v. Kahr nicht ein machtkvolles, von Juden- und Schäd- 
lingsherrſchaft befreites Deutſchland, ſondern die Wiederherftellung der 
Bayriſchen Monarchie wünſchen und verlangen. Adolf Hitler als deut- 
ſcher Staatsmann ſiehk und erkennt die Notwendigkeit, die Führung 
bei der Auseinanderſetzung mit der unker marxiſtiſchem Druck ftehen- 
den Reichsregierung zu übernehmen. Am 8. November abends bei 
einer Rede Kahrs erſcheink Adolf Hitler im „Bürgerbräukeller” und 
proklamiert die nationale Revolution gegen die Berliner Juden- 
regierung. Er erhält von Kahr, Loſſow und Seißer die Zufage, daß 
fie zu ihm ſtehen wollen, wobei Kahr den Vorbehalt macht, daß er 
als Statthalter der Monarchie die Leitung der Skaaksgeſchäfte über- 
nehme. Leider gelingt es Kahr und ſeinen Leuken, wieder Be— 
wegungsfreiheit zu erlangen — fie brechen ſofork die gegebene Zu— 
ſage, mobilifieren die Polizei und ziehen Truppen nach München. 
Kahr gibt Hitlers Adjutank Siry gegenüber die freche Erklärung: 
„Mit Rebellen wird nicht verhandelt!“ Als am 9. November 
Adolf Hikler und Ludendorff unker dem Jubel der Münchener 
Bevölkerung mit mehreren kauſend Mann Nationalſozialiſten durch 
München marſchieren, ſchießt an der Feldherrnhalle auf Befehl 
Kahrs und Loſſows die Reichswehr; 16 Nakionalſozialiſten fallen, 
Ludendorff geht durch den Feuerhagel hindurch und wird gefangen, 
Adolf Hitler reffet einen verwundeken Knaben und wird nach 
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zwei Tagen in Uffing verhaftek. Ein naklonalſozlaliſtiſcher Aufſtands⸗ 
verſuch in Augsburg ſcheikerk kurz darauf. Streſemann erläßt einen 
Aufruf, in dem es u. a. heißt: „Wer dieſe Bewegung unkerſtützt, 
macht ſich zum Hoch- und Landesverräker“. Dieſer Aufruf fällt zu- 
ſammen mit einem Beſuch des franzöſiſchen Botſchafkers bei Streſe⸗ 
mann, bei dem der Franzoſe auf die Beunruhigung hinweiſt, die in 
Frankreich durch Gerüchte über politiſche Vorgänge in Deuffchland 
entftanden ſei. 

Die nakionalſozialiſtiſche Bewegung iſt vorübergehend unter dem 
Jubel der Juden und Schwarzen zuſammengeſchlagen, die Judenpreſſe 
und alle marxiſtiſchen Volksfeinde kriumphieren. Stkreſemann er- 
reicht am 20. November das Geſchick: die Sozialdemokrakie ent- 
zieht ihm, den fie nicht mehr braucht, das Verkrauen. Er taucht aber 
ſchon am 23. November im neugebildefen Kabinett Marx als Außen- 
miniſter wieder auf. Nun erſt wird die Währung ſtabiliſtert, eine 
neue Goldwährung mit ſtark deflakoriſchem Charakter beendigk den 
„Tanz der Billionen“. Es kritt eine politiſche Beruhigung ein, 
Poincaré erklärt ſich im Dezember zu Verhandlungen bereit, die 
Reparakionskommiſſion ernennt die Mitglieder der Sachverſtändigen- 
ausſchüſſe. Das Jahr 1923 endet mit einem Niederbruch der nafio- 
nalſozialiſtiſchen Bewegung, deren Trümmer der gekreue Rudolf 
Heß im ſtillen zu ſammeln verfteht, ehe auch er verhaftet wird. 

* 


Die Ereigniſſe des Jahres 1924. 


Während der rheiniſche Separakismus bereits Ende 1923 durch 
innere Spaltungen und durch den heldenhaften Widerſtand der freu- 
deukſchen Bevölkerung, die ſchon am 16. November 1923 am Aegi- 
dienberge im Siebengebirge eine kauſend Mann ſtarke Separatiften- 
horde vernichtet hakte, in ſich zerfällt, wird durch Nakionalſozialiſten 
am 9. Januar 1924 der Präſidenk der ſeparakiſtiſchen Pfalzregierung, 
der Peſtträger Heinz-Orbis, im „Wittelsbacher Hof“ in Speyer 
umgelegt. Die deukſche Bevölkerung ftürmf am 12. Februar das 
Bezirksamt von Pirmaſens, erſchlägt die darin zuſammengezogenen 
Separakiſten oder wirft fie in die Flammen des brennenden Bezirks- 
amtes. Überall erhebt ſich die Bevölkerung gegen die Separatiſten- 
herrſchaft, jo daß am 16. Februar die letzten Separakiſten aus der 
Pfalz abziehen und keilweiſe nach Frankreich flüchten. 


Die Inflation hakte zugleich eine völlige Enkwerkung aller in 
Hypotheken, Anleihen und Grundſchuldbriefen angelegten Sparver- 
mögen gebrachk. Hier wird nun durch die 3. Steuernokverordnung 
vom 14. Februar eine Regelung getroffen, welche eine Aufwerkung 
erſt einmal auf 15 Prozent des Goldwerkes vorfieht — damit werden 
85 Prozent der bisherigen Belaſtungsgrenze zur Neubeleihung durch 
die internationale Hochfinanz frei, mithin begründek die Vernichtung 
des deutſchen Sparvermögens zugleich eine Monopolſtellung der 
großen Banken, die auf einen Schlag durch Inflakion und 3. Stener- 
notverordnung ihren ſtärkſten Konkurrenten, das erſparke Geld des 
kleinen Mannes, los werden. Für die Großfinanz eröffnek ſich 
durch alle dieſe Maßnahmen ein neues ungeheuren Gewinn brin- 
gendes Geſchäft. 

Auch der Konflikt zwiſchen Bayern und dem Reich wird nach 
Rücktritt des Generals v. Loſſow und des Generalſtaakskommiſſars 
von Kahr beigelegt — ein für das bayriſche Volk ſehr ſchädliches 
Konkordat mit der katholiſchen Kirche, das Bayern ſchwere Laſten 
auferlegt, iſt das Ergebnis. 

Vom 26. Februar bis 1. April findet in München der Prozeß 
gegen die nationalſozialiſtiſchen Führer ſtakt. Adolf Hitler, Dr. Weber, 
Kriebel und Pöhner werden zu 5 Jahren Feſtungshaft, Brückner, 
Röhm, Pernet, Wagner und Frick zu 1 Jahr 3 Monat Feftung 
verurteilt. In genialer Rede erklärt Adolf Hitler noch einmal die 
Gründe für fein Vorgehen, er wird aus dem Angeklagten zum An- 
kläger und der Hikler-Prozeß gewinnt der nakionalſozialiſtiſchen 
Bewegung viele neue, wenn auch vorerſt noch heimliche Freunde. 

Im allgemeinen aber kritt eine Beruhigung ein, dazu wird der 
ſogenannke Dawesplan am 9. April in der Form eines Sachverſtän⸗ 
digen-Gutachtens fertig, der feſte Zahlungen vorfieht, die im erſten 
Jahr unker Zuhilfenahme einer Reparationsanleihe 1000 Millionen, 
im 2. Jahr 1220 Millionen, im 3. Jahr 1200 Millionen, im 4. Jahr 
1750 Millionen, in den folgenden Normaljahren 2500 Willionen 
befragen ſollen. Die Reparationskommiſſton nimmt am 11. April 
dieſes Sachverſtändigen⸗Gutachten an. Dr. Helfferich bezeichnet 
den Dawesplan als „Zweites Verſailles“. Bei dem Eifenbahn- 
unglück am 23. April in der Nähe von Bellinzona kommt er unter 
ſehr verdächtigen Umſtänden ums Leben, denn er verbrannke bei 
lebendigem Leibe in ſeinem Zugabkeil, aus dem er ſich unerklärlicher⸗ 
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weiſe — (vielleiht war der Wagen abſichtlich feſt verſchloſſen 
worden —2—) nicht befreien konnte. 

Die Reichskagswahl am 4. März 1924 brachte ein ſtarkes An- 
fteigen der Flügelparfeien. Die Sozialdemokratie ging von 171 auf 
100 Mandate zurück, die Deutſche Volkspartei von 66 auf 44, die 
Demokraten von 39 auf 28, dagegen ſtiegen die Deulſchnakionalen 
von 65 auf 96, die Deutſch-Völkiſchen von 3 auf 32, in ihren Stim- 
men waren auch die nakionalſozialiſtiſchen Stimmen enkhalken. Die 
Kommuniſten nahmen von 17 auf 62 Mandate zu. Dieſes Wahl- 
ergebnis ſteht an ſich im Widerſpruch zu der allgemein eingefrefenen 
Beruhigung, jedoch beffätigt es die alte Erfahrung, daß ſich bei 
Wahlen vielfach die Unzufriedenheit mit früheren Zuſtänden ſtärker 
widerſpiegelt, als etwa eine eingetretene Wendung zum Beſſeren. 
Eine Maſſe von faſt 40 Millionen Wählern iſt mit den Mitteln 
parlamenkariſcher und propagandiſtiſcher Bearbeikung nur ſchwer 
beweglich und in ihren Enkſchlüſſen klingen ſehr ofk die Zuſtände 
früherer Epochen viel ſtärker nach als die katſächlichen Zuſtände zur 
Zeit der Wahl. 

Das Kabinefft Marx kritt zurück und wird neugebildef. Im 
Reichstag entwickelt ſich über die Annahme des Dawesplanes nach 
langwierigen Verhandlungen in London (vom 5. bis zum 16. Auguſt) 
eine fcharfe Debatte, nach der das Dawesgeſeß angenommen wird. 
Bemerkenswert ift bei der Abſtimmung über die Verpfändung der 
Eiſenbahnen, daß enkgegen der bisherigen Haltung der Parkei 48 
deutſchnationale Abgeordnete mik „Ja“ ſtimmen — die Namen dieſer 
Abgeordneten find bekannt und follten nichk vergeſſen werden 


Ein nationalſozialiſtiſcher Mißtrauensankrag wird vom Reichs- 
kag abgelehnt; die Dawesanleihe wird von den inkernakionalen Ban- 
ken aufgelegt, in Amerika durch Morgan, dem leider erſt 1933 
nachgewieſen werden kann, mit welchen Mitteln der Schiebung und 
Beſtechung er damals gearbeitet hak. Die Banken übernehmen die 
Anleihe zum Kurſe von 87 Prozent; da fie zu 92 verkauft wird, 
verdient die inkernakionale Hochfinanz ſogleich 5 Prozent. 

Am 20. Oktober wird der Reichstag wieder aufgelöſt und bei der 
Neuwahl am 7. Dezember wirkt ſich nun die Wahlmüdigkeit des 
deuffhen Volkes aus. Die SPD., die nach der Gründung des zum 
Schutze der Judenherrſchaft am 22. Februar 1924 ins Leben gerufenen 
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Reichsbanners immer mehr zur Parkei der Sklavenruhe und der 
Zuchkhausordnung gegen das deukſche Volk wird, ſteigt noch einmal 
von 100 auf 131 Abgeordneke. Das Zentrum und die Deuktſche 
Volkspartei nehmen zu, während die vereinigken Nakionalſozlaliſten 
und Deukſch-Völkiſchen auf 14 Mandake (darunker 4 Nakional- 
ſozialiſten) zurückgehen. Im preußiſchen Landkag vollzieht ſich eine 
ähnliche Enkwicklung. 

Ein vom 9. bis 23. Dezember ftattfindender Prozeß des Reichs- 
präfidenten Ebert führk zur richkerlichen Feſtſtellung, daß Eberk im 
ſtrafrechtlichen Sinne durch Führung beim Munitionsarbeiterftreik 
1918 Landesverrat begangen habe. Das Jahr gebt ſtill zu Ende. In 
Bayern gewährt die reakfionäre bayriſche Regierung den wegen 
Beteiligung an der Münchener Räkerepublik verurfeilten Juden 
Mühſam, Fechenbach und Konſorken Bewährungsfriſt. In Berlin 
platzt der ungeheure Barmakſkandal. Es ſtellt fi heraus, daß die 
Juden Julius Barmak und ſeine Brüder mit Empfehlungen von 
Ebert und Okto Bauer nach Deukſchland gekommen find, hier einen 
ſchwindelhaften Konzern aufrichteken, die preußiſche Seehandlung 
ſowie die Reichspoſtkaſſe aufs ſchwerſte geſchädigt haben und ein- 
geſchriebene Mitglieder der fozialdemokratiihen Partei ſowie deren 
Geldgeber geweſen find. 


* 


Hier iſt es jetzt geboken, einen knappen Überblick, der auf Voll- 
ſtändigkeit keinen Anſpruch machen kann, über die Zerſtörung und 
Bolſchewiſierung des deutjchen öffenklichen Lebens zu geben. Die 
politiſche Beruhigung nach den Stürmen des Jahres 1923 gab dem 
Judentum die Möglichkeit, feinem eigenklichen Ziele, der plan- 
mäßigen Auflöſung der Grundlagen des deutſchen Volkes, die bis 


dahin im Weſenklichen nur von unten her zerftört waren, näher zu 
kommen. 


Zerſtörung des Wehrwillens, konſequenke Vernichkung des 
Skaatsgedankens und feine Erſetzung durch Einführung des profit- 
ſüchtigen „Geſchäftsgeiſts“ in die Verwaltung, planmäßige Enkſitt⸗ 
lichung, planmäßige Überflutung Deutſchlands mit primitiven, fal- 
mudiſtiſch geſchulten Oſtjudenmaſſen — das waren die Mittel, die 
angewandk wurden. 

% 
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Jerſtörung des Wehrwillens. 


Die Errichtung der Judenherrſchaft iſt nur dadurch möglich 
geweſen, daß das deutſche Volk feiner militärifhen Widerftands- 
kraft beraubt worden war, und fie war überhaupk nur geſicherk, fo- 
lange der Wehrwille des deukſchen Volkes unterdrückt werden 
konnke. Soldatiſche Tugenden: Kameradſchaft, perſönliche Ehre, 
bereitwilliger Einſatz für die Geſamtheit können nicht materiell ge- 
werket werden. Auf ihrer Grundlage konnte das deulſche Volk ſich 
immer wieder in Gemeinſchafken zuſammenfinden, die unmaferia- 
liſtiſch und darum unzerſetzbar find, und daher mußte den Trägern 
der Judenherrſchafk daran liegen, ſolche Gefahren ein für allemal 
auszuſchließen. Soldatiſche Kameradſchaft beruht aber auf dem 
Verkrauen von Führern und Geführten zueinander. Dieſes Ver- 
frauen galt es in erſter Linie zu zerſtören. Das deutſche Volk iſt 
feiner Natur nach friedliebend. Es iſt viel zu rechtlich denkend, um 
leichtfertig blutige Konflikte zu ſuchen. Wird es jedoch angegriffen 
und ſieht es keinen anderen ehrenvollen Ausweg mehr, ſo ſetzt es 
ſich mit einer gewiſſen ſchweren Wuchkigkeit zur Wehr. So ſehr es 
Ordnung und Diſziplin liebt, fo gern es ſich eingliedert — die Freude 
am Wilitärmarſch iſt eine kypiſch deukſche Freude — fo ernſthaft 
ſucht es unnökiges Blutvergießen zu vermeiden. Die urnordiſche 
Achtung vor dem Leben ſteckt ihm kief im Bluke. Dieſe ſchöne 
Eigenſchaft wurde nun bewußt zur Vernichkung des Wehrwillens 
mißbraucht, es wurde verſucht die Friedlichkeit des deukſchen Volkes 
in landesverräkeriſchen Pazifismus umzubiegen. Der Zerſtörung 
jedes Verkrauensverhälkniſſes zwiſchen Führern und Geführken ſollte 
eine mit den gemeinſten Lügen arbeitende Hetze gegen das Offizier- 
korps des Weltkrieges dienen. Bewußt wurde verſchwiegen, wie 
ausgezeichnet das Verhältnis der alten Offiziere der Friedensarmee 
und des überwiegenden Teiles auch der ſpäkeren Offiziere zu ihrer 
Mannſchaft war, einzelne Enkarkungen in den letzten Jahren des 
Krieges wurden in böswilliger Weiſe verallgemeinert, übertrieben 
und enkſtellt. Auf dieſe Weiſe enkſtand in Deukſchland unter der 
Duldung, ja Förderung der „roken“ und „ſchwarzen“ Regierungen 
eine unvorſtellbare Hehe gegen Heer und Wehrwillen. Deukſchland 
wurde dasjenige Land, in dem die Begriffe Pazifismus und Landes- 
verrat praktiſch eins wurden. 
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Man glaubt heute kaum noch, was damals in Deutſchland an 
gemeinſter Beſchimpfung einer fapferen Armee geſchrieben und 
gedruckt werden konnte. Am 9. November 1920 gab der fozial- 
demokrakiſche „Fürſtenwalder Volksfreund“ folgende Kriegsichilde- 
rung: „Ferne von den Wahnſinnsſchrelen der Angſt aber, die das 
Donnergrollen der Granaken durchſchnikten, johlte eine ſaufende, 
hurende und freſſende Offiziersmeute. Sie hohnlachke unſer“. Dieſe 
ſchmutzige Beſchimpfung wurde allerdings vom Schöffengericht Frank- 
furt a. d. O., wenn auch nur mit einer Geldſtrafe geahndet. Der 
Pazifiſt Hello von Gerlach ſchrieb — er ſelber kein Jude, aber ein 
Judenknecht übelſter Art —: „Meine Herren Franzoſen! Ich ver— 
ſtehe die Stimmung, aus der heraus die Beſchlüſſe von Paris ge- 
boren ſind. Sie wiſſen, daß unſere Regierenden Ihnen 1914 den 
Krieg aufgezwungen haben, daß ſie entſchloſſen waren, Ihnen lieber 
Toul und Verdun abzuverlangen, ehe fie die Neukralität Frankreichs 
duldeten. Sie wiſſen, daß bei uns die mächtigſten Wirkſchaftsver⸗ 
bände im Annexionswahnſinn gegen Frankreich ſchwelgten. Sie 
wiſſen, daß unſere Militärs durch die Deportakflon Ihrer Zivil- 
bevölkerung, durch die planmäßige Verwüſtung des Sommegebiekes, 
durch die Zerſtörung Ihrer Fabriken und Kohlengruben ſich unſagbare 
Verbrechen haben zuſchulden kommen laſſen, für die noch keiner zur 
Rechenſchaft gezogen worden iſt. Sie haben mit Ingrimm den 
Juſtand Ihres verödeken Oſtens und Nordens mit dem blühenden 
Rheinland verglichen. Sie leiden jetzt wirtſchaftlich und finanziell 
mindeſtens ſo wie wir.“ 

Derſelbe Hello v. Gerlach ſchrieb und beſorgke damit die Geſchäfte 
Frankreichs in der „Welt am Montag“ vom 2. Januar 1922: 
„Frankreich brauche keinen Pazifismus, weil ihm die Abneigung 
gegen den Krieg eine Selbſtverſtändlichkeik ſei. (12) Auch der Welt- 
krieg ſei Frankreich nur aufgezwungen worden, ſelbſt wenn ihn 
Poincaré und ein paar andere Leute gern geſehen haben ſollken. Nur 
aus Sorge vor einem neuen Kriege beſtehe Frankreich auf ſeiner 
militäriſchen Sicherung!“ 

Eine beſondere Gemeinheit leiftete ſich im Jahre 1922 die jüdiſche 
Pazifiſtin Steinitz, die in England in öffentlichen Vorträgen folgen- 
des erklärte: „Ich danke den Alliierten für die Gabe des Verſailler 
Friedens, einer der geſegnetſten Gaben, die Deukſchland je empfan- 
gen hat, denn er verringerte das deutſche Heer auf 100 000 Mann. 
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Das einzige, was ich daran auszuſetzen habe iſt, daß er Deutfchland 
überhaupt ein Heer beließ.“ 

Bei einer Beſprechung einer Wiederaufführung des Theaker- 
ſtückes „Roſenmonkag“ ſchrieb der Jude Hans Siemſen (Simonſohn) 
in der „Freiheik“, dem Organ der Unabhängigen Sozialdemokratie: 
„Wenn Harkleben mit feiner Schilderung recht hal (und es iſt anzu- 
nehmen, daß er recht hat, denn man merkk hinker manchem ſeiner 
Worte eine Art von Sympathie für dieſe Offiziere), wenn er recht 
bat, dann beweiſt dieſes Stück, daß das preußiſche Offizierkorps vor 
dem Kriege die Kloake der Nation war, in der ſich Dummheit, Bru- 
falität und Unmoral zu einer Akmoſphäre von wahrhaft keufliſchem 
Geſtank vereinigten. Dieſe Leuke haben Begriffe von Ehre und 
Pflicht, die tief unter dem Niveau eines Hundes ſtehen. Man glaubt 
ſich ins dichteſte Mittelalter — nein, in die Zeik der Menſchenaffen 
zurückverſezt. Und wenn wir zehnmal 250 Milliarden dafür be- 
zahlen müßten, daß uns die Entente von der Herrſchaft dieſer Uni- 
formbeſtien befreit hat, das wäre immer noch nicht zuviel.“ 

Hier ſpricht ein geradezu fanatiſcher Raſſenhaß des Juden gegen 
das deutſche Volk. Wit vollem Recht betont darum auch Fritſch 
in ſeinem „Handbuch der Judenfrage“, daß dieſer ganze jüdiſche 
Pazifismus viel weniger einem ehrlichen Streben nach Frieden ent- 
ſpringt, als dem Streben nach Sicherung der Errungenſchaften, die 
das Ende des Weltkrieges dem Judentum der ganzen Welt gebracht 
habe. „Wie ſollte dieſes Judentum,” ſchrieb Fritſch, „das ſich der 
gemeinſten und niederträchtigſten Mittel bediente, um unſeren Geg- 
nern den Sieg zu ſichern, heute an der Haltung des Friedens nur 
eben um des Friedens willen ein Intereffe haben! Nein, die jüdiſche 
Sehnſucht nach Frieden iſt eine Sehnſucht nach den Errungenſchaften 
des Krieges, denn der Machtzuwachs, der dem Judentum nach dem 
Weltkrieg in allen Ländern zuteil wurde, iſt jo groß, daß das Juden- 
kum nicht gern und freiwillig darauf verzichtet, ſondern ihn vielmehr 
ausbauen und erweitern möchte.” 

Zu dieſem Zweck wurde eine weik verbreikeke Organiſakion ledig- 
lich zur Propaganda des Pazifismus, und zwar des bewußten und 
überlegten Landesverrates, gegründet. Die eigenkliche Zentrale für 
dieſe Tätigkeit bildete die „Liga für Menſchenrechtke“. Man wird 
ſich hierbei erinnern, daß der Talmud [chreibt: „Die Juden allein 
werden Menſchen genannt, die Nichljuden aber werden nicht Men- 
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ſchen, ſondern Vieh genannt” (Baba bathra 114b, vgl. Jebamoth 61a, 
Kerithoth 6b, 7a). Die Führung dieſer Liga beſtand in dieſem Sinne 
in Deukſchland katſächlich aus ſolchen „Menſchen“. In ihrem Vor- 
ſtand ſaßen: der zu Unrecht zum Profeſſor ernannte Jude und Ve— 
ſchimpfer der Weltkriegstoten Profeſſor Gumbel, Dr. Oskar Cohn, 
der Finanzier der Novemberrevolte, Dr. Walther Levinthal, Leh- 
mann-Rüßbüldt, Leopold Schwarzſchild, Anna Siemſen, Dr. A. 
Kuczynſki. In den politiſchen Beirat wurden gewählk: Holitſcher, 
Finkelnburg, Karſen (Krakauer), Zimt, Löwenkhal, Prof. Georg 
Bernhard, (der frühere Leiter der „Voſſiſchen Zeitung”), und Kurt 
Tucholſki. Weitere namhafte Mitglieder waren: Dr. Alfons Gold- 
ſchmidt, Dr. Magnus Hirſchfeld, Dr. Paul Levi (}), Erich Mühſam, 
Juftizrat Werthauer. Hier war eine wirkliche Zenkrale des Lan- 
desverrafes organiſierk. Tucholſki ſprach es offen aus: „Ich ſpreche 
hier mit dem vollen Bewußkſein deſſen, was ich ſage, aus, daß es 
kein Geheimnis der deutſchen Wehrmachk gibt, das ich nichk, wenn 
es zur Erhalkung des Friedens nokwendig erſcheint, einer fremden 
Macht auslieferte. ... Wir find Landesverräter. Aber wir ver- 
raten einen Staat, den wir verneinen, zugunſten eines Landes das 
wir lieben, für den Frieden und für unfer wirkliches Vakerland: 
Europa“ („ Weltbühne“ Nr. 13, 27. März 1928). 

Der Pazifiſt Küſter unterftrih dann dieſen Verrak noch, indem 
er im Dezember 1927 in Leipzig erklärke: „Landesverräter zu fein 
iſt heute keine Schande mehr! Ich habe die Ehre, mich Ihnen als 
Schwerverbrecher vorzuſtellen, nämlich als Hochverräter und drei- 
facher Landesverräker. Obwohl gegen mich drei Landesverraks- 
verfahren angeſtrengt worden find, wird es für mich und meine 
Geſinnungsgenoſſen keine andere Parole geben als weiter machen!“ 

Ganz offiziell hat die ſozialdemokrakiſche Parkei den Kampf 
gegen die Kriegsſchuldlüge ſabotiert. Auf dem Inkernakionalen 
ſozialdemokratiſchen Kongreß in Hamburg im Herbſt 1923 hat ſie 
ausdrücklich die Kriegsſchuldlüge anerkannk. Dieſe gab ja dem 
infernafionalen Judentum die moraliſche Möglichkeit, das deuffche 
Volk auszuräubern. Dieſer Skandal darf nicht vergeſſen werden, 
wenn auch Gokt ſei Dank, die Sozialdemokrakie verboten iſt. Es 
muß feſtgeſtellt werden, bis zu welchem Grad menſchlicher Verkom- 
menheit eine jüdiſche Lehre deutſche Menſchen bringen konnte. Der 
amerikaniſche „Milwaukee-Leader“ vom 22. September 1923 be- 
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Attentat auf Horſt Weſſel. 
Die Zeugin des Attenfats auf Horſt Weſſel, 
Klara Rehfeld, erklärt, wie der Mord geſchah ... 


Das Haus in der 
Großen Frankfurter 
Straße, in dem Horſt 
Weſſel lebte. Hinter 
dem Fenſter der 
Manſarde, rechts, 
ereignete ſich das 
Verbrechen an dem 
nationalſozialiſtiſch. 
Revolutionär. 


ſchmale Korridorgang zum Zimmer 
Horſt Weſſels. 


Einſt: Der Jude Iſidor Weiß läßt das nakionalſozialiſtiſche Gaubüro 
in der Hedemannſtraße ſchließen 


richtek über den Internationalen Sozialiſtenkongreß in Hamburg, 
Herbſt 1923: „Der amerikaniſche Arbeiterführer und Kongreßpräfident 
Vickor L. Berger hat als Delegierter den Skandpunkk verkreten: 
„Der Schuldankeil der alten deutſchen Regierung am Ausbruch des 
Weltkrieges erfcheint, verglichen mit der Schuld der anderen Mächte, 
als eine „quantité négligeable“ .. . . Nach den Veröffenklichungen 
der Sowjekregierung iſt es eine Nichtswürdigkeit, wenn man an der 
Alleinſchuld Deutſchlands feſthälk.“ — Berger hat auch das deukſche 
Volk von der ihm zudikkierken Strafe, von Reparakionsverpflich- 
kungen ohne Grenzen und ohne Ende, d. h. von der Verpflichtung 
zu dauernder Sklavenarbeit und zu einem dauernden Verzicht auf 
Lebensfreude und die Befriedigung höherer Kulturbedürfniſſe be— 
freien wollen und den Ankrag geſtellk: 

„Alle Reparationsverpflichkungen find unker die am Kriege be- 
keiligt geweſenen Nationen zu verkeilen, im Verhältnis ihrer Ein- 
wohnerzahl und ökonomiſchen Stärke oder im Verhältnis der von 
ihnen verwandten Soldaten und Kanonen!“ 

Diefer Antrag hakte ein merkwürdiges Schickſal. Der Belgier 
Vandervelde, der als Minifterpräfident den Vertrag von Verſailles 
mik unterzeichnet hakte, hat ſich, nach Berger, „vor Zorn wie raſend 
gebärdek“. Die Franzoſen haben franzöſiſcher Gewalkkaken, insbe- 
ſondere des Endes ihres großen Landsmannes Jean Jaurés gedacht. 
„Wird ein derarfiger Ankrag angenommen, fo können wir erwarten, 
daß man uns beim Bekreken unſeres Landes niederſtößk.“ Die Eng- 
länder haben wenig geſagk, aber aufmerkſam zugehörk. Die Erklärung 
der deutjchen Sozialdemokraten aber hal gelauket: „Ein ſolcher 
Antrag würde auch der deukſchen fozialdemokra- 
kiſchen Partei ſchädlich fein Die Partei hat die 
deukſche Schuld am Kriege und die Verpflich- 
kung, Reparakionen zu leiſten, im Prinzip ange 
nommen.“ Nach dieſer Erklärung der Verkreker der deuffchen 
Sozialdemokratie hat Berger feinen Antrag fallen laſſen, es hat ihn 
auch kein anderer wiederaufgenommen.“ 

Der „Vorwärts“ vom 24. Juli 1924 ſchrieb: „. .. Wir deukſchen 
Sozialdemokraten verſtehen die Enktäuſchung, die wir vielen von 
Euch, Genoſſen der vormals feindlichen Länder, bereiteten, wir ver- 
ſtehen Eure Erbifterung. Ihr faht nur das kaiſerliche Deukſchland, 
das in Euren Augen wie ein koller Hund über die Welt herfiel, Ihr 
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14 Jahre Judenrepublik. 4 


ſahk nur den deutſchen Militarismus, der auf fremdem Boden wütete, 
wie ein wildes Tier. .“ — 

— — — Es iſt dieſen Kreiſen kein Mittel zu ſchlecht geweſen, 
das deutſche Volk vor der Welt herabzuſetzen, ihm den Widerſtands— 
willen auszukreiben, ihm Ehre, Kameradſchafk, Volkskum zu zer— 
ſtören. Als die nakionalſozialiſtiſche Bewegung einen ſtarken und 
tapferen Geiſt der Vaterlandsliebe wiedererweckke, da wurde in 
Berlin nach dem Roman von Erich Maria Remarque der Film „Im 
Weſten nichts Neues“ gegeben. Dieſer Film bemühte fich, die folda- 
kiſche Haltung des Volkes im Weltkriege verächtlich zu machen. Mit 
zyniſcher Überlegung wurden alle niedrigen und minderwerkigen In- 
ſtinkte bewußt herausgeſtellt, der Krieg lediglich als eine ſinnloſe 
Schlächterei, die Soldaten als zur Schlachtbank getriebene hilfloſe 
Menſchen und die Vorgeſetzten als Schinder dargeſtellk. In wuchtigen 
Demonſtrakionen wehrke ſich die nationalſozialiſtiſche Bewegung gegen 
dieſen Schmutzfilm — darauf ließ der Polizeipräfident Bernhard 
Weiß mehrere Zaujendfchaften der Schußpolizei zur Sicherung der 
Aufführung dieſes raſſeſchänderiſchen Films aufmarſchieren. Mit 
dem Gummiknüppel wurde die deukſchgeſinnke Jugend zufammen- 
gedroſchen; krozdem war der Proteſt jo ſtark, daß der üble Film 
nur noch in geſchloſſenen Veranſtalkungen gezeigt werden konnte. 

Die nationalſozialiſtiſche Revolution hak dieſe organifierfe Zer- 
ſtörung der deutſchen Wehrhaftigkeik und Ehre unmöglich gemacht. 
Die eigenklichen Träger dieſer Propaganda, die ſozialdemokratiſche 
Partei, das Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold, die deutſche „Friedens- 
geſellſchaft“, die „Frauenliga für Frieden und Freiheit“ und die 
„Liga für Menſchenrechte“ find mit Recht verboten. Das war um fo 
nötiger, als von dieſen Gruppen bewußt Kriegsdienſtverweigerung, 
ja ſogar Sabotage der Landesverkeidigung getrieben wurde, um 
auf dieſe Weiſe die jüdiſche Herrſchaft über das ihr unkerworfene 
deuffhe Volk durch Erhaltung ſeiner Wehrloſigkeit aufrechtzuerhal— 
ten. Schon im Jahre 1927 hakte Tucholſki in der „Weltbühne“ ge- 
ſchrieben: „Daß niemand gezwungen werden kann, einer Einbe- 
rufungsorder zu folgen, — daß alſo zunächſt einmal die ſelige Zwangs- 
vorſtellung auszurokten iſt, die den Menſchen glauben macht, er 
müſſe, müſſe, müſſe traben, wenn es bläſt. Man muß gar nicht. Denn 
dies iſt eine fimple, eine primitive, eine einfache Wahrheit: Man 
kann nämlich auch zu Haufe bleiben.. . . Und man kann nicht nur 


zu Haufe bleiben. Wie weit zu ſabokieren ift, ſtehk in der Entſcheidung 
der Gruppe, des Augenblicks, der Konſtellakion, das erörtert man 
nicht kheoretiſch. Aber das Recht zum Kampf, das Recht zur Sabo- 
tage gegen den infamſten Mord: den erzwungenen — das ſteht außer 
Zweifel.“ 

Hiermit war fatfählih eine gewiſſenloſe Lebensbedrohung der 
Nation ſelbſt gegeben, denn bei der an ſich ſchon beſtehenden Wehr- 
loſigkeit muß das Vorhandenſein einer derarkigen Propaganda zum 
ſofortigen praktifhen Niederbruch der Verkeidigung im Kriegsfalle 
führen. Die Judenherrſchaft gipfelte damit in der bewußken Arbeit 
zur Vorbereitung der Ausroktung des deukſchen Volkes, der Raſſe⸗ 
kampf gegen den nordiſchen Menſchen ging damik ſeiner endgültigen 
Krönung entgegen. Kein ſelbſtbewußkes Volk und kein ernſthafter 
Menſch in der Welt kann der nakionalſozialiſtiſchen Revolution ver- 
denken, daß fie ein für allemal und mit aller Energie die Forkſeßung 
ſolcher Zuſammenbruchspropaganda unmöglich gemachk hat. Die bloße 
Duldung dieſer Dinge aber belaftet ſämkliche Parteien und alle Re- 
gierungen der Weimarer Republik zur Genüge, um ihre unverzeih- 
liche Schuld vor der deutſchen Nation feſtzuſtellen und fie unbarm- 
herzig zu ahnden. Häften fie weiter nichts Schlimmeres verbrochen, 
als dieſe Propaganda zu dulden, fo reicht dies bereits völlig aus, um 
die politiſche Vernichkung und die ſtrengſte Beſtrafung aller Schul- 
digen in vollem Maße zu rechfferkigen. 

Aber fie haben mehr getan, mehr geduldek und Schlimmeres ver- 


brochen. 
* 


14 Jahre Herrſchafk der Korruption. 


Schieberkum und Beſtechlichkeit im öffentlichen Leben, Schmier- 
gelderweſen und Profitmacherei auf Koſten des Volkes hatten bereits 
in den Kriegsgeſellſchaften geherrſchk. Ihre erſten Urſprünge gehen 
unzweifelhaft zurück auf die Zeiten des Hofjudenfums, finden ſich 
wieder in der Rothſchildepoche nach 1814 und in der Gründerzeit nach 
1870/71. Mit dem Augenblick der Aufrichtung der Judenherrſchaft 
im November 1918 eroberke der Geiſt der Korruption das geſamke 
Staats- und Verwaltungsweſen. Der materialiſtiſche Geiſt beherrſchte 
Stadt und Land. Die programmgemäß materialiſtiſche, jüdiſch ge- 
führte ſozialdemokratiſche Partei war politiſch ausſchlaggebend ge- 
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worden, fo daß jederzeit ein etwa auftauchender Widerſtand gegen 
die Unfauberkeit im öffentlichen Leben, der ſich etwa aus den Reihen 
der anſtändigen deukſchen Beamkenſchafk erhob, auf Geheiß der ſozial- 
demokratiſchen Bonzen gebrochen werden konnte. 

Hatte der jüdiſche Geiſt des Profikmachens ohne Rückſicht auf 
die Sicherung von Exiſtenz und Nahrung der anderen die Wirk— 
ſchaft erobert, und hakte der Marxismus aus demſelben Geiſte 
das makerialiſtiſche prolekariſche Klaſſeninkereſſe dem ebenſo rein 
makerialiſtiſchen kapitaliſtiſchen Profitinkereſſe enkgegengeſetzt, fo 
war doch der Staat immer noch etwas Objekkives geweſen, eine 
Einrichtung, die der Geſamtheit und nicht der Bereicherung ein- 
zelner Volksgruppen dienen durfte. Hiermit wurde nun gebrochen; 
der neue Staat, als jüdiſche Schöpfung, proklamierfe den demokra— 
kiſchen Grundſatz, daß dem Sieger die Beute gehöre, daß die „Jieg- 
reichen“ republikaniſchen Parkeien die Poſten nicht nur unker ſich 
verteilten, ſondern auch, daß fie bedenkenlos ihren Geſchäfksfreunden 
und Geldmännern Vorkeile auf Koſten des Staates zuwendeken. Es 
enkſtand die in einem ordentlichen Staak völlig unmögliche Verbin- 
dung zwiſchen Funkkionären des Staates und der Geſchäftswelt. Die 
Geldgebergruppen, welche die Parteien finanzierken, nahmen damit 
Einfluß auf die Politik, auf die Amterbefegung, auf die öffentliche 
Aufkragserkeilung. Der Staat, der nach germaniſchem Empfinden 
zum Schutz und zur Erhaltung der Nation beſtimmk ift, wurde damit 
zum Geſchäftsunkernehmen. Der „Rakkenkönig“ der Schiebungen und 
der Korruption begann, in den Juden wie Nichkjuden verwickelt 
wurden, der die letzten fittlihen Grundlagen des Skaaksweſens und 
der Verwaltung bedrohte und nichts gelten ließ, als Cliquen inker- 
eſſierter Finanz- und Geldgruppen, die ihre „Beauftragten“ in den 
Regierungsämtern untkerbrachten, mit deren Hilfe fie durch gemeinen 
Bekrug als Schmarotzer am Volke auf Gedeih und Verderb darauf— 
loswirkſchafteken. Auch hier iſt deuklich der zurückgelegke Weg zu er- 
kennen: von der geiſtigen Verjudung der Wirkſchaft über die Ver- 
judung der halbſtaaklichen Kriegswirtſchaft zur Verjudung und Kor- 
tupfionierung des Staaksweſens ſelbſt. 

Judenherrſchaft und ſittlicher Verfall gehören zueinander. Das 
klaſſiſche Altertum hat bereits jene Zerſetzungserſcheinungen wohl 
gekannt, die ſteks mit einer Demokratie, einer Herrſchaft der vom 
Geldſack gegängelten unverankworklichen Maſſe verbunden iſt und 
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die ſtels unter den Einfluß der anweſenden Juden in dem befteffen- 
den Lande gerät. Der römiſche Schriftſteller Gajus Salluſtius Criſpus 
ſchreibt im Jahre 86 v. Chr. über die Zuſtände des ſich demokratfi- 
ſierenden Roms: „Die Gier nach Amkern und Würden hat alles ent- 
fittliht. Die Habgier verſeucht die Würde und den Adel der Ge— 
ſinnung und verdirbt überhaupt den ganzen Charakter des Menſchen. 
Sie macht ihn brutal, rückſichtslos, ſchlecht und käuflich. Das Jagen 
nach Amkern führt zur Unaufrichtigkeit und zur Heuchelei. So 
ſind die Zuſtände, die allmählich über uns gekommen ſind. Was 
früher allgemein mißbilligk und verachtet war, iſt jetzt wie eine 
feuchenarfige Krankheit zu einem allgemeinen Übel geworden und 
droht das ganze Staaksweſen zu unkergraben. Solange der Ehr- 
geiz und nicht zugleich auch die Habgier die herrſchende Leidenſchaft 
war, konnke man wenigſtens noch ſagen, daß dieſer Fehler durch 
etwas Tugend gemilderk wurde, denn die Suchk nach Ehre iſt immer- 
hin verzeihlich. Aber die nackke Sucht nach Geld kann vor keinem 
Richterſtuhl der Moral beſtehen. Wie ein böſes Gift durchdringt fie 
das Volk, erniedrigt und verweichlichk es, und fie findet außerdem 
weder im Überfluß noch im Mangel eine Grenze.“ 

Genau das gleiche Bild entwickelte ſich in Deukſchland, beginnend 
mit der Ruckſackrevolke von 1918, wachſend mit der Beruhigung 
im Jahre 1924, mit dem ſteigenden Zuſtrom der fremden Anleihen 
und dem Gefühl der Sicherheit im Lager der Novemberparkeien und 
ihrer jüdiſchen Hinkermänner. 

Triumphierend hakte Julius Deutſch, Jude und Kriegsminiſter 
Öfterreichs, bereits im Dezemberheft der Zeitſchrift „Kampf“ im 
Jahre 1918 geſchrieben: „In Deutſchland, in Öfterreich, in Ungarn — 
Revolution, Republik. Was, ſeit wir denken können, wir glühenden 
Herzens erkräumt und erſehnk haben, iſt Wirklichkeit geworden. Jetzt 
find wir Juden ganz oben, jetzt find wir die Herren. Unſere glühen 
den Träume ſind erfüllt.“ 

Der Betrug am Volksgut, das Beſtechungsunweſen, die Schie— 
bung — alles, was in den Kriegsgeſellſchaften bereits entwickelt war, 
konnfe nach Einrichtung der Judenherrſchaft ſich nun voll auskoben. 
Die Sozialdemokratie, deren Parkeileute alle politiſchen Poſten 
ſtürmten, wurde in kürzeſter Zeit zu einer wahren Müllgrube des 
Verbrechens. Mit Entjegen ſtanden die deutſchen Arbeiter, die fo 
lange dieſer Parkei den Aufftieg ermöglicht hatten, vor der völligen 


55 


„Verbonzung“, vor dem Übermaß an Beſtechlichkeit, Unfauberkeit und 
Arbeiterverrat, welche dieſe Partei enkwickelte. Der kraß makeria— 
liſtiſche Geiſt, den fie allein bei ſich duldeke, mußfe mik Notwendig- 
keit dazu führen, daß die Führer dieſer Parkei, ſobald die ſoziale 
Frage für fie gelöſt war, überhaupt jeden Kampf um ihre Löfung 
aufgaben und ſich „im Kapitalismus häuslich einrichtefen”. Wie 
dieſes „Einrichten“ bereits in den erſten Jahren ausſah, zeigt eine 
ausgezeichneke Zuſammenſtellung von Alfred Miller in feinem kleinen 
Werk „Demokratie und Korruption” aus dem Jahre 1928: 

„Der Regierungsrat und zugleich ſozialdemokrakiſche Abgeordͤneke 
Dr. Bendiner (Jude, d. Verf.), der das beſondere Verkrauen des 
fozialdemokratifchen Miniſterpräſidenken Braun genoß, wurde 1922 
zu 6 Monaten Gefängnis und 35000 Mk. Geldſtrafe wegen Preis- 
wuchers, Kektenhandels und unlaukeren Wachenſchaften verurteilt. 
Er war auch Vorſitzender der Preſſekommiſſion des „Vorwärks“. 

Gegen den Willen der Kreiskagsmehrheik wurde dem Kreis Rügen 
der ſozialdemokrakiſche Landrat Wilenz aufgezwungen. Dieſer 
Genoſſe Milenz hat eigenmächtig dem Kreiskommunal-Verband 
Rügen gehörige Gelder in der Höhe von 30 000 Mk. verkeilt und 
ſich dabei 2000 Mk. in die Taſche geffeckt. Und das, ohne den Kreis- 
ausſchuß und den Kreiskag zu fragen. Der Landrak blieb im Amke, 
obwohl ihm alles gerichtlich beſcheinigt wurde. 

Der ſozialdemokrakiſche Stadfrat in Kaſſel, Mitglied des preußi- 
ſchen Skaatsrakes und Kommunallandkags Chriſtian Wittrock, ein 
Freund und Mitarbeiter Scheidemanns, wurde Ende Juni 1924 zu 
zwei Jahren Zuchthaus und fünf Jahren Ehrverluſt verurteilt, weil 
er in zwei Fällen des wiſſenklichen Meineides überführt wurde. Er 
wurde aber bald darauf begnadigt! 

Im Februar 1922 wurde der beim preußiſchen Skaakskommiſſar 
für öffenkliche Ordnung beſchäftigte Jude Dr. Schwarz zum Regie— 
rungsrat beim Reichsficherheitskommiffar ernannk. Ein gegen dieſen 
Dr. Schwarz wegen ungehöriger Ausnutzung der Amksbefugniſſe auf 
Anordnung des damaligen Minifterpräfidenten Stegerwald angeord- 
nefes Unkerſuchungsverfahren wurde niedergeſchlagen, da Dr. Schwarz 
Inkimus des bekannten jüdifhen Großinduſtriellen Strauß (des 
Sozius von Okto Wolff... .. !!, d. Verf.) war, der bekanntlich 
en die „Kölniſche Volkszeitung” des Zentrums mit Geldern unter- 
tützte. 
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Das waren nur die kleinen Schieber und Betrüger in öffenk— 
lichen Amkern. Welchen Umfang aber die Zerſtörung der Beamken— 
ſchaft durch die Judenherrſchaft angenommen hatte, zeigt folgende 
zahlenmäßige Zuſammenſtellung: In den drei legten Jahren des 
Kaiſerreiches kam von 3000 Beamken nur ein einziger Beamker 
wegen Vergehens im Amke vor den Richker oder vor die Diſziplinar- 
behörde. In den Jahren 1921 bis 1924 aber waren es bereits 31 — 
die Zahl der ungekreuen Beamten hakte ſich alſo verzehnfachk! Noch 
in der Zeit der alles überwuchernden Zerſetzung durch die Kriegs- 
geſellſchaften haften die Verluſte durch verunkreuke Gelder der 
öffentlichen Verwaltung ſich in immerhin mäßigen Grenzen gehalten, 
in den beiden Jahren 1912 und 1913 vor dem Kriege haften fie ſogar 
nur 2,5 Pfennig auf den Kopf der Beamkenſchaft befragen, nunmehr 
unker der alles auflöſenden Judenherrſchaft ſtiegen die Verluſte durch 
Korruption auf 65 Mark auf den Kopf der Beamtenſchaft in den 
Jahren 1923/24. Hakten vor dem Kriege die höheren Beamken nur 
einen Prozenkſatz von 0,09 zur Zahl der wegen Amksvergehen Be— 
ſtrafken geſtellt, fo befrug der Hundertſatz in den Jahren 1923/24 
bereits 12,7 Prozent, d. h. die Maſſe der hineingeſchobenen “Partei- 
buchleuke der Niederbruchsparkeien und der Juden erhöhte die Zahl 
der verbrecheriſchen Elemenke um das Zehnfache. Die Takſache der 
jahrkauſendelangen Verbindung von Judentum und Verbrecherkum 
wirkte ſich aufs neue aus. Es bewahrheitete ſich furchtbar am Wei- 
marer Staake die Wahrheit des Nietzſche-Workes: 

„Es gibt kein härkeres Unglück in allem Menſchenſchickſale, als 
wenn die Mächtigen der Erde nicht auch die erſten Menſchen find. 
Da wird alles falſch und ungeheuer. Und wenn ſie gar die letzten 
find und mehr Vieh als Menſch: da ſteigt und ſteigt der Pöbel im 
Preiſe, und endlich ſpricht gar die Pöbel-Tugend: Siehe, ich bin allein 
die Tugend!“ 

Unter denen, die Deukſchland von 1918 bis 1933 regierten, waren 
all zu viele „mehr Vieh als Menſch“ — ſie gingen in der Zerſtörung 
aller ſittlichen Grundlagen voran. Schon 1925 ſchrieb die franzöſiſche 
Zeitung „Echo de Paris“: „Das Weimarer Regime verfällt immer 
mehr der allgemeinen Verachtung: das iſt die wahre Bedeutung der 
Skandale, in die ſich die führenden Männer verwickelt haben.“ 

In Schwanenwerder praßten die fozialdemokratifchen Führer 
bei dem ruſſiſchen Juden und Schieber Parvus-Helphank, der zeit- 
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weilig auch die fozialdemokratifche Preſſe finanzierte; der Jude Sklarz 
wurde nach der Errichtung der Judenherrſchaft Lieferant der Ord- 
nungstruppen und verdiente ungeheure Summen. 

Aus Litauen kam Iwan Kutisker mittellos im Jahre 1919 nach 
Deutfchland, gründete einen Schwindel-Konzern und verſtand es, von 
der Preußiſchen Seehandlung einen Kredit von ekwa 20 Millionen 
Goldmark in einer Zeit zu erhalten, in der für alte reelle deutſche 
Firmen kein Pfennig Kredit zu haben war. Als die Angelegenheit 
näher unferfucht wurde, zeigte ſich, daß Iwan und fein Bruder 
Alexander Kufisker ſehr nahe Verbindung zu dem fozialdemokra- 
tiſchen Reichsminiſter Robert Schmidt gehabt haften. Anwalt Kufis- 
kers aber war vor allem der „Gigank der Korruption“ Juſtizrak Wert- 
hauer, der genau wußte und Vorteil davon hakte, daß der Verbrecher 
Kukisker die erfhwindelten Gelder der Staatsbank weiterverlieh und 
dabei Tageszinſen von 22 Prozent nahm, und der alles nur Erdenk- 
liche tat, um die Strafverfolgung zu erſchweren. Der gerichkliche 
Handelsſachverſtändige Dr. Baer hakte über den Wucher Kukiskers 
in einem Falle gutachtlich geäußerk: „Die Handlungsweiſe des Be— 
ſchuldigken ſtellt ſich als Wucher ſchlimmſter Ark dar. Die Ver- 
werflichkeit ſolchen Tuns iſt umſo größer, als bei Anwendung ſolchen 
Syſtems mit Sicherheit der Ruin des Schuldners in kürzeſter Friſt 
vorhergeſehen werden mußte, während der Gläubiger, auf Koſten 
des Schuldners und gekrieben von feiner Habſucht, ſich in ebenſo 
kurzer Friſt bereichert. Es kommk hinzu, daß der Beſchuldigte ein 
aus dem Oſten mit ſchlechten Handelsgepflogenheiten eingewanderker 
Mann iſt, der nach Angabe des Anzeigers mik kaum nennenswerken 
Mitteln in kurzer Zeit es zu einem Vermögen gebracht hat, welches 
ihm ermöglichte, hinter dem Decknamen des ſtolzen adligen Namens 
ſeiner Bankfirma (Bank E. von Skein, d. Verf.) den gefährlichen 
Wucher zu kreiben. ...“ 

Baer regte damals an, Kukisker zu verhaften. Er wurde aber 
auf Betreiben des „Juſtizunrakes“ Werthauer nicht verhaflet — und 
die Berliner Handelskammer erklärte, die Wucherzinſen ſeien in 
Ordnung geweſen und forderte von dem bekr. Landgerichtspräfidenten, 
den Sachverſtändigen Baer von der Liſte der Sachverſtändigen zu 
ſtreichen. . .. Als endlich wegen anderer Bekrügereien Kufisker 
doch verhaftet wurde, ſchrieb der Sachverſtändige Baer an das Land- 
gericht Berlin unker dem 30. Dezember 1924: 
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„Hätte man meiner Anregung vom Februar 1924 Folge gegeben, 
fo wäre dadurch unmiktelbar viel Unheil von einem Teil der Be- 
völkerung abgewendet worden und der Schaden, welchen die Staaks- 
bank inzwiſchen erlitten hat, zu verhüten geweſen. Als Proteſt 
gegen die dem öffentlichen Wohle nachteilig geweſene Verkennung 
meines Standpunktes lege ich mein Amt nieder.” 

Über das merkwürdige Verfahren der Handelskammer Berlin 
unker feinem Eid vernommen, leiftefe der Staafsjekrefär Dr. Oskar 
Meyer, Erſter Syndikus der Berliner Induſtrie- und Handelskammer, 
Abgeordneter der Staaksparkei und Jude, einen Meineid. 

Hier muß mit tiefem Dank und dem Ausdruck der größfen 
menſchliche Hochachkung eines Kämpfers gegen dieſe grauenhafte 
Korruption Erwähnung gefan werden — des alten Bücherreviſors 
Lachmann. Lachmann unkerſuchte eingehend die Geſchäfte Kukiskers 
und klärke beim Prozeß ohne Rückſicht auf die hochgeſtellken Hinter- 
männer den ganzen Rattenkönig von Schiebung und Beſtechung auf. 
Darauf ließ der gleichfalls beſtechliche und meineidige Staatsſekrekär 
Weismann dem alten Bücherreviſor feine amtliche Beſtallung durch 
die Berliner Handelskammer (Vorſitzender: Bankier v. Mendels- 
ſohn) enkziehen, ein unendlich verlogener Prozeß wegen „Erpreſſung“ 
wurde gegen Lachmann angeffrengt, Juſtizrak Werthauer bemühte ſich, 
ihn für geiſteskrank erklären zu laſſen, aber Lachmann gab nichk nach, 
immer wieder beſchuldigkte er Weismann und Werkhauer ihrer Ver- 
brechen. Heuke find die beiden Schädlinge ins Ausland geflüchtet, 
Weismann hat ſich nach Lugano, Werkhauer nach Locarno zurück- 
gezogen, um der verdienken Strafe zu enkgehen. In jahrelangem 
Kampfe hatte der alte Bücherreviſor unker Preisgabe feines bißchen 
Vermögens als ein wahrer „Michael Kohlhaas“ des Rechtes die 
hochgeſtellten Hinkermänner und Hehler Kutiskers entlarot. 

Dieſer alte Bücherreviſor Lachmann iſt Jude — und es iſt eine 
Pflicht der menſchlichen Dankbarkeit des deutſchen Volkes, anzu- 
erkennen, daß hier einmal ein Jude gegen die bösarkige Auflöſung 
von Recht und Sittlichkeit in unſerem Volke unter ſchwerſten per- 
ſönlichen Opfern Fronk gemacht und den Drachen der Korruption 
verwundet und gelähmk hat. Das follte man ihm nie vergeſſen! 

Diejenigen Juden aber, die durch die nakionalſozialiſtiſche Revo- 
lukion aus Amt und Würden gebracht find, follten fi fragen, warum 
fie nicht den ſchlichten Kampf ums Recht ihres alten Volksgenoſſen 
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mitgekämpft haben, warum fie ihn kokſchwiegen und warum fie 
feinen Kampf nicht zu dem ihren gemacht haben. Wenn ſie ſich 
dieſe Frage wahrheitsgemäß beankworken, werden ſie wiſſen, warum 
das deuktſche Volk ihnen einen Tritt verſetzt hat. Gegen ein Juden- 
kum, in dem die Lachmanns überwogen häkten, würde es nirgends 
in der Welt eine judenfeindliche Bewegung geben — jedes Volk 
würde es ſich zur Ehre anrechnen, ſolche Menſchen unker ſich zu 
haben; gegen ein Judenkum, das von Joſeph in Agypken bis Kukisker 
in Berlin an der Not anderer Menſchen gewiſſenlos verdienk und 
deſſen Angehörige ſich gegenſeitig decken, das ein Zerſeßzervolk 
geworden iſt, wird es überall einen verzweifelten Kampf der Völker 
der nordiſchen Hochkultur geben. 

Hinter Kutisker ſtand die herrſchende Schicht der Weimarer 
Republik und hinker den Barmaks ſtand ſie erſt recht! Die Brüder 
Barmak waren gleichfalls früher aus Rußland nach Holland gekom- 
men; in Amſterdam bekrieb Judko Barmat bei Beginn des Krieges 
einen kleinen Ramſchladen. Dann witterke er Konjunktur. Am 
Hunger Deuktſchlands ließ ſich guf verdienen. Er lieferte für die 
Kriegsgeſellſchaften Lebensmittel in immer größeren Mengen. Nach 
dem Kriege blühte erſt richtig ſein Geſchäft. Der Skaak, die Gemein- 
den, die Organe der Zwangswirkſchaft waren feine Abnehmer. Bar- 
mat verdiente ungeheuer. Er hamſterke Deviſen, und als die Defla— 
fion kam, kaufte er mit den flüſſigen Mitteln Betriebe zuſammen, 
verlieh Geld an notleidend gewordene Unternehmungen und ſchnürke 
den Schuldnern die Kehle zu. Auf dieſe Weiſe erwarb Barmak 
10 Banken und mehr als 40 große Betriebe, die er zu einem Bar— 
mat-Konzern zuſammenſchloß. 

Die Sozialdemokratie war fein eigenklicher Rückhalt. Wels, 
Bauer, Hermann Müller, Polizeipräfident Richter — die ganze 
maßgebende Führung der SPD. ſchlemmte in feiner Villa auf 
Schwanenwerder. Ebert und fein Privatjekrefär, Miniſterialrat 
Krüger, Heilmann, der Fraktionsführer der Sozialdemokratie im 
preußiſchen Landkag, beſorgken Barmak und feiner Miſchpoche 
Dauerviſa zur Überſchreikung der deutſchen Grenzen. Als die öffent- 
liche Meinung bereits die Schiebungen Barmaks angriff, gab Heil- 
mann im „Vorwärks“ folgende freche Erklärung ab: „Ich bin feit 
vielen Jahren mit Julius Barmat eng befreundet und gedenke dieſe 
Freundſchaft — — — — fortzuſetzen. Dieſe Freundſchaft iſt ſchon 
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im Jahre 1920 in der Berliner Preſſe ausführlich erörkerk worden. 2 8 
Ich gehöre einer großen Zahl von Auffichtsräten an, keils Gefell- 
ſchaften von öffenklichem Inkereſſe, keils Geſellſchaften des Barmat- 
Konzerns. Was meine Aufſichtsraksſtellungen im Barmak-Konzern 
anbetrifft, fo waren fie mir aus Freundſchaft angeboten und ſind von 
mir aus Freundſchafk angenommen worden. Aufſichtsratskankiemen 
oder ſonſtige Vorkeile makerieller Art habe ich bisher daraus nicht 
gezogen.“ 

Dabei hakte Heilman allerlei „Freundſchafksgeſchenke“ von Bar- 
mak erhalten! Er war nicht der einzige, den die Barmakſonne 
beſchien. Der Polizeipräſident Richter erhielt ein Konko von Barmak 
und machte auf feine Koſten Vergnügungsreiſen, der Miniſter- 
präſidenk Hirſch gab zu, von Barmat 50 000 Mark für „wohltätige 
Zwecke“ erhalten zu haben. Sie haben ihm wohlgekan. Der Reichs- 
kanzler Bauer von der SPD. bekam von Barmak ſogar ſeidene 
Schlafanzüge und goldene Zahnſtocher. Er wurde vollkommen zu 
Barmats Leibeunuchen. Barmal ſchrieb an dieſen „Arbeiterführer”: 

„Wir legen einen Auszug aus Ihrer Rechnung bei, aus dem Sie 
zu erſehen belieben, daß Sie noch 1207,66 Dollar und 1 915 700 
Mark zu bekommen haben. Dagegen haben Sie 910 holländiſche 
Gulden zu viel bekommen, ſo daß Sie im ganzen 830,31 Dollar und 
1915 000 Mark zu bekommen haben. Die Vermutungen, die Sie in 
Ihrem Brief vom 12. September ausſprechen, find abſolut unbegrün- 
def. Ebenſo unzukreffend find die Angaben Ihres heukigen Briefes, 
wie Sie aus dem Auszug erſehen können. Die %-pro3. Umfaß- 
proviſion iſt ſeit dem 1. April durch 300 hfl. monatlich erſetzt worden, 
fo daß fie nicht mehr in Bekracht kommt. Zinſen für die Beſchaffung 
des Sechs-Milliarden-Krediks haben Sie nicht zu beanſpruchen, da 
Ihnen dafür etwa 2000 Dollar gezahlt wurden. Nakürlich war es 
unzuläſſig, wie Sie ja ſelbſt wiſſen, für Sie Deviſen zu kaufen, nach— 
dem Sie Ihre Deviſen im Juni haben verkaufen laſſen. Wir wollen 
ganz davon ſchweigen, welche koloſſalen Verluſte Sie Herrn Barmat 
durch Ihre aukhenkiſchen Informationen aus höchſten Kreiſen zu— 
gefügt haben. Wir wollen auch unerwähnt laſſen, die kauſend hollän- 
diſchen Gulden, die Sie von Herrn Barmak außer der Reihe bekom- 
men haben und die vielen hundert Gulden, die Herr Barmak Ihnen 
ſeinerzeit in Holland ohne jeden Grund gegeben hak, auch die vielen 
hunderktauſend Mark, die Ihnen Herr Barmat ſeinerzeit gab, als 
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die Mark noch ſehr viel Werk war, und die ſechshunderk Demag- 
Aktien, die Ihnen franko überlaſſen wurden, wollen wir jeßt nicht in 
Rechnung ſtellen. Wir erinnern Sie an all dies nur, damit Sie 
ſehen, was Sie von Herrn Barmak bekommen haben und was 
Herr Barmat Ihnen zu verdanken hak.“ 

Im übrigen hakte Bauer auch noch 57 000 Gold-Mark von Bar- 
mat bekommen — als Gegenleiſtung erhielt Barmat das Monopol 
für die Einfuhr von Fekten aus Holland. Barmal ließ ſich auch ſonſt 
nicht lumpen — fein Haupfauffichtsrat Heilmann wendete 50 000 
Mark Barmatgeld der fozialdemokratifhen Partei zu, in QUmffer- 
dam bekam die ſozialdemokrakiſche Zweite Internationale ein Büro- 
haus koſtenlos von Barmak zur Verfügung geſtellk und das ſozial- 
demokrakiſche Blakt Hollands „Voorwaarks“, bekam noch einmal 
380 000 Gulden von Barmak. Alles dies konnte Barmak tun, weil 
ihm unbegrenzte Gelder der preußiſchen Skaaksbank durch Vermitt- 
lung der Sozialdemokrakiſchen Parkei zur Verfügung ſtanden. Als 
die Bombe platzte, als der ſchwindelhafte Barmakkonzern zufammen- 
brach, verlor die Preußiſche Staaksbank faſt 50 Millionen RM., 
der Geſamtverluſt bekrug für das deukſche Volk an die 100 Millionen. 

Bezeichnend war auch, wie die jüdiſche Preſſe Barmak deckke. 
Am 11. Juli 1926 ſchrieb Stephan Großmann über Barmat und 
Kutisker: „Moraliſche Menſchen haben recht auszurufen: Was für 
ein Schwindler! Ich für mein Teil muß vor allem geſtehen: was 
für eine Energie.“ Von Kukisker meinte Großmann höhniſch: „er 
ſpricht, um es ganz kurz zu ſagen, nur fo viel deukſch, als zum 
Umgang mit den Direkkoren der Preußiſchen Staatsbank notwendig 
war.“ Sonſt iſt es wahrſcheinlich mit jiddiſch beſſer gegangen. . . 

Bezeichnend war auch der Fall des Winiſter Zeigner in Sachſen. 
Zeigner hat das Begnadigungsweſen zu einem erkragreichen Geſchäft 
ausgebauk. Alfred Roſenberg in der Sondernummer „November— 
verbrecher“ der „Nakionalſozialiſtiſchen Monatshefte“ ſchildert Zeig— 
ners Verfahren in folgender Weiſe: „Ganze 19000 Begnadigungen 
hat er in einem einzigen Jahr erlaſſen und alle Galgenvögel auf 
freien Fuß geſetzt, die unker der Flagge des Kommunismus Land- 
ſtraßen und Geldſchränke unſicher gemacht haften. Es ſtellt fi aber 
noch mehr heraus: dieſe Begnadigungen waren nämlich nicht jo ganz 
dem guken Herzen des Herrn Zeigner enkſprungen, ſondern er hakte 
ſich auch gut dafür bezahlen laſſen. Sein Büro, deſſen Vorzimmer 
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von Verwandten der hinter eifernen Gardinen figenden Genoſſen 
überfüllt war, war zu einem richtigen Kramladen geworden: nahm 
der Herr Juſtizminiſter und ſpäkere Miniſterpräſidenk doch alles dank- 
bar und mit Vergnügen entgegen, was nicht nief- und nagelfeſt war: 
Eier, Mehl, Butker, Geflügel, Anzüge, Mäntel, Schmuckſachen und 
Geld. Wenn der Zudrang zu ſtark wurde, jo verabredefe ſich Genoſſe 
Zeigner in einem Café, ja ſogar an einer Straßenecke und ließ ſich 
dort das Honorar für feine Begnadigungen auszahlen. Mit einem 
langen und weiten Radmankel bekleidet, nahm der Juſtizminiſter die 
Waren ſelbſt eines Bäuerleins in Empfang, das wegen Gerreide⸗ 
wuchers beſtraft worden war. Wenn das Geſchäft über die Kräfte 
eines Mannes ging, fo beſorgke Frau Zeigner die Entgegennahme 
der Gelder und Brillanken der Armen und Enkerbken, mit denen 
gefhmückt man fie ſpäker an der Seife ihres mit einem koſtbaren 
Pelz bekleideten Gatten durch die Straßen wandern ſah.“ 


Der Sklarekſkandal, bei dem die Berliner Stadkverwalkung unker 
dem Beiſtand des Oberbürgermeiſters Böß und der fozialdemokrafi- 
ſchen Stadfverorönetenfraktion von Berlin die geſamke Kleiderbeliefe- 
rung der Berliner Unkerſtützungsempfänger, Verkehrsbeamken und 
Polizei in die Hände dieſer Schwindler ausgeliefert hakte, die auf dieſe 
Unterlage hin durch Beſtechung rieſige Kredite von der Berliner Stadt- 
bank erhielten und ſchließlich die Berliner Skadkverwalkung vollkommen 
geſchäftlich in ihre Hand gebracht haften, bis das ſchwindelhafke 
Gebäude zuſammenbrach, zeigke, wie völlig der Geiſt des Profit- 
machens um jeden Preis und der geſchäftliche Korrupkion ſich hinein- 
gefreſſen hakte in die einzelnen Verwaltungen und Gemeinden. Von 
der ſitklichen Verkommenheit, die damals gang und gäbe war, kann 
man ſich heuke kaum noch einen Begriff machen. Deukſchland war 
zu einer Hölle der ſittlichen Enkarkung geworden. 


Oſtjuden marſchieren. 


Zur Unkerſtützung ihrer Pofition in Deukſchland hatten die fozial- 
demokrafifhen Führer von Anfang an Wert darauf gelegt, ihre 
Reihen durch jüdiſche Elemenke zu verſtärken. Zu dieſem Zweck 
wurden die Grenzen für die Einwanderung von Oſtjuden weit auf- 
gemacht zu einer Zeit, als das deukſche Volk wirkſchaftlich in ſchwer- 
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ſter Not war und unter höhniſcher Betonung, daß krotzdem die Oſt⸗ 
judeneinwanderung ſtaktfinden müſſe. Bereits am 1. November 1919 
erließ der preußiſche Miniſter des Innern Heine Jude) folgenden 
Erlaß: „Dagegen verbietet es ſich zurzeit und bis auf weiteres krotz 
der Nöte der inländiſchen Bevölkerung aus völkerrechklichen und 
aus Gründen der Menſchlichkeit, die im Lande bereits befindlichen 
Oſtjuden, ſelbſt wenn fie unter Umgehung der Grenzſperre und ohne 
im Beſitze der vorgeſchriebenen Legitimakionspapiere und der Ein- 
reiſe-Erlaubnis zu ſein, eingewanderk ſind, zwangsweiſe in ihre Hei— 
mat zurückzuweiſen, weil fie dorf nach Lage der Verhältniſſe vielfach 
unmittelbar Gefahr für Leib und Leben, jedenfalls aber der Beſtra— 
fung wegen Fahnenfluchkt und Wehrpflicht-Enkziehung ausgeſetzt 
wären. .. . Unker dieſen Umſtänden bleibt nur übrig, die vor- 
gedachten Ausländer, joweit fie perſönlich einwandfrei (ö) find, bis 
auf weikeres () im Lande zu dulden, auch wenn dadurch die Mög— 
lichkeit einer gewiſſen Beeinträchtigung der Arbeitsgelegenheik für 
Inländer (1) gegeben iſt.“ 

Dieſer Erlaß wurde dann weiter dadurch ergänzt, daß ſolche 
Juden zwar ausgewieſen werden konnten, die die öffenkliche Sicher- 
heit und Ordnung gefährdeten oder keine „nutzbringende Beſchäfti⸗- 
gung“ hatten, aber: „Vor jeder Ausweiſungs-Verfügung und in 
Ausſicht genommenen Zwangsabſchiebung iſt der jüdiſchen Fürſorge- 
Organiſakion Gelegenheit zu geben, die Inkereſſen der Betroffenen 
wahrzunehmen. Soll die Ausweiſung wegen Arbeitsloſigkeit erfol- 
gen, fo iſt fie erſt dann ſtakthaft, wenn der jüdiſchen Fürſorge-Organi- 
fafion eine angemeſſene Friſt zur Beſchaffung von Arbeit für den 
Beteiligten geſetzt worden iſt und dieſe Friſt fruchklos verſtrichen 
iſt. . .. Um ihre polizeiliche Anmeldung zu ermöglichen, beſtimme 
ich deshalb, daß denjenigen ausländiſchen Polen (1), für deren Per- 
ſonalfeſtſtellungen die in Ziffer 2 genannten Hilfsorganiſakionen die 
Gewährleiſtung übernehmen, feitens der Paßbehörde Perfonalaus- 
weiſe gem. Ziffer 9 der Ausführungs-Vorſchriften .. .. auszuſtellen 
ſind, deren Geltungsdauer jedoch auf 6 Monate zu beſchränken iſt.“ 

Auf dieſe Weiſe konnken nun auch die paßloſen Oſtjuden, die ſich 
in Polen der Militärpflicht entziehen wollten, in Deutſchland ſogleich 
Perſonalausweiſe bekommen. Wie ſich das prakkiſch auswirkke, 
zeigen Berichte des Grenzpolizeikommiſſars Stein aus Pillau: 
„. . . . Als eine weitere nicht zu unkerſchätzende Takſache muß ich 
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breiten, daß die von der Landesgrenzpolizei in Königsberg als 
es an unerlaubten Grenzüberſchritts aufgegriffenen 8 
juden, die dem hieſigen Polizeipräſidium abmachungsgemäß sugefäbt 
werden, dorf vermuklich ohne jede Prüfung der perſon ſofork Per- 
ſonalausweiſe erhalten und auf freien Fuß geſett werden. 

Bericht vom 21. Sepkember 1920: „Bei der heutigen Konkrolle 
des Perſonendampfers „Odin“ wurden folgende Oſtjuden angetroffen, 
denen, obgleich ſie ſich nur einen Tag in Königsberg aufgehalten 
haften, die für Ausländer vorgeſchriebene Einreiſe-Erlaubnis bzw. 
der Sichtvermerk vom Polizei- Präſidium Königsberg zur Weikerreiſe 
nach dem Innern Deutſchlands ausgeſtellt war. Gier folgen die 
Namen). Sämtliche Juden gaben auf Befragen übereinſtimmend an, 
daß fie ohne jede Legitimation die erforderlichen Ausweispapiere 
vom Polizeipräſidium Königsberg ohne Schwierigkeiten ausgeſtellt 
erhalten häkten.“ 

Ein Bericht vom 22. September 1920, in dem auf eine minijfe- 
rielle Verfügung Bezug genommen wird, laukek: „Die Durchführung 
vorſtehender Verfügung iſt in Königsberg nicht möglich, ſolange das 
hieſige Polizei-Präſidium: a) darauf beſteht, alle ohne Ausweiſe pp. 
angekroffenen Ausländer ihm zuzuführen; b) es dieſe Ausländer 
anſtandslos mit Ausweiſen und den erforderlichen Papieren verfieht 
und ihnen ſonſt jede nur mögliche Hilfe für ihren Aufenthalt in 
Deutſchland, gemeinſam mit dem Jüdiſchen Hilfskomitee hierſelbſt, 
leiſtel.⸗ 

Berichk vom 28. Sepkember 1920: „Die Einwanderung von Oſt— 
juden auf dem Seewege iſt zur Zeik gewaltig. Agenten der hieſigen 
jüdiſchen Organiſakionen, ausgerüſtek mit einem Ausweis des Herrn 
Polizeipräfidenten, finden ſich beim Anlegen jeden Dampfers ein, 
nehmen die ankommenden Juden in Empfang und bringen ſie in die 
bier Naßgärker Feuerweg befindlichen Truppen - Überwachungs- 
Baracken. Hier werden ſie verpflegt, erforderlichenfalls mit Geld- 
mikteln und Kleidungsſtücken verſehen, es werden ihnen vom Polizei- 
Präſidium die nötigen Papiere beſorgt und ihre Weiterreiſe nach 
Deukſchland, die oft ſchon am nächſten Tage erfolgt, in die Wege 
geleitet...“ — 

In ungeheueren Schwärmen zog das Oſtjudenpack nach Deutſch⸗ 
land und beſonders nach Berlin. Eine oſtpreußiſche Grenzſtelle be- 
richtete bereits aus dem Jahre 1920: „Die von den in der Provinz 
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ſtationierten Grenzpolizeiſtellen im Frühjahr dieſes Jahres ausgeübte 
Ausländerkonkrolle hat 3. B. für den Regierungsbezirk Königsberg 
ergeben, daß im Februar 3807 eingewanderte Oſtjuden anweſend 
waren. Die Zahl ſtieg im März auf 6068, im April auf 6854. 
Bemerkk muß werden, daß durch die ruſſiſche Offenſive im Sommer 
der Flüchtlingsſtrom erheblich zugenommen hat, ſo daß es nicht zu 
hoch bemeſſen ſein dürfte, daß eine heukige Zählung die fünffache 
Ziffer ergibt, ſo daß man allein im Regierungsbezirk Königsberg 
mit rund 30 000 Oſtjuden rechnen darf. Die Danziger Dampfer 
bringen Tag für Tag eine große Anzahl Oſtjuden herein. Die Zahl 
der über die „grüne Grenze“ einwandernden Flüchklinge iſt nicht 
annähernd abzuſchätzen.“ 

Dieſe Oſtjuden waren zum großen Teil außerdem völlig bolſche⸗ 
wiſiert. Während ein Teil von ihnen, der mit dem Schacherpacken 
ankam, nach wenigen Jahren ſich als „Wirkſchaftsführer“ in einer 
eleganken Villa in Berlin-Weſtend oder am Grunewald wiederfand, 
bezogen die jungen Juden vielfach mit Stipendien des preußiſchen 
Staates die Univerfitäten und Hochſchulen; dieſe oſtjüdiſche Intelligenz 
ſtellte dann die geiſtige Führung der kommuniſtiſchen Parkei in 
Deukſchland und bevölkerke die Redaktionsräume der „Roten Fahne“, 
des „Vorwärts“ und der bürgerlichen Judenpreſſe. Bis zu welcher 
Vollendung die Pläne zur bolſchewiſtiſchen Niedermetzelung des deuk⸗ 
ſchen Volkes gediehen waren, zeigt die Tatfache, daß in der Nacht 
vom 22. zum 23. Juli 1920, nach der „Magdeburgiſchen Zeitung” ein 
Kurier ein Exemplar einer Übereinkunft brachte, die am 17. Juli 
zwiſchen dem Gefandten der Sowjel-Regierung, dem Juden Joffe auf 
der einen Seite, den Vorſitzenden der US Po., und den Juden Hilfer- 
ding (früher hieß er „Süßmilch“) und Dr. Levi abgeſchloſſen wurde. 
In dieſer Übereinkunft hieß es: „Nach Überſchreitung der Grenze 
durch die Sowjekkruppen wird ſofort die bolſchewiſtiſche Republik 
ausgerufen, vorerſt in Königsberg, Tilſit, Danzig, Stektin, Frankfurt 
(Oder), Ratibor, Gleiwitz, Stralſund uſw. Das dazwiſchen liegende 
Gebiet und die vorgenannten Städte dienen als Operationsbafis und 
Aufmarſchgebiek der ſich dann ſofork bildenden deukſchen Roken 
Armee, die unker ruſſiſches Kommando geſtellt wird. Oberkomman- 
dierender iſt General Jenkſcheff. Verwaltung und Polizei: Es 
werden alle Regierungspräſidenten, Oberpräſidenken, Polizeipräſi⸗ 
denken und Landräte, die nicht Mehrheitsſozialiſten find, ihres Amtes 
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enkſetzt. Mehrheitsſozialiſtiſche Beamte vorſtehend aufgeführker 
Kategorien erhalten je einen Kommuniſten und einen Unabhängigen 
als Beiraf. Für die abgeſetzten Beamten werden vorläufige Stell- 
verfrefer ernannk, die von dem großen Rat, der im Ständehaus 
zuſammenkritt, beſtätigt werden müſſen. Mittlere und höhere Be⸗ 
amke, ſofern fie aktive oder Referveoffiziere find, find zu enklaſſen. 


Juſtiz: Revolukionskribunale kreken als Volksgerichte ſofork in 
Wirkſamkeik. Abgeurkeilt werden zunächſt politiſche Verbrechen 
(d. h. alle Judengegner). Die Richter find fofort auf die Sowjek- 
regierung zu vereidigen. 

Sffenkliche Sicherheit: Den Sicherheiksdienſt übernehmen mik der 
Polizei kommuniſtiſche Ordnungskruppen, die aus Leuken der deuf- 
ſchen Bakaillone der Roken Armee beſtehen, die bereiks in Rußland 
bei der Roten Armee gekämpft haben. Der beſtehende Nachrichken- 
dienſt wird aufgehoben und neu organiſierk. Er unkerſteht Regie- 
rungskommiſſaren, die für ihre Tätigkeit dem Oberſten Rat per- 
ſönlich verankworklich find. Die ruſſiſche Armee ſchützt das Prole- 
fariat vor Ausbeukung durch den Unternehmer und ſammelk um ſich 
alle freiheitlich geſinnken Arbeiker, die zwangsweiſe zu Arbeiker- 
bataillonen zufammengeftellt werden. Sie ſorgk für Ruhe und Ord- 
nung und ſchützt das „Eigenkum des Prolekariaks“. Sie verleiht den 
Maßnahmen des Staakes und der Gemeinde den nökigen Nachdruck 
und roftef alles aus, was ſich dem Prolefariat enkgegenſtellt.“ 


Damit wurde die Judenherrſchaft in Deutſchland zu einer Welt- 
gefahr. Gelang es dem Judentum, auch in Deukſchland den Bol- 
ſchewismus durchzuſetzen und das deutſche Volk niederzuzwingen, 
dann mußte nokwendigerweiſe die bolſchewiſtiſche Welle ganz Europa 
umfaſſen. In einem Brief an Karl Marx (zitiert in der „Revue 
de Paris“ 35, II S. 574) hakte der jüdiſche Führer Baruch Levi 
dieſes Ziel bereits umriſſen: „Das jüdiſche Volk, als Ganzes ge- 
nommen, wird ſelbſt ſein Meſſias ſein. Seine Herrſchaft über 
die Welk wird erreicht werden durch die Vereinigung der übrigen 
menſchlichen Raſſen, die Befeitigung der Grenzen und der Monar- 
chien, die der Wall des Parkikularismus find, und durch die Er- 
richtung einer Weltrepublik, die überall den Juden die Bürger- 
rechte zubilligen wird. In diefer neuen Organifation der Menfchheit 
werden ohne Oppoſition die Söhne Israels, die von jeßk an auf der 
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ganzen Oberfläche der Erde verſtreuk find, überall das führende Ele- 
ment ſein, beſonders wenn es ihnen gelingt, die Arbeikermaſſen unker 
die feſte Leitung von einigen der ihrigen zu bringen. Die Regie- 
rungen der Völker, die die Welkrepublik bilden, werden mit Hilfe 
des Sieges des Proletarlaks ohne Anſtrengungen alle in jüdiſche 
Hände geraten. Das Privakeigenkum wird dann durch die Regie- 
renden jüdiſcher Raſſe unterdrückt werden können, die überall das 
Staafsvermögen verwalten werden. So wird die Verheißung des 
Talmud erfüllt werden, daß die Juden, wenn die Zeiken des Meſſias 
gekommen find, die Schlüſſel für die Güter aller Völker der Erde 
beſitzen.“ 

Man fieht im Ausland die Drohung viel zu wenig, die hinker der 
Auseinanderſetzung in Deukſchland geftanden hak. Die bis ins Mark 
verfaulte Weimarer Republik mußte eines Tages in ſich zuſammen— 
brechen, ſie war von ihren Schöpfern unzweifelhaft nur als ein 
Übergang gedacht, nach deſſen Abſchluß die völlige Judenherrichaft 
und Ausroktung der dem Judenkum noch widerſtrebenden Elemente 
auf dem Wege des Bolſchewismus beabſichkigt war. Wäre die 
nakionalſozialiſtiſche Bewegung nicht gekommen, hätte Adolf Hitler 
nichk die Fahne des Hakenkreuzes erhoben, ſo wäre Deukſchland 
unzweifelhaft in die Hand der kommuniſtiſchen Partei gefallen, eine 
furchtbare Zerſtörung häkke eingeſeßt und die blutige Dritte Inter- 
nationale hätte ihre Fahnen über ganz Europa gekragen. Es wären 
nicht, wie unferkige Ideologen annahmen, Fahnen einer deutſchen 
Revolution in kommuniſtiſchem Kleide geweſen, ſondern es wäre der 
Davidſtern geweſen, der blufrof über dem uralten Heimaksgebiek der 
nordiſchen Lichtträgerraſſe aufgegangen wäre. Adolf Hitler hak die 
Welt vor einem blutigen Purimfeſt bewahrt, bei dem, wie im Buche 
Eſther, der jüdiſche Haß geſtützt auf das Verbrecherkum, ſich aus- 
gekobk hätte. 

Dieſer Kampf Adolf Hitlers und feiner nakionalſozialiſtiſchen 
Bewegung gegen Juda füllt nunmehr, nachdem Adolf Hitler wieder 
aus der Feſtung Landsberg enklaſſen iſt, die Jahre von 1925 bis 
1933 aus. Alle anderen Dinge treten hinker dieſem weltbewegenden 
Kampf zurück, der die Enkſcheidung der Frage bringen muß, ob 
die nordiſche Raſſe noch jo viel Lebenskraft beſitzt, eines ihrer alten 
Skammländer zu verkeidigen, oder ob die jüdiſche Maulwurfsarbeit 
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mit dem Siege des Bolſchewismus gekrönt werden ſoll. Dieſer 
Kampf ſetzt 1925 klein ein und ſteigerk ſich zu dramatiſcher Höhe 
bis zum Sturz der Weimarer Republik, bis zu „der Hykſos Ende“. 


** 


Die Ereigniſſe des Jahres 1925. 


Adolf Hitler war am 20. Dezember 1924 aus der Feſtungshaft 
in Landsberg enklaſſen worden; er fand einen Zuſtand völliger Be- 
ruhigung vor. Von feiner Parkei waren nur noch geringe Trüm- 
mer vorhanden, jedoch die alten Gekreuen der Bewegung fanden ſich 
bei dem geliebten Führer wieder ein. Die Richtungsſtreitigkeiten, 
welche die Trümmer der Partei zerſetzt und zerriſſen hatten, nahmen 
nach der vollzogenen Neugründung und Übernahme der Führung 
durch Adolf Hitler ein raſches Ende. Am 26. Februar 1925 erſchien 
der „Völkiſche Beobachter“, der während des Verbots der Partei 
nicht hakte erſcheinen dürfen, aufs neue. Am 26. Februar fand 
wieder die erſte nationalſozialiſtiſche Verſammlung ſtakt. Im Reich 
war aus der Umbildung der Regierung nach allen möglichen Schwie- 
rigkeiten anſtelle des Kabinetts Marx am 15. Januar ein Kabineft 
Luther gebildet, dem die deutſchnakionale Parkei beitrak. Es zeigke 
ſich, wie wenig grundſätzlich die Oppoſikion dieſer wirkſchafksliberalen 
Partei gegen die Judenherrſchafk war, für einige Poſten und im 
übrigen für eine gute Enkſchädigung der Ruhrinduſtrie ging fie 
ſelbſtverſtändlich in die Reichsregierung. Im preußiſchen Landtag 
wurde der Sozialdemokrat Otko Braun am 30. Januar aufs neue 
zum Miniſterpräſidenten gewählt. Mitten in dieſe Beruhigungs- 
atmoſphäre kraf der Tod des Reichspräſidenken Eberk. Mit dieſem 
Augenblick wurde die Präſidentſchaftsfrage akut; der erſte Wahlgang 
am 29. März ergab kein klares Bild, weil kein Kandidat die 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen erreicht hakte; es wurde ein 
zweiter Wahlgang erforderlich. Wie ſchwach der Nationalſozialismus 
ſelbſt unter Hinzuziehung der völkiſchen Gruppen damals noch war, 
zeigt die Takſache, daß die Kandidakur Ludendorff nur 210 000 Stim- 
men auf ſich vereinigen konnte. Der 2. Wahlgang erbrachte dann 
einen knappen Sieg des Generalfeldmarſchalls von Hindenburg mit 
14.6 Millionen Stimmen gegen den Zenkrumsführer Marx mit 
13,7 Millionen Stimmen. Die jüdiſche Preſſe kobte gegen Hinden⸗ 


burg, beruhigke ſich aber bald, als es ſich herausſtellte, daß grund- 
ſätzlich nichts in der Halkung der deukſchen Politik ſich ändern würde. 
Das Jahr geht ruhig zu Ende, in immer ſtärkerem Maße ſtrömen 
Auslandsanleihen herein und erhöhen für die Durchſchniktsbevölke- 
rung die Empfindung, daß man über den Berg ſei, daß „Hindenburg 
und Streſemann es ſchon ſchaffen würden.“ 

Seit Januar 1925 zeigt die Bekeiligung des Auslandes an der 
Deckung des Kapitalbedarfs der deukſchen öffenklichen und privaken 
Wirtſchaft folgendes Bild (in Millionen Reichsmark): 


1925 1926 
Inwit- u 72-1974 162,2 
ene 72 136,4 
RI ne 462 61,5 
R 12,7 122,8 
S Re en — 148,5 
Dune Tr ER — 260,5 


Jan PA ? 

Auguſe . . . 459,4 

September . . . . 223,9 

Oktober. . .. . 1103 

November 292,9 

Dezember . . . 331,5 
Im ganzen wurden im Jahre 1925 an Anleihen aufgenommen: 
Von den Ländern 138 Millionen, von den Städten 284 Millionen, 
von den öffenklichen Unkernehmungen 391 Millionen, von den Pri- 
vakunkernehmungen 653 Millionen. Die Auslandsſchulden der deuf- 
ſchen Wirkſchaft aus der Zeit vor dem 1. Januar 1925 waren auf 
rund 1,6 Milliarden RM. zu veranſchlagen. Die Verzinſung allein 
der 1925 gegebenen Anleihen bekrug für die ausländiſchen Geldgeber 
durchſchnittlich 7,75 Prozent, zu denen die „deulſchen“ Anleihenehmer, 
nämlich die jüdiſchen Vermiktlerbanken in Deukſchland, noch die 
befrädhtlihen Proviſtonsgewinne der ausländiſchen Emiſſionsbanken 
hinzurechnefen. Proviſionsgewinne der ausländiſchen Banken be- 
wegten ſich zwiſchen 5 und 7 Prozenk, erreichten jedoch in vielen 
Fällen bis zu 11 Prozenk. Die Haupkgewinner dieſes rieſigen „Neb- 
bachs“ waren einige jüdiſche Emiſſionsbanken in Wallftreet und ihre 
jüdiſchen Vermittlerbanken in Deukſchland. Wie ſtark die Pofition 
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dieſes jüdiſchen Bankkapitals war, zeigt folgende Statiftik: Im Jahre 
1925 bekrugen bilanzmäßig (): 


Reingewinn Aufſichksrats- 

in Mill. RM. tantiemen 
bei der Deuffhen Bank. . . . 182 677 419 
bei der Dresdner Bank.. . 8,67 250 000 
bei der Disconkogeſellſchaft . . 10,7 490 000 
bei der Darmſtädte r . 912 360 000 
Commerz- und Privaltank . . 5,12 230 000 


Die Beherrſchung des Wirkſchaftslebens wird zugleich charakte- 
riſterk durch die Stellung der jüdiſchen Aufſichtsräte innerhalb dieſer 
Wirtſchaft. Wir geben lediglich eine Zuſammenſtellung aus dem 
Jahre 1925, welche den Übergang der deutſchen Wirtſchafk unker 
die Konkrolle des Judenkums beſſer als alles andere zeigk. 1925 iſt 
die Macht in der deutſchen Wirkſchaft folgendermaßen verkeilk: 
2 Steinthal, Mar, iſt ſechszehnfacher Aufſichtsrak (Deutſche 

ank). 

Michalowſky, Hermann, iſt achkzehnfacher Aufſichksrak 
(Deutihe Bank). 

Millingkon, Hermann, iſt ſechsundſechzigfacher Auffichtsrat. 

Schlitter, Oskar, iſt ſiebenundfünfzigfacher Auffichtsrat (Deut- 
ſche Bank). 

5 br aſſermann, Oskar, iſt zwölffacher Auffichtsrat (Deutfche 
ank). 


= 8 Julius, iſt ſechsfacher Aufſichksrak (Deutſche 
ank). 

Nakhan, Henry, iſt achtundvierzigfacher Aufſichksrak, Vor- 
ſtandsmitglied uſw. (Deukſche Yank). 

Gold ſchmidk, Jakob, iſt hunderkeinfacher Aufſichksrak, Vor- 
ſtandsmikglied uſw. (Darmſtädter Bank). 

Salomonſohn, Artur, iſt neununddreißigfacher Aufſichtsrak 
Vorſtandsmitglied ufw. (Disconko-Geſellſchaft). z 

Solmßen, Georg, iſt neunundvierzigfacher Aufſichtsratk, Ver- 
e und Vorſtandsmikglied (Disconto-Gefellichaft). 

rank, Theodor, iſt ſiebenunddreißigfacher Aufſichks is- 

conto-Geſellſchaft). 1 3 


Pilſter, Guſtav, iſt zwölffacher Aufſichks x 
Privatbank). Hader Aufſichtsrat (Commerz- und 
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Sobernheim, Kurk, iſt zweiundſiebenzigfacher Auffichtsrat 
(Commerz- und Privatbank). 

Das deutſche Volk aber beruhigte ſich — es waren jene Jahre, 
in denen die Silberſtreifen über Deukſchland aufgingen, in denen der 
deutſche Spießbürger beruhigt ſich ſchlafen legte und der Über 
zeugung lebte: „Es wird ſchon beſſer werden“. Unkerdeſſen ging Skück 
für Stück des deukſchen Volksvermögens in fremde Hände über. Die 
vom 5. bis zum 16. Oktober ſtaktfindende Konferenz von Locarno 
brachte einerſeits im Rheinpakt ein Abkommen über die Garantie 
der deutfchen Weſtgrenzen, ferner Schiedsgerichtsverkräge mit Polen 
und der Tſchechei und führte im Verlaufe zu Auseinanderſetzungen, 
da die Deukſchnakionalen den Pakt, durch den weder das deutſche Recht 
auf die Räumung des Rheinlandes ausdrücklich anerkannt, noch die 
Entwaffnungsfrage gelöſt war, verwarfen. Sie konnken ihn in 
dieſer Form doch ihren Wählern nicht bieten. Trotzdem wird der 
Locarno-Vertrag im November angenommen und am 1. Dezember 
in London unkerzeichnek. Das Kabinett Luther iſt damit aber nicht 
länger zu halken. 

* 


Die Ereigniſſe des Jahres 1926. 


Ein zweites Kabinett Luther, das nunmehr ohne Deukſchnakio- 
nale am 19. Januar gebildet wird, ſtützt ſich bereits wieder auf die 
Duldung der Sozialdemokratie. Die erſte Rheinlandzone wird bis 
zum Februar geräumk. Die immer größer werdenden Gchieber- 
ſkandale veranlaſſen die jüdiſche Preſſe, zur Ablenkung des Volkes 
in großem Maßſtab den ſogenannken „Femerummel“ zu entfalten. 
Bei der „Schwarzen Reichswehr“, den Arbeikskommandos zum 
Schutz der deutſchen Oſtgrenze, waren gelegenklich Verräter (weil es 
eine andere Juſtiz dort ja gar nicht gab und geben konnke, wollte 
man nicht dieſe Formationen dem Auslande verraken) erſchoſſen 
worden. Um nun Ruhe für Barmat und ſeine Hinkermänner zu 
erreichen, erpreßke die jüdiſche Preſſe dauernd die Öffentlihkeit mit 
Drohungen über Enkhüllungen dieſer „Fememorde“. Bis über das 
Meer hin hetzte die Judenherrſchaft jene Männer, die dort dem 
Schutz des Vakerlandes gedient hatten. Wie ſehr Deutſchland durch 
dieſe Methoden in der Welk verächklich gemacht wurde, zeigt die 
moraliſche Abfuhr, welche die Judenreglerung am 24. Dezember 1928 
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vom Staatsrat der Indianer-Republik Guatemala bekommen follte. 
Diefer lehnte die ihm zugemutete Auslieferung des Leutnant 3. S. 
Eckermann wegen „Jememordes“ mit folgender Erklärung als 
Dokument moraliſcher Überlegenheit eines anſtändigen Staates über 
eine Judenherrſchaft ab: „Da das Auslieferungsbegehren weder 
gemäß den gebräuchlichen Formen des inkernakionalen Rechts gemacht 
wurde, noch den Beſtimmungen unferer eigenen Landesgejege enk 
ſpricht, die wir in erſter Linie zu berücksichtigen haben, fo iſt es nicht 
angängig, dieſem Auslieferungsbegehren ſtakkzugeben. ... In bezug 
darauf, ob der vorliegende Fall ein politiſches oder damit im Zuſam- 
menhang ſtehendes Verbrechen iſt, kamen die Herren Räke überein, 
daß man in Bekrachk ziehen müſſe, daß die Organifation der Schwar- 
zen Reichswehr keinem individuellen oder perſönlichen Inkereſſe 
dienfe, ſondern dem öffentlichen Inkereſſe, das Vaterland zu verfei- 
digen, falls es von den Nachbarn angegriffen würde, und um das 
Anwachſen des Kommunismus und des Bolſchewismus zu verhüten, 
deren Ideen von den Skaaksbürgern und Politikern eines Volkes als 
frevelhaft angeſehen werden müſſen. Es handelk fi aber nicht um 
unmoraliſche Ziele, die der ſtrafgeſetzlichen Ahndung durch die 
bürgerliche Rechtſprechung unterworfen find. Sie verfolgten den 
Zweck, die Unabhängigkeit, die Ehre und die Inkereſſen des Vaker- 
landes zu verkeidigen. Daraus ergibt ſich unzweifelhaft, daß es ſich 
um eine politiſche Tak handelt, die ſogar in gewiſſer Hinſichk als im 
höchſten Grade verdienſtvoll angeſehen werden muß. 

Wenn infolgedeſſen, um die Schwarze Reichswehr zu verkeidigen, 
Perſonen ſich durch die Umſtände gezwungen ſahen, ſtrafbare Hand- 
lungen zu begehen, ſo müſſen dieſe nokwendigerweiſe als politiſche 
Vergehen gewertet werden. Für dieſen Fall verbietet es uns der 
Arkikel 30 unſerer Verfaſſung ausdrücklich, einem Ankrage auf 
Auslieferung ſtaktzugeben. Dieſer Artikel ſagk: „Eine Auslieferung 
iſt verboten, wenn es ſich um ein politiſches oder damit zufammen- 
hängendes Verbrechen handelt“. 

Die Herren Räte erklärten daraufhin einſtimmig, daß eine Aus- 
lieferung des Lt. 3. S. a. D. Richard Eckermann nicht in Bekracht 
komme. In Anbekracht deſſen, daß der genannte Herr bereits ſeit 
dem 18. Mai des laufenden Jahres in Haft ſitzt, und ferner um 
evenkuelle ſpäkere Klagen oder Reklamakionen zu vermeiden, und 
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ſchließlich, weil es die Gerechkigkeik verlangt, empfehlen fie dringend, 
ihn ohne Verzug in Freiheit zu ſehen.“ 

Neben dieſem ſchandbaren „Femerummel“ inſzenierken die Kom- 
muniſten ein Volksbegehren auf entſchädigungsloſe Enkeignung der 
Fürſtenhäuſer, um auch den fürſtlichen Landbeſitz durch Verkauf und 
Verſchlefderung dem jüdiſchen Händlerkum genau ſo erfolgreich in 
die Hand zu fpielen, wie bereits die geſamken Heeresbeſtände und 
Vorräte jüdiſchen Firmen faſt enkſchädigungslos zur Auswerkung 
überlaſſen worden waren. Eine Enteignung der Bank- und Börjen- 
fürſten, wie die nakionalſozialiſtiſche Partei ſie vorſchlug, lehnken die 
beiden marxiſtiſchen Parkeien hingegen mit Enkrüſtung ab. Ebenſo 
wehrten fie ſich gegen eine enkſchädigungsloſe Enkeignung oſtjüdiſcher 
Schieber. Sie handelten dabei durchaus nach dem Grundſatz, den der 
Sozialdemokrat „Dr.“ Witkowfki am 10. Juni 1920 in einer 
Volksverſammlung ausgeſprochen hakte: „Die Oſtjuden gehören zu 
uns, ſind Blut von unſerm Blut, denn es iſt gleich, wo wir geboren 
worden ſind, ob in Frankreich, England oder Deutſchland, wir bleiben 
Juden. Wir dürfen nie vergeſſen, daß vor 500 Jahren die Wande- 
rung umgekehrt ſtattgefunden hat; find nicht damals Tauſende deuf- 
ſcher Juden aus dem Weſten nach dem Oſten ausgewandert?” 


Erfreulicherweiſe mißglückke das kommuniſtiſch-ſozialdemokrakiſche 
Volksbegehren und der Volksenkſcheid endgültig am 20. Juni. 


Die Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei, die ſich im Som- 
mer 1925 von der ſozialreaktionären „Deukſch-völkiſchen Freiheits- 
parkei“ gekrennk hakte, die dann auch die Gruppe um General Luden- 
dorff von ſich entfernt hakte, holte nun immer ſtärker auf. Ihr am 
4. Juli 1926 ſtattfindender Reichsparkeikag in Weimar war bereits 
eine machtvolle Kundgebung der jungen Bewegung. Das nafional- 
ſozialiſtiſche Erwachen griff nunmehr auch nach Norddeutichland über, 
ja, dank der Energie des hochbegabten Dr. Goebbels enkſtanden im 
Ruhrgebiet, inmikken rein marxiſtiſcher Bevölkerung, die erſten 
ſtärkeren nakionalſozialiſtiſchen Formationen. 


Der Eintritt Deutſchlands in den Völkerbund am 5. September 
1926 und das Geſpräch von Thoiry erwecken zuerſt einmal wieder 
Hoffnungen auf politiſche Beruhigung und ſtärken ſo die allgemeine 
Skimmung des Opkimismus. Um ſo bemerkenswerker wird es, daß 
bei der Landtagswahl in Sachſen am 31. Oktober die Nationalſozia- 
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liſten mit ihrer noch winzigen Parfeiorganifation immerhin bereits 
zwei Mandake gewinnen. 

Inzwiſchen fabotiert konſequenk die jüdiſche Preſſe jede fittliche 
Beſſerung im deutfhen Volke. Gegen das Geſetz zur Bewahrung der 
Jugend vor Schund und Schmuß, das bereifs in einer Kompromiß 
faſſung vorgelegt wird, ſtimmen nicht nur Sozialdemokraten und Kom- 
muniſten, ſondern auch die Demokraten enthalten ſich der Stimme. 
Welchen Umfang die ſiktliche Verlumpung angenommen hakte, zeigt 
ein von Dr. Harmſen, dem Leiker der Arbeitsſtelle für Volksgeſund⸗ 
heit, verfaßker Bericht über die beim Berliner Polizeipräſidium ein- 
gerichkeke „Deulſche Zenkralpolizeiſtelle zur Bekämpfung unzüchktiger 
Schriften in Berlin“: Dieſe Stelle überwacht alle erſcheinenden perio- 
diſchen Druckſchriften und hak dabei feſtgeſtellt, daß von der Gefamt- 
zahl dieſer Schriften erokiſch bekonke illuſtrierke Zeitſchriften 5 Pro- 
zent find, erotiſch bekonke nichkilluſtrierke Zeikſchriften 4,8 Prozent, 
ſchundige Kriminal- und Skandalzeikungen 1,6 Prozent, Zeitſchriften 
für Nactkulturbewegung 1,6 Prozent, zuſammen 13 Prozent! Von 
der gleichen Stelle wurde auch einmal der Inhalt einer größeren An- 
zahl von Schundſchriftken geprüft, und bei 2 Millionen Silben (d. h. 
auf höchſtens 200 Druckſeiken) wurden im einzelnen folgende Delikte 
feſtgeſtellt: dreizehn Brandſtiftungen, zehn Münzverbrechen, drei Be- 
ſchädigungen von Eiſenbahnanlagen, eine Gefangenenmeukerei. Unter 
den Delikten gegen Leib, Leben und Ehre fanden ſich 293 Morde, 
107 Körperverletzungen, 81 Mordverſuche, 56 Freiheitsberaubungen, 
7 Bedrohungen mit Verbrechen, 21 Menſchenraube, 5 Entführun- 
gen von Minderjährigen, 1 Sittlichkeitsverbrechen mit Nokzuchk. 
Außerdem wurden noch feſtgeſtellt Diebſtahl in 65, Erpreſſung in 15, 
Unkerſchlagung in 15, Wucher in 5, Glücksſpiel in 8, Bekrug in 20, 
Raub in 25, Sachbeſchädigung in 14 Fällen. Und von Schundheften 
ſolchen Inhalts kommen heuke mindeſtens 50 auf den Kopf der Be- 
völkerung! 8 

Zu dieſem Thema äußerke ſich im „Tagebuch“, der Wochenſchrift 
der „Inkellekkuellen“ der Judenrepublik, der Jude Großmann: „Ganz 
unentbehrlich iſt für die Jugend jedenfalls der Schmut. Es ſteht in 
Wirklichkeik jo, daß die Phankaſie junger Menſchen im Puberkäks- 
alter und noch etwas nachher ſchmutzig iſt — und dieſe Phankaſie 
bedarf der Schmutzſchriften, um ihre Erregung auf unſchädliche Ark 
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abzureagieren. Nimmt man der Jugend die Schmußſchriften, ſo wird 
die Zahl jugendlicher Sexualverbrecher furchkbar anwachſen — die 
Venkile ſind geſchloſſen, der innere Druck muß zerſtörend wirken. Für 
die Jugend bedeuten Schmußfſchriften ebenfoviel und noch mehr wie 
für den Erwachſenen die Zoke.“ 

Magnus Hirſchfeld aber orakelfe zum Thema „Schund und 
Schmutz“ wie folgt: „Unſittlich find weder Bücher noch Bilder noch 
Tänze, unſittlich find nur die Verbote.” — Er mußte es wiſſen 

In der „Roten Fahne“ erſchien ein wütender Kampfarkikel der 
„linksgerichketen“ Verleger gegen jede Beſchränkung literariſcher 
Schmußzprodukkion: „Wir werden dieſe muckeriſche Handlung ſchon 
jetzt in Flugblättern geißeln! Wir werden in der Preſſe die Wäh- 
ler immer wieder daran erinnern! Wir werden allen Intereffenten: 
Papierfabrikanken, Papierhändler, Buchdrucker, Buchhändler, Buch- 
binder, Verleger, Autoren und Künſtler, die durch dieſes Schundgeſetz 
ſchweren makeriellen Schaden erleiden, mobilifieren, alle Abgeord- 
neken denunzieren, die für dieſes muckeriſche Geſetz geſtimmk haben! 
Wir werden ſofork nach Annahme dieſes Geſetzes mit der Sabokage 
beginnen: Wir werden Schauſpieler und Aukoren auffordern, aus 
den Schriften, die auf der Schmutzliſte ſtehen, öffentlich vorzuleſen! 
Wir werden uns bemühen, die Liſten in der großen Preſſe zum 
Abdruck zu bringen. Wir werden weder Koſten noch Skrafen ſcheuen, 
um das Geſetz und die Geſetzgeber im In- und Auslande der Lächer- 
lichkeik preiszugeben!“ 

Und fo ſah die Geiſtigkeit dieſer „Intellektuellen“ aus: Der Jude 
Kuttner dichtefe in „Lachen links“: 

„Mukta jeht uff'n Strich — 
Jroßmukter kann nicht mehr — 
Icke aber, ick derf noch nich — 
Ach ja, det Leben is ſchwer.“ 


Das Kriegserlebnis des jüngſten Jahrganges 1899 — normaler- 
weiſe ſtand er auch ſchon im Feld — „geffaltete” Erich Käſtner im 
„Tagebuch“ in folgender Weiſe: 

„Wir haben die Frauen zu Bekk gebracht, 
Als die Männer in Frankreich ſtanden. 
Wir hakten uns das viel ſchöner gedacht. 
Wir waren nur Konfirmanden. 


18 S m S S S . 


Dann gab es ein bischen Revolufion 

Und ſchneite Kartoffelflocken; 

Dann kamen die Frauen, wie früher ſchon, 
Und dann kamen die Gonokokken “ 

Wir verſagen uns aus gukem Geſchmack eine Forkſetzung dieſer 
Blütenleſe. — Nun gab es zu allen Zeiten, öffenklich oder geheim, 
eine derarfige Literatur. Nur, daß fie öffenklicht verteidigt, daß ihre 
Bekämpfer öffenklich lächerlich gemacht werden konnken, war eine 
„Errungenſchaft“ des Weimarer Stkaaksweſens. 

Dieſer Schund und Schmußliterafur konnte erſt die nakional- 
ſozialiſtiſche Revolution ein Ende machen. 

Das am 3. Dezember 1926 angenommene Geſetz bok, ſchon weil 
die Öffentlichkeit ruhig weiter unter marxiſtiſchem Einfluß blieb, zu 
wenig Raum zu einer wirklichen Bekämpfung des entjittlichenden 
Schmußes. 

Auch das Jahr 1926 ging fill — unker den Erſcheinungen der 
üblichen Kabinektskriſe, die am 16. Dezember 1926 zum Sturz der 
Regierung Marx führke, zu Ende. 


** 


Die Ereigniſſe des Jahres 1927. 


Über die Entwicklung der nafionalfozialiftifhen Bewegung am 
Ende des Jahres 1926 und am Anfang 1927 berichtet das „National- 
ſozialiſtiſche Jahrbuch 1928“: 

„In den letzten Monaken von 1926 und das ganze Jahr 1927 hin- 
durch krat der akkiwiſtiſche junge Geiſt, der unſere Bewegung durch- 
lebt, allerorts hervor. Beſonders in den marxiſtiſch am meiſten ver- 
ſeuchlen Gebieten, wie im Ruhrgebiet und der Reichshaupkſtadt, 
kämpfte der Nakionalſozialismus mit einer Zähigkeit, die keine andere 
Parkel aufweiſen kann. Der Erfolg war denn auch hier für uns 
groß...“ 

Aus der Kabinektskriſe kam ein vierkes Kabineft zum Vorſchein, 
in das diesmal die Deutſchnakionalen wieder einkraken. Die Ver- 
handlungen darüber waren außerordenklich ſchwierig, zum Schluß 
batte das am 28. Januar gebildete neue Kabinett folgendes Geſichk: 
Reichskanzler: Dr. Marx, Außenminiſter: Dr. Streſemann, Innen- 
miniſter: v. Keudell, Reichswehrminiſter: Dr. Geßler, Arbeitsminiſter: 


79 


Dr. Brauns, Wirkſchaftsminiſter: Dr. Curkius, Juſtizminiſter: der 
Deutſchnationale Hergt, der zugleich Vizekanzler wird, Ernährungs- 
miniſter: Schiele. Die Deutſchnakionalen erkennen hierbei „die Rechts- 
gültigkeit der Verfaſſung“ an und erklären ausdrücklich: „Die An- 
erkennung der Rechtsgültigkeit des Verkragswerkes von Locarno 
wird ſowohl völkerrechtlich wie verfaſſungsrechtlich nicht in Zweifel 
gezogen.“ Damit gaben ſie ihre Oppoſition gegen dieſen Verkrag auf, 
der fie am 25. Oktober 1925 zum Austritt aus der Regierung ver- 
anlaßfe, und damit ging nun die radikale Oppoſikion in die Hand 
der Nakionalſozialiſten über. Glücklich wurde die neue Regierungs- 
koalition nicht, weil Herr von Keudell von vornherein von der Sozial- 
demokratie ſcharf angegriffen wurde. Die Konflikte zwiſchen den 
einzelnen Winiſtern riſſen nicht ab. 

Die nakionalſozialiſtiſche Bewegung ſtieg immer höher. In Berlin 
gewann fie vor allem durch die Tätigkeit des neuen Gauführers 
Dr. Goebbels immer mehr an Boden. Wie verkommen Berlin ge- 
worden war, zeigt eine prachtvolle Skizze aus Berlin W, die 
Dr. Goebbels im „Buch Iſtidor“ (Verlag Franz Eher Nachflg.) gab: 

„Das iſt Berlin W! Das ſteingewordene Herz dieſer Stadt. Hier 
hockt in den Niſchen und Ecken der Cafés, in den Kabarekks und 
Bars, in den Sowjektheakern und Belekagen die Geiſtigkeit der 
Asphaltdemokrafie aufeinander. Hier, hier wird die Politik von 
60 Millionen fleißiger deutfher Menſchen gemacht. Hier gibt und 
holt man die neueſten Börſen- und Theakerkyps. Hier ſchiebt man in 
Politik, Bildern, Kuren, Aktien, Liebe, Film, Theater, Regierung, 
Wohlfahrt. Die Gedächtniskirche ſteht nie einſam. Vom Tage kaucht 
fie ohne Übergang in die Nacht, und die Nacht wird zum Tag, ohne 
daß ein Augenblick um fie die große Stille kam. Jede Woche fteht 
ein neuer auf unker denen, die unken gehen, reißt mit dem Maulwerk 
die flimmernden Sterne vom Himmel herunter, wird beklakſcht und 
bejubelt von der Beſtie Publikum, man fchreibt von ihm in den 
Zeitungen, er iſt der kommende Mann, le dernier cri, und dann ver- 
ſinkt er wieder in Nacht. 

Die ewige Wiederholung von Fäulnis und Zerſetzung, von 
Mangel an Genialität und wahrer Schöpferkraft, von innerer Lehre 
und Troſtloſigkeik, überfirnißt mit dem Talmiglanz eines zur wider- 
lichſten Scheinkulkur herabgeſunkenen Zeikgeiſtes: das iſt es, was rund 
um die Gedächtniskirche fein Weſen und Unweſen freibt. Man 
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möchte hier fo gerne wahr haben, es ſei die Elite des Volkes, die 
auf dem Tauengien dem lieben Gott den Tag und die Nachk ſtiehlt. 
Es iſt nur die Israélite. Dieſes filzende Pack ſpielt ſich auf als 
jeunesse dorée, und doch ſagk das verkleifterte Ponim, für jeden 
Wiſſenden erkennbar, daß es nur die jeunesse isidorée iſt. Hier 
iſt das deukſche Volk fremd und überflüffig. . . - 

Berlin W ift die Eiterbeule an dieſer Rieſenſtadt des Fleißes und 
der Bekriebſamkeit. Was die im Norden erarbeiten, das verjubeln 
die im Weſten. Vier Millionen ſchaffen in dieſer Steinwüſte Leben 
und Brot, und darüber ſitzen einige hunderktauſend Drohnen, die 
ihren Fleiß verpraſſen und in Sünde, Laſter und Fäulnis umjeßen. 


Der Kurfürſtendamm fchreit lauf heulend auf, wenn man einem 
dieſer Blukſauger einmal auf die Hühneraugen fritt; dann iſt die 
Menſchheit in Gefahr. Einen kann man dork nicht leiden ſehen, — 
wenn er vom Mekier if. Und lachend krägt man ein ganzes Volk 
zu Grabe. 

Das iſt nicht das wahre Berlin. Das ſitzt anderswo und warket 
und hofft und kämpfk. Es beginnt, den Judas zu erkennen, der unſer 
Volk für dreißig Silberlinge verkaufk und verhandelt. 


Das andere Berlin fteht auf der Lauer, zum Sprung bereit. Tage 
und Nächte arbeiten einige Tauſend, daß einmal ein Tag kommt. 
Und dieſer Tag wird die Stäffe der Fäulnis rund um die Gedächtnis- 
kirche zerkrümmern, umgeftalten und dann neu eingliedern in ein auf- 
erſtehendes Volk. 

Der Tag des Gerichks! Es wird der Tag der Freiheit fein!” 


Die Erbitterung gerade der gefunden Jungarbeitkerſchafk gegen 
dieſe Welt des modernen Laſters verkiefke ſich immer mehr. Kein 
Wunder alſo, daß die nakionalſozialiſtiſche Bewegung ſich auch auf 
der Straße gegen den kommuniſtiſchen Terror jo kraftvoll durchſeßte. 
Der Kampf gegen die unter dem Juden Bernhard Weiß ſtehende 
Polizeiverwalkung kannte keine Unkerbrechung mehr — die Kolonnen 
der Braunhemden auf den Straßen wuchſen von Woche zu Woche. 
Da bediente ſich der Jude Weiß eines Provokakeurs. Der frunk- 
füchtige Sekkenpfarrer Stucke, ein verkommenes Subjekk, fand ſich 
bereit, in einer nakionalſozialiſtiſchen Verſammlung Lärm zu ſchlagen, 
und als er verdienkermaßen hinausgeſetzt wurde, verbot der Polizei- 
präfident am 7. Mai 1927 die NSDAP. in Berlin. Die Parkei ver- 
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ſtärkte ihre politiſche Tätigkeit nunmehr außerhalb Berlins und um- 
faßte immer weitere Kreiſe der brandenburgiſchen Bauernſchafk. In 
Berlin erhielt fie ſich kroz Terror und Verfolgung nicht nur am 
Leben, ja, ſie verſtand es, durch die neugeſchaffene Wochenzeitung 
„Der Angriff“ ihre Agitation zu verſtärken, obgleich der Druck auf 
die deuffchgefinnfe Bevölkerung beſonders in Berlin immer härter 
wurde. Oberbürgermeiſter Böß und der preußiſche Minifferpräfident 
bedrängken ſelbſt die Hokels, die ſchwarz-rok-goldene Überläuferfahne 
aufzuziehen. Das Jahr bringt keine große polikiſche Enkſcheidung, jo 
ſchwer auch im einzelnen gerungen wird. 

Der Reichsparteitag der NSDAP. in Nürnberg am 19. und 
20. Auguſt aber zeigt, wie ſtark jetzt ſchon die junge Bewegung 
geworden war. Über 30 000 Braunhemden aus allen Teilen des 
Reiches marſchieren am Führer vorüber — alles Kämpfer der ſchwer⸗ 
ften Zeit, überzeugt, fanatiſch, die Truppe des erſten Angriffs, Kämp⸗ 


fer aus einer Zeit, als es noch bitter ſchwer war, Nationalſozialiſt 
zu ſein. 
Ei 


Die Ereignifie des Jahres 1928. 


In dieſem Jahr ſteigen die Wellen. Immer deutlicher zeigt es ſich, 
daß die auf Anleihen aufgebaute Scheinblüke der deutſchen Wirt- 
ſchaft ganz offenbar nicht dauerhaft iſt. Schon am 21. Oktober 1927 
hatte der Reparakionsagenk Parker Gilbert in anmaßender Weiſe 
gegen manche Dinge der deukſchen Finanzpolitik feine warnende 
Stimme erhoben und damit denjenigen Kreifen neuen Grund gegeben, 
die ſeit langem auf eine Reichsreform hindrängten. Die Preuß'ſche 
Reichsverfaſſung, die unbefriedigende Regelung des Verhältniſſes 
zwiſchen Reich und Ländern, die Tatſache, daß eine ſtark deutfih- 
nakional beeinflußte Reichsregierung einer von der Sozialdemokratie 
geführten preußiſchen Regierung gegenüberſtand, war an ſich bereits 
beunruhigend. Vom 16. bis 18. Januar fagfe darum die Länder- 
konferenz in Berlin, ergab jedoch keine brauchbare Löſung der Reichs- 
reform. Über das Schulgeſetz kommt es zur Kriſe der Reichsregierung, 
die ihre Grundlage, die Koalition zwiſchen Zentrum und Deutſch⸗ 
nationalen, verliert. 

Dem Geſchrei und der Verkuſchung der Korrupkioniſtenpreſſe 
glückt es, den Barmafprozetz fo zu verfchleiern, daß das unglaublich 
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milde Urteil gegen diefe Schieber am 30. März für Julius Barmat 
nur 11 Monate, für Henri Barmat nur 6 Monate Gefängnis feft- 
ſetzt — abgeſeſſen haben fie dieſe Strafe nakürlich nichk. 

Am 31. März wird der Reichskag aufgelöſt. Die Neuwahl am 
20. Mai fteht völlig unter dem Eindruck der Vernebelung durch die 
Silberſtreifen-Illuſion und der verleumderiſchen marxiſtiſchen Hetze. 
Am 17. April bat in einer bemerkenswerten Anwandlung von Stärke 
der deuffchnaftionale Reichsinnenminiſter von Keudell die Landes- 
regierungen erſucht, den kommuniſtiſchen „Roten Fronkkämpferbund“ 
aufzulöſen. Die ſozialdemokrakiſchen Landesregierungen lehnten (mit 
Ausnahme von Bayern und Würktemberg) die Durchführung dieſes 
Erlaſſes ab, und das Reichsgerichk erklärte ihre Haltung für be- 
gründet. Der rote Mord blieb alſo weiter erlaubf und zugelaſſen — 
faſt zur gleichen Zeit wurde der Nationalſozialiſt Heines, der ſpäker 
berühmte S A.-Führer, im Skektiner „Fememord“- Prozeß zu 15 Jah- 
ren Zuchthaus verurkeilt. Unter dieſen Umſtänden zeigten die Wahlen 
nur, wie ſtark der marxiſtiſche Druck geworden war. Die Sozial- 
demokraken kamen von 131 auf 152 Mandate, die Kommuniſten von 
45 auf 54, während die Deutſchnakionalen von 103 auf 78 und die 
Deukſche Volksparkei von 51 auf 45 zurückgingen. Die National- 
ſozialiſtiſche Partei erhielt im ganzen 12 Sitze im Reichstag, wäh- 
rend bis dahin die verbündeken Nakionalſozialiſten und Deutſch⸗ 
völkiſchen 15 Abgeordnete haften. Höhniſch ſchrieb damals das 
„Israelitiſche Familienblakt“ vom 24. Mai 1928: 

„Gab es im letzten Reichstag noch insgefamt 15 unenkwegke 
(obzwar unkereinander verfeindeke) Hakenkreuzler, ſo werden von 
jetzt ab unter dieſem Banner nur noch wohl abgezählte zwölf keukſche 
Männer, Hitlers reiſiger Heerbann, ſtreiten. Für die Vorzüge 
germaniſcher Raſſenreinheit hak die Wählerſchaft kein Verſtändnis 
mehr, Finis Germaniae!“ 

Ganz richtig war dieſe jüdiſche Rechnung nicht, denn innerhalb 
der ſogenannken völkiſchen Gruppen erreichte der Nakionalſozialismus 
immerhin 800 000 Skimmen und ſeine nächſte Konkurrenz, die 
Deukſchvölkiſche Bewegung, verſchwand aus dem Reichskage, um 
von nun ab politiſch bedeutungslos zu werden. Unglücklicher lag die 
Wahl in Preußen, wo ebenfalls die Sozialdemokratie einen ſtarken 
Erfolg errang und von 114 auf 136 Abgeordnete ftieg, während die 
Nakionalſozialiſten nur 6 Mandate erhielken. In Bayern ſtand die 
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NSDAP. mit 9 Mandaten gegenüber früher 23 außerordentlich 
geſchwächtk da, während die anderen Parteien aufholken. Immerhin 
hatte aber doch die nakionalſozialiſtiſche Bewegung froß des Ver- 
luſtes in Bayern fo feſt Fuß gefaßt, daß fie im ganzen efwa 20 Ab- 
geordnete auch in die Länderparlamenke entjenden konnte. Im 
Reich forderfe nunmehr nach ihrem großen Wahlerfolg die Sozial- 
demokratie aufs neue die Führung. Der 11. Auguſt wurde als 
Verfaſſungskag zum Nationalfeiertag erklärk und ein neues Kabineft 
unter der Führung der Sozialdemokratie mit dem Reichskanzler 
Hermann Müller (SP.), Außenminiſter Streſemann, Innenminiſter 
Severing und Finanzminiſter Hilferding gebildet. Dieſes neue 
Kabinett enttäufchte ſelbſt die eigenen Anhänger. Die Sozialdemo- 
kratie, die ſich bis dahin leidenſchaftlich gegen den Bau eines nof- 
wendig gewordenen Panzerkreuzes eingeſetzt und mit dieſer Parole 
ihren Wahlkampf beſtritten hatte, ließ ſchon am 10. Auguſt im 
Kabinekt einen Beſchluß zum Bau dieſes Panzerkreuzers zu. Reichs- 
kanzler Hermann Wüller blamierte ſich auf der Sepkemberkagung 
des Völkerbundes. 

Die Kaufkraft der großen Maſſen ſinkk immer mehr, enkſprechend 
wachſen Unzufriedenheit und Not des Volkes, — gegen Ende des 
Jahres beginnen auch die Arbeitsloſenziffern wieder ſchnell zu 
ſteigen. Der Reichshaushalt nimmt allein um 358 Millionen zu, 
davon 312 Millionen für geſteigerte Tributausgaben. Neue Steuern 


werden nokwendig. 
5 


Die Ereigniſſe des Jahres 1929. 


Severing als Reichsinnenminiſter kündigt am 18. Januar die 
Aufhebung des Reichskommiſſariaks für die öffenkliche Ordnung an 
— die Zuſtände, die bei dieſem Kommiſſariak eingeriſſen waren, 
hatten ihm ſchon ſeit langem den Titel eines „Reichskommiſſariaks 
für ordentlihe Offnung“ (nämlich der Staatskaſſen) eingetragen. 
Der Druck der Steuerlaſt wirkt ſich ganz allgemein aus — die 
Spitzenverbände der Wirkſchaft lehnen in einer Enkſchließung vom 
23. Januar jede Steuererhöhung ab und fordern Ausgleich des Haus- 
haltes durch weitere Ausgabeneinſchränkungen — d. h. fie regen 
an, die Beamkengehälker herunkerzuſetzen, damit fie auch die Arbeiter- 
löhne herunterfegen können. Immer deutlicher zeigt es ſich, daß die 


84 


Wirtſchaftskriſe unkragbar wird. Am 15. Februar iſt die Zahl der 
Arbeitlofen bereits auf 2,3 Millionen geſtiegen, und die Reichs- 
anftalt für Arbeitsloſenverſicherung muß infolgedeſſen Reichskredife 
in Anſpruch nehmen. Der Bevollmächtigke Morgans, Owen Young, 
wird zum Leiter eines Sachverſtändigenausſchuſſes berufen, der die 
verfahrene deutfhe Reparationsfrage aufs neue erörkern ſoll. Die 
Kabinettskrife wird permanent. Das Zentrum, das vorübergehend 
aus der Regierung ausgebrochen war, kehrke im April wieder heim, 
es findet ein ſteigendes Defizit im Reichshaushalt, das nunmehr 
ſchon die Höhe von 380 Millionen Mark erreicht hak. Die nakional- 
ſozialiſtiſche Bewegung gewinnt immer ſtärker an Boden, ihr Radi- 
kalismus und die Schärfe ihres Vorgehens gleichmäßig gegen Mar- 
xismus und Reaktion, laſſen auch ihren Propagandaapparak im 
Volke immer größere Beachkung finden. Das Nalkionalſozialiſtiſche 
Jahrbuch für 1929 meldeke: 

„Die Zahl unſerer Parkeibläkker hak ſich im Laufe des letzten 
Jahres bedeutend vermehrt. Ein Vergleich der Aufſtellungen im 
Jahrbuch 1928 und der vorliegenden Ausgabe beweiſt dies am deuf- 
lichſten. Wöchentlich erſchienen jetzt ſchon ungefähr 300 000 nakional- 
ſozialiſtiſche Zeikungsexemplare. . .. Der bisher 14täglich erſchienene 
„Illuſtrierke Beobachker“ erſcheint ſeit dem 1. Oktober 1928 wöchent- 
lich. Dadurch ſind alle unſere Parkeigenoſſen von den gegneriſchen 
Bilderzeitungen unabhängig gemacht worden.“ 

Die Kaſſenſchwierigkeiken des Reiches verſchlimmern ſich unter- 
deſſen beängſtigend, es iſt am 24. April gezwungen, einen Kredit in 
Höhe von 170 Millionen Mark bei den Großbanken aufzunehmen. 
Da ſich auf der Sachverſtändigenkonferenz der deukſche Delegierke 
Dr. Schacht entſchloſſen wehrt und beſtimmke Forderungen für die 
deutſche Wirkſchaft erhebt, darunter die Beſeitigung des polnifchen 
Korridors, eine Grenzreviſion in Oberſchleſien und die Rückgabe der 
Kolonien, erfolgt ein allgemeiner Sturm der Gläubiger, um dieſen 
unerwarkeken deukſchen Widerſtand niederzuzwingen. Zugleich be- 
ginnen kapikalkräftige Kreiſe, darunter überwiegend Juden, ihr Geld 
in der Schweiz und in Holland in Sicherheik zu bringen. Die Ban- 
ken drücken auf die Arbeitgeber und veranlaſſen dieſe, am 29. April 
eine recht unſoziale Schlichkungsreform zu verlangen, die viel böſes 
Blut macht. Die Kommuniſten nehmen ihre alte Taktik wieder auf, 
gerade dann dem Reich in den Rücken zu fallen, wenn die deukſche 
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14 Jahre Judenrepublik. 6 


Wirkſchaftslage gefährdet if. Es kommt zu blutigen Zufammen- 
ſtößen in Neukölln und am Wedding, die erſt am 4. Mai beendigt 
werden können, woraufhin nun endlich der Rote Fronkkämpferbund 
am 6. Mai verboken wird. Das Volk beginnt jetzt wachzuwerden. 
Bei den ſächſiſchen Landtagswahlen vom 12. Mai erkämpft die 
NSDAP. 5 Mandate ſtakt bisher 2, während SPD. und KPD. 
verlieren. Vor allem iſt die Lage der Bauernſchaft immer verzwei- 
felter geworden. In Schleswig-Holſtein erfolgen mehrere Bomben- 
anſchläge der Landvolkbewegung, darunker am 23. Mai auf das 
Landratsamt in Itzehoe und am 30. Mai in Hohenweſtedk. Trotz 
dieſer ſteigenden Verzweiflungsſtimmung unkerzeichnen die Sachver- 
ſtändigen den Young-Plan am 31. Mai, der, mit jährlichen Zahlungen 
von 1700 Millionen Mark im Jahr beginnend und aufſteigend bis 
zu 2,3 Milliarden, Deutſchland auf 65 Jahre verſklaven ſoll. Die 
Empörung des Volkes fteigt, Bombenanſchläge auf Finanzämker und 
öffentliche Gebäude mehren ſich in Norddeutſchland. Eine von 
Hilferding aufgelegte Anleihe wird ein völliger Mißerfolg; eine 
beabfichfigte Reform der Arbeitsloſenverſicherung ſtrandet im par- 
lamenkariſchen Gezänk; die innere Lage wird immer verwirrker und 
geſpannker. Unter dieſen Umſtänden erkennt das Volk feine eigent- 
lichen Helfer. Auf dem Reichsparkeikag der NSDAP. am 3. und 4. 
Auguſt 1929 zu Nürnberg kann Adolf Hitler vor 60 000 SA.-Männern 
und über 200 000 Parteigenoſſen in wuchtiger Kampfanſage gegen 
das Syſtem das Hakenkreuzbanner als Fahne der werdenden Frei— 
heit bezeichnen. 

Als der Voung-Plan in Paris am 7. Juni unkerzeichnek wurde, 
brannke der Vorhang in dem großen Sitzungsſaal in hellen Flammen 
wie ein Zeichen der kommenden Revolution. Am 9. Juni hakte die 
NSDAP. zuſammen mit Deuffchnationalen und Stahlhelm ein 
Volksbegehren gegen den Young-Plan angekündigt. Trotzdem wird 
am 31. Auguſt ein Abkommen über die Annahme des Young-Planes 
im Haag unterzeihnet. Am 1. Sepkember früh explodiert eine 
Höllenmaſchine im Lichtſchacht des Reichskages, am 6. September 
eine Bombe im Regierungsgebäude zu Lüneburg. Die NSDAp. 
rückt ausdrücklich von dieſen kerroriſtiſchen Akkenkaken ab, die nur 
dazu benußt werden konnten, die Partei zu belaſten, um fie aufs 
neue verbiefen zu können. Sie bringt dafür nunmehr das Volks- 
begehren gegen den Young-Plan als „Geſetz gegen die Versklavung 
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des deukſchen Volkes“ heraus. Der Kampf gegen die Tribufver- 
ſchuldung wird damit durch den Nationalſozialismus zu einer Sache 
des geſamken Volkes gemacht und diefe Frage in den Mittelpunkt 
des öffentlichen Inkereſſes gerückt. 

In Berlin explodiert die „Bombe“ des ungeheuren Sklarekfkan- 
dals. Dieſen drei geriſſenen jüdiſchen Brüdern Sklarek gelang es, 
die Berliner Skadtverwalkung weitgehend zu korrumpieren; fie 
kauffen ſich ſogar den Oberbürgermeiſter Böß mit einem Nerzpelz 
für ſeine Frau, beſtachen Berliner Stadträte und Stadtverordnete mit 
ungeheuren Zuwendungen und als Gegenleiſtung bekamen ſie von 
der Berliner Stadkbank gänzlich ungedeckke Kredite. Es erweiſt 
ſich, daß auch der Stadtkämmerer Dr. Lange, der ſozialdemokrakiſche 
Stadtrat Buſch, der fozialdemokratiihe Bürgermeiſter Schneider, 
Berlin-Mitte, und andere leitende Beamte korrumpierk worden find. 
Oberbürgermeiſter Böß, der ſich auf einer Skudienfahrk in den Ver- 
einigten Staaten befindet, wird bei feiner Rückkehr in Berlin von 
der empörken Bevölkerung unter nakionalſozialiſtiſcher Führung mit 
einem an der Stange gekragenen Pelz und wuchtigen Gegendemon— 
ſtrakionen empfangen. Der Skandal erregt die Berliner Bevölkerung 
aufs äußerſte, denn auch die kommuniſtiſchen Stadträte Gäbel und 
Degener, ſowie der ſozialdemokrakiſche Generaldirektor Schüning von 
der „Behala“ find der Beſtechlichkeit überführt. 

Unker ungeheurer Anſtrengung glückk es der nakionalſozialiſtiſchen 
Bewegung, zum Volksbegehren gegen den Voung-Plan am 4. No- 
vember zuſammen mit den übrigen Gruppen der Deukſchnationalen 
und des Skahlhelm 4 135 000 Stimmen aufzubringen, ſo daß nunmehr 
der Vollsenkſcheid ftattfinden muß. Bei den Deuktſchnakionalen 
bricht erſt einmal eine Gruppe überzeugker Judenknechtke aus der 
Front und macht ſich als konſervakive Gruppe ſelbſtändig. Die Wirt- 
ſchaftskriſe ſteigt und ſteigt; mit ihr verbunden iſt die ſtetige Gtei- 
gerung der Arbeitsloſenzahl und die wachſende Erkenntnis des Vol⸗ 
kes, daß eine Beſſerung der Verhältniſſe nur durch den nafionul- 
ſozialiſtiſchen Kampf erwarkek werden kann. Die Landtagswahl in 
Baden am 27. Oktober ergiebt ein Anſteigen der Nakionalſozialiſten 
von 0 auf 6 Mandate. Die ſchwere Finanzkriſe des Reiches bewirkt 
endlich am 21. Dezember den Rückkrikt des jüdiſchen Finanzminiſters 
Hilferding. Dagegen ſcheitert der Volksenkſcheid gegen den Voung- 
Plan, der raffinierterweife auf den 22. Dezember, zwei Tage vor 
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Heiligabend, angeſezt war. Immerhin bringe er 5,8 Millionen 
Stimmen von überzeugten Gegnern des Syſtems. Da die Syſtem- 
parteien wohl wußten, daß das Volk nicht für feine eigene Ver- 
ſklavung ſtimmen würden, hatten fie Wahlenthaltung proklamiert. 
So wurde alſo durch Volksbekrug die Durchführung des Voung— 
Planes geſicherk. 

Einen beſonders gemeinen Verſuch zur Aufrechkerhaltung der 
Judenherrſchaft ſtellte die am 28. Dezember vollzogene Gründung 
des Chriſtlich⸗Sozialen Volksdienſtes dar, der mit heuchlerifch-from- 
men Phraſen das Volk über den Ernſt der Lage hinwegkäuſchen 
und belügen ſollte. Wie gefährlich aber die Stkaakslage bereits 
geworden war, beweiſt ein verkraulicher Erlaß des Reichsfinanz— 
miniſteriums an die Länderverwalkungen, worin es u. a. heißt, daß 
das Reich vorausſichklich Ende Dezember nicht mehr in der Lage 
ſein werde, die Steuerüberweiſungen für Länder und Gemeinden in 
vollem Umfange vorzunehmen. 
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der große Schlußlampf 1930 bis 1933. 


Die Ereigniſſe des Jahres 1930. 


Gegenüber der ſteigenden Arbeitsloſigkeit verſagk die völlig unker 
ſozialdemokrakiſchem Einfluß ſtehende und von dem Juden Naphtali 
gegängelte deutſche Gewerkſchaftsbewegung: die „freien“ Gewerk- 
ſchaften fordern, als ob Deukſchland noch nichk genug durch Zinslaſten 
erdrückt fei, Arbeitsbeſchaffung durch Kapikalzufuhr aus dem Aus- 
lande — aber die Kreditquellen laufen ſpärlicher und ſpärlicher. 

Im Haag wird am 20. Januar der Young-Plan endgültig ange- 
nommen und ſein Schlußprokokoll unkerzeichnek. Inzwiſchen erſtarkke 
in Thüringen der Nakionalſozialismus ſchon ſo ſehr, daß am 23. Ja- 
nuar Miniſter Frick als Winiſter für Inneres und Volksbildung 
in die khüringiſche Regierung einkritk und mit der politiſchen Säube- 
rung des Beamkenapparakes beginnk. Beſonders wird erſt einmal 
die Mißwirkſchaft des Juden Loeb in der Thüringiſchen Skaaksbank 
beendek. Der Voung-Plan kommt im Deukſchen Reichskag am 
11. Februar zur erſten Leſung. Im Reichsrat ſtimmen Thüringen, 
Oſtpreußen, Pommern, Brandenburg und Niederſchleſien gegen die 
Annahme des Planes. Einer der größten Schädlinge Deutſchlands, 
der Reichskagsabgeordneke der SPD. Dr. Paul Levi, früherer Füh- 
rer der USPD., der ſogar in feinen eigenen Kreiſen wegen der 
abgrundfiefen Verkommenheik feines Charakters unbeliebt war, 
ftürzt ſich im Fieberwahn aus dem Fenſter und ftirbf. 

In Sachſen wird das Kabinekt, weil die ſächſiſchen Reichsraks- 
ſtimmen für den Voung-Plan abgegeben wurden, am 15. Februar 
geſtürzt. Am 28. Februar muß der preußiſche Innenminiſter Grze⸗ 
finfki (zu deukſch „Sünderchen“, dem Ausſehen nach unzweifelhaft 
Raſſejude) wegen feines aufgedeckken laſterhaften Lebenswandels 
zurücktreten. Der Senakspräſidenk Grützner, der in einem Brief an 
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den Minifterpräfidenten Braun gegen Grzeſinſkis üble Gewohnheik, 
feine Maitreſſe zu öffenklichen Veranſtalkungen der Regierung mit- 
zunehmen, Front gemacht hakte, wurde darauf aus der fozialdemo- 
kratiſchen Parkei ausgeſchloſſen! 

Die nationalfozialiftiihe Idee hakte längſt ſchon in der Reichs- 
wehr Anhänger gewonnen. In Ulm wurden mehrere junge Offiziere 
wegen nationalſozialiſtiſcher Geſinnung perhaftet. Reichswehrminiſter 
Groener veröffentlichte im Heeresverordnungsblatt einen Erlaß, in 
dem er Soldaken, die ihre nakionalſozialiſtiſchen Kameraden wegen 
ihrer Geſinnung anzeigken, mit einer goldenen Uhr zu belohnen ver- 
ſprach! Seine Handlungsweiſe charakkeriſierke ihn und das Syſtem, 
dem er dienke, und enkſprach voll und ganz feiner Äußerung im 
Jahre 1918, daß der Fahneneid „nur eine Idee“ ſei. N 

Reichsbankpräſidenk Dr. Schacht erklärt am 7. März feinen Rück- 
kritt, weil er die Voungplan-Politik der Reichsregierung nicht mehr 
mitmachen könne. Trotz dieſer Warnung wird am 11. März der 
Voungplan vom Reichstag angenommen. Die zu feiner Erfüllung nof- 
wendigen erhöhten Steuern find immer ſchwerer aufzukreiben. Be- 
fondere Sorgen verurſachk die Verſorgung der Arbeitsloſen, deren 
Zahl unaufhaltſam zunimmt. Unter dem doppelten Druck der Schwie- 
tigkeit in der Arbeitsloſenverſicherung und des ſich immer mehr ver- 
ſchärfenden Konfliktes zwiſchen der Reichsregierung und dem Lande 
Thüringen, dem Reichsinnenminiſter Severing ſogar zeitweilig die 
Polizeigelder fperrf, wird die Stellung der Regierung Hermann 
Müller unhaltbar. Obwohl fie gern in der Regierung bleiben möchke, 
muß die Sozialdemokratie dem Druck der Wählermaſſen nachgeben, 
die ſich weitere Herabſezungen und Verſchlechkerungen der Stellung 
der Arbeitsloſen nicht gefallen laſſen würden. Am 27. März 1930 
tritt das Kabinekt Hermann Müller zurück. An feiner Stelle bildet 
der Zenkrumsabgeordneke Dr. Heinrich Brüning mit dem käuſchen— 
den Schlagwork: „Kabinett der Fronkſoldaken“ eine neue Regierung, 
die ihre Tätigkeit mit Steuererhöhungen beginnt, wodurch beſonders 
ſcharf der Verbrauch der breiten Maſſen verkeuerk wird. Die jüdiſche 
Preſſe „macht in Enkrüſtung“ über die Einführung von Schulgebeten 
für die Freiheit des Landes durch den nakionalſozialiſtiſchen Innen- 
miniſter Dr. Frick in Thüringen. 

Zwiſchen dem neuen Reichsinnenminiſter Wirth und Dr. Frick in 
Thüringen kommt es zu einem weiteren ſchweren Konflikt. 
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Das Defizit im Reichshaushalt aber befrägt Ende Mai bereits 
wieder 700 Millionen Mark.... 

Brüning verſucht mit einer neuen Nokverordnung vom 5. Juni 
durch Herabſetzung der Beamtengehälter die Kriſe aufzuhalten. Die 
Eiſeninduſtrie der Gruppe Nordweſt erreicht damit zugleich eine 
Herabſetzung der Löhne und Gehälter, — mit dieſem Herabdrücken 
der Kaufkraft ſteigt die Arbeitsloſigkeit weiter. Am 20. Juni kritt der 
Reichsfinanzminiſter Moldenhauer zurück, da er ſich den Wünſchen 
auf allgemeinen Lohnabbau aus der ſchwerinduſtriellen deukſchen 
Volksparkei, der er angehört, nicht anſchließen kann. An feine 
Stelle kritt Diekrich aus der Demohrakiſchen Partei, der ſeit langem 
in dieſer reinen Judenparkei auch als Nichkjude wegen feiner wirk⸗ 
ſchaftlichen Einſtellung beliebt war. 

Am 22. Juni aber zeigt die Landtagswahl in Sachſen, wieviel 
Verſtändnis das Volk bereits für den nakionalſozialiſtiſchen Kampf 
gewonnen hak: die Nationalſozialiſten kommen von 5 auf 14 Man- 
dafe und werden damit zweikſtärkſte Partei. 

Endlich erfolgt nunmehr die Räumung der dritten und lezten Be- 
ſatzungszone durch die Franzoſen. Die deukſche Bevölkerung nimmt 
im Rheinland und in der Pfalz berechtigte Rache an den ſeparakiſti⸗ 
ſchen Verbrechern. Dadurch aufgebracht, erläßt die unker Führung 
der Sozialdemokratie und des Zenkrums ſtehende preußiſche Regie- 
rung ein Verbot für alle Beamten, an nakionalſozialiſtiſchen Or- 
ganiſakionen keilzunehmen, „weil deren Ziel der gewalkſame Umſturz 
der beſtehenden Skaaksordnung ſei“. Dies geſchiehtk, obwohl Adolf 
Hitler immer wieder die Geſetzmäßigkeit des Nationalſozialismus er- 
klärt bat. Immer höhere Wellen ſchlägkt die Empörung im Volk, 
das nationalſozialiſtiſche Erwachen ergreift das Volk; krotz wüſteſten 
kommuniſtiſchen Terrors, dem der junge Sturmführer Horſt Weſſel 
am Anfang des Jahres zum Opfer gefallen war, marſchieren die 
braunen Kolonnen auf allen Straßen Deukſchlands. Nichts zeigt 
beſſer die Zufammenarbeit von Juden und kommuniſtiſchen Ver- 
brechern gegen die nakionalſozialiſtiſche Bewegung, als der Tod Horſt 
Weſſels. Sein Kamerad Erwin Reitmann ſchildert in ſchlichter und 
erſchükternder Weiſe, wie dieſer junge Kämpfer der Bewegung fiel: 
„Horſt Weſſel hatte ein Zimmer von einer Frau Salm abgemieket. 
Seine Wirtin, eine Kommuniſtin, die mit kommuniſtiſchen Funktio- 
nären in Verbindung ſtand, frachtet danach, ihren Unkermieker „los- 
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zuwerden“. Eines Abends, am 14. Januar, ging fie in ein kom- 
muniſtiſches Lokal und feilte dorf mit, daß Horſt Weſſel ſich in ihrer 
Wohnung befände. ... Bald darauf war eine auserlefene Ver— 
brechergeſellſchaft unkerwegs, alles vorbeſtrafte Individuen, an der 
Spitze der Zuhälter und Kommuniſtenführer Ali Höhler und ein Fräu— 
lein Cohn. Die Wirtin Salm führte die Verbrecher in die Woh- 
nung, während unten ekliche der Bande Schmiere ſtanden. 

Man klopfte an Horſt Weſſels Tür, und als dieſer glaubke, ſein 
Freund, der Sturmführer Fiedler, ſei es, rief er: „Komm' doch herein, 
Richard!“, ging zur Tür und öffnete. 

In dem Moment feuerke man auf ihn. In den Mund getroffen, 
brach Horſt Weſſel bluküberſtrömk zufammen. . . .” 

Am 1. März, einem grauen, ſchwarzen Tag, gab das deukſche 
Berlin dem toten Sturmführer das letzte Geleit. Die Polizei ver- 
bof einen Trauerzug, nur 10 Wagen durften dem Leichenzuge folgen. 
Selbſt das Bedecken des Sarges mit der Hakenkreuzfahne unkerſagke 
man. Wir mußten uns beugen, wollten wir es nicht zu einem großen 
Blutvergießen kommen laſſen. Polizei mik dem Gummiknüppel in 
der Hand begleikeke den Zug. Schwarze Menſchenmauern grüßken 
in den Straßen zum letzten Male den großen Märtyrer der nafional- 
ſozialiſtiſchen Bewegung. N 

In der Nähe des Kirchhofs hakte ſich das organiſierke rote Unter- 
menſchenkum eingefunden und johlte, ſchrie und lachke, als der Zug 
vorüberkam. Als man den Trauerzug mit Skeinen bombardierke und 
verſuchke, den Leichenwagen umzuſtürzen, mußte Polizei eingreifen. 
Unter ſolchen beſchämenden, ſchändlichen Umſtänden ging Horſt 
Weſſels letzte Fahrk vonſtakten. 

Frl. Cohn und Ali Höhler — dieſe Verbindung iſt immerhin 
nicht neu! 

Kamerad auf Kamerad fällt; um manche dunklen Stadfteile Ber— 
lins und Hamburgs ringk die SA. gegen den kommuniſtiſchen Terror 
beinahe wie in Kriegszeiten. Immer größere Abkeilungen der an- 
ſtändigen Arbeikerjugend, die bis dahin aus revolukionärem Inſtinkt 
bei der kommuniſtiſchen Parkei ſtand, gingen nun zum National- 
ſozialismus über, angeekelt von der Verbrecherherrfchaft und der 
Verbrecherwirkſchaft in den kommuniſtiſchen Reihen. Immer un- 
erträglicher wird die Wirkſchaftsnot; Notverordnung auf Notverord- 
nung hageln auf das Volk nieder — zum Schluß iſt die Regierung 
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nicht mehr imſtande, den Reichstag hinter ſich zu halfen. Am 18. Juli 
werden auf den Druck der Nakionalſozialiſten die Brüningſchen Not- 
verordnungen aufgehoben — darauf löſt Reichskanzler Dr. Brüning 
den Reichstag auf. 

Am 14. September 1930 erfolgk der hiſtoriſche Durchbruch des 
Nakionalſozialismus. Mit 107 Mandaten geht die NSDAP. nach 
jahrelangem ſchwerſten Kampf als nunmehr zweitſtärkſte Parkei 
durchs Ziel. Im Sporkpalaſt zu Berlin erlebt die Berliner Partei- 
genoſſenſchaft unker raſendem Jubel der Anhänger den Siegeskag — 
krotzdem tritt Brüning nicht zurück und bezeichnek, ſtark überheblich, 
den Sieg der Nakionalſozialiſten als „Fieberkurve“. Die NSD Ap. 
greift ſofork nach der Wahl in einer rieſigen Verſammlungswelle das 
Syſtem Brüning aufs neue an. 

Im Prozeß gegen die Ulmer Reichswehroffizlere beeidek Adolf 
Hitler unker allgemeinem Aufhorchen des In- und Auslandes noch 
einmal den „legalen Weg der Bewegung“. Trotzdem werden die 
Offiziere verurteilt. 

Brüning ſetzt ſeine Politik der Gehaltskürzungen und Senkung 
der Lebenshalkung fork. Bei der Eröffnung des Reichskages am 
14. Oktober, bei der die nakionalſozialiſtiſchen Abgeordneken im 
Braunhemd erſcheinen, verſuchen kommuniſtiſche Provokakeure durch 
einen Fenſterſturm in der Leipziger Straße die nakionalſozialiſtiſche 
Bewegung aufs neue zu belaſten. Die NSDAP. ſtellt darauf im 
Reichskag eine Anzahl Ankräge gegen den unerkräglich gewordenen 
Wucher, darunter einen Antrag auf entichädigungslofe Enteignung 
der gefamten Vermögen der Bank- und Börſenfürſten, der feit 
1. Auguſt 1914 zugezogenen Oſtjuden und ſonſtigen Fremdoͤſtämmigen, 
ferner des feit dieſem Tage durch Krieg, Revolution, Inflation oder 
Deflation erworbenen Vermögenszuwachſes. Alle Großbanken find 
ungeſäumk in ſtaaklichen Beſitz überzuführen. Der höchſt zuläſſige 
Zinsſatz ſoll auf 5 Prozent feſtgeſetzt werden, wovon mindeſtens 
1 Prozent auf die Tilgung der Schuld zu verrechnen iſt. Kapital- 
flucht wird wie Landesverrak mit Zuchthaus beſtraft. Termin- und 
Blankogeſchäfte an der Börſe ſowie der börſenmäßige Handel mit 
Wertpapieren ſollen verboken werden. 

In der Berliner Mekallinduſtrie wird auf Grund der Brüning- 
ſchen Gehaltskürzung der Beamken der Verſuch gemacht, die an ſich 
ſchon niedrigen Löhne der Mekallarbeiker noch weiter zu ſenken. 
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Dieſe kreten in den Streik, in dem gerade die nakionalſozialiſtiſchen 
Bekriebszellen ſich durch enkſchloſſenen Radikalismus des Kampfes 
rühmlich hervorfun. Während die Gewerkſchaften den Streik nach 
einem Abkommen ihrer jüdiſchen fozialdemokratifhen Führung und 
des jüdiſchen Arbeikgeberſyndikus Oppenheimer abblaſen, fteht die 
nationalſozialiſtiſche Arbeiterorganifation, die Bekriebszellen, feſt im 
Streik gegen den raſſefeindlichen Kapitalismus. 

In Preußen wird am 22. Oktober Severing zum Innenminiſter 
ernannt und der berüchkigke Maitreſſen-Grzeſinſki wird Polizei- 
präfident von Berlin „unter Aufficht des Rabbinats“ und des Vi- 
Po-Prä. Iſidor Weiß. 

Neue Unkerdrückungsmaßnahmen gegen den Nakionalſozialismus 
feßen ein, die Holſteiniſchen Bombenleger der Landvolkbewegung, 
die ihre Höfe gegen den Wucher verkeidigen wollten, werden zu 
Zuchthaus verurteilt. Das alles hält die Auflöſung des Weimarer 
Syſtems nicht mehr zurück. Die Demohkrakiſche Partei muß ſich zur 
Deutfhen Skaaksparkei umkaufen, um überhaupt noch Stimmen 
fangen zu können. Am 15. November ſtehen 3 484 000 Arbeitsloſe 
auf der Straße. Bürgerſchaftswahlen in Bremen zeigen, daß der 
nationalſozialiſtiſche Aufſtieg anhält. Die NSDAP. kommt von 
2 auf 32 Mandate in der Bremer Bürgerſchaft. Der 1. Dezember 
bringt eine neue Brüningſche Notverodnung mit neuen erheblichen 
Gehaltskürzungen der Beamten, Heraufſetzung der Bürgerſteuer und 
geringen Erleichterungen der Realſteuern. Am 3. Dezember wird 
ein nationalſozialiſtiſches Lager bei Breslau von der Polizei über— 
fallen und die Kameraden ins Gefängnis abgeſchleppk. Trotz der 
nakionalſozialiſtiſchen Anträge lehnt es der Reichstag ab, am 6. De- 
zember die Brüningſche Nokverordnungen aufzuheben. Sichergemadt 
durch „dieſe Erfolge“ wagen die Syſtemparkeien den Film des Sud- 
lers Remarque „Im Weſten nichts Neues“, in dem der deutſche 
Fronkſoldak verächtlich gemacht und verhöhnt wird, im „Mozarkſaal“ 
in Berlin aufzuführen. Die Vorführung des Schmutzfilms wird von 
den nakionalſozialiſtiſchen Abgeordneten Dr. Goebbels und Münch— 
meyer unter jubelnder Begeiſterung der erwachken deukſchen Jugend 
verhindert, Neuaufführungen werden durch rieſige nafionalfozia- 
liſtiſche Kundgebungen unmöglich gemacht. Endlich entſchließt ſich 
die Regierung unker dem Druck des empörken Volkes, den Volks- 
ſchänderfilm nur noch in geſchloſſenen Veranſtaltungen zuzulaſſen. 
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Ende Dezember ſtehen 3 977 000 Arbeitsloſe auf der Straße. Mit 
ſchweren Trommelſchlägen der heranrollenden nakionalſozialiſtiſchen 
Revolution kündet ſich das Jahr 1931 an. 

* 


Die Ereigniſſe des Jahres 1931. 


Das Jahr 1931 ſteht völlig unter dem Zeichen des Enkſcheidungs⸗ 
kampfes zwiſchen Brüning und Adolf Hitler. Der Kommunismus 
wird dabei noch einmal zum Sturmlauf gegen die nakionalſozialiſtiſche 
Bewegung eingeſezt. Wilhelm Fanderl ſchilderk in feinem ausge- 
zeichneten Werk „Von 7 Mann zum Voll“ dieſe Epoche in folgen- 
der Weiſe: 

„Der Marxismus begriff nämlich wohl, daß ihm in der Bewegung 
Adolf Hitlers ein Feind erſtand, der ihm welkanſchaulich weit über- 
legen war, und er mußte allmählich zu ſeinem Enkſetzen überdies noch 
bemerken, daß ſich gerade die Beſten aus ſeinen Reihen um die 
Fahne Adolf Hitlers ſcharten. Unfähig, den Kampf auf geiſtiger 
Grundlage zu führen, griff er zu Dolch und Revolver. Täglich 
fielen SAU.-Männer marxiſtiſchen Mordkugeln zum Opfer. Selten 
verging ein Tag, an dem ſich nichk die blufrofen Hakenkreuzfahnen 
vor einem Sarg neigten, den man vor einer kroßigen Kampfgemein- 
ſchaft in die Erde ſenkke. Denn die SA.⸗Männer waren nicht ge- 
ſonnen, vor dem Terror zu kapitulieren. Sie nahmen den Kampf 
auf, den ihnen der Marxismus aufgezwungen hakte. Alles erdul- 
deken ſie und krugen es willig, weil ſie wußten, daß einmal der Tag 
kommen würde, an dem fie Herren von Deukſchland wären. Es gibt 
wenige unker der alten Parkeigarde, die nicht in den Gefängniſſen 
ſaßen, die nicht durch die Gerichksſäle geſchleift wurden, die nicht 
Brok und Stellungen verloren. Aber nichts konnke ſie in ihrem 
Verkrauen zum Führer erſchüktern.“ 

Am 16. Januar 1931 wird in Bremen ein Nakionalſozialiſt zum 
Präfidenten gewählt. Der Druck der Brüningſchen Nokverordnungen, 
die ſich unker der Einwirkung der Arbeitsloſigkeik immer mehr ver- 
ſchärfen, radikalifiert das Volk in ſteigendem Maße. Der National- 
ſozialismus konnte von diefem Jahr in feinem Jahrbuch 1932 mit 
Recht ſchreiben: 

„Der organiſakoriſche Aufbau der Parkei machte mit jedem Monat 
im abgelaufenen Jahr erfreuliche Fortſchrirte. An den Wahlen 
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konnte man am beſten erſehen, wie die Organiſakion gearbeitet hat. 
Unſer engmaſchiges Netz dürfte von keiner Partei, außer noch der 
S Po., erreiht werden. 

Die Zunahme unſerer Mitglieder bekrug 1931 rund eine Diertel- 
million, die Geſamkmitgliederzahl weit über 600 000! Wahrlich ein 
grandioſer Aufſchwung, wenn man ſich immer wieder vor Augen hält, 
daß unſer Führer erſt vor zwölf Jahren als ſiebenkes Mitglied die 
Parkei zur deufjhen Volksbewegung ausbauke! 

Das „Braune Haus“ zu München wurde zu Beginn des Jahres 
1931 feinen Zwecken übergeben. Die Bewegung hat damit erſtmals 
ein ihrer politiſchen Bedeukung enkſprechendes Anweſen erworben. 
Aber nicht nur die Reichsleitung verfügt heuke über ein eigenes fo- 
genanntes Generalſtabsgebäude, ſondern auch faſt jeder einzelne Gau 
hat eine Zentrale, die es ihm ermöglicht, die untergeordneten Dienff- 
ftellen raſch zu leiten und zu informieren. 

Die Parkeipreſſe, die noch im letzten Jahrbuch mit 18 Tages- 
zeitungen und 36 Wochenzeitungen und Monatsbläftern verzeichnet 
war, iſt inzwiſchen auf 35 Tages- und 50 Wochenzeikungen geſtie- 
gen. Auch hier machke ſich der Erfolg bei den Wahlen bemerkbar.“ 

Landtagswahlen in Baden, Mecklenburg, Braunſchweig, Olden- 
burg ergaben überall ſtarke nationalſozialiſtiſche Erfolge. In Braun- 
ſchweig brachten am 15. September 1931 Minifterwahlen im Land- 
tag mit Minifter Klagges wieder einen nakionalſozialiſtiſchen Mini- 
ſterpoſten, der Aufmarſch am 18. Oktober 1931 führte an die hunderf- 
kauſend S A.- und SS.⸗Männer nach Braunſchweig. Die Arbeits- 
lofigkeit im Reiche nahm einen immer rieſigeren Umfang an. Trotz 
dem ſchluckke die Sozialdemokratie alle Nokverordnungen der Regie- 
rung Brüning, die verſuchke, mit ſchärfſter Bekämpfung des Nakio- 
nalſozialismus ſich an der Macht zu halten. 1931 war eines der 
ſchwerſten Kampfjahre der Bewegung und leikeke hinüber zu den 
Kämpfen des Jahres 1932. Die marxiſtiſche Regierung in Preußen 
verbot die nakionalſozialiſtiſchen Uniformen und Abzeichen, befchlag- 
nahmke nakionalſozialiſtiſche Fahnen, beſonders der Berliner Polizei- 
vizepräſident Bernhard Weiß kerroriſierke in unerhörker Weiſe die 
NSDAP., deren Führer von Gerichtsſaal zu Gerichksſaal gezerrt 
wurden. 

%* 


Die Ereigniſſe des Jahres 1932. 


Dieſes Jahr follte die große enkſcheidende Auseinanderſetzung 
bringen. Sowohl die Amkszeik des Reichspräſidenken von Hinden- 
burg als auch die Wahlperiode des Preußiſchen Landkages waren 
zu Ende. In zwei Wahlgängen wurde im März und April um die 
Stellung des Reichspräſidenken gerungen. Adolf Hitler erreichte im 
1. Wahlgang 12 Willionen, im 2. Wahlgang am 10. April 1932 
13,4 Millionen Wähler. Im erſten Wahlgang haften ſich ihm ſämt⸗ 
liche Links- und Mittelparfeien mit Ausnahme der Kommuniſten, die 
ihren Führer Thälmann als Kandidaten aufſtellten, für eine Wi:der- 
wahl des Reichspräſidenken von Hindenburg enkgegengeſtellt, daneben 
aber hakte der Skahlhelm in feinem raſſiſch halbjüdiſchen Führer 


3 noch eine beſondere Neidkandidakur geſchaffen. Im zwei- 


n Wahlgang unkerlag zwar Adolf Hikler gegen die Kandidakur 
Hindenburg, aber die ſtarke Stimmenzunahme, die er erreichke, 
bewies, daß das Volk ſich ihm in immer ſtärkerem Maße anſchloß. 
Am 13. April verbok unker fadenſcheinigſten Vorwänden und raſen- 
dem Jubel der Judenpreſſe die Reichsregierung Brüning durch ihren 
Wehrminiſter Groener die SA. und SS.; Groener ſtürzke bald darauf 
über dieſe politiſch unſinnige Miſſekat am erwachenden Volke. 

Immer ſchwächer wurde Brünings Poſikion; Experimenke, die er 
mit der Oſtſiedlung verſuchk hatte, entzogen ihm die Sympakhie der 
Kreiſe um den Reichspräſidenken und erzwangen feinen Rücktritt. 

In Preußen hakke die Landtagswahl am 24. April zwar ein 
Steigen der nakionalſozialiſtiſchen Abgeordnetkenzahl von 7 auf 162 
gebracht, aber durch niederkrächtige Geſchäftsordnungskniffe hielt ſich 
die Regierung Braun-Severing gegen den unmißverſtändlichen 
Willen des Volkes an der Machk. Brünings Nachfolger wurde 
immer noch nichk Adolf Hitler, ſondern Herr von Papen. Der 
frühere ZJenkrumsabgeordneke im Preußiſchen Landkag Franz von 
Papen, diplomatifch gewandt, hob erſt einmal das verfaſſungswidrige 
S A.-⸗Verbok auf. Die SA. wurde von der Bevölkerung, als fie zum 
erſten Mal wieder auf der Straße erſchien, mit Jubel begrüßt. Am 
20. Juli ſetzte Reichskanzler von Papen außerdem das gänzlich 
unmöglich gewordene Miniſterium Braun-Severing in Preußen ab. 
Ebenſo wurden Maitreſſen-Grzeſinſki und der Jude Bernhard Weiß 
aus dem Berliner Polizeipräſidium enkfernt. Das Volk empfand 
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ganz richtig, daß dieſe Vorgehen lediglich auf den Druck der nafio- 
nalſozialiſtiſchen Bewegung zurückzuführen war. Skakt aber nun in 
Preußen die Vorausſetzung für die Bildung einer nationalen Regie- 
rung unter Führung der Nationalſozialiſten zu ſchaffen, ließ Herr 
von Papen das Kabinekt Braun-Severing als zwar einflußloſes aber 
doch überflüſſiges „Hoheikskabinekk“ beſtehen. Eine Anzahl von 
Notverordnungen, welche Herr von Papen erlaſſen hakte, und die 
reſtlos kapikaliſtiſchen Geiſt atmeken, erbitterten das Volk auf das 
äußerſte. Adolf Hitler hatte immer wieder die Überkragung der 
Reichskanzlerſchaft an ſich gefordert, jedoch hakke man verſuchk, ihn 
mik dem Vizekanzlerpoſten abzuſpeiſen. Die neue Reichstagswahl 
am 31. Juli 1932 ergab noch einmal eine ungeheure Zunahme des 
Nationalfozialismus. Am 14. September 1930 hakte er 6,5 Millio- 
nen Stimmen und 107 gewählte Abgeordnete, zu denen noch 3 über- 
gefrefene hinzukamen, erreicht, nunmehr wählten 13,7 Millionen 
Deulſche nakionalſozialiſtiſch und 230 Abgeordnete zogen unter dem 
Jubel des erwachten Volkes in den Reichstag ein. Trotzdem fiel 
durch dieſen großen Wahlſieg immer noch keine Entſcheidung. Adolf 
Hitler lehnte am 13. Auguſt den angebotenen Vizekanzlerpoſten ab; 
der Kampf zwiſchen dem Nakionalſozialismus und dem National- 
kapitalismus brach offen aus. 

An der Stimmung des Volkes zeigke ſich ſchon damals, daß man 
eine nationale Erneuerung in Deutſchland niemals mit dem Wirk- 
ſchaftsgeiſt des jüdiſchen Kapitalismus durchführen kann; gegen eine 
ſolche Verfälſchung ihres Verlangens nach einem beſſeren, gerechteren 
Deutſchland lehnte ſich die Volksſtimmung empört auf. Es kam im 
Reichskag zu einem dramakiſchen Zuſammenſtoß: mit 530 gegen 45 
Stimmen der Deukſchnakionalen ſprach die Volksverkrekung dem 
Reichskanzler von Papen ihr Mißkrauen aus. Erſt nach dieſer ver- 
nichtenden Niederlage krat die Regierung zurück. Energiſch weigerte 
ſich der Nakionalſozialismus — und das wird bei feinen Kämpfern 
unvergeſſen bleiben —, an einer kapitaliftifchen Reftauration irgend- 
einer Ark mitzuwirken. Er blieb dem Volke kreu, denn er hakte 
im Kapitalismus ein raſſefeindliches Prinzip als ſolches erkannk, 
das ſich nur in der äußeren Form vom Marxismus unkerſcheidet. 

Als unter dem Druck der jüdiſchen Großbanken durch ſozial⸗ 
demokrakiſche Bonzen und profifgierige Bourgeois bei der Berliner 
Verkehrsverwalkung ein unkragbarer Lohnabbau durchgeführk werden 
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follte, nahm dort die nakionalſozialiſtiſche Bekriebsorganiſakion den 
Streik in die Hand und führke mit Enkſchloſſenheit an der Spitze 
des arbeitenden Volkes dieſen Kampf durch. Es beſteht nicht der 
geringſte Grund, dieſe Ruhmeskat in der Geſchichke der nakional- 
ſozialiſtiſchen Bewegung, die im offenen Kampf der Habgier des 
Fremdͤgeiſtes enkgegenkrat, zu verſchweigen. Der SA.-Trupp-Führer 
Reppich fiel von Polizei erſchoſſen im Kampf für die Rechke des 
deufjchen Volkes. Am 5. November 1932 ſtand der Skreik auf dem 
Höhepunkt, am 6. November fand ſchon wieder Reichskagswahl ftatt, 
die zwar einen Rückgang der nakionalſozialiſtiſchen Abgeordneken 
auf 196 mit ſich brachte — aber auch gegen 196 Nationalſozialiſten 
ließ ſich ſo wenig regieren, wie gegen 230. Der Rückgang an Stim- 
men war kein Zeichen für eine falſche Taktik des Nationalfozialis- 
mus, ſondern nur ein Zeichen dafür, wie ſehr insbeſondere weite 
bürgerliche Schichten, die immer noch nicht den nationalen Gedanken 
und die Inkereſſen ihres eigenen Geldſackes auseinanderhalten konn- 
ken, durch Anpaſſung an den jüdiſch-kapitaliſtiſchen Geiſt ſittlich 
minderwertig geworden und enkarkek waren. Trotzdem war der 
Rücktritt Papens unvermeidbar. Die Stunde der Berufung Adolf 
Hitlers wäre da geweſen, jedoch unker dem Beifall der jüdiſchen 
Preſſe ſchalteke ſich noch ein „Retter des Kapikalismus“, General 
von Schleicher, als Zwiſchenkanzler ein. Aber eher als man gedachk 
hatte, hakte auch er abgewirkſchaftek. Am 28. Januar 1933 trat auch 
Schleicher, dem der Reichspräfident von Hindenburg keine Voll- 
machten zum Weikerwurſteln mehr geben wollte, zurück. Die Bahn 
war frei! 

Am 30. Januar wurde Adolf Hitler zum Reichs- 
kanzlerernannk. Zwar gehörke vorerſt dem Kabinekt noch der 
deukſchnationale Parkeiführer Hugenberg als Landwirkſchafts- und 
Wirkſchaftsminiſter an, aber die Führung lag in den Händen Adolf 
Hitlers. Herr von Papen, der ſeine diplomakiſchen Fähigkeiten bei 
der Bildung des Kabinekts Hitler in dankenswerter Weiſe eingeſetzt 
hatte, wurde Vizekanzler. Die Hakenkreuzfahnen gingen über 
Deukſchland hoch. Als am 30. Januar 1933 Adolf Hitler in der 
Wilhelmſtraße zuſammen mik dem greiſen Generalfeldmarſchall den 
ſtundenlangen Fackelzug der SA. und SS., des Stahlhelms und der 
erwachten Nation abnahm, begann ein neues Deukſchland. Vierzehn 
Jahre Enkarkung und Entfittlichung, vierzehn Jahre Judenherrſchaft 
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und Volksvergifkung, marxiſtiſcher Terror und Erniedrigungen Haffen 
durch den heroiſchen Kampf und den überwältigenden Sieg Adolf 
Hitlers ein Ende genommen. 

Die braunen Kolonnen der SA. und SS. haften den Sieg an die 
uralten Fahnen des wiederkehrenden Lichtes geheftel. Sie haben 
bis zur letzten Skunde Blukopfer gebrachk. In der Nacht vom 
30. Januar fiel in Charlottenburg als Opfer kommuniſtiſcher Mord- 
ſchützen der kapfere junge Sturmführer „Hanne“ Maikowski. Leben 
und Tod ſchlang ſich in eins, in dieſer Skunde, in der die Grund— 
ſteine zu einem neuen Deutſchland enthüllt wurden. In die Freude 
der Fackeln ſah das bleiche Geſicht des Token hinein, gleichſam als 
Mahnung, über die Siegesfreude nicht den Ernſt des deukſchen 
Schickſals zu vergeſſen, nichk die Schuld eigenen Verfalls, die jo 
viele brave Kameraden mit dem Tode für ihr Volk ſelbſtlos geſühnt 
haben! Dieſer Tod auf der Höhe des Sieges hat eine friderizianiſche 
Größe. Er drückt beſſer den ſchweren, bikterſchweren Kampf, den 
Ernſt dieſer Bewegung und der Aufgaben aus, vor denen ſie ſtehk, 
als alle willige Begeiſterung. 

„Zündef keine Kerzen dem Sieger in der Schlacht, 
danket Gott im Herzen, daß wir es vollbracht, 
was wir errungen haben, das war wahrhaft Not — 
Siege ſind Himmelsgaben — denkek an den Tod!“. 
(Theodor Fontane). 
* 


Die geſetliche Regelung der Judenfrage. 

Nach dem nalkionalſozialiſtiſchen Siege mußke auch die Rechks- 
ſtellung der Juden in Deuſchland nokwendigerweiſe geändert werden. 
Die politiſchen Machkpoſitionen, die das Judentum als Träger des 
Weimarer Staates in der Verwalkung gewonnen hakte, konnken ihm 
nicht belaſſen und die — (in der dieſem Buch beigefügken Skakiſtik 
nachgewieſene) — Überbeſetzung der akademiſchen Berufe mit Juden 
konnte nicht länger geduldet werden, zumal ein großer Teil der 
jüdiſchen Arzte und Zahnärzte von den unter fozialdemokratifcher 
Leitung ſtehenden Krankenkaſſen in jeder Weiſe bevorzugt worden 
war. Ferner mußte vor allem dem unerkräglichen Überhandnehmen 
des Oſtjudenkums in Deutichland ein Ende geſetzt werden. Meiſtens 
war es möglich, erſt einmal die paßloſen oder mik abgelaufenen 
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Päſſen im Lande lebenden Oſtjuden abzuſchieben. Mehreren Tau- 
ſend anderen Oſtjuden, die perſönlich unzuverläſſig waren, wurde 
zunächſt einmal der Handel verboten, jo daß, ganz abgeſehen von den 
vielfacher Verbrechen ſchuldigen und bisher unter dem alten Syſtem 
allzu ſchonend behandelten Oſtjuden, die nunmehr eingeiperrf werden 
konnken, ganz allgemein ein Herausdrängen dieſer ſchädlichen und 
daher unerwünſchken Elemente einſetzte. Viel ſchwieriger war es in 
ſolchen Fällen, in denen es ſich nichk um ſtaakenloſe oder um von den 
bisherigen Regierungen zu Unrechk mit der deutſchen Skaaksbürger- 
ſchaft bedachke Oſtjuden handelke, ſondern um Juden polniſcher, 
rumäniſcher oder ungariſcher Skaaksangehörigkeik. Hier war leider 
irgendein Vorgehen ausgeſchloſſen, da es ſich durch inkernakionale 
Abkommen von ſelbſt verbok. Die beigefügte Skakiſtik zeigt, wie 
zahlreich dieſe vielfach moraliſch minderwertigen Juden fremder 
Staatsangehörigkeit allein in Berlin ſind, wo ſie ſich zum Schaden 
der deutſchen Einwohner in geradezu aufdringlicher Weiſe breit 
machken. 

Die marxiſtiſchen Juden, die in der Führung oder Preſſe der 
beſiegten marxiſtiſchen Parkeien ſtanden, dazu jene widerwärkige 
„Inkelligenz“ mit langen Haaren, Hornbrille und blauraſierken 
Backen, welche die Berliner Kommuniſtencafés bevölkerke und von 
dork ſeit Jahren gegen alles, was deukſch iſt, gehetzt hakte, flohen wie 
ein verjagter Spaßenſchwarm ins Ausland, um dort ihr Geſchimpfe 
forkzuſeßen. Bedauerlicherweiſe konnte man, da anfänglich die zu- 
ſtändige Stelle im Preußiſchen Innenminiſterium noch nicht in den 
Händen eines „ſcharfen Kutkſchers“, ſondern eines energieloſen deukſch⸗ 
nationalen Abgeordneken lag, dieſer Flüchklinge großenkeils nicht 
habhaft werden. So konnten ſowohl die Zeikungsjuden Theodor 
Wolff, Alfred Kerr und Georg Bernhard, wie auch der üble 
Tucholsky und der jüdiſche Hetzer Toller bedauerlicherweiſe ins Aus- 
land enkwiſchen. Ganz beſonders ſchade iſt es auch, daß Bernhard 
Weiß, der keufliſche Quäler gefangener SA.-Männer in Berlin, ent- 
fliehen konnke. Wenn bei irgendeinem, ſo wäre bei dieſem bösarkigen 
Sadiſten die Rache des Volkszornes berechkigk geweſen. 

Diejenigen aber, deren man in Deukſchland noch habhaft werden 
konnte, find eingeſperrt worden und man verſucht, — (wenn auch 
fie zu beſſern ausfichtslos erſcheinen dürfte) — fie nützlicher Tätigkeit 
zuzuführen. 


14 Jahre Judenrepublik. 7 


Zugleich wurden felbftverftändlih alle marxiſtiſchen Beamten, 
darunter auch die marxiſtiſchen Juden, aus dem Staats- und Ge— 
meindedienſt, alle marxiſtiſchen Lehrer aus der Lehrerſchaft, alle 
marxiſtiſchen Studenten von den Univerſitäten und Hochſchulen ent- 
fernt. Zur allgemeinen Regelung der Verhälkniſſe des Judentums 
in der Beamtkenſchaft wurden grundſätzlich nach Maßgabe des Geſetzes 
zur Wiederherſtellung des Berufsbeamkenkums vom 7. April 1933 
(Reichsgeſetzblakt I, S. 175) und den drei Durchführungsverord- 
nungen vom 11. April, 4. Mai und 6. Mai 1933 (RGBl. I, S. 195, 
233 und 245) folgende Beſtimmungen getroffen, die durch ein „Geſetz 
zur Anderung von Vorſchriften auf dem Gebieke des allgemeinen Be- 
amten-, des Beſoldungs- und des Verſorgungsrechks vom 13. Juni 
1933“ ergänzt find: 

Beamte nichkariſcher Abſtammung find in den Ruheſtand zu ver- 
ſetzen, aber nicht ſolche nichkariſchen Beamten, die bereits jeit dem 
1. Auguſt 1914 planmäßige Beamke geweſen ſind. Den planmäßigen, 
Beamten gleichgerechnet können nach Ermeſſen der Behörden die- 
jenigen werden, die am 1. Auguſt 1914 fämtlihe Vorausſetzungen 
für die Erlangung ihrer erſten planmäßigen Anſtellung erfüllt und 
zugleich die letzte hierfür erforderliche Prüfung erfolgreich abgelegt 
ſowie ſich während ihrer Beamtentätigkeit in hervorragendem Maße 
bewährt haben. Nicht in den Ruheſtand verſetzk werden ferner die- 
jenigen nichfarifhen Beamten, die im Weltkrieg an der Fronk für 
das Deukſche Reich oder für feine Verbündeten gekämpft haben. 
Als Fronkkämpfer wird dabei angeſehen, wer im Weltkrieg bei der 
fechtenden Truppe an einer Schlacht, einem Gefechk, einem Skel- 
lungskampf oder einer Belagerung keilgenommen hak. Es rechnen 
alſo nicht diejenigen hierzu, die ſich, ohne vor dem Feind ge— 
kommen zu ſein, während des Krieges aus dienſtlichem Anlaß im 
Kriegsgebiet aufgehalten haben, d. h. die Leute auf Druckpoften 
bleiben unberückſichkigt, während jeder, der einmal laut Eintragung 
in die Kriegsſtammrolle an der Front geweſen iſt, als Fronkkämpfer 
gilt. Es iſt dieſe Beſtimmung von jüdiſcher Seite vielfach als etwas 
Enkwürdigendes aufgefaßt worden, gleich als ob die jüdiſchen Kriegs- 
teilnehmer nur der Vorkeile wegen, ſpäter einmal Beamte bleiben 
zu können, ins Feld gegangen ſeien, während ſie doch auch nur das 
Land hätten ſchützen wollen. Dieſe Auffaſſung iſt irrig. Die Rege- 
lung zugunſten der Fronkkämpfer trägt der Dankesſchuld des deut- 
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ſchen Volkes Rechnung, die es gegenüber allen denen hat, die zur 
Verkeidigung Deukſchlands das Gewehr geſchulterk haben und an der 
Fronk ſtanden. In Hinfiht auf diefe moraliſche Verpflichtung des 
deuffehen Volkes, die ihm heilig iſt, iſt darum auch das Prinzip 
der klaren Trennung vom Judenkum in den Behörden durchbrochen 
worden. Das Weltkriegserlebnis iſt fo bedeukungsvoll für das 
deutihe Volk, daß eine ſolche Ausnahme wegen der Achtung vor 
einem Kameraden, der im gleichen Rock an der Fronk ſtand, geboten 
und notwendig erſchien. Nicht in den Ruheſtand verſetzt werden 
ferner nichkariſche Beamte, deren Väter oder Söhne im Weltkriege 
gefallen ſind. Dieſe Beſtimmung ergibk ſich aus dem gleichen Grunde, 
wie die Belaſſung der jüdiſchen Fronkkämpfer in ihren Beamken— 
ſtellen. 

Zu dieſem Geſetz bemerkt die „CV.-⸗Zeitung“ (Organ des Zenfral- 
vereins deufjcher Staatsbürger jüdiſchen Glaubens): „Jüdiſche Krie- 
gerwitwen, die Beamtinnen (3. B. Lehrerinnen, Wohlfahrts- 
pflegerinnen uſw.) geworden find, müſſen alſo in den Ruheſtand ver- 
ſetzt werden, falls der Geſetzgeber ſich dieſer Fälle nicht noch beſonders 
annimmt“ („C V.-Zeitung“ vom 11. Mai 1933). 

Hier wird man aus Gerechkigkeitsgründen ruhig damik einver- 
ſtanden ſein können, daß jüdiſche Kriegerwitwen, die in ihrem Mann 
ja ihr Liebſtes auf dieſer Welt für Deukſchland geopfert haben, genau 
jo behandelt werden, wie jüdiſche Fronkkämpfer, alſo in ihren Beam- 
kenſtellen bleiben können. Eine Regelung der Geſetzgebung in dieſem 
Sinne wäre unbedenklich und von Herzen zu empfehlen. 

Auf der anderen Seite gibt gegenüber ſolchen ariſchen Beamken, 
die, vielfach aus dem recht minderwertigen Motiv des Geldes oder 
der Beziehungen zum Weimarer Staate, fich jüdiſch verheiratet haben, 
nur der 8 4, der Enklaſſung wegen „politiſcher Unzuverläſſigkeit“ auf 
Grund des Geſetzes zur Wiederherſtellung des Berufsbeamkenkums 
vorſieht, eine gewiſſe Handhabe. Hier wäre eine Ermeſſensvorſchrift, 
die zur Verſetzung ſolcher Beamken in den Ruheſtand berechtigt, 
vielleicht eine nokwendige Anregung. 

Für die Neueinſtellung von Beamken gilt auf Grund des Geſetzes 
zur Anderung von Vorſchriften auf dem Gebiete des allgemeinen 
Beamten-, des Beſoldungs- und des Verſorgungsrechkes vom 30. Juni 
1933 (RGBl. I, S. 433) grundſätzlich, daß, wer nichkariſcher Abftam- 
mung oder mit einer Perſon nichkariſcher Abſtammung verheiratet 
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iſt, nicht als Reichsbeamter berufen werden darf. Reichsbeamke 
ariſcher Abſtammung, die mit einer Perſon nichkariſcher Abſtammung 
die Ehe eingehen, ſind zu enklaſſen. 

Damit iſt die Staaksverwalkung reſtlos dem Deukſchkum wieder- 
gewonnen, zumal dieſelben Vorſchriften enkſprechend für das Beam 
kenrecht der Länder, Gemeinden, Gemeindeverbände und der ſonſtigen 
Stiftungen, Anftalten und Körperſchaften des öffentlichen Rechtes 
gelten. Ein Gedanke Bismarcks iſt fo verwirklicht, den dieſer am 
15. Juni 1847 im Vereinigten Landkag ausſprach: 

„Wenn ich mir als Repräfentanten der geheiligten Majeſtäk des 
Königs gegenüber einen Juden denke, dem ich gehorchen ſoll, ſo muß 
ich bekennen, daß ich mich kief niedergedrückk und gebeugt fühlen 
würde, daß mich die Freudigkeik und das aufrechte Ehrgefühl ver- 
laſſen würde, mit welchem ich jetzt meine Pflichten gegen den Staat 
zu erfüllen bemüht bin. Ich teile dieſe Empfindung mit der Maſſe 
der niederen Schichten des Volkes und ſchäme mich dieſer Geſellſchaft 
nicht.“ 

Der deutſche Staat in allen feinen Gliederungen iſt ein ariſcher 
Raffeftaat, er kann wohl nichkdeukſche, aber ariſche, von der gleichen 
nordiſchen Wurzel abſtammende Volksgruppen einſchließen, aber 
keine Juden nach feiner Umgeſtalkung vom liberalen Staatsbürger- 
ſtaak zum ariſchen Raſſeſtaak mehr zu Beamten machen. Darum 
liegt in dem reſtloſen Ausſchluß jeder Neuanſtellung von jüdiſchen 
Beamten keine unbillige Härke gegen das Judenkum, ſondern nur 
eine Konſequenz der vom Nakionalſozialismus verwirklichken Staats- 
auffaſſung. 

Die Regelung der Rechtsverhältniffe der Behördenangeſtellken und 
-arbeiter iſt in ähnlicher Weiſe, wie die Regelung der Rechksverhält— 
niſſe der nichkariſchen Beamken geregelt worden. Auch hier bleiben 
die Frontkämpfer und diejenigen Nichkarier, deren Väker oder Söhne 
im Weltkrieg gefallen find, im Dienſt. Außerdem können bei wirk- 
ſchafklichen Bekrieben, wenn zwingende Gründe vorliegen, Ausnah- 
men geſchaffen werden. Die übrigen Dienſtverkräge mit Nichkariern 
werden gekündigk, wobei den Nichkariern noch auf drei Monake die 
bisherigen Bezüge weikergezahlt werden. Ferner erhalten fie außer- 
dem drei Vierkel der ſonſtigen klagbaren Bezüge, auf die allerdings 
Arbeitseinkommen aus Dienft-, Werk- oder Geſchäftsbeſorgungs- 
verfrägen angerechnet werden. 
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Bei den Rechtsanwälten (in Berlin über 50 Prozent jüdiſch!) 
bleiben ebenfalls die Fronkkämpfer, ferner diejenigen, die Väter oder 
Söhne im Felde verloren haben, endlich die bis zum 1. Auguſt 1914 
zugelaſſenen auch weiter zugelaſſen. Die anderen verlieren die Ver- 
krekungsbefugniſſe. Außerdem iſt nichtjüdiſchen Rechtsanwälten die 
Bürogemeinſchaft und die Soziekäk mik dieſen ausgeſchloſſenen 
Rechksanwälken unkerſagk. Wichtig iſt hier wieder die Regelung des 
Nachwuchſes, d. h. die Takſache, daß auf den Univerfitäten durch das 
Geſetz gegen die Überfüllung deutſcher Schulen und Hochſchulen vom 
25. 4. 1933 (RG Bl. S. 225, 226) beftimmt ift, daß Neuaufnahmen nur 
1,5 Prozent der Geſamtkheit der Beſucher jeder Schule an Nichtariern 
umfaſſen dürfen und für die übrigen bereiks auf der Schule bzw. 
Hochſchule befindlichen Nichkarier ein numerus clausus von 5 Pro- 
zent feſtgeſetzt iſt. Als Nichtarier werden nichk gerechnek und kommen 
auch bei Berechnung der Ankeilzahl und Verhälkniszahl nichk in 
Frage: „NReihsdeutihe nichkariſcher Abſtammung, deren Väter im 
Weltkriege an der Fronk für das Deukſche Reich oder für feine 
Verbündeken gekämpft haben, ſowie auch Abkömmlinge aus Ehen, 
die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes geſchloſſen find, wenn ein 
Elternteil oder zwei Großeltern ariſcher Abkunft find. Sie bleiben 
auch bei Berechnung der Ankeilszahl und der Verhälkniszahl außer 
Anſatz.“ 

Damit find auch Kinder jüdiſcher Eltern, wenn ſelbſt beide Eltern 
jüdiſch, aber jedenfalls zwei Großeltern nicht jüdiſch find, im Sinne 
dieſes Geſetzes nicht als Nichtarier zu rechnen. Dieſe ſehr entgegen- 
kommende Regelung, die prakkiſch das Raſſenprinzip beinahe auf- 
hebt, iſt noch einmal mik Rückſicht auf alkanſäſſigen jüdiſchen Beſtand 
im Lande getroffen worden. 

Bei den Arzken, denen die Privatpraris überhaupt freifteht, iſt 
nur für die Kaſſenärzte ein Ausſchluß der jüdiſchen Kaſſenärzke be- 
ſtimmt (Verordnung des Reichsarbeitsminiſters vom 24. April 1933). 
Zugelaſſen bleiben nur als Kafjenärzte diejenigen Nichkarier, die ſchon 
vor dem 1. Auguſt 1914 niedergelaſſen ſind, oder die im Weltkrieg 
an der Fronk für das Deutſche Reich oder für feine Verbündeten 
gekämpft haben, oder an der Fronk oder in einem ſolchen Lazarekt 
als Arzte tätig geweſen find. Bei dem Dienſt als Arzte an der 
Front wird man unzweifelhaft auch Dienſt in Feldlazarekken und 
ſonſtigen ärztlichen Einrichkungen als Dienſt an der Fronk zu rechnen 
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haben, wo Gefährdung durch feindliche Waffen vorgekommen iſt, 
aber nicht Dienſt in völlig ungefährdeken Ekappen- und Heimat- 
lazaretten, wo lediglich die üblichen Gefahren des ärztlichen Berufes 
vorlagen. 

Die Grundzüge der in dieſer Geſetzgebung entwickelten Rechts- 
idee, nämlich generell Juden von ſtaaklichen und halbſtaaklichen Inſti- 
kutionen auszuſchließen, dagegen ſolche Juden, die entweder Front— 
kämpfer waren, oder vor dem 1. Auguſt 1914 zugelaſſen oder in ihrem 
Beruf kätig waren oder die Väter oder Söhne im Felde verloren 
haben, vor jeder Ausſchalkung zu bewahren, wird man als den Grund— 
gedanken der Judengeſetzgebung auf dem Gebiek der ſtaaklichen und 
halbſtaaklichen Verwalkung anſehen dürfen. De lege ferenda wird 
man auch ruhig die gleiche Behandlung wie bei denjenigen, die Väter 
oder Söhne im Felde verloren haben, für jüdiſche Kriegerwitwen, 
die ihren Mann im Felde verloren haben, anregen dürfen. 

Auf dem Gebiet der wiſſenſchaftlichen Ausbildung gibt das Geſetz 
über den numerus clausus (Geſetz gegen die Überfüllung deukſcher 
Schulen und Hochſchulen) eine im allgemeinen brauchbare Regelung. 
Auf wirtſchaftlichem Gebiet liegen die Verhälkniſſe viel ſchwieriger. 

Hier wird eines zu berücfichtigen fein: Der deutſche Staat iſt 
ein ariſcher Raſſeſtaat geworden. Seine Grundidee war immer 
deukſch und die Aufnahme der Juden in ſeinen Verwalkungskörper 
lediglich eine Folge der irrtümlichen Übernahme des Liberalismus 
und der dadurch bedingten Gleichſetzung von Juden und Deutichen 
als Staatsbürgern. 

Die Wirkſchaftsordnung, die der Nakionalſozialismus übernommen 
hat, iſt — wenn man überhaupt von einer ſolchen ſprechen darf — 
eine kapitaliſtiſche. Ihre geiſtige Quelle im jüdiſchen Geiſte und 
Getto des Mittelalters iſt hier aufgezeigt worden. Sie wird, bis 
eine reſtlos nationalſozialiſtiſche Wirtichaftsordnung fie einmal ab- 
löſt, mit dem gleichen Geſchick von Nichtjuden wie von Juden gehand- 
habt. Sie kann als Wirtihaftsmethode von jedem Volk an ſich 
gehandhabt werden. Man ändert an ihr alſo nichts, wenn man 
jüdiſche Träger derſelben lediglich durch deutſche Träger erjet. 
Darum kann es ſich bei der Umgeſtaltung der jüdiſchen Stellung in 
dieſer Wirkſchaft lediglich darum handeln, gewiſſe lebenswichtige 
Wirkſchaftskeile unker zuverläſſige nationalſozialiſtiſche Führung zu 
ſtellen, nicht aber darum, wie es Mißbrauch aus Konkurrenzinkereſſe 
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gerne möchte, „ſchwarze Juden“ durch „weiße Juden“ zu erſetzen. In 
der Wirkſchaft ſoll an ſich die wirkſchaftliche Befähigung gelten. 
Deshalb iſt der jüdiſche Wirkſchaftler, ſoweit er ſich nicht ftaats- 
feindlich befäfigt oder ffaatsfeindlihe Betätigung finanzierk, an ſich 
zu dulden. Daß die nationalſozialiſtiſche Preſſe ſich nicht zur Wer- 
bung für jüdiſche Unkernehmen hergibt, folgt aus der Geſchichke und 
aus dem Sinn der nakionalſozialiſtiſchen Bewegung. Ausſchalkungs- 
verſuche aber gegen kleine jüdiſche Kaufleute, Privakangeſtellte und 
dergleichen find vom Standpunkt ſtaatsmänniſcher Überlegung aus 
ſinnlos. Sie ändern an der wirklichen Lage gar nichts und find 
vielfach nur zweckloſe Härken. 

Zwei Geſichtspunkte find in dieſer Frage ganz klar feſtzuhalten. 
Der Staat iſt ein nationalſozialiſtiſcher Staat, in dem neue jüdiſche 
Eindringlinge nicht geduldek werden. Darum werden keine neuen 
jüdiſchen Beamten eingeſtellk. In dieſer Frage iſt ſtarres Feſthalken 
am Prinzip geboken. 

In der Wirkſchaft find lediglich die „Kommandohöhen“ in ſtarker 
Weiſe in nakionalſozialiſtiſche Hand gebracht worden, bzw. werden 
es noch. Eine Erſetzung von Trägern des kapitaliſtiſchen Geiſtes 
jüdiſcher Abſtammung durch Träger des gleichen Geiſtes nichkjüdiſcher 
Abſtammung iſt innerlich unbegründek. Ganz allgemein iſt dem 
Judentum die nicht ſtaaksſchädigende wirkſchaftliche Betätigung nicht 
zu verbauen. Da eine Abwanderung alkanſäſſigen jüdiſchen Beſtan- 
des in Deukſchland, der vielfach auch geſchichklich mit dieſem Lande 
ſich verbunden fühlt, prakkiſch gar nicht in Frage kommt, fo beſteht 
kein Grund, ihm ekwa die Subſiſtenzmiktel zu enkziehen. 

Andererſeits iſt mit der Niederlage der marriffiihen Parkeien 
und der Flucht ihrer marxiſtiſchen Führer und Intelligenz ſowie mit 
der Ausweiſung eines großen Teiles der aufdringlichen Oſtjuden 
der unerfreulichſte Teil des Judenkums ſowieſo unſchädlich gemacht. 

Man wird als alter Judengegner nicht in den Verdacht plötzlich 
durchbrechender Judenfreundſchaft kommen, wenn man die Binſen— 
wahrheit ausſpricht, daß der jüdiſche kleine Kaufmann Roſenbaum 
oder Aron, daß der alte Sanitätsrat Lewi, daß die kleine jüdiſche 
Familie in irgendeiner deutſchen Stadt an ſich durch die notwendig 
gewordene Trennung des Deutfchtums vom Judenkum auch menſchlich 
vielfach ſchweres ſeeliſches Leid gekragen haben und noch kragen, mit 
dem der Neugeſtalkung an ſich in nichts gedient iſt. Die Regelung 
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der Judenfrage iſt vom oberſten Führer geſetzlich durchgeführt und 
wird weiter durchgeführt, wo es noch nötig iſt, die Aufklärung des 
deutſchen Volkes über die „Hykſos-Herrſchaft“, die wir überwunden 
haben, wird fo allgemein verwirklicht, daß irgendwie gearkeke Ver- 
ſuche zur Erneuerung einer Judenherrſchaft ſogleich im Volk ſelbſt 
auf heftigſten Widerſtand ſtoßen würde — (dem Zweck dieſer Auf- 
klärung dienk auch dieſes Buch). Zwecklos aber und kleinlich wäre 
es, die verbliebenen Juden im privaken Verkehr mit beſonderer 
Feindfeligkeit oder verlegender Gehäſſigkeit zu behandeln. Daß fie 
ſelbſt dem Nationalſozialismus gegenüber ſo gehandelt haben, iſt 
noch kein Grund dafür, daß wir nach dem Siege als Einzelperſonen 
ihre Methoden übernehmen. Der beſiegke Feind muß gewiß 
gehindert werden, aufs neue zum Angriff anzuſetzen, ihn aber zu 
verhöhnen und gar für das politiſche Geſchehen gänzlich unbedeu- 
kende Juden menſchlich zu kränken, wäre nicht der Größe des er- 
rungenen Sieges entiprechend. Kleinliche Racheempfindungen, klein- 
liche Gehäffigkeiten einzelner verwiſchen nur das Bild der großen 
geſchichklichen Raſſenauseinanderſetzung, fie find nicht nur ſchädlich, 
ſondern auch dumm. 

Die Stellung des Judentums in Deukſchland läßt ſich am beften 
vergleichen mit der Stellung der Meköken im alten Athen. Sie 
haben wohl die bürgerlichen Rechte, aber grundſätzlich kein Recht 
auf Teilnahme an der Staatsleitung (die Ausnahmen für Fronk⸗ 
kämpfer uſw. ungerechnel). Solange ſich keine Möglichkeit einer 
breiten Ausfiedlung des Judenkums auf ein eigenes Heimakland als 
weltweite Löſung des Judenproblems findek, eine Löſung, die für die 
alte jüdiſche Generation in Deutſchland überhaupt nicht in Frage 
kommt, beſteht kein Grund, fie in dieſer Mekökenſtellung nutzlos zu 
bedrängen. Das gilt beſonders für diejenigen Deukſchen, die nach 
dem mühſam erfochkenen Siege der nakionalſozialiſtiſchen Bewegung 
glauben, durch beſondere Schärfe in der Judenfrage ſich das Anſehen 
alter Kämpfer zu geben. Dieſe ſehen die Weltbedeufung des Kampfes 
der beiden Raſſen nicht, manchmal möchten fie nur ſelbſt die Geſchäfte 
des Herrn Cohn machen! Für ſolche Leuke aber haben wir die 
Revolution nicht gemacht 


Viel wichtiger iſt die Aufgabe, das deukſche Volk in allen feinen 
Lebensformen zu befähigen, auf arkeigener Grundlage ſich zu feinen 
guten Inftinkten zu finden, nachdem es durch feine böſen und minder- 
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werfigen eigenen Inftinkte einmal fo fief geſunken war, daß es unker 
eine Judenherrſchaft geriet. Erſt wenn dieſe böſen und ſchlechken 
deuffchen Inſtinkke: der Neid, die Profikgier, die Treuloſigkeit gegen- 
über eigenen Werken, der ſchmachvolle Mangel an „Zivilcourage“ 
überwunden find, iſt jedes Eindringen fremden Geiſtes ausgeſchaltet. 
Ob der kleine Kaufmann Rofenbaum oder Cohn daneben noch Triko- 
kagen verkauft oder ſonſtwie ſich wirkſchaftlich betätigt, beſſert oder 
verſchlimmerk daran nichks. Das nationalfozialiftiihe Parkeipro- 
gramm forderk darum auch, nicht nur den Juden um uns, ſondern 
beſonders den jüdiſchen Geiſt in uns zu bekämpfen. Hier hat der 


große „Neubau Deutſchland“ unker Adolf Hitler eingeſeßzkt. Die 


ſchlimmſte Stelle fremden Geiſtes im Deukſchtum aber finden wir im 
marxiſtiſchen und im kapikaliſtiſchen Geiſte völlig gleichmäßig ver- 
kreten. Dieſer Geiſt aber lebt noch heute in großen Teilen unſeres 
Volkes. 


Der große Neubau. 


Überfhauf man das Werk der nakionalſozialiſtiſchen Revolukion 
ſchon nach ihren erſten Monaken, fo findet man auf politifhem 
Gebiete ein derartig imponierendes Neuſchaffen, wie es die Welt- 
geſchichke in jo kurzer Zeit noch niemals erlebt hat. 

Zum erſten Mal ſeit einem Jahrkauſend deukſcher Geſchichke iſt 
eine völlige Einheitlichkeit der politiſchen Führung erreichk. Nur 
eine politiſche Partei enkſcheidek, die NSDAP. — und dieſe Parkei 
iſt zugleich der Skaak! Von der kleinſten Gemeinde im abgelegenſten 
Winkel Deutſchlands bis zur Spitze des Reiches herrſcht der Natio- 
nalſozialismus; ein Wille beſtimmt, der Wille des Führers; eine 
Welkanſchauung regierk. Die vielbeklagke deulſche Uneinigkeit hat 
ein Ende gefunden. 

Mit einem ſtaaksmänniſchen Blick ſondergleichen iſt die ungeheuer 
ſchwierige Frage des Verhältniſſes von Reich und Ländern geregelt 
— beide werden einheitlich vom Nakionalſozialismus geführt. Dabei 
iſt jede ungeſunde und überfriebene Unifizierung, jede Zuſammen⸗ 
ballung aller politiſchen Kräfte der Nation nur in der Haupfkſtadt 
— an der das franzöſiſche öffentliche Leben fo ſchwer krankt — 
mit Geſchick vermieden. Wohl gehen alle Fäden von der Zenkrale 
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aus, aber gerade dasjenige, was der eigentliche Vorkeil der deutſchen 
Kleinſtaakerei war: die Bildung von vielen kleinen Kulturmittel- 
punkten, iſt in außerordentlich kluger Weiſe wiederhergeſtellt. Die 
Reichsſtakthalter, die auf Grund des Reichsſtakthaltergeſetzes in den 
einzelnen Haupkſtädten ſitzen, die ihre Befugniſſe vom Reichspräſi⸗ 
denken herleiten, find nunmehr in der Lage, wirkliche Mittelpunkte 
für die Enkwicklung der deutſchen Kultur zu ſchaffen — eine Auf- 
gabe, zu der die alten parlamenkariſchen Körperſchaften und ihre 
wechſelnden Minifterien gänzlich ungeeignef waren. Der ftaats- 
männiſche Blick, mik dem hier Adolf Hitler zwiſchen den beiden 
Gefahren des Überzenkralismus und des Beſtehenlaſſens von Wider- 
ſtandszenkren die einzig mögliche Löſung, die nur er finden konnke, 
traf, zeigt die ganze Größe dieſes deukſchen Skaaksmannes. Dieſe 
völlig einheitliche Geſtaltung des deukſchen öffenklichen Lebens nimmt 
zum erſten Mal jedem Gegner des Deukſchkums alle machfpolitiſchen 
Skützpunkte, in denen er ſich feſtſezen könnke. Eine Oppoſikion aus 
irgendeinem einzelnen Land oder einer Gemeinde gegen die Zenfral- 
gewalt iſt nun nicht mehr möglich — alle ſeparakiſtiſchen Möglich- 
keiten ſind damit zerſchlagen. 

Aber auch alle Widerſtandszenkren im Volke find auseinander- 
geſprengt, die alten politiſchen Parkeien haben ſich ſelbſt auflöſen 
müſſen und ſind widerſtandslos auseinandergelaufen. Sämtliche 
größeren Vereinigungen und Verbände des öffenklichen Lebens ſind 
gleichgeſchaltet, d. h. ihre Führung iſt nationalſozialiſtiſch geworden. 

Politiſch hat das deufjche Volk einen eiſernen Panzer bekommen 
und nirgends mehr iſt Platz und Einbruchsmöglichkeit für den Juden 
geblieben. Er iſt aus dem politiſchen Leben des deuffhen Volkes 
verſchwunden, verſchwunden ſind die Parkeien und Verbände, in denen 
er dominierte, und wo fie noch nicht verſchwunden find, da find 
jedenfalls die Verbände und Vereine einheitlich vom Kraftſtrom des 
Nakionalſozialismus durchblukek. Das deutſche Volk hat einen 
politiſchen Willen. 


Die Preſſe iſt in der gleichen Weiſe vereinheitlicht worden, es 
gibt keine Oppofitionspreffe mehr! Es gibt nur noch eine nafional- 
ſozialiſtiſche Preſſe und eine Preſſe, die, ohne zur NEDAP. zu ge⸗ 
hören, auf der im allgemeinen von der Staatsführung angegebenen 
Linie ſteht. Die Zerſetzung des Volkes durch eine gegneriſche Preſſe 
iſt damit unmöglich gemacht. 
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In der Beamtenſchaft iſt bewußt ein neuer Geiſt geſchaffen 
worden. Dabei hal man unnötige Härten vermieden. So ſehr man 
es bedauern mag, daß man Juden in Deutſchland im Welkkrieg zu 
Soldaten machte, weil dadurch die Gleichſtellung von Juden und 
Deutſchen unkerſtrichen wurde, — nun, wo dieſes einmal geſchehen war, 
hat der Nakionalſozialismus ſelbſtverſtändlich der Dankbarkeitspflicht 
gegen Juden, die an der Fronk ſtanden oder deren Väter oder Brüder 
gefallen ſind, dadurch Ausdruck gegeben, daß dieſe Juden in ihren 
Beamtenftellen verblieben find. Andere Juden allerdings können 
nicht mehr Beamte werden. Wer nichtariſcher Abſtammung oder 
mit einer Perſon nichkariſcher Abſtammung verheiratet iſt, darf nicht 
als Reichsbeamter berufen werden. Reichsbeamke ariſcher Abſtam- 
mung, die mit einer Perſon nichkariſcher Abſtammung die Ehe ein- 
gehen, find zu enklaſſen. Dazu gibt der 8 4 des Geſetzes zur Wieder- 
herſtellung des Berufsbeamkengeſetzes die Möglichkeit, Beamte wegen 
politiſcher Unzuverläſſigkeit zu enklaſſen, die aus dem Weimarer 
Regime übernommen ſind und ekwa ihre feindliche Geſinnung gegen 
den neuen nakionalſozialiſtiſchen Staat zeigen. 

Damit iſt auch der Beamkenapparat feſt in der Hand des neuen 
Staates. Alle Einbruchsſtellen für deukſchfeindlichen Geiſt find ge- 
ſchloſſen. 

In der deukſchen Jugend iſt das geſamte Jugendverbandsweſen 
dem nationalfozialiftiihen Reichsjugendführer Baldur von Schirach 
unkerſtellt; die bedenklich erſcheinenden Verbände ſind aufgelöſt und 
eine wirkliche Durchdringung der gejamten Jugend mit dem Geiſte 
des Nakionalſozialismus iſt gewährleiſtelt. Auf den AUniverfitäten 
iſt durch Zuſammenfaſſung des Skudenkenkums in der ſtudenkiſchen 
Reichſchaft unker Führung des nalkionalſozialiſtiſchen Studenken- 
führers Dr. Skäbel und durch Übergang der Führung in allen Organi- 
ſakionen an den Nakionalſozialiſtiſchen Studenkenbund auch für das 
Hochſchul⸗ und Fachſchulweſen die Zuſammenfaſſung der Jugend 
unter nakionalſozialiſtiſcher Führung erreicht. 

In der Wirkſchaft iſt durch einen ganz großen und bewunderns- 
werten organiſatoriſchen Umbau dem alten volkszerreißenden Kampf 
der Wirtſchaftsorganiſationen gegeneinander ein Ende gejeßt. In 
der „Deutfchen Arbeitsfronk“ find alle Gewerkſchaften und Unter- 
nehmerverbände unter einheitlicher Leitung zuſammengefaßt. Damit 
ſind auch alle Banken und Verſicherungskaſſen der verſchiedenen 
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Organiſakionen unter die gleiche Oberleitung gekommen. Dieſe Zu- 
ſammenfaſſung ſehr erheblicher Guthaben und Geldmittel unter natio- 
nalſozialiſtiſcher Führung in der Hand der organiſierken deukſchen 
Arbeit bedeutet auch rein wirkſchaftlich eine ungeheure Waffe gegen 
finanzielle Eroberungszüge des inkernakionalen Finanzkapikals. Nie- 
mals war foviel Geldkraft und Geldmachk in der Hand der Arbeit 
vereinigt wie jeßtl 

Die deulſche Landwirtſchafk iſt unker Führung des nafional- 
ſozialiſtiſchen Bauernführers Walter Darré genau fo wie die Arbeits- 
front unker Führung von Dr. Ley, in einer großen Organiſakion 
ergriffen und einfaßfähig gemachk. In enkſprechender Weiſe find 
auch Handwerk und Mitteljtand organifierf. 


Der berufsſtändiſche Staat bereitet ſich fo vor; in den gewalkigen 
neugeſchaffenen und auch geiſtig unker nakionalſozialiſtiſcher Führung 
genommenen Organiſakionen ſind ſeine gewaltigen Grundquadern 
gelegt. Zugleich erfüllen all dieſe Organiſakionen die Aufgabe der 
Erziehung des Volkes im nakionalſozialiſtiſchen Sinne, und die rück- 
ſichtsloſe Verfolgung des Marxismus bis in feine letzten Schlupf. 
winkel hinein nimmt dieſem die Möglichkeit, noch einmal ſich irgend- 
wo feſtzuſetzen. So ſchwer und mühſam auch vielfach dieſe Neu- 
organiſakion iſt und fo ſorgenvoll oft ihre Geſtalktung war — mit 
jedem Monat, den fie länger funktioniert und Leben gewinnt, voll- 
zieht ſich zugleich im Bewußkſein des Volkes eine Überwindung der 
alten, zerſtörenden Kräfte. Die Wunden, die jüdiſcher Kapitalismus 
und jüdiſcher Marxismus mit Hilfe der durch dieſe Ideen bis ins 
Tiefſte verderbten „Deukſchen“ am Volkskörper aufgeriſſen und 
künſtlich offen gehalten haben, ſind erſt einmal verbunden. Mit aller 
Wucht hat zunächſt einmal dieſer neue Staatskörper die vordringlichſte 
Aufgabe der Arbeitsbeſchaffung in Angriff genommen. Wenn es 
ihm bisher möglich war, über 2 Millionen deutſche Arbeiter wieder 
in die Produktion einzugliedern, jo kann er hoffen, daß der Vier- 
jahresplan Adolf Hitlers zur Beſeitigung der Arbeiksloſigkeit und 
zur Wiedererſtarkung des Bauernſtandes zu vollem Erfolg führen wird. 

Daneben wird unter dem Loſungswork „Arbeit adelk“ ein neues 
Arbeitsethos zu verwirklichen geſuchk. Es enkſpricht gewiß nicht ger- 
maniſcher und deuffcher Lebensauffaſſung, die Arbeit als einen Fluch 
anzuſehen und als das größte Unglück, das ein zorniger Gott über 
die Menſchen verhängen kann, die Tatſache zu empfinden, daß man 
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„im Schweiße feines Angefihts fein Brok eſſen müſſe“. Im Gegen- 
teil! Geſunde Arbeit und Tätigkeit empfindet der germaniſche 
Menſch als eigenkliche Lebensaufgabe. Für ihn iſt die Arbeik und 
ſchöpferiſche Tätigkeit ein Stück vom Sinn des Lebens ſelbſt. In 
allen Schichten des Volkes und gerade in den durch den mammoni- 
ſtiſchen Geiſt verderbken Schichten die Achtung vor der Arbeit aufs 
neue zu wecken und beſonders in den Herzen der Jugend zu ver- 
wurzeln, dient die Organiſation der Arbeiksdienſtpflicht. In gemein- 
ſamer Arbeit für die Nation Werke ſchaffend ſoll hier jedes Jahr 
ein neuer Jahrgang unſerer Jugend den Werk und die Ehre der 
Arbeit kennen lernen, in kameradſchaftlicher Verbindung heran- 
wachſen und die künſtlich vom Fremdgeiſt gezogenen Klaſſenſchran- 
ken in ſich ſelbſt überwinden. 

Eine der allergrößten Taken aber iſt die Schaffung des bäuerlichen 
Erbhofrechtes. Ausdrücklich iſt in ſeiner Einleitung der Trennungs- 
ſtrich gezogen gegen den händleriſchen Geiſt, der unſer Volk wurzel- 
locker gemacht hak. Die Einleitung zu dieſem Geſetz ſagk: 

„Die unlösbare Verbundenheit von Blut und Boden iſt die un- 
erläßliche Vorausſezung für das geſunde Leben eines Volkes. 

Die bäuerliche Bodenverfaſſung früherer Jahrhunderke ſicherke im 
früheren Deutſchland dieſe aus dem nakürlichen Lebensgefühl heraus 
geborene Verknüpfung auch geſetzlich. Der Bauernhof war das un- 
veräußerliche Erbe des angeſtammtken Bauerngeſchlechtes. 

Arkfremdes Recht drang ein und zerſtörke die geſezliche Grundlage 
dieſer bäuerlichen Verfaſſung. Trodem bewahrke der deukſche Bauer 
mit geſundem Sinne für feines Volkes Lebensgrundlage im Wege 
der Sitte in vielen Gauen des Landes den Bauernhof von Geſchlecht 
zu Geſchlechk ungekeilt. 


Unabweisbare Pflicht der Regierung des erwachten Volkes iſt 
die Sicherung der nationalen Erhebung durch geſetzliche Feſtlegung 
der in deutſcher Sikte bewahrten unauflöslichen Verbundenheit von 
Blut und Boden durch das bäuerliche Erbhofrechk.“ 

Dieſes Erbhofrechk machk die Veräußerung der in die Erbhöferolle 
eingetragenen Höfe von einer Genehmigung des Anerbengerichts 
abhängig und verhinderk durch Schaffung eines Anerbenrechkes die 
Erbteilung des Hofes. Nur wer deukſcher Staatsbürger und deutſchen 
oder ſtammesgleichen Blukes iſt (d. h. nicht jüdiſcher oder farbiger 
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Abkunft bis ins zweite Glied), kann Bauer, d. h. Eigentümer eines 
Erbhofes ſein. 
Hier iſt ein zukunftsweiſendes Geſetz geſchaffen worden, das zum 
erſten Male nach den Zeiten der Auflöſung wieder anknüpft an das 
uralte „Odal“, das unverkäufliche Lehen des urnordiſchen Bauern, 
hier iſt eine Fehl- und Fremdenkwicklung überwunden, und man 
wird dem Wunſche aus kiefſter Seele zuſtimmen dürfen, den der 
„Amtliche Preußiſche Preſſedienſt“ der nationalſozialiſtiſchen Regie- 
rung ausſprichk: 

„Möge es dem geſunden deutfhen Bauernſtande gelingen, nach- 
dem ihm nunmehr die geſchichtliche Grundlage für eine kraftvolle 
Weiterenkwicklung gegeben iſt, ſeiner Aufgabe, Rückgrat der Nation 
zu fein, gerecht zu werden. Möge der deukſche Bauer auf ſeinem 
Erbhofe nichk nur die Ackernahrung für ſeine Familie geſicherk 
ſehen, ſondern unker den Sicherungen des Geſeßzes diejenige über- 
ſchüſſige Lebenskraft hervorbringen, die ihm und damit dem gefamten 
Volke die Möglichkeit des Aufſtiegs auf allen Gebieten des völ- 
kiſchen Lebens gewährk. Möge aus Blut und Boden ein neuer durch 
Arbeit für die Nation erworbener Adel ſich bilden.“ 

Gewiß liegen auf dem Wege zu dieſer vollkommenen Neugeffal- 
tung noch ungeheure Aufgaben der politiſchen Erziehung des geſamken 
Volkes, der Befreiung vom Fremdgeiſt auf allen Gebieten, der 
wirklichen Löſung der ſozialen Frage. Aber fo verkehrt es wäre, 
die Schwierigkeit dieſer Aufgaben zu verkleinern oder ekwa gar in 
eitler Selbſtzufriedenheit bei dem Errungenen nunmehr Feſte feiernd 
verharren zu wollen, fo nokwendig iſt es andererfeits auch, in Geduld 
und vorbehaltlofer Mitarbeit an der Verwirklichung der nächſt— 
liegenden Aufgaben mitzufchaffen und dem Führer auf jedem Ge- 
biete, und ſei es noch fo unbedeutend, zu helfen. 

Immer wieder muß das eine durchaus klar bekonk werden: wir 
Deutſchen find von Nakur gewiß keine Engel, wir find nicht gegen 
unſern eigenen Willen vom Judenkum überfremdek worden, ſondern 
aus ſchlechtem Inftinkt heraus hat eine Schicht unſeres Volkes nach 
der anderen ſich aus eigenen ſchlechten Neigungen dem jüdiſchen 
Einfluß ergeben und die Zerſetzung unſeres Volkskörpers überhaupt 
erſt ermöglicht. Es genügt nicht, den Juden um uns aus den ent- 
ſcheidenden Poſitionen unſeres öffenklichen Lebens zu verdrängen — 
wir müſſen ſelber erſt lernen, im Eigenen ungeftört zu ruhen. Wir 
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müſſen ſelber erft auf allen Gebieten eine arkeigene deuffche Lebens- 
form entwickeln. Wir müſſen vor allem jenen Geiſt, den wir als 
artfremd empfinden, in uns ſelbſt überwinden, ehe wir hoffen können, 
ihn um uns ganz überwinden zu können. 

Ein fo ſtraff zuſammengefaßkes Staatswefen, wie es Adolf Hitler 
dem deutfchen Volke geſchenkk hat, iſt eine letzte Chance zur Selbſt— 
behaupfung der deutſchen Nation. Es kann dem deukſchen Volk und 
feinen Maſſen Verkrauen auf feine eigene Skärke, feſtes Zuſammen- 
halten des Deutſchkums auch über die Reichsgrenzen hinaus und 
Unangreifbarkeit gegen jeden fremden Angriff, der es von innen 
ſprengen möchte, geben. Es wäre aber verkehrt, die Gefahren zu 
verheimlichen, die entjtehen können. Derjenige Teil des Judenkums, 
der auf feine Weltherrſchaftsziele nicht verzichten will, wird auch noch 
nach Jahrzehnken ein unverſöhnlicher Gegner bleiben. Ihm gegenüber 
darf man nicht im Volke weich werden, ihn darf man nicht als 
erledigt anſehen. 

Die glänzende Neuordnung aller polikiſchen Körperfchaften in 
Reich, Land, Gemeinde und öffenklichem Leben nach dem Führer- 
prinzip baf auf einen Schlag das unverankworkliche Syſtem der 
Mehrheitsabſtimmungen befeitigt und ſchafft außerordentliche Mög- 
lichkeiten zur Entwicklung verankworklicher Führerperſönlichkeiten. 
Die Gefahr, die hier auftreten kann, iſt gelegenklicher Rückfall in 
lakaienhafte Unterwürfigkeit, auch gegenüber ganz kleinen Unter- 
führern, Preisgabe auch berechtigter Perfönlihkeitswerte des ein- 
zelnen. Durch den ſtark oſtiſchen Raſſeeinfluß und die Spießerhaftig- 
keit, die nun einmal im deukſchen Volke da find, iſt dieſe Gefahr 
verſchärft. Sie würde ſehr ungermaniſche Erſcheinungen zeitigen 
und raſch in äußere Lobrederei und inneres Maulen ausarken. Dieſe 
Gefahr kann vermieden werden. Der oberſte Führer will immer nur 
das Rechte, wo alſo irgendwo von unkeren Organen offenbare Miß— 
griffe gemachk werden, iſt jeder vor feinem Gewiſſen verpflichtet, 
dagegen Fronk zu machen, damit die höheren Skellen darauf auf- 
merkſam werden, denn es iſt unnordiſch und ungermaniſch, Unrecht 
zu leiden und Unrecht zu dulden, wo es geſchiehk. 

Am allerernſteſten aber iſt die biologiſche Gefahr, die unſer Volks- 
kum bedroht. Es iſt erſchütternd, wie bereits heuke das deukſche Volk 
auf dem Ausfterbeetat der Geſchichke zu ſtehen ſcheink. Medizinalrat 
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Dr. Gütt ftellt in den „Nakionalſozialiſtiſchen Monakshefen“ (Heft 38, 
1933) die Lage folgendermaßen dar: 

„Was wir aber feit der Revolukion von 1918 nach dem Welt- 
kriege erleben mußten, war ein Verſagen und Niedergang unſeres 
Volkes ſelbſt. Die Folgen waren dieſelben wie in Griechenland und 
im alten Rom, indem als unweigerliche Folge dieſes Niedergangs 
ſchon heute ein Abſterben unſeres Volkes eingeſetzk hat. 

Bezogen auf 1000 Deutſche nahmen die Geburken des Jahres 1872 
von ekwa 41 a. T. auf 15,9 a. T. im Jahre 1931 ab. Wie gewaltig 
der Geburtenſturz in den letzten Jahren iſt, erſieht man daraus, daß 
wir bereits Frankreich mit 18,1 Geburten auf Tauſend unkerſchrikten 
haben. So wurden bei uns im Jahre 1931 nur 1030000 Kinder 
geboren, während in Polen heute efwa 1 010 000 Kinder, alſo faſt 
genau fo viele Säuglinge wie in Deutſchland jährlich geboren wer- 
den, obgleich es nur 30 Millionen, alſo die Hälfte der deufjchen Ein- 
wohner zählt. 

Was bedeukek das nun? Der Raſſenforſcher Lenz, München, hat 
ausgerechnek, daß unker Berückſichtigung des Altersaufbaues unſeres 
Volkes heuke ſchon ein Drittel, alſo rund 300 000 Kinder zu wenig 
geboren werden, um unſer deutſches Volk als Volk im Herzen 
Europas zu erhalten! Während Deukſchland 1910 bei 65 Millionen 
Einwohnern noch 22 Millionen Kinder unter 15 Jahren hakte, find 
es 1931 nur noch 15,8 Millionen; ja, am nakürlichen Aufbau unjerer 
Bevölkerung, d. h. zur augenblicklichen Zahl von erwerbsfähigen 
Wenſchen und gebärfähigen Frauen, fehlen uns heute bereits 8 bis 
8% Millionen Kinder, die infolge des Krieges und in den Nach- 
Kriegsjahren überhaupt nicht mehr geboren find. Das Zweikinder- 
ſyſtem des Jahrzehnts nach dem Kriege iſt bereits überholt und der 
Weg in der Richtung zum Einkinderſyſtem beſchrikten. Einſtweilen 
ſind Ehen mik zwei Kindern noch am häufigſten, aber kinderloſe und 
Einkindehen ſind jede für ſich bereits häufiger als Ehen mit drei 
Kindern. Das Work Burgdörfers muß unterffrihen werden: „Das 
deukſche Volk kreibt biologiſch dem Abgrund zu!“ Die um 1960 im 
Forkpflanzungsalker ſtehende Generakion wird, wenn die Geburfen- 
ziffer ſich nicht wieder hebt — und dafür befteht einſtweilen keine 
Ausſicht — einen Nachwuchs hinkerlaſſen, der nach Lenz nur 44% 
der um 1930 heirakenden Generakion ausmachk. Gegen Ende dieſes 
Jahrhunderts wird das deukſche Volk auf 40 v. H. feines gegen- 
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Adolf Hikler kröſtet die Mukter eines gefallenen SA.-Mannes 
(im Hintergrunde Dr. Goebbels und Johannes Engel) 
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wärtigen Beſtandes zurückgegangen ſein. — Hand in Hand damit 
geht eine Überalterung und Vergreiſung unſeres Volkes, d. h. die 
Zahl der über 65 Jahre alten Leute nimmt prozenkual im Verhältnis 
zur Zahl der Kinder und erwerbstätigen Menſchen dauernd zu, was 
zu einer immer mehr anſteigenden Zunahme der Soziallaſten 
führen muß.“ 

Dazu kommt die ungeheure Gefahr der qualitativen Verſchlechke⸗ 
rung des Volkes. Im gleichen Heft der „Nakionalſozialiſtiſchen 
Monakshefte“ fchreibt einer der beſten Kenner, Dr. Hammesfahr- 
Magdeburg: 

„Es iſt eine furchtbare Takſache, daß alle Minderwerfigen ſich 
annähernd doppelt jo ſchnell vermehren wie die Hochwerkigen. Be- 
ſonders auffällig iſt dies auf dem Gebiete der geiſtigen Leiſtungs- 
fähigkeik. Im Jahre 1926 3. B. wurden in München die Geſchwiſter- 
zahl und die Schulleiſtung von 500 Lehrlingen feſtgeſtellt. Die 
Gruppe, welche durchſchniktlich Schulnoke II hakte, ſtammke aus 
Familien von durchſchnittlich zwei bis drei Kindern, während die 
Inhaber der Note V aus ſechs bis ſieben Kinder habenden Familien 
kamen. Ahnliche Ergebniſſe wurden überall gefunden, wo ſolche 
Unkerſuchungen ſtakkfanden, jo in der Schweiz, Frankreich und den 
Vereinigten Staaten. Man kann alſo ſagen, daß die Vermehrung 
unſerer Bevölkerung haupkſächlich den geiſtig Unbegabken über- 
laſſen iſt. Hier wirft ſich nun die Frage auf, warum nicht jetzt ſchon 
eine allgemeine Verblödung des Volkes eingekreken iſt. Die ſpärlichen 
Erhebungen aus den achtziger Jahren zeigen, daß damals die Be- 
gabten gerade jo fruchtbar waren wie die Unbegabken, und da die 
Unbegabken eine größere Kinderſterblichkeit hakken, war der kak— 
ſächliche Nachwuchs der Begabken größer als der der Unbegabken. 
Der Umſchwung der Verhälkniſſe dürfte wohl etwa um das Jahr 1900 
erfolgt fein. 

Wir haben bis jetzt nur zwei Tatfadhen feſtgeſtellk: 

1. durch die ſich immer mehr verſchärfende Gegenausleſe des 
jetzigen Lebens ſteigt die Zahl der Minderwerfigen mik raſender 
Geſchwindigkeit. 

2. Die Winderwerkigen pflanzen ſich mehr als doppelt ſo ſchnell 
fort wie die Hochwerkigen. 

Angenommen, die Zahl der Winderwerkigen und die der Hoch- 
werkigen würden ſich heuke die Waage halten, fo daß alſo die Hälfte 
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des Geſamkvolkes aus Hochwerkigen, die andere Hälfte aus Minder- 
wertigen beſtände, fo würden nach der bekannten Rechnung von 
Lenz nach hundert Jahren ſchon 88,9% Minderwerfiger und nur 
noch 11,1% Hochwerkiger vorhanden fein. Nach 300 Jahren hat ſich 
das Verhälknis gewandelt in 99,8% Minderwerkiger und 0,2% 
Hochwertiger und die Hochwerkigen wären damit prakkiſch ver- 
ſchwunden. 

Wenn wir uns alſo nicht bewußt gegen die Überhandnahme der 
Minderwerkigen wehren, finkt die Werkigkeik des gefamten Volkes 
immer kiefer und kiefer. Schon jetzt iſt ein Teil unſeres Volkes 
körperlich und geiſtig nicht mehr fähig, feinen Unterhalt ſelbſt zu 
verdienen oder ganz im allgemeinen als nützliches Mitglied der 
Volksgemeinſchaftk zu leben. 

Im Jahre 1877 wurden in Irrenanſtalten verpflegt 40 375 Per- 
ſonen, im Jahre 1926 waren es 252 793. Hinzu kommt noch das 
Heer der Landſtreicher und der durch angeborene Winderwerkigkeit 
dauernd die Gefängniſſe bevölkernden Gewohnheitsverbrecher. Es 
iſt alſo nicht zu viel gefagf, wenn man annimmk, daß eine runde 
Million Menſchen ſchon jeht als nützliche Mitglieder der Volks- 
gemeinſchafk ausſcheiden.“ 

Welche Koſten dieſe ſteigende Maſſe Minderwerkiger verurſachk, 
zeigt eine ganz knappe Zuſammenſtellung. So verausgabte der 
Provinzialverband Brandenburg ſchon 1909 für Geiſteskranke, Taub- 
ſtumme und Blinde 5 Millionen Mark, die Stadt Berlin 5 Millionen 
für ihre Irrenanſtalken. Nach einer Angabe für das Jahr 1911 
wurden für Preußen an Minderwerfigen in Anftalten rund 133 000 
gezählt. Allein ihre Verpflegung koſteke 33 Millionen Mark. Inter- 
effant iſt die Gegenüberſtellung des Aufwandes des Staates für 
einen normalen Volksſchüler und für einen Hilfsſchüler: die Aus- 
gaben für den erſteren befragen 120—130 M. pro Jahr, für den 
letzteren etwa 250 M., alſo das Doppelte. Die Koſten für die preu- 
ßiſche Fürſorgeerziehung bekrugen im Jahre 1909 rund 10 Willionen 
Mark. Da die Erziehungserfolge meiſtens ausbleiben, dürfen wir 
uns nicht wundern, daß Strafverfolgung und Strafvollzug in 
Deutſchland vor dem Kriege auf 100 Millionen Mark gekommen find. 

Die in dieſen Zahlen liegende Tragik wird noch durch den Um— 
ſtand erhöht, daß die durchſchnitkliche Lebensdauer der Inkernierken 
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weſenklich verlängert ift; in Lippe iſt die Erhöhung innerhalb eines 
Jahrhunderks mit 10 Jahren bemeſſen. 

Hier iſt in der Schaffung des Eheſtandsdarlehns bereits der erſte 
Schritt zur Hebung der deuffhen Volkszahl gemacht worden. Junge 
Ehepaare erhalten in Bezugsſcheinen auf Möbel und Hauseinrichtun- 
gen Darlehen, die es ihnen ermöglichen, ſich jedenfalls einzurichten. 
Mit der Geburk jedes Kindes aus dieſer Ehe fällt ein Vierkel der 
Darlehnsſumme als gefilgf weg. 

Auf dem Gebiet der Reinigung und Säuberung des Volkes von 
Degenerierken und Erblichbelaſteken iſt erſt einmal mit dem Abſchub 
von mehreren Tauſend Aſozialen in Konzenkraklonslager der Anfang 
gemachk. Danach wurde die Steriliſation des erblich minderwerkigen 
Volkskeiles geſetzlich geregelt. Jeder verbrecheriſche Erbſtamm, der 
erliſcht, bedeutet aber zugleich eine ſoziale Enklaſtung für das ganze 
Volkskum! 

Als pofitive Aufgabe aber erſcheink die Schaffung von neuem 
Bauernfum, die überhaupk erſt dem wurzellos und heimaklos ge- 
wordenen Teil unferes Volkes die Aufzucht von Kindern ermög- 
lichen kann. 

Miſchehen mit Juden werden prakkiſch unmöglich gemacht, damit 
nimmt die zerſtörende Zerſezung unſeres Volkskums durch eine 
fremde Raſſe erſt einmal für die Zukunft jedenfalls ein Ende. 

Alle dieſe Aufbauarbeiken find in wenigen Monaken durchgeführk 
oder in Angriff genommen worden. Die Arbeit am Neubau des 
neuen Reiches fchreitet rüſtig vorwärts; es findet eine fo ſtarke Rück- 
beſinnung unſeres Volkes auf ſeine eigenen Grundlagen und Werke 
ſtatt, eine ſolche Abkehr von der Linie des Verfalles, auf die unfer 
Volkskum ſeit Jahrhunderken geraten war, daß man ohne Überfrei- 
bung ſagen darf: der deukſche Verfall iſt zum Stillſtand gekommen, 
die Entwicklung der Enkarkung iſt aufgehalken und die Formen eines 
arkeigenen Weſens zeigen ſich immer deuklicher und immer Rraft- 
voller. Vielleicht wird einmal unter großen Geſichkspunklen ein 
Hiſtoriker die Periode von der Karolingerzeit bis Adolf Hitler be 
zeichnen als eine Periode der krotz vieler Großkaken forkſchreitenden 
Fremd- und Selbſtvergiftung des Deutſchtkums und wird den Wende- 
punkt dieſer Entwicklung im Januar 1933 ſehen können. — 
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Der Kampf in Deutichland iſt entſchieden. Es wäre eine unge- 
heute Vermeſſenheik und Unklugheit von jüdiſcher Seife zu glauben, 
man könne die einmal gefallene Enkſcheidung rückgängig machen, 
man könne der nakionalſozialiſtiſchen Bewegung die einmal verlorene 
Wacht auf irgendeinem gegenrevolukionären Wege enkreißen. Mag 
der nakionalſozialiſtiſche Neubau mik noch ſo vielen Schwierigkeiten 
zu ringen haben, ſo iſt er doch der einzige Weg zur Geſundung 
Deutkſchlands. 

In Deutſchland iſt das Judentum ein für allemal geſchlagen. Es 
wird nie mehr dieſes Land beherrſchen. 

Das iſt aber nicht der zufällige Verluſt nur eines Landes, ſondern 
der Anfang vom Ende der jüdiſchen Weltherrſchafkskräume über- 
haupt. Die nationalen Erneuerungsbewegungen, die heute in vielen 
Ländern ſich zeigen, find auch dort nur Vorboken von Bewegungen, 
die in ganz ähnlicher Weiſe wie der Nakionalſozialismus in Deukſch- 
land das Judenkum aus den dorfigen Volkskörpern politiſch aus- 
fhalten werden. Trotz aller Gegenwehr iſt es nur eine Frage der 
Zeit, wann auch in dieſen Ländern die Stunde ſchlägkt, in der die 
Völker zwiſchen ſich und dem Judentum einen Trennungsſtrich ziehen 
werden. Das iſt auch eine hiſtoriſche Notwendigkeit. Das Judenkum 
iſt groß geworden im Schutze der abſoluken Fürſtenmacht, aber dieſe 
iſt heute verſchwunden und nicht wiederherſtellbar. Es hat dann als 
Schöpfer und Vorkrupp des modernen Kapitalismus eine unerhörte 
wirkſchaftliche Vormacht erlangt, aber je größer die Völker geworden 
ſind, deſto enger und beſchränkker ſind die Märkke geworden, deſto 
weniger iſt Plaß und Neigung für den alken, freien, hemmungsloſen 
Kapitalismus. Die Jugend aller Völker iſt ankikapitaliſtiſch in ihrer 
Geſinnung geworden. Das iſt der Grund dafür, daß faſt überall die 
freie Macht des Großkapikals eingeſchränkk wird, daß in allen Län- 
dern die Hochfinanz auf die Anklagebank verwieſen iſt und für 
ſchuldig an den wirkſchafklichen Übeln erklärt wird. Im vorigen 
Jahrhundert konnke ſich das Judenkum dadurch durchſetzen, daß es 
als Stimmführer des Bürgerkums gegen die alten feudalen und halb- 
feudalen Mächte auftrat — heute find dieſe alten Mächte zur völligen 
Bedeukungsloſigkeit herunkergedrückt und das Bürgerkum hak ſich, 
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vom Kapitalismus enkkäuſchk, in weiteſtem Maße dem Gedanken 
einer organifierten Bedarfswirkſchaft in irgendeiner Form zugewandk. 

Das Judentum hat damit nicht nur feinen Gegner, die feudalen 
Mächte, verloren, gegen die es ſteks aufs neue die Maſſen mobi- 
liſteren konnte, — es hat gleichzeitig feine Gefolgſchaft eingebüßt, ja 
dieſe iſt vielfach zu ſeinem erklärten Gegner geworden. Mißglückk 
iſt auch fein Verſuch, die Induſtrlearbeiterſchaft für ſich zu organi- 
ſieren. Die marxiſtiſchen Parfeien überall in der Welt find in 
dauerndem Rückſchritt begriffen. Mit Ausnahme Rußlands, das 
der Marxismus durch einen Handſtreich erobern konnte, wird ihm 
wohl kaum ein anderer Staat mehr in die Hände fallen. Das iſt 
verſtändlich, denn die ſteigende Ankeilnahme der Arbeikerſchaft am 
nationalen Geiſtesleben verbindet fie immer enger mit ihrem eigenen 
Volke und löſt ſie geiſtig immer mehr von dem Traumbild der 
Internafionale. Auf der anderen Seite wird der Gegenſaßz zwiſchen 
den „gebildeten“ und „ungebildeten“ Schichten immer geringer, auch 
auf wirkſchaftlichem Gebiet. Vielfach iſt die Lebenshaltung faſt gleich 
geworden. Das hak aber nichk zur Schaffung einer internationalen 
prolekariſchen Ideologie in der „gebildeten“ Schicht, ſondern vielmehr 
zum prakkiſchen Verſchwinden eines großen Teiles der Klaſſen- 
gegenſätze geführt. In manchen Völkern, wie dem deukſchen, hat 
ſich die Angleichung auf einer durchaus nicht mehr fo weit vonein- 
ander enkfernken Lebensſtufe fo ſehr durchgeſetzt und vor allem in 
der Jugend verwirklicht, daß der alte Gegenfag von „Prolekarier“ 
und „Bürger“ einem neuen Typ, dem Typ des deuffchen „Schaffen- 
den“ Platz macht. Der Nationaljozialismus verwirklicht dieſe Volks- 
gemeinſchaft bewußt — aber auch in anderen Völkern bereilek ſich 
ſichtbar die gleiche Entwicklung vor. Trotz aller Anſtrengungen 
enkgleitek auch das Induſtriearbeiterkum der jüdiſchen Führung. 

Auf geiſtigem Gebiet vollzieht ſich ein ähnlicher Prozeß. Die 
moderne Religionswiſſenſchaft nimmt rein ſachlich dem Judentum 
den Nimbus des erſten monolheiſtiſchen Volkes; die mit der wirk- 
ſchaftlichen Neugeffaltung verbundene Neugeſtalkung des Rechtes 
entzieht dem an die kapitaliſtiſchen Formen gebundenen jüdifchen 
Rechksdenken den Boden; die moderne von der Raſſe ausgehende 
Biologie nimmk auch dem jüdiſchen Arzt viel an Arbeitsfeld und 
geiſtiger Stellung fork. Alle dieſe Entwicklungen haben erſt ein- 
gejegt und gehen weiter. Man kann es geradezu als ein Zeichen 
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des anbrechenden neuen Weltzeitalters anſehen, daß dem Judentum 
— draſtiſch geſprochen — „alle Zelle wegſchwimmen“. Es gleicht 
darin in efwa dem Fiſcher in dem Märchen „Der Fiſcher und feine 
Frau“. Erſt wollke er aus der Hütke in den Bauernhof, dann vom 
Bauernhof in den Gutshof, dann vom Gukshof in das Königsſchloß 
und zum Schluß wollte er der „liebe Gokt“ ſein — und dann ſaß er 
wieder in feiner Hütte. Das Judenkum wollke erſt nur die wirk- 
ſchafktliche Beherrſchung der unkeren Schichten, dann gewann es die 
wirtſchaftliche Beherrſchung der Fürſten, dann die wirkſchaftliche 
und politiſche Beherrſchung der Staaten in der Zeit des Aufſtieges 
des Hauſes Rolhſchild, ſchließlich verſuchkte es die Weltherrſchaft 
zu bekommen, und jetzt iſt es drauf und dran, alles zu verlieren, und 
kann dieſe Entwicklung kaum aufhalten. 

Vielleicht der feinſte politiſche Kopf des modernen Polens und 
gewiß kein Freund Deukſchlands, der alte Roman Dmowſhi, ſchrieb 
unker dem Eindruck der nakionalſozialiſtiſchen Revolution in Deukſch⸗ 
land im „Kurjer Poznanſki“ unker der Überſchrift „Die Juden im 
zwanzigſten Jahrhundert“: 

„Heute iſt das ganze Judenkum kroß allem, was es von Europa 
übernommen hal, wegen feiner ſeeliſchen Eigenheiken, feiner Stellung 
zu den europäiſchen Völkern und der Rolle, die es unker ihnen ſpielt, 
namenklich aber wegen des Typus feiner Organiſakion mindeſtens 
ein ausgeſprochener Anachronismus geworden. Alle Anarchronis- 
men müſſen untergehen. Das iſt ihre Beſtimmung, von der nichts 
fie retten kann. Das zwanzigſte Jahrhundert wird zu einer Epoche, 
die das jüdiſche Kapitel in der Weltgefhichte abſchließk.“ 

Die politiſche Machkſtellung geht ihm verloren, die wirkſchaftliche 
WMachkſtellung folgt hinterher — dieſe Kämpfe werden bis zu ihrer 
Beendigung in allen Ländern noch dieſes Jahrhunderk ausfüllen. 
Was bleibt? Es wird ein Volk von efwa 12 bis 15 Millionen 
Raſſejuden bleiben, verkeilt in der ganzen Welt und von allen mit 
der Verdrängung aus ihren jetzigen Wohnſitzen bedrohk. Man 
braucht keine große prophetifhe Gabe dazu, um vorauszuſagen, daß 
die judengegneriſche Bewegung, die in Deukſchland geſiegk hat, in den 
gefunden und urwüchſigen ſlawiſchen Ländern ſich forkſetzen wird. 

Vielleicht wird das Judentum bereits fo alk und unklug fein, 
um alle dieſe Pofitionen verbiffen ringen zu wollen — es wird ihm 
nichts nützen, aber es kann zu ſeiner vollkommenen Vernichkung 
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führen. Wenn es klug ift, wenn es noch geſunde und junge Kräfte 
in ſich fühlt, müßke es erkennen, daß die Zeit aller übernakionalen 
Mächte zu Ende iſt. Es müßte dann bereit und willens fein, ehrlich 
die Konſequenzen aus dieſer Erkennknis zu ziehen. Die Aſſimilakion 
an die europäiſchen Völker wird ihm mit jedem Tage mehr verſperrk; 
es befindet ſich in der Gefahr, eines Tages unter lauker Völkern zu 
ſitzen, die es nicht mehr haben wollen. Wenn es klug iſt, müßte es 
ſich unter ehrlichem Verzicht auf Weltherrichaftspläne der werdenden 
Zeit anpaſſen. Es müßte ſich, da Paläſtina zu wenig Nahrungsraum 
für feine Maſſen biefet, mit dem noch vorhandenen großen jüdiſchen 
Vermögen ein Siedlungsgebiet außerhalb Europas beſchaffen, das 
feinem Volke bei normaler Arbeit die Exiſtenz ſichert. Die großen 
weſteuropäiſchen Kolonialmächte, die ſich heute aus Unkenntnis der 
Dinge und aus einer jeihten Moral über das deutſche Vorgehen 
gegen die Juden enkrüſten, müßten eigentlich die erſten fein, die dem 
Judenkum ein ſolches Gebiet zur Verfügung ſtellen. 

Welches Gebiek man dazu auswählen könnte — (der Nieder- 
länder van Winghene ſchlägt Madagaskar vor) —, mag das Juden- 
volk ſelbſt für ſich enkſcheiden. 

Es würde in ein ſolches Siedlungsgebiek mit feinen oſtjüdiſchen 
Handwerkermaſſen immerhin eine erhebliche Zahl an körperliche 
Arbeit gewöhnker Menſchen mitbringen, es würde eine ſicher über- 
zahlreiche Inkelligenzklaſſe zur Verfügung und in ſeiner Jugend, die 
in ihren Genoſſenſchaftsſiedlungen, den ſogenannken „Kwuzoth”, in 
Paläſtina vielfach landwirkſchaftliche Arbeit durchaus erfolgreich 
verrichtet, ſogar den Anſatz zu einem Bauernkum haben. Entgegen 
manchen allzu peſſimiſtiſchen Beurteilungen des Judentums glaube ich 
nicht, daß das jüdiſche Volk paraſikär bleiben muß. Gewiß haben wir 
dargelegt, wie ungeheuer groß auch rein erbmäßig der Anteil aſo— 
zialer Elemenke bei ihm iſt — aber im Verlauf der Befreiungen der 
europäiſchen Völker vom Judentum fallen gerade dieſe Elemente 
den Auseinanderſetzungen am erſten zum Opfer. Daneben iſt aber 
im jüdiſchen Volkstum — (und dies darf entgegen einem allzu radi- 
kalen Peſſimismus in der Beurkeilung des jüdiſchen Volkes offen 
ausgeſprochen werden) — ſowohl als Erbe der wüſtenländiſchen, dem 
reinen Araberkum gleichenden Raſſe als auch durch eingefprengfes 
nordiſches und mediterranes (weſtiſches) Erbe, endlich durch den zahl- 
reichen Blukeinſchlag karkariſchen, d. h. kürkhaften Blutes im Oft- 
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judenkum als Erbe der Chaſaren doch das Bluk von Natur produk- 
tiver Raſſen ſoweik vorhanden, daß der Verſuch, das jüdiſche Volk 
in produktiver Arbeik auf eigenem Boden ſeßhafk zu machen, nicht 
von vornherein abgelehnt werden darf. Wir haben — bei allem 
Radikalismus — niemals den Kampf gegen das Judentum geführt, 
um das jüdiſche Volk zu vernichten, ſondern um das deukſche Volk 
zu ſchüßzen. Auf eigener Erde und ohne den Willen und die Mög- 
lichkeit, die deutſche Entwicklung weiter zu ſtören, haben wir nur 
allen Grund, dem jüdiſchen Volke Erfolg für eine ehrliche Volk 
werdung zu wünſchen. Judenfeindſchafk um ihrer ſelbſt willen iſt 
dumm und im letzten wirklich barbariſch. Unſere Judenfeindſchaft 
iſt begründet durch den Wunſch, unſer eigenes Volk vor einer geiffi- 
gen, wirkſchaftlichen und politiſchen Verknechtung durch das Juden- 
tum zu reften. 

Der Grundgedanke der Zioniſten, das jüdiſche Volk als Volk 
unker Völkern auf eigenem Boden zu organifieren, iſt, ſoweit ſich 
damit keine Weltherrichaftsideen verbinden, geſund und berechkigt. 
Skakt ſich fruchtlos von Jahrhunderk zu Jahrhundert das Judenpro- 
blem gegenſeitig zuzuſchieben, täten die europäiſchen Völker gut, 
eine wirkliche Loslöſung des Judenkums aus ihren Völkern und ſeine 
Unterbringung in einem ausreichenden und geſunden außereuro- 
päiſchen Siedlungsgebiet zu organiſieren. Das Judentum felber aber 
müßte ſoviel politiſchen Scharfblick, ſoviel Fingerſpitzengefühl für die 
ſich anbahnende Enkwicklung in der Welt haben, daß es feinen Weg 
aus den Ländern, die es vergeblich zu beherrſchen verſuchke, in ein 
neues Heimatland nimmk. Es würde damit ſich und feinen Kindern 
nützen — und es würde den anderen Völkern zugleich nützen. Mit 
Haß und Verbitterung allein läßt ſich dieſes Problem nicht löſen, 
ſondern lediglich mit dem ernſten Willen, eine poſitive Löſung zu 
finden. Israel kann wählen, ob es im Kampf um den Traum einer 
Welkherrſchaft oder um das Phantom eines immer unmöglicher 
werdenden Verbleibens innerhalb von Völkern, die es nur als 
ſtörend empfinden können, aufgerieben werden, oder aber den Muk 
haben will, auf dieſer reichen Erde die Forderung zu erheben, zu der 
jedes Volk berechtigt iſt: die Forderung auf ein Heimakland, in dem 
feine Kinder Raum finden — und dann auch wirklich dorthin abzu- 
wandern. Dieſe Frage wird zur Schickſalsfrage nichk nur des Juden- 
kums, ſondern auch jeder ehrlichen judengegneriſchen Bewegung. 
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Wenn Israel Pflug, Hacke und Senſe nimmt, wenn es darauf 
verzichkek, andere Völker ſich dienſtbar zu machen, ſtakt deſſen aber 
ein freies Volk unter freien Völkern auf eigenem Boden ſein will, 
um feine produkfiven Kräfte fo zu entwickeln, wie es bisher feine 
dämoniſchen Kräfte entwicelt hat, dann wird es aus feinen jetzigen 
Feinden feine Freunde machen, und über die friſch gezogenen Acker- 
furchen hinweg werden ſich Israel und die Völker grüßen können 
ohne Haß. Derjenige aber, der um ſeines eigenen Volkes willen 
der ſchärfſte Judengegner war und fein mußte, wird am eheſten bereit 
ſein, ſeine Kampfſchriften gegen das Judenkum in der gleichen 
Stunde, in der das Judenkum im großen Rythmus der Welforönung 
zwiſchen Saat und Ernte leben will, im Freudenfeuer zu verbrennen 
und kein Work der Feindſchafk mehr zu äußern. 

Nicht wir verfolgen das Judentum, ſondern es hal an unſerem 
Volke grauenhaft geſündigk. Es gibt nur eines, wodurch es ſich 
ſelbſt von dieſer Schuld erlöſen kann: ehrliche Abkehr und ehrliche 
Heimkehr zur Mukter Erde, die aller Völker Gebärerin und 
Mutter iſt. 

Wird Israel dieſen Weg gehen? Wir willen es nicht — aber 
es iſt auch dem Feinde erlaubt, zu hoffen, daß ſittliche Tat die 
Feindſchaft, die uns aufgezwungen iſt, enden möge. Wird Israel 
dieſe Stimme hören oder in engſtirnigem Haß verharren? 

Es wäre fürwahr eine fittlih hochwerkige Tak, wenn die Juden 
nach all dem Unglück, das fie angerichtet haben, nunmehr das jozial- 
parafitäre Daſein aufgeben, um in einem neuen Land, unker neuem 
Himmel zu arbeiten. 

Niemand hat die Abficht, ihnen dieſen Auszug ſchwer zu machen. 
Mögen die alken und feſt mit dem Lande verwachſenen Leuke da- 
bleiben und ihre Geſchäfte, ſoweik fie nicht volksſchädlich find, ruhig 
zu Ende führen. Niemand forderk, daß Greiſe und Greiſinnen noch 
auf ihre alten Tage den Wanderſtab in die Hand nehmen ſollen, vor 
allem, wenn fie dem deutſchen Volke nicht bewußt gejchadet haben. 
Niemand will brukaliſteren. 

Die jüdiſche Jugend aber muß ſoviel Ehrgefühl und Vernunft 
aufbringen, ſich endlich von den Völkern zu krennen, die durch das 
Judentum unglücklich gemachk wurden und die das Eindringen des 
Judenkums nicht anders verſtehen und ſehen können. Sie muß 
wiſſen, daß ſeildem Adolf Hitler in Deukſchland regierk, das Juden- 
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kum Deutſchland nie wieder in die Hand bekommen wird, darum 
täte fie klug, den Kampf aufzugeben. Sicher iſt unendlich viel Min⸗ 
derwerfiges im Judenkum nicht mehr zu rekten — wo aber noch 
geſundes Blut iſt, das ſich noch zukrauk, ein Volk und einen Staat 
organiſch zu bilden, da ſollte es lieber dieſen Verſuch machen, anſtakt 
im Kampf gegen den Nakionalſozialismus und feine überall ent- 
ſtehenden Parallelbewegungen für die bösarkigen Weltherrſchafts— 
pläne rabbiniſcher Paranoiker zugrunde zu gehen und ſich der nafür- 
lichen Ordnung der Welt, dem Geſetz vom Blut und Boden, ent- 
gegenzuſtemmen. 
E 


Die Lehre für die Welt — Welkjudenrepublik oder 
freie Völker? 


Das Beſtehen jüdiſcher Weltherrſchafksabſichten iſt unleugbar, 
und ſolange das Judentum nicht auf dieſe Abſichten verzichtet oder 
beim Verſuch ihrer Verwirklichung zugrunde gegangen iſt, ver- 
letzt jeder Staatsmann, jeder ernſthafte Menſch in jedem Volke 
feine Pflicht gegen Volk und Vaterland, wenn er nicht fein Land 
vor Zerſtörung durch die Juden ſchützt und unerbittlich dafür ſorgt, 
daß England von Engländern, Polen von Polen, Spanien von Spa— 
niern regierk, verwaltet und wirkſchaftlich geführt wird. Alle Völker 
ſind von der Gefahr jüdiſcher Beherrſchung gleichermaßen bedroht, ſie 
werden alſo guk daran kun, wenn ſie den Schlüſſel zu ihrem Hauſe 
in der eigenen Taſche behalten und ihn nicht gefährlichen Fremden 
ausliefern. 

Deutſchland hat die grauenhaften Jahre einer organiſierken 
Judenherrſchafk, geſtüßt auf Mammonismus und Verbrecherkum, 
hinter ſich. Es hat darum das Recht, offen alle anderen bedrohten 
Völker zu warnen. 

Noch lange nicht fühlt ſich das Judentum endgültig beſiegk, 
noch hofft es, enkweder Deuffchland wieder in die Hand zu bekom- 
men, oder aber andere Länder ſich dienſtbar zu machen. Es enk— 
falket darum jede denkbare Hetze gegen Deukſchland. Das Ausland 
aber muß wiſſen, zu welchem Zwecke! 

Jsrael will mit dem Blut armer, ahnungsloſer franzöſiſcher, pol- 
niſcher, engliſcher, kſchechiſcher Soldaten feine Rache an Deutfchland 
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dafür nehmen, daß das deutſche Volk ſich nicht von Juden beherr- 
ſchen läßt. Noch glaubt das Judentum, die großen Völker der Welt 
ſo ſehr zu beherrſchen, daß ſie ſich als willenloſe Werkzeuge ſeines 
Willens mißbrauchen laſſen. Wie es ſelbſt verachkungsvoll die 
anderen Nationen einfhäßt, zeigk eine Skelle in dem 1911 beſchlag- 
nahmken Roman „Weg von Zion“ des jüdiſchen Schriftſtellers Kurt 
Münzer: 

„Nicht nur wir Juden find fo enkarkek und am Ende einer jo 
ausgeſogenen, aufgebrauchten Kulkur. Alle Raſſen von Europa, viel- 
leicht haben wir fie infiziert, haben ihr Blut verdorben. Überhaupk 
ift ja alles heuke verjudek. Unſere Sinne find in allem lebendig, 
unſer Geiſt regiert die Welk. Wir find die Herren, denn was heute 
Macht hat, iſt unſeres Geiſtes Kind. Mag man uns haſſen, uns 
forfjagen, mögen unſere Feinde nur über unſere Körperſchwäche 
kriumphieren. Wir find nihf mehr auszukreiben. Wir haben uns 
eingefreſſen in die Völker, die Raſſen durchſetzt, verſchandet, die 
Kraft gebrochen, alles mürbe, faul und morſch gemacht mit unſerer 
abgeſtandenen Kultur. Unſer Geiſt iſt nicht mehr auszurotten.” Und 
an anderer Stelle im gleichen Roman: „Aber innen, kief innen 
glühte das Herz, fraß ein unſterbliches Feuer, von Haß und Rache 
genährt. Sie leckten den Speichel auf der Unkerdrücker, fie leckken 
ihre Füße, fie leckken ihren After, krochen höher unaufhalkſam, 
wuchſen und wuchſen. Die Knie ſtrafften ſich, der Kopf hob ſich, 
hob ſich über den Unkerdrücker, der umſchmeichelt erlegen war. Der 
Jude ſtand da, die ſchwere Not jahrhundertelanger Friedlofigkeif in 
den enkzündeken Augen, den Rücken gebeugt von der Erinnerung 
erlittener Schläge, noch in hündiſcher Furcht vor jedem Fremden, der 
verbrieftes Recht hakte, den Vogelfreien zu beſchämen und zu frefen. 
Aber hinker allem glühke der Triumph des erſchlichenen Sieges. Die 
9 9 verjudet, in Judengeiſt und -lafter zerſezt. Das war die 
Rache!“ 

Die Völker werden ſich zu entſcheiden haben, ob fie ſich für dieſes 
Judentum, das fie jo aus kiefſter Seele verachtet, einſetzen wollen, 
oder ob fie zu ſtolz und zu ehrliebend fein wollen, ſich zur Prätori- 
anerkruppe des Judenkums machen laſſen wollen. 

Vielleicht laſſen ſich Kriege unker den Völkern nicht immer aus- 
ſchließen und unmöglich machen, aber Börſenkriege können unmög- 
lich gemacht werden. Sie werden um des Gewinnes der Börſen, 
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um der Feſtigung und Stärkung der Judenherrſchaft willen geführt. 
Arme kapfere Soldaten verbluken hier ſinnlos, weil eine kleine 
Plutokratengruppe ſich Vorkeile vom Kriege verſprichk, oder weil 
Juda ein Volk, das ſich von ſeinem Einfluß losmachen will, in Blut 
erftiken möchke. Stets dienen ſolche Kriege lediglich dem Inkereſſe 
der Banken und Juden, ſie ermöglichen Kriegsverdienſte der 
Rüffungsinduftrie, Anleiheverdienſte der Banken und zum Schluß 
noch einmal ein großes Wiederaufbau-Geſchäft nebſt Reparations- 
ſpekulakion, Inflationen und Enteignung der Nichkjuden. 

Jedes Volk hat ein Inkereſſe daran, ſolche Kriege unmöglich zu 
machen! Jedes Volk, das ſich vor Mißbrauch durch das Weltjuden- 
kum bewahren will und das ſeine Söhne für zu ſchade hält, um ſie 
auf einem von der Börſe vorbereikeken Schlachkfeld verbluken zu 
laſſen, follte feine Skaakspoſten lediglich eigenen Landeskindern über- 
fragen, vor allem aber Juden und Judenſtämmlinge ohne jede Aus- 
nahme von den Staatsämtern fernhalten, denn es iſt in jedem Falle 
beſſer, einen genialen Juden nichk zum Minifter zu machen, jelbft 
wenn er wirklich einmal — was kaum anzunehmen iſt — nicht feine 
jüdiſchen Inkereſſen den Landesinkereſſen voranſtellk, als Gefahr zu 
laufen, daß der Staaksapparat an die jüdiſche Weltherrſchaft aus- 
geliefert wird. 

Ebenſo kann jedem Volke, das ſich nicht vom Judenkum miß- 
brauchen laſſen will, nur dringend empfohlen werden, ſeine Preſſe 
entweder ganz judenrein zu machen oder aber unter ſchärfſter Kon- 
krolle zu halten, denn die unkonkrollierke Schreiberei von jüdiſchen 
und in jüdiſchem Auftrag ſtehenden Journaliſten in der Tagespreſſe 
iſt für kein Volk nützlich und vielfach eine lebenbedrohende Gefahr. 

Die Bankwelt als eigenkliche Domäne des Judentums und völlig 
von jüdiſchem Geiſt gefränkfer Großkapikaliſten gehört in jedem 
anſtändigen Staat, wenn nicht in direkte Staatsführung, fo aller- 
mindeſtens unker ſchärfſte ſtaakliche Konkrolle. 

Die Rüſtungsinduſtrie und die Erdölprodukfion find daneben 
topifhe Zentralen hochkapitaliſtiſcher und ſtark jüdiſcher Macht. 
Beide ſind an Börſenkriegen zum Schaden der Volkskraft und zum 
Nutzen Judas lebhaft inkereſſtert. Schon aus dieſem Grunde ge- 
hören fie feſt in Staatshände. Die Möglichkeit, daß der Opferkod 
des Soldaken für irgend jemand zu einer Quelle des Gewinnes werden 
kann, iſt überhaupk nur durch Verſtaaklichung der direkt der Rüſtung 
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dienenden Induſtrien zu unterbinden. Jüdiſche Bankwelk und Welt- 
rüſtungsinduſtrie hängen fo eng miteinander zuſammen, daß fie beide 
fo raſch wie möglich unter ſtaakliche Kontrolle gebracht werden müſſen. 

Daneben wird ein Volk, das klug genug iſt, aus dem Schickſal 
Deutſchlands zu lernen, dafür zu ſorgen haben, daß die durch das 
Judenkum vielfach als Waffe gebrauchte Demoralifierung des Vol 
kes durch Laſter verhindert wird. Schon vor dem Kriege erklärke 
der jüdiſche Arzt Fernau bezüglich Deukſchland: „Wir haben ein 
enormes Inkereſſe daran, daß die deuffhen Geburken weiter ab- 
nehmen. Damit wird die deuffche Siegesfiherheit im Angeficht der 
enorm wachſenden flawiſchen und ruſſiſchen Volksmaſſen beizeiten 
fo gering, daß die demokrafifchen Strömungen und damik wir die 
Oberhand gewinnen.“ 

Sittliche Zerſezung wendet das Judentum vor allem gegen die- 
jenigen Völker an, die ſich unker krafkvollen Regierungen gegen 
jüdiſche Beherrſchung wehren und ſträuben. Vor dem Kriege galt 
deswegen der kiefſte Haß des Judentums Deukſchland, weil dort in 
der Armee und im Beamkenkum immer noch der Judenherrſchaft 
ein ſtarker Widerſtand enfgegengejegt wurde, und dem kaiſerlichen 
Rußland, das krotz unglaublicher Fehler auf allen Gebieten jeden- 
falls die jüdiſche Gefahr richtig erkannke. 

Heute haßt — nächſt dem Hitlerdeukſchland — das Judenkum am 
tiefffen und fanakiſchſten Japan, das keine gute Preſſe hat, weil der 
Jude überall Stimmung gegen es macht. Der bewundernswerke Auf- 
bau des modernen Japan durch den Meiji-Kaiſer, der Fleiß des 
japaniſchen Volkes, feine reinen und natürlichen Sitten, fein Kinder- 
reichtum und fein nafürlihes Empfinden für raſſiſche Sauberkeit 
haben in 60 Jahren eine moderne Großmacht im fernen Oſten ent- 
ſtehen laſſen, in der kein Jude irgendeinen Einfluß hat, die ganz und 
allein Werk und Beſitz des japaniſchen Volkes iſt. Heute erſt, da 
wir die uralte Symbolik der nordiſchen Jungfteinzeifkultur kennen, 
ſehen wir, wie nahe der Urgrund der japaniſchen Kulkur dem unſeren 
ſteht. Eine Sammlung von über 1300 japaniſchen Familienwappen, 
die Prof. Rud. Lange einſt zuſammenſtellte (R. Lange: „Japaniſche 
Wappen“, Schriften des Seminars für Orienkaliſche Sprachen, 1903), 
zeigt die geſamke urnordiſche Symbolik in voller Reinheit, Haken- 
kreuze, Sonnenſpiralen, Triskelen, Torshämmer. In der Verehrung 
des ſonnengeborenen Kaiſerhauſes lebt noch ein letzter Reſt uralten 
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Lichtglaubens. Hier, wo der Kaiſer mit religiöfem Ernſt verehrt 
wird, wo das „Dobo“, das Gefühl für Volksgemeinſchaft, nicht er- 
ſtickt iſt, wo Ehre und Pflicht hoch über dem Geldeswerk ſteht, wo 
der Begriff des Vakerlandes, der religiöſen Inhalt hat, kaum zer- 
ſetzt werden kann, ſieht der Jude eine ungeheuere Gefahr. Adolf 
Hitler ſchreibt hierzu: 

„Nun weiß der Jude zu genau, daß er in ſeiner kauſendjährigen 
Anpaſſung wohl europäiſche Völker zu unkerhöhlen und zu ge— 
ſchlechtsloſen Baſtarden zu erziehen vermag, allein einem aſiatiſchen 
Nationalſtaat von der Art Japans dieſes Schickſal kaum zuzufügen 
in der Lage wäre. Er mag heuke den Deutſchen und den Engländer, 
Amerikaner und Franzoſen mimen, zum gelben Afiaten fehlen ihm 
die Brücken. So ſuchk er den japaniſchen Nakionalſtaat noch mit der 
Kraft ähnlicher Gebilde von heute zu brechen, um ſich des gefähr- 
lichen Widerſachers zu enkledigen, ehe in feiner Fauſt die letzte ftaat- 
liche Macht zu einer Deſpokie über wehrloſe Weſen verwandelt wird. 

Er ſcheuk in feinem kauſendjährigen Judenreich einen japaniſchen 
Nationalſtaak und fo kann es kommen, daß, während die britkiſche 
Staatskunft noch auf das Bündnis mit Japan zu bauen verſuchk, die 
brikiſch-jüdiſche Preſſe bereits den Kampf gegen den Bundesgenoſſen 
fordert und unter der Proklamakion der Demokratie und unter dem 
Schlachtruf: Nieder mit dem japaniſchen Militarismus und Kaiſe- 
tismus! den Vernichkungskrieg vorbereitet” („Mein Kampf“, S. 723). 

Mit welchen Mitteln das Judentum gegen Japan arbeifet, zeigt 
ein ſehr aufſchlußreicher Roman „Afiaten” des Juden Arthur Land3- 
berger, in dem ſich folgende Darſtellung findek: 

„John Adamſon aus Amerika ſetzt feinem Diener feinen Plan der 
Vereinigung aller örtlichen Geiſha-Feſte Japans an einem Ort aus- 
einander: „Das Goko-Komitee kagt in jeder Stadt, die mehr als 
500 Kurkiſanen beherbergk. Wir ſpannen unſer Netz über ganz Japan. 
Wir haben entjcheidenden Einfluß auf ſämkliche Liebesinſtrumenke 
dieſes Landes. Alle werden die Melodie ſpielen, das Lied pfeifen, 
das wir angeben. Stellen Sie ſich Japan als einen Rieſenkörper 
vor. Jedes Land iſt nichts anderes. Wer die Unkerleibsfunkkionen 
dieſes Körpers reguliert, hal Einfluß auf den geſamken Körper, hat 
Gewalt über ihn. Sehen Sie endlich, was ich will? Der Kampf 
um die Weltherrſchaft muß zwiſchen Amerika und Japan ausge- 
fochken werden. Durch einen Krieg? Das wäre grauſam. Durch 
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diplomatifches Feilſchen? Das wäre eine beſtändige Unruhe, ver- 
bunden mit forfgefegten Rüſtungen. — Es gibt aber noch eine dritte 
Methode: Amerika faugt Japan auf. Es verkruſtet nicht nur die 
Liebe. Es faßt das Land bei feinem ſtärkſt enkwickelken Inſtinkk. 
Hier, wo der Geſchlechtsakt eine nakürliche Funktion des Körpers 
wie jede andere iſt, wo man daher nicht, wie bei uns, ganze Berge 
von moraliſchen Widerftänden überwinden muß, um zu ihm zu ge- 
langen, braucht man nur in geſchickker Form den nökigen Anreiz 
zu geben — und das enffeſſelte Geſchlecht enkkräfket ſich in einem 
Rauſch, deſſen Dauer von uns beftimmt wird. — Durch Schaffung 
immer neuer Reizmiffel kann man dieſen Rauſch in Permanenz 
erklären und aus dieſem Lande die Inſel der Beſeſſenen machen.“ 

Nunmehr wird das japaniſche Volk und ſeine Regierung wohl 
begreifen, wer ein Inkereſſe daran hat, in Japan in derartigen Maſſen 
geburtsverhütende Mittel zu verkreiben und überall in der Welt 
Japan als ein einziges Bordell von Geiſhas und Blumenmädchen 
darzuſtellen! Es iſt der Jude, der den ihm unzugänglichen japaniſchen 
Nakionalſtaat durch Zerſtörung ſeiner Siitlichkeit, durch Angriff auf 
die Frau unkerhöhlen und für den Bolſchewismus reif machen möchke! 

Nächſt Japan ſteht das Judenkum mit ſtarker Abneigung dem 
faſchiſtiſchen Italien gegenüber, das zwar offiziell jede Judengegner- 
ſchaft ablehnt, ja manchmal geradezu demütig vor der jüdiſchen Welt- 
macht feine garantierte Freiheit von jedem Ankiſemitismus bekeuert, 
das aber doch durch Ausroktung der Freimaurerei und des Marxis- 
mus ſich verdächtig gemacht hat. Wie das Judentum zu Italien fteht, 
zeigt ein Manifeſt der „Intellektuellen“, das in der jüdiſch-bolſche⸗ 
wiſtiſchen „Welt am Abend“ im Juni 1927 veröffentlicht wurde. Es 
krägt die Unkerſchriften von: Henri Guilbeaux (ein Freund Lenins), 
Henri Barbuſſe, Madeleine Marx (Jüdin), George Pioch (bolfche- 
wiſtiſcher Hetzer, forderke das Recht auf Deſerkion), Henriekke Ro- 
land-Holft (Jüdin), Joh. Sternheim (Jude), Edo Fimmen (Jude 7), 
A. Freudenthal (Jude, ſchwediſcher Verkreker), Frau Dr. Adler, Dr. 
Eugen Schönhoff, Dr. Friſchauf, Dr. Lucaſch, Prof. Grünberg, Katha- 
rina v. Oheimb, Dr. Kurt Roſenfeld, Regina Ruben, Frau Dr. Helene 
Stöcker, Rechtsanwalt Dr. Weinberg, Mitglied des Preußiſchen 
Skaaksrakes, Dr. Arkur Wolff, Rechtsanwalt Wieland Herzfeld, Dr. 
Joſef Herzfeld, Georg Davidſohn, Dr. Leo Gukkmann, Dr. Richard 
Fabian, Dr. Boenheim, Dr. Fritz Ausländer, Berka Lask, Johannes 
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R. Becher, Dr. Adolf Levenſtein, Henry Meyer, Erwin Piscakor, 
Artur Segal, Dr. Erich Schoktländer, Dr. L. Klauber, Artur Wolff, 
Karl Siemſen, Erich Baron, Ernſt Toller, Frau Meta Kraus-Feſſel, 
Willi Münzenberg, Dr. Kurt Hiller. 

Vielleicht erkennt man in Italien, daß der Marxismus und die 
Freimaurerei legitime Kinder des Judenkums ſind! 

In England wagen ſich erſt kleine Gruppen an die Erforſchung 
der jüdiſchen Gefahr. Das ſonſt jo ſtaakskluge engliſche Volk zeigt 
in der Judenfrage eine geradezu verblüffende Ahnungslofigkeit. Ob 
es doch einmal, ehe das Judenkum auch die engliſche Macht zum 
alten Eiſen wirft, die tieferen Hintergründe ſehen wird, mag dahin- 
geftellt bleiben. Sein fo geſunder Raſſeninſtinkk, der ſich gegen jede 
Vermiſchung mik Farbigen wehrk, verſagt auf politiſchem Gebiet 
völlig. Hier hat vor allem die alkteſtamenklich bekonke Chriſtlichkeit 
Englands viel Schaden angerichtet, gibt es doch ſogar ernſthafte und 
ſonſt vernünftige Engländer, die ſich allen Ernſtes für „lost 
Israel found“ (das wiedergefundene Israel) halten! 

Einzelne engliſche Gruppen allerdings ſcheinen weitſichkiger zu 
fein, fo meldeke 1927 die Londoner Zeikſchrift „Jewiſh Chronicle“, 
daß der Mid-Surrey Golf-Club die Aufnahme von Juden konſequenk 
verweigere. 

Die ſüdafrikaniſche Union bat übrigens ſeit langem die Ein- 
wanderung von Juden erſchwerk und faſt unmöglich gemacht. 

Trotz mancher richtiger Erkennkniſſe iſt in Frankreich heuke die 
jüdiſche Vormacht faſt ungebrochen — gerade mit Frankreich rechnet 
das Judentum beſonders ſtark. Gerade es ſoll als Judas Mameluk 
mißbraucht werden. Erſt wenn aus dem franzöſiſchen Volk ſelbſt 
die Abſchüttelung der Advokaken- und Judenwirkſchafkt in Paris er- 
folgt iſt, wird eine Anderung eintreten. 

Während Rußland in den erſten Jahren des Bolſchewismus 
völlig unker jüdiſcher Kontrolle ſtand, ſcheint nunmehr, da die wirt- 
ſchaftliche Neugeſtaltung alle Kräfte des Skaaksweſens in Anſpruch 
nimmt, ein erheblicher Rückgang der jüdiſchen Machk auf vielen 
Stellen einzufrefen — da der Jude nicht arbeitet und nicht arbeiten 
will, ſo ruft er in ſteigendem Maße Widerſtand gegen ſich wach. 
Nicht aus den gänzlich einflußloſen und zum großen Teil charakter- 
lich minderwerkigen Kreiſen der im Ausland lebenden ruſſiſchen Emi- 
granten, ſondern aus dem gefunden ruſſiſchen Volkskum, wahrſchein⸗ 


134 


„Die Fahne hoch...!“ 


. 
‘ 


’ 
"BD 


4» 
NR 


Es wird Hunz 


ir 


N 
Hurnoq emen Adel gebe. 


„Der nationale So— 
zialismus wird 
Deulſchlands Zukunft 
ſein 


Adolf Hitler 
ſpricht 


Marſch der Fahnen 


Pr. Kultusminiſter 
Ruſt, Prinz Auguſt 
Wilhelm und Reichs- 

propagandaminiſter 
Dr. Goebbels 


Berlin, 1. Mai 1933 


lich noch eher aus den ftets judenfeindlichen kürkiſchen und farfari- 
ſchen Völkern der Union, aus dem Kaukafiertum — Stalin ſelbſt gilt 
ſchon nicht mehr als Judenfreund — kann ſich einmal eine Ent- 
laſtung des ruſſiſchen Staatskörpers vom jüdiſchen Gift organiſch 
ergeben. 

Beſonders belaftet iſt Polen mit jüdiſcher Bevölkerung, dazu 
befinden ſich 80 Prozent des Vermögens in dem an ſich armen pol- 
niſchen Volke in der Hand der Juden. Der polniſche Nakionalis- 
mus iſt darum ſeik jeher in ſtarkem Maße judengegneriſch geweſen, 
fein geiſtig bedeukendſter Vertreter Roman Dmowjki hat ſteks die 
Feindſchaft zwiſchen Polen und Juden aufs ſchärfſte bekonk. Dieſe 
Gegnerſchaft gegen das Judentum iſt eine der ſympakiſchſten Eigen- 
ſchaften des polniſchen Volkes. Vom deukſchen Standpunkt aus be- 
beſtehen unbeſtreitbar ſchwere und ernſte Gegenſätze zu Polen; die 
in Verſailles gefundene Grenzziehung iſt eine unvernünftige und 
brutale Jerſtörung vitaler Grundlagen des deufjhen Volkskörpers. 
Es kann ſich aber hierbei immer nur um Land- und Grenzfragen 
zwiſchen dem deuffchen und dem polniſchen Volke handeln. Es han- 
delt ſich niemals etwa um die Abſicht, dem polniſchen Volk die poli- 
kiſche Freiheit zu nehmen. Die Gegenſätze find unleugbar — man 
follte ſich aber gerade auf polniſcher Seite davor hüten, daß fie 
durch das Judenkum zur Enkfeſſelung eines Krieges ausgenutzt 
werden, der weder Polen noch Deukſchland nützen, ſondern ledig- 
lich dem jüdiſchen Bolſchewismus in beiden Ländern eine unge- 
heure Chance geben würde. Gerade im Falle Polens und Deutfch- 
lands ſollte es ein ſtillſchweigendes Übereinkommen der anſtändigen 
Nakionaliſten auf beiden Seiten fein, daß man ſich in Konflikten 
zwiſchen ariſchen Völkern der Hilfe des Judentums fo wenig be- 
dient, wie etwa des Bazillenkrieges. Der jüdiſche Bazillus hal dazu 
noch die Eigenkümlichkeit, auf denjenigen beſonders ſtark einzu- 
wirken, der ihn gebrauchk. Man darf überhaupt feſtſtellen, daß, ent- 
gegen der Ahnungsloſigkeik, mit der man in den weſteuropäiſchen 
Ländern keils aus Denkfaulheit und keils aus Angſt vor der Macht 
der Juden und der Freimaurerloge die jüdiſche Frage anſieht, die 
großen ſlawiſchen Bauernvölker des Oſtens und Südoſtens durch- 
gehend das Judenproblem und die Gefahr der Volkszerſtörung durch 
den Juden viel deuklicher ſehen. 


Das vorige Jahrhunderk hak zum Teil den Unterſchied zwiſchen 
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Germanen und Slawen überkrieben, es hak aus der Sprachverſchie⸗ 
denheit auf eine allzu große Raſſeverſchiedenheik geſchloſſen. Tat- 
ſächlich aber ſind beide nicht nur Teile der gleichen nordiſchen 
Raſſe, ſondern einerſeits hat das Deutfhtum nicht unerhebliche 
Mengen flawifhen Volkskums in ſich aufgenommen — eine Auf- 
nahme, die entgegen den Darſtellungen polniſcher Hiſtoriker zum 
großen Teil völlig friedlich geſchehen iſt —, anderſeiks lebt ge- 
rade in den Slawenvölkern viel germaniſches Blut, 3. B. in den 
Kroaten ſtecken nachweislich ſehr erhebliche Reſte der Goken, das 
gleiche gilt vom ukrainiſchen Volkskum, das ſich ja in den alken 
Sitzen der Goken gebildet hat, und die Abſtammung eines erheblichen 
Teiles des polniſchen Volkes, beſonders des Adels, von Nachfahren 
der Burgunden und Vandalen erſcheink heute unbeſtreikbar. 

Mögen die Gegenſätze noch ſo heftig ſein, die hiſtoriſch zwiſchen 
dem Deukſchtum und einzelnen flawiſchſprechenden Völkern beſtanden 
haben und beſtehen — gegen den Juden gehörk Bauernvolk zu 
Bauernvolk, ſchaffendes Volk zu ſchaffendem Volke, Scholle zu 
Scholle! Die jüdiſche Auflöſung bedroht alle Völker — fie haben 
alle das gemeinſame Inkereſſe daran, daß die jüdiſche Bedrohung 
verſchwindek, damik der Jude nicht immer wieder ein Volk gegen das 
andere ausſpielen kann. Mit vollem Recht ſchreibt „Der Welt- 
kampf“ (Heft 114) von den Juden: 

„Ihre Verſtellungskünſte ſind ſprichwörklich und unüberkroffen. 
Will fie ein Volk auf die ihnen zahlenmäßig zuſtehenden Rechte be- 
ſchränken und fein eigenes, angeſtammkes Landesrecht gegen die 
fremden Eindringlinge zur Gelkung bringen, dann ſchreit dieſes 
Schmaroßervolk „Gewalt“, verleumdek und hetzt die Nachbarn zur 
Hilfeleiſtung und zum Kriege auf. 

Dieſes heuchleriſche Ränkeſpiel ſpielk das Judenvolk, feitdem wir 
es geſchichklich nachzuweiſen vermögen, und es ſteigerk ſich unaufhör⸗ 
lich ſeit der Zerſtörung Jeruſalems durch die Römer. Unfähig zur 
eigenffaatlichen Lebensführung, lebten ſchon zur Zeit, als fie noch 
ihr eigenes Skaaksweſen beſaßen, dreivierfel der Juden als Fremd- 
körper und Paraſiken unter anderen Völkern, ſteks bemüht, deren 
Beſitz an ſich zu bringen. Doch nie begnügken ſie ſich damit, noch 
mik der Knechtung und Enkrechkung ihrer Wirksvölker. Sie ſuchken 
auch deren Skaaksgebilde zu zerſtören, deren Kultur zu vernichten 
und deren Einwohner zu verfklaven, denn fie allein wollen nicht 
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nur den Beſit der Nichtjuden an ſich reißen, fondern auch die Herr. 
ſchaft über ſie ausüben. 

Ihr Endziel iſt die uneingeſchränkke Herrſchaft über alle Völker 
— ſomit die abfolute Weltherrſchaft. 

Dieſes Ziel deckt ſich mit den Verheißungen ihrer Rabbiner und 
mit der Lehre ihres Talmuds. Dieſes Ziel wird immer beſtehen, 
gleich welcher Mittel und Wege fie ſich bedienen, wenn die Völker 
da nicht einen Riegel vorſchieben, ſich ſelbſt ein gegenkeiliges Ziel 
ſtecken und einig auf dieſes Ziel hinarbeiten. 

Den beſten Beweis bildet das Keſſeltreiben, das die Juden gegen- 
wärfig mit ihrem verleumderiſchen Feldzug gegen Deutſchland ver- 
anſtalten. Weil die Deutſchen endlich darangehen, die unverſchämke 
Begehrlichkeit der Juden einzuſchränken, um ihrer bodenſtändigen 
Bevölkerung Erwerb und Lebensraum zu ſchaffen, gebärden ſich die 
Juden wie die Beſtohlenen und Unkerdrückken, wie Enfeignefe und 
Entrechtete, ohne einen Augenblick daran zu denken, daß doch fie 
die Diebe, die Bedrücker, Enkeigner und Enkrechker find. 

Und die durch die Hetze in der jüdiſchen Preſſe irregeführken 
Völker ſchwätzen gedankenlos das maßlos blöde und verlogene Ge— 
ſchwätz nach. Hier muß auf einen grundlegenden Übelſtand aufmerk- 
ſam gemacht werden, der die Beſeitigung der Judengefahr fo unge- 
mein erſchwerk. Die Juden beſitzen keinen Nakionalſtaak und fie 
haben ſich ſteks geweigert, einen ſolchen wiederzuerrichten. Der 
Mangel eines jüdiſchen Nationalftaates iſt der Pferdefuß im Be- 
ſtreben der Völker, ſich von der Judenplage zu befreien.“ 

Hier liegt kakſächlich die eigenkliche Aufgabe, je eher die anderen 
Völker ſich zuſammenſchließen in dem einen Willen, den Juden hin- 
auszuſchaffen deſto beſſer und deſto leichter werden fie die jüdiſche 
Gefahr loswerden! 

Auch für fie ergibt ſich die Notwendigkeit, ein außereuropäiſches 
Siedlungsgebiet für die Juden zu ſchaffen, ihren Abzug dorthin zu 
organiſieren und in dieſem Siedlungsgebiet durch eine Oberaufficht 
dafür zu ſorgen, daß die Juden dorf bleiben und kein Schieberparadies 
entwickeln, ſondern ſich normaler Arbeit hingeben. Es werden da— 
mit nicht ſogleich alle ſozialen Schwierigkeiten verſchwinden, aber 
es wird der Bazillus verſchwinden, der an allen ſozialen Wunden 
dauernd das Wundfieber wachruft. Es iſt müßig, ſich lediglich und 
blos auf die Erkenntnis des Judentums zu verlaſſen, daß feine poli- 


kiſche Poſition in Europa zu Ende fein muß — man muß ihm dies 
auch deutlich zeigen. Darum wäre eine Zuſammenarbeit auf ſach- 
licher Baſis zur gemeinſamen Wegſchaffung des Sozialparaſiten und 
zur Ausſchaltung feiner Machkmiktel durchaus wünſchenswerk. Viel- 
leicht ſtehen nicht alle Fragen in der Welk fo eindeutig, wie die 
Frage der Stellung zum Judenkum. Mögen der deutſche, der eng- 
liſche, der polniſche, griechiſche und ikalieniſche Nakionaliſt noch ſo 
viele Gegenſätze unkereinander haben, wenn ſie es ehrlich mit ihrem 
Volke meinen, wenn fie nicht beſtochen und „beaufkragk“ find, werden 
fie darin übereinſtimmen, daß der jüdiſche Einfluß, daß das Juden- 
kum ausgeſchalkek werden muß. Das aber iſt ſachlich und prakkiſch 
zu vollenden, das kann, wie die außerordenkliche Milde des deuk⸗ 
ſchen Vorgehens zeigk, wirkungsvoll ohne unnökige Härten vollzogen 
werden — es bedarf dazu nur eines Siedlungslandes außerhalb 
Europas, einer Verſtändigung der wirklich national geführken Staa- 
ken, und die Polizeifauſt der Völker packt den jahrkauſende alten 
Sozialparaſiten Juda und fchiebt ihn zur Tür hinaus. An dieſem 
Tage werden viele europäiſche Sorgen, ja, viele Sorgen der ganzen 
Welt, der ganzen arbeitenden Menſchheik ein Ende haben. Und 
wenn es dann jeder Regierung bei ſich gelingt, ſo wie die Regierung 
Adolf Hitler in Deutſchland es unternimmt, den ſozialen, wirkjchaft- 
lichen und geiſtigen Verwüſtungen, die das Judenkum in den Völkern 
angerichtet hat, ein Ende zu ſetzen und aus eigener Ark und aus 
eigenem Geiſt aufzubauen, dann iſt 


Friede auf Erden. 


* 


Statiftik des Judentums in Preußen. 


Nach freundlicherweiſe von Herrn Regierungsrat Schulz 

übergebenen Unkerlagen. 

Als nach den Befreiungskriegen die Preußiſche Regierung im 
Jahre 1816 die erſte vollſtändige Invenkur in Geſtalt einer Volks- 
zählung anordneke, ergab ſich für den Preußiſchen Sfaat eine Ge- 
famtbevölkerung von 10 349 031 Seelen, darunter 123 938 Juden, 
mithin 1,2 v. H. Ohne Staaksbürgerrechk waren von dieſen Juden 
47,2 v. H. Noch im Jahre 1846 — dieſe Volkszählung machte zum 
legten Male den Unkerſchied zwiſchen Juden mit und ohne Staats- 
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bürgerrecht — betrug der VBom-Hundert-Saf der Juden ohne Staats- 
bürgerrecht 36,7 bei einem Satz von 1,3 v. H. Juden in der Gefamt- 
bevölkerung. Um die gleiche Zeit — 1817 — ergab eine Unter- 
ſuchung über den ländlichen Anteil der Juden ſowie der Gefamt- 
bevölkerung folgendes Ergebnis: Nur 16,6 v. H. der jüdiſchen Be- 
völkerung wohnten auf dem Lande, während der enkſprechende Ankeil 
der Geſamkbevölkerung 72,5 v. H. befrug. Im Jahre 1925 — um 
nur ein Ergebnis vorweg zu nehmen — finkt der Anteil der Juden 
in den Landkreiſen ſogar auf 0,34 v. H. 

Für ſämtliche folgende Ausführungen iſt ganz generell die Feſt— 
ſtellung zu kreffen, daß als Juden nur diejenigen Juden gezählt 
wurden, die ſich zur Zeit der einzelnen Zählungen noch zum jüdiſchen 
Glauben bekannten. Es fallen demnach unter die Zahlen der Juden 
nicht diejenigen Perſonen, die ihren Glauben gewechſelt haben oder 
ſich als Diffidenten bezeichnen. 

Der Ankeil der jüdiſchen Bevölkerung an der Geſamkbevölkerung 
Preußens zeigt hiernach bis zum Anfang der ſechziger Jahre im 
ganzen zunehmende Tendenz, und zwar weſenklich infolge eines ver- 
gleichsweiſe höheren Geburkenüberſchuſſes, der aber in den vierziger 
und fünfziger Jahren durch den Überſchuß der Aus- über die Ein- 
wanderung um ſeine volle Auswirkung gebracht wird. Später aber 
ſinkt der jüdiſche Geburkenüberſchuß unker den Stand derjenigen 
der Geſamkbevölkerung je länger um ſo mehr herab, bis zwiſchen 
1905 und 1910 ein Verhältnis von 1,7 v. T. zu 15,0 v. T. jährlich 
der Geſamkbevölkerung erreicht wird. Dieſes Mißverhälknis iſt 
felbftverftändlih nicht nur auf biologiſche Gründe zurückzuführen, 
wenn auch vielleicht zuzugeben iſt, daß die Fruchtbarkeit der rein 
jüdiſchen Bevölkerung kaſächlich geringer iſt, als der Durchſchnitkt 
der Geſamtbevölkerung. Die Gründe ſind ſicherlich darin zu ſuchen, 
daß gerade in der Vorkriegszeit aus den verſchiedenſten Gründen 

1. Kinder aus jüdiſchen Miſchehen ſofork einer anderen Religion 
zugeführt wurden, darüber hinaus. 

2. Kinder aus rein jüdiſchen Ehen, während die Eltern noch 
Juden blieben, in einem anderen Bekennknis oder religionslos 
erzogen wurden, 

3. zahlreiche Überfritte der erwachſenen Juden zu anderen Glau- 
bensbekennkniſſen erfolgten, wodurch zwangsläufig ihre Kinder als 
jüdiſcher Nachwuchs ausfielen, 
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4. zahlreiche Juden aus der jüdiſchen Religionsgemeinſchaft aus- 
kratken, und nunmehr als Diſſidenken galten, 

In Preußen kraken 3. B. zum Prokeſtankismus in den Jahren 1900 
und 1905 rund je 1,5 pro Wille, im Jahre 1910 reichlich 1 pro Wille 
über. Die Überkritte zum Katholizismus find mik 0,5 pro Mille jähr⸗ 
lich nicht zu hoch geihäßt, während der Austritt aus der jüdiſchen 
Religionsgemeinſchaft ohne Überfriff zu einer neuen Religion min- 
deſtens mit dem gleichen Saße anzunehmen iſt, wie der Übertritt zu 
vorgenannken beiden Religionen zuſammen, alſo ebenfalls über 
1,5 pro Mille. 

Unter Berückſichkigung dieſer Geſichkspunkke würde ſich demnach 
die mittlere Bevölkerungszahl für die Jahre 1905—1910 (412 714), 
die der Berechnung des oben genannten geringen jüdiſchen Geburten- 
überſchuſſes von 1,7 v. T. zugrunde lag, um 15 v. T. erhöhen müſſen, 
alſo je Jahr um 3 v. T. Rechnungsmäßig ergäbe ſich demnach eine 
Erhöhung der mikkleren jüdiſchen Bevölkerungszahl um 6190 Köpfe 
auf 418 904, eine Erhöhung, die zweifellos den nachgewieſenen ge- 
ringen jüdiſchen Geburkenüberſchuß weſenklich beeinflußt häkte. 


Die jüdiſche in Tauſend⸗ Die jüdiſche in Tauſend⸗ 
Volkszählung teilen der geſamten Volkszählung teilen der geſamten 
vom Jahre [Bevölkerung Preußens] vom Jahre Bevölkerung Preußens 


1816 11.98 1858 13,67 
1819 12,26 1861 13,78 
1822 12,41 1864 13,61 
1825 12,24 1867 13,06 
1828 12,65 1871 13,21 
1831 12,83 1875 13,20 
1834 13,06 1880 13,34 
1837 13,02 1885 12,94 
1840 13,03 1890 12,42 
1843 13,35 1895 11,92 
1846 13,38 1900 11,38 
1849 13,41 1905 10,98 
1852 13,40 1910 10,36 
1855 13,62 1925 10,58 


Nach dieſen Feſtſtellungen ſollte angenommen werden, daß der 
Anteil der jüdiſchen an der Geſamtbevölkerung weiter zurückgegangen 
fein müßke, zumal für die Zeit nach 1910 die Auskritte bzw. Über- 
triffe aus dem Judenkum nichk nur beſtändig geblieben find, ſondern 
eher noch zugenommen haben. Trotzdem zeigt die vorſtehende Tabelle 
von 1910-1925 einen Anſtieg von 10,36 v. T. auf 10,58 v. T. Hier- 


142 


bei iſt noch beſonders zu berückfichtigen, daß zwiſchen den beiden 
Zählungsjahren die Abkrekung von äußerſt judenreichen Gebieten, 
3. B. Poſen und Weſtpreußen uſw. liegt, wodurch allein 49 101 oder 
11,81 v. H. der jüdiſchen Bevölkerung aus dem preußiſchen Staat 
ausſcheiden. Es zeigt ſich alſo, daß krotz Über- und Auskrikten, krotz 
Bevölkerungsverluſt durch Abkrekungen eine Zunahme der jüdiſchen 
Bevölkerung ankeilsmäßig ffatfgefunden hakt. Als Grund hierfür 
kommt lediglich die während und nach dem Kriege erfolgke Einwande- 
rung von Juden in Frage. 
* 


Die räumliche Verkeilung. 


Die lezte Volkszählung vor dem Kriege halte am 1. Dezember 
1910 ſtaktgefunden. Die erſte nach dem Kriege, welche wieder ver- 
gleichbare amtliche Zahlen in bevölkerungsſtakiſtiſcher Hinſicht brachte, 
am 16. Juni 1925. Es erſcheink daher angebracht, für die Betrach- 
kungen in dieſem Abſchnitk in erſter Linie Vergleiche zwiſchen diefen 
beiden Zählungen anzuſtellen. 

Zunächſt ift feſtzuſtellen, daß von der gefamten Wohnbevölkerung 
des preußiſchen Staates am 16. Juni 1925 in Höhe von 38 120 173 ſich 
403 969 zur jüdiſchen Religion bekannken, was einem Verhältnis von 
1,06 v. H. entſpricht. 

Wie bereits die kextliche Faſſung dieſer Feſtſtellung erkennen läßk, 
ſind hier alſo ſowohl bei der letzten Zählung von 1925 wie auch bei 
allen früheren gleicharkigen Zählungen diejenigen Perſonen als Juden 
erfaßt worden, die ſich ausdrücklich zur jüdiſchen Religion bekannken, 
nicht aber diejenigen, die zu einer anderen Religion übergekreken 
oder, obgleich fie zur jüdiſchen Raſſe gehören, ſich als konfeſſionslos 
bezeichneten. 

Im ganzen preußiſchen Staat jetzigen Gebieksumfanges hak im 
Zeitraum von der letzten Friedens-Volkszählung vom 1. Dezember 
1910 bis zum 16. Juni 1925 eine Zunahme der jüdiſchen Bevölke- 
rung von 366 876 auf 403 969, d. i. um 37 093 oder 10,1 v. H. ftaff- 
gefunden. Die gefamte Bevölkerung Preußens aber ſtieg im gleichen 
Zeitraum und auf dem gleichen Gebiet um rund 3 119 000 oder 
8,9 v. H., alſo erheblich weniger ſtark an, als der jüdiſche Bevölke- 
rungskeil, und dieſes Verhältnis kroß Geburkenüberſchuß bei der Ge- 
ſamtbevölkerung und Sterblichkeiksüberſchuß bei den Juden. 
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Die Tabelle 2 (Anl. IV) gibt einen Einblick in diefe gewaltige 
Verſchiebung ſowohl innerhalb des Staakes als auch der Provinzen 
und der einzelnen Großſtädke. Beſonders auffallend find in dieſem 
Juſammenhang die Provinzzahlen für Berlin, Brandenburg, Nieder- 
ſchleſien, Schleswig-Holſtein, deren allgemeiner Bevölkerungs- 
zunahme von 7,8 v. H., 6,7 v. H., 4,7 v. H., 4,5 v. H. eine ſolche der 
jüdiſchen Bevölkerung von 19,9, 14,9, 12,4 und 25,4 v. H. (haupf- 
ſächlich auf Altona enkfallend) gegenüberſtehk. Noch aufſchlußreicher 
find die entſprechenden Zahlen für einzelne Großſtädke, die keilweiſe, 
wie z. B. Magdeburg, Oberhauſen und Breslau eine Verdoppelung, 
ja ſogar Verdreifachung der Zunahme der Juden und gegenüber der 
Geſamkbevölkerung ergeben. 

Die Stadt Berlin, welche feit 1881 ſelbſt als Provinz gilt, ſteht 
hiernach ſowohl wegen ihres abſoluken Zahlengewichts (172 672 
Juden) als auch hinſichtlich ihres Verhältnisankeils an der Bevölke- 
rung an außerordenklich bevorzugker Stelle. Sie weiſt über vier 
Zehntel der geſamken Judenheit Preußens auf, während die Geſamk⸗ 
bevölkerung Berlins in der Geſamkbevölkerung des preußiſchen 
Staates nur ein Zehntel ausmacht. 

Ordnek man die Provinzen nach ihrem Anteil an der geſamken 
Judenzahl des Landes, fo ergibt ſich folgende Reihe der abjoluten 
Bekräge und der enkſprechenden Verhälktnisſätze: 


Jüdiſche e e Preußens 


6. Juni 

Provinz in Se der 

Abſolut geſamten Provinz⸗ 

Judenheit bevölkerung 
%% 172 672 427,4 42,9 
F .; „= =. >. 58 223 144,1 8,0 
„„ ._ . ne a 52 757 130,6 22,0 
4. een . 29 958 74,2 9,6 
2 we Deren re ee 21 595 53,5 4,5 
i 14 895 36,9 4,7 
o — — ͥ—ͥ——ͥ ͥ TS 11337 28,1 5,0 
8 %% A —A 10 069 24,9 8 
22 ˙ 1 V 8442 20,9 3,3 
enn u 8341 20,6 2,6 
P 7761 19,2 4,1 
12. Schleswig-Holftein -. -. . . 2.2... 4152 10,3 2,7 
13. Grenzmark Poſen-Weſtpreußen 3 437 8,5 10,3 
ae Sohenzollem use ma, ar 385 0,8 4.7 
Zuſammen Preußen | 408969 | 100050 | 10,6 
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Wie verhält fih nun das Vorkommen der Juden nach der ftati- 
ſtiſch gebräuchlichen Ausgliederung der Bevölkerung nach „Stadt“ 
und „Land“? Wie weit die Differenzierung des Vorkommens der 
Juden in Stadt und Land geht, zeigt ſich ſchon darin, daß im Durch- 
ſchnikt aller Stadtkreiſe auf je Tauſend der Geſamkbevölkerung 
21,5 Juden entfallen, während der Ankeil für die Landhreiſe, die 
doch auch zahlreiche Mittel- und Kleinftädte umfaſſen, auf 3,4 herab- 
finkt. 

Scheidet man weiter aus den 118 preußiſchen Stadfkreifen die 
29 Städte mit mehr als 100 000 Einwohnern aus, die in der Skakiſtik 
als Großſtädte gelten, fo ergibt ſich für fie eine Geſamkbevölkerung 
von 11 133 124, darunter 294 230 Juden. Ihr Anteil ftellt fi ſomit 
auf 26,4 v. T., alſo noch um 5 Promilleeinheiten höher, als im Durch- 
ſchnitt der Stadfkreife. Mit diefer Summe von 294 230 nehmen die 
Juden der Großſtädte einen Ankeil von nicht weniger als 72,8 v. H. 
ihres Vorkommens im Lande Preußen in Anſpruch, während die 
enkſprechende Ziffer für die Geſamkbevölkerung zwar gleichfalls je 
länger um ſo mehr angeſtiegen iſt, es aber ſchließlich doch nur auf 
29,2 v. H. gebracht hat. 

* 


Die Entwicklung des ausländischen Judentums ſeit der 
lezten Vorkriegszählung vom 1. Dezember 1910. 


Wie bereits ausgeführt, hat im ganzen preußiſchen Staat jetzigen 
Gebietsumfanges von der letzten Friedensvolkszählung vom 1. De- 
zember 1910 bis zum 16. Juni 1925 eine Zunahme der jüdiſchen Be- 
völkerung von 366 876 auf 403 969, d. i. um 37 093 oder 10,1 v. H. 
ſtaktgefunden. Die geſamte Bevölkerung Preußens aber ſtieg im 
gleichen Zeitraum und auf dem gleichen Gebiek um rund 3 119 000 
oder 8,9 v. H., alſo erheblich weniger ſtark an, als die jüdiſche Be- 
völkerung. 

Rechneriſch und den Takſachen viel mehr enkſprechend dürfte ſich 
jedoch die Bevölkerungszunahme der jüdiſchen Bevölkerung feit 1910 
ganz anders ſtellen: Berückſichtigt man, daß nach der Bilanz der 
jüdiſchen Bevölkerung rein rechneriſch für die Jahre 1911—1924 fi) 
ein Skerbeüberſchuß von 18 252 Perſonen ergibt, die von der Zahl 
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der im Jahre 1910 im jetzigen Skaaksgebiek vorhandenen Juden in 
Höhe von 366 876 abzuſetzen wären, fo ergäbe ſich für 1925 eine 
Sollzahl der Juden von 348 624. Dieſe Zahl verringert ſich rechneriſch 
abermals um 15 408 Juden (= 14 mal 3 pro Mille = 4,2 v. H. 
Juden, die von 1911 bis 1924 Religionswechſel oder Kirchenauskritke 
vorgenommen haben) auf 333 212 Juden im Jahre 1925. Da im 
Jahre 1925 kakſächlich eine Zahl von 403 969 Juden erreicht wurde, 
dürfte dieſe Bevölkerungszunahme von 1910—1925 wohl lediglich 
auf eine Einwanderung von Juden in Höhe von rund 70 700 Per- 
ſonen zurückzuführen fein. Dieſe Zahl enkſpricht im übrigen faſt 
genau der am 16. Juni 1925 ermittelten Zahl von jüdiſchen Reichs- 
ausländern. 


Von der geſamken jüdiſchen Wohnbevölkerung Preußens in Höhe 
von 403 969 am 16. Juni 1925 ſind 
als Reichsausländer ermittelt. . . . . 68114 
Staatenlofe r 0 7364 
unbekannter Staatsangebörigkeit. . . . 909 


zuſammen: 76387 ei 

Von erheblicher politiſcher Bedeukung iſt es zu wiſſen, auf welche 
Nakionen dieſe 68 114 Ausländer enkfallen; hierüber gibt Auskunft 
Anhang V, Tabelle 3. 

An der Spitze der Ausländer fteht die Republik Polen mik der 
Summe von 35 385 oder 8,76 v. H. Von den 35 385 polniſchen 
Juden wohnt nahezu die Hälfte — 17 423 — in Berlin! 

Mit 9498 oder 2,35 v. H. folgt die Verkrekung Öfterreichs unter 
den Juden Preußens. 

An dritter Stelle fteht unter den jüdiſchen Ausländern Somjet- 
Rußland mik 6986, wovon allein auf Berlin 5185 enkfallen. Die 
6986 bedeuken einen Ankeil von 1,73 v. H. der geſamken Judenſchaft 
Preußens. 

Die Tſchechoſlowakel, die bei der Geſamtbevölkerung mit 95 263 
oder 0,25 v. H. die zweite Stelle einnimmt, rückt bei der jüdiſchen 
mik 3574 oder 0,89 v. H. auf die vierke. 

Weiter ſeien aus den Tabellen hervorgehoben Ungarn mit 2480 


Juden, Rumänien mit 2156, Niederlande mit 1791, Litauen mit 
1350 uſw. 


* 


14. z—cGGZ——————— 


Die Ergebniſſe der Berufszählung vom Jahre 1925. 


Als erſtes Ergebnis der Berufsſtakiſtik von 1925 iſt hervorzuheben, 
daß die Juden im preußiſchen Staat an jedem einzelnen der durch 
die Berufsſyſtemakik feſtgelegten 166 Wirtkſchaftszweige mehr oder 
weniger ſtark befeiligt ſind. 


Die Geſamkzahl der haupkerwerbskätigen Juden Preußens ſtellt 
ſich auf 190 789, darunker 35 514 = 18,6 v. H. Ausländer. 

Weit über die Hälfte, nämlich 58,8 v. H. oder 112 188 Juden 
leben von der Wirkſchaftsabkeilung „Handel und Verkehr einfchließ- 
lich Gaſt- und Schanhwirtſchaft“ gegenüber einem Ankeil der 
Geſamkbevölkerung von 17,11 v. H. oder 3 248 145. Die nädft- 
ſtärkere Beſetzung zeigt mit 25,85 v. H. oder 49 318 Juden, darunker 
31,82 v. H. Ausländer, die Wirkſchaftsabteilung „Induſtrie und Hand- 
werk einſchließlich Bergbau und Baugewerbe“. Bei der Geſamt— 
bevölkerung ſtellk ſich der enkſprechende Anteil auf 7771799 = 
40,94 v. H. In der Landwirkſchaft find die Juden nur mit 1,74 v. H. 
gegen 29,5 v. H. bei der Geſamkbevölkerung verkreken. 

Außerordenklich aufſchlußreich iſt die Verkeilung der Juden in 
der Abkeilung D (Öffentlihe Verwaltung, Beamte der Rechtspflege, 
auch Heer und Marine, Kirche, Gottesdienft, Rechtsberatung und 
freier Beruf). Hier ſtellt ſich der Anteil der Juden mit 11324 auf 
5,94 v. H. gegen die enkſprechenden Zahlen bei der Geſamkbevölke- 
rung in Höhe von 921 048 oder 4,85 v. H. Ein Vergleich der beiden 
Bom-Humdert-Säße zeigt, daß der Anteil der Juden um über 1 v. H. 
höher iſt als bei der Geſamkbevölkerung: noch kraſſer iſt der Unter- 
ſchied, wenn man die ausländiſchen Juden, die 5,13 v. H. der Juden 
überhaupt ausmachen, aus diefer Berechnung herauszieht. Der An- 
teil der übrigbleibenden inländiſchen Juden ftellt ſich ſodann mit 
6,12 v. H. gegenüber 4,85 v. H. der Geſamkbevölkerung. 

Der Anteil der jüdiſchen Bevölkerung an der Abteilung D gegen- 
über der Geſamtbevölkerung iſt allerdings in dieſem Falle nur des- 
wegen jo verhältnismäßig hoch, weil dieſe Wirkſchaftsabkeilung neben 
der Berufstätigkeit in der öſſentlichen Verwaltung ſowie im Heer 
und in der Warine auch den „freien Beruf“ umfaßt. Trennk man 
die im weſenklichen die freien Berufe enkhalkenen Wirkſchaftszweige 
(Kulkurkomplex) von denen der öffenklichen Verwaltung, jo ſtellen 
ih die Verhälkniſſe wie folgt: 


147 


In der öffentlichen Verwalkung, als Beamte der Rechtspflege, 
im Heer und der Marine waren im Jahre 1925 0,81 v. H. kätig 
gegenüber 2,3 v. H. bei der Geſamkbevölkerung. In der Kirche, im 
Gokkesdienſt, in der Rechtsberafung und in den ſonſtigen freien Be⸗ 
rufen waren 4,3 v. H. Juden kätig gegenüber 2,0 v. H. bei der Ge⸗ 
ſamtbevölkerung. Dieſe Trennung zeigk alſo, daß das Übergewicht 
der jüdiſchen Bevölkerung gegenüber der Geſamkbevölkerung in erſter 
Linie bei den freien Berufen zu ſuchen iſt. 


Wenn das Verhältnis bei der jüdifchen Bevölkerung in der Ver- 
walkung gegenüber der Geſamkbevölkerung nicht unerheblich zurück⸗ 
bleibt, jo iſt gerade hier allerdings zu berückſichtigen, daß in Wirk- 
lichkeit die Differenz nicht fo kraß fein dürfte in dem Verhältnis 
bei der Geſamkbevölkerung ein erheblicher Teil gekaufter Juden oder 
Diſſidenken ehemals jüdiſchen Glaubens ſtecken, der, um eine be— 
amkeke Stelle zu erreichen, fein Judentum verleugneke. Betrachtet 
man die Wirkſchafksabkeilung E (Geſundheiksweſen und hygieniſches 
Gewerbe einſchließlich Wohlfahrtspflege), fo ſtellt ſich der Ankeilſatz 
der jüdiſchen Bevölkerung auf 4,35 v. H., darunker 2,0 v. H. aus- 
ländiſche Juden, gegenüber einem Verhälknisſatz bei der Gefumt- 
bevölkerung von nur 1,88 v. H. Der Ankeilſatz der jüdiſchen Haupk⸗ 
erwerbstätigen iſt alfo hier 2% mal fo groß als bei der Gefant- 
bevölkerung. 

Setzt man fämtlihe Haupkerwerbskäkigen einſchließlich derjenigen 
Perſonen ohne Beruf und Berufsangabe = 100, fo zeigt ſich, daß bei 
den Juden der Verhälknisſatz der Perſonen ohne Beruf und Berufs- 
angabe mit 15,4 v. H. gegen 10,7 v. H. bei der Geſamkbevölkerung 
faſt um 50 v. H. höher liegt. 


* 


Die ſoziale Stellung der Berufskäligen. 


Die Statiftik unterfcheidet die Erwerbskätigen in erſter Linie nach 
Selbſtändigen, Angeſtellten und Arbeitern. Unter dieſen Geſichls- 
punkten kommk man zu folgendem Ergebnis: 

1. An Selbſtändigen im Beruf wurden in Preußen rund 
3 070 000, darunter 92 164 Juden ermittelt. Dies bedeukek einen 
Ankeil von 16,2 v. H. aller Erwerbskätigen gegenüber 48,3 v. H. der 
erwerbstätigen Juden. Weſenklich beeinflußt find dieſe Verhälfnis- 
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ſätze durch die Wirkſchaftsabkeilung Handel und Verkehr einjhließ- 
lich Gaſt- und Schanhwirkſchaft, wo ſich das Verhältnis allein auf 
31,5 v. H. ſelbſtändige Juden gegenüber 3,8 v. H. aller Erwerbs- 
kätigen ſtellt. 

Gleichfalls erhebliche Unterfchiede des relativen Vorkommens der 
Juden bei den „Selbſtändigen“ beider Kakegorien ſind feſtzuſtellen: 
in der Abkeilung E (Geſundheitsweſen uſw.) mit 0,5 v. H. aller Er- 
werbskätigen, jedoch mit 2,8 v. H. aller jüdiſchen Erwerbstätigen, alſo 
faſt das Sechsfache. 

Ganz ähnlich liegen die Verhälkniſſe in den als „Kulkurkomplex“ 
bezeichneten Wirkſchaftszweigen, wo dem allgemeinen Satz von 
0,4 v. H. der jüdiſchen mit 2,6 v. H. gegenüberſtehk; alſo auch hier 
das Sechsfache. 

In den Wirkſchafkszweigen „Öffentlihe Verwaltung, Rechtspflege 
(foweit in beamkeker Stellung), auch Heer und Marine” iſt der 
Anteil der jüdifchen Erwerbstätigen in leitender Stellung mit 2,0 v. H. 
gegenüber 1,3 v. H. faft doppelt fo groß. Dieſe Zahlen werden aller- 
dings nur verſtändlich, wenn man ſich den Verhälknisſaß der jüdiſchen 
Erwerbstätigen ohne Berückſichtigung nach der ſozialen Skellung 
gegenüber den Erwerbskäkigen bei der Geſamkbevölkerung in dieſen 
Wirkſchaftszweigen mik 0,81 v. H. gegen 2,3 v. H. vor Augen hält. 
Es zeigt ſich dann, daß der Haupkankeil der jüdiſchen Erwerbstätigen 
in dieſen Wirtſchaftszweigen in leitenden beamkeken Stellungen zu 
ſuchen iſt. 

2. Angeſtellte wurden im preußiſchen Staat im ganzen rund 
3 240 000, darunter 64 469 Juden, gezählt. Damit werden 17,1 bzw. 
33,8 v. H. der Erwerbstätigen umfaßk. Die jüdiſche Ankeilsziffer iſt 
alſo verhältnismäßig faſt doppelt fo groß, als die der Gefamt- 
bevölkerung. 

Mehr als zwei Fünftel der 3,2 Millionen, rund 1,36 Millionen, 
entfallen auf Handel und Verkehr, während dieſe Wirtſchafts- 
abteilung bei den Juden 39 661, alſo mehr als drei Fünftel aller An- 
geſtellten aufweiſt. Im Rahmen der Erwerbstätigen überhaupk enk⸗ 
ſprechen den genannken Zahlen die Ankeilsziffern von 7,2 bei der 
Geſamkbevölkerung oder von 20,8 v. H. bei den Juden. 


In der Induſtrieabteilung beziffert ſich der Anteil der Angeſtellten 
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auf 4,7 v. H. aller Erwerbstätigen, bei den Juden auf 7,8 v. H. 
Hervorzuheben find ferner als charakteriftifh die Wirtſchaftszweige 
der „Offenklichen Verwaltung uſw.“ mit 2,1 v. H. bzw. 0,6 v. H. bei 
den Juden und der „Freie Beruf“ mit 1,6 v. H. der Geſamkbevölke⸗ 
rung gegenüber 2,4 v. H. bei den Juden. 

3. Die Zahl der Arbeiter ſpielt bei den jüdiſchen Erwerbstätigen 
eine ſehr untergeordnefe Rolle. Wurden im preußiſchen Staat rund 
8,9 Millionen Arbeiter oder 46,9 v. H. aller Erwerbstätigen über- 
haupk ermittelt, fo ſtellt ſich der Anteil bei den Juden mit 16 019 auf 
nur 8,4 v. H. 


Einige abſoluke Zahlen dürften von Inkereſſe fein. An jüdiſchen 
Arbeitern wurden ermittelt: 


ee eee 11 408, 

in Handel und Verkerr. . . . 2220, 

in der Landwirkſch aft 726. 
8 
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Der jüdiſche Ankeil an einzelnen kypiſchen Berufen 
des Kulkurkomplexes nach der Zahl ihrer Beſetzung 
bei der Geſamlkbevölkerung. 


Die nachſtehenden Tabellen für Preußen und die Stadt Berlin 
veranſchaulichen den Anteil der jüdiſchen Haupterwerbstätigen, ge- 
meſſen an der Zahl der in dieſen Berufen überhaupt Erwerbstätigen. 
Die Zahlen bedürfen an ſich keiner weiteren Erläuterungen, fie fpre- 
chen für ſich ſelbſt. Demnach befteht 3. B. die ſelbſtändige Rechts- 
anwaltſchaft Preußens zu 27 v. H., die Berlins zu 50 v. H. aus 
Juden. Der Anteil der jüdiſchen ſelbſtändigen Arzte in Preußen be- 
läuft ſich auf 17,9 v. H., der Berlins auf 47,9 v. H. Dieſe Zahlen 
laſſen überdies eins erkennen, nämlich den Drang des Judenkums 
zur Selbſtändigkeit. 


In dieſem Zuſammenhange muß bekonk werden, daß gerade in 
den Berufen des Kulturkomplexes im Laufe der Zeit bei den Juden 
zahlreiche Taufen oder Austritte aus der jüdiſchen Religions- 
gemeinſchaft ftattgefunden haben, fo daß ihr Anteil wahrſcheinlich 
nicht unerheblich höher liegen dürfte. 
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Erwerbstätige 


I 
Beruf m davon Juden 
überhaupt Grundzahlen v. H. 
1 3 4 5 

Staat Preußen 
Apotheker ſelbſtändig 3 350 281 6,90 
angeſtellt 6 219 206 3,81 
Arzte ſelbſtändig 20 554 3 670 17,86 
angeſtellt 8425 835 9,91 
Bildende Künſtler felbftändig 5 912 282 4,77 
angeſtellt 1068 35 3,28 
Rechtsanwälte ſelbſtändig 8 187 2 208 26,97 
angeſtellt 372 31 8,38 
Redakteure angeſtellt 4 215 192 4,56 
Regiſſeure, Spielleiter angeſtellt 65 10,96 
Schauſpieler einſchl. ſelbſtändig 31 7,52 
Filmſchauſpieler angeſtellt 368 6,82 
Zahnärzte ſelbſtändig 4 805 718 14,84 
angeſtellt 931 65 6,98 
Zahntechniker felbftändig 7770 286 8,68 
angeftellt 5 804 159 2,74 

Stadt Berlin 

Apotheker ſelbſtändig 898 128 82,16 
angeſtellt 1 098 126 11,48 
Arzte ſelbſtändig 4 280 2049 47,87 
angeſtellt 2 269 528 23,05 
Bildende Künftler ſelbſtändig 214 7,58 
angeſtellt 27 5,07 
Rechtsanwälte ſelbſtändig 1179 50,15 
angeſtellt 22 10,89 
Redakteure angeftellt 159 8,58 
Regiffeure, Spielleiter angeſtellt 52 14,17 
Schauſpieler einſchl. ſelbſtändig 29 12,29 
Filmſchauſpieler angeſtellt 269 9,91 
Zahnärzte ſelbſtändig 170 9,41 
angeſtellt 96 7,59 
Zahntechniker felbftändig 170 9,41 
angeftellt 96 7,59 


Auch für die nachſtehenden Ergebniſſe iſt hervorzuheben, daß als 
jüdifhe Erwerbskätige nur diejenigen Perſonen erfaßt werden 
konnken, die ſich zurzeit der Erhebung noch zum moſaiſchen Glauben 
bekannten. In den Zahlen der Geſamkbevölkerung befinden ſich dem- 
nach alle diejenigen Juden, die ſich haben kaufen laſſen oder aus der 
jüdiſchen Religionsgemeinſchafk ausgekreken find. 

Unker den 17 Wirkſchaftsgruppen, in welche die Induſtrieabkeilung 
unkergekeilt iſt, iſt in der Geſamkbevölkerung das Baugewerbe mit 
über 1 Million Erwerbstätigen an erſter Stelle zu nennen. Die Zahl 
der in dieſer Wirtſchaftsgruppe beſchäftigten Juden beider Ge- 
ſchlechker beläuft ſich auf 2157 und nimmt damit auch relativ, d. i. 
im Rahmen aller jüdiſchen Erwerbstätigen nur etwas mehr als den 
fünften Teil des Umfanges ein, der bei der Geſamkbevölkerung durch 
die Ziffer 5,4 v. H. bezeichnet iſt. Unter den 2157 befinden ſich 
450 ausländiſche Juden. 

Die in der Geſamkbevölkerung nächſtdem am ſtärkſten beſetzte 
Wirkſchafksgruppe iſt das Bekleidungsgewerbe mit rund 950 000 Er- 
werbskäkigen. Hier ſtellen die Juden mit 21 881 ein verhältnismäßig 
über doppelt fo ſtarkes Konkingenk als die Nichkjuden (11,5 gegen 
5,0 v. H.). Ankeilsmäßig noch ſtärker iſt in dieſer Gruppe die Ver- 
tretung der ausländiſchen Juden, welche mit 6223 mehr als ein Sechſtel, 
17,8 v. H. aller erwerbstätigen jüdiſchen Ausländer umfaßt, ein Saß, 
der von ihm in keiner anderen Wirkſchaftsgruppe der Induſtrie uſw. 
erreicht wird. 

Nach der Stärke der Beſetzung mit menſchlichen Arbeitskräften 
ſchließk ſich das Nahrungs- und Genußmiktelgewerbe mit 780 000 
oder 4,1 v. H. aller Erwerbskätigen an. Die Geſamkzahl der Juden 
beläuft ſich auf 7854 und ſtimmk damit verhältnismäßig mit den 
Nichtjuden faſt genau überein; die ausländiſchen Juden find hier 
mit 1090 (3,1 v. H.) bekeiligt. 

Nach dem gleichen Geſichkspunkk geordnet folgt die Gruppe Berg- 
bau, Salinenweſen und Torfgräberei. Juden ſind in dieſer Gruppe 
nur ſelken anzukreffen, im ganzen 355, darunker 95 Ausländer. 

Auch in der Gruppe Mafchinen-, Apparate- und Fahrzeugbau 
find Juden, felbft verhältnismäßig, viel ſelkener als bei der Ge⸗ 
ſamkbevölkerung, die rund 714000 oder 3,8 v. H. aller Erwerbs- 
käkigen ſtellt, gegen 1831 oder 1,0 v. H. aller erwerbskäkigen Juden 
überhaupk. An ausländiſchen Juden waren 317 vorhanden. 
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Rund 571000 Perſonen oder 3,0 v. H. aller Erwerbstätigen find 
in Gruppe „Herſtellung von Eiſen-, Stahl- und Metallwaren“ tätig. 
Juden find hier in der gleichen Zahl vorhanden, wie in der vorbe- 
handelten Gruppe des Maſchinenbaues. 

Als wichtige Wirkſchaftsgruppen ſeien nun noch folgende genannt: 
Die Textilinduſtrie weiſt rund 492 000 und damit 2,6 v. H. aller Be- 
ſchäftigten auf. Mit 2511 oder 1,3 v. H. ſind die Juden verkreten, 
darunker die ausländiſchen mik 403 oder 1,1 v. H. der bezüglichen 
Geſamtzahl. 

Es folgt die Gruppe Elehkrokechniſche Induſtrie, Feinmechanik 
und Optik mit 361000 Beſchäfktigten (1,9 v. H.) überhaupk. Sehr 
bemerkenswert iſt es, daß hier das Zurücktreten der Juden nicht den 
gleichen Umfang annimmt, wie in den vorbehandelten Gruppen, da 
die Zahl der erwerbstätigen Juden mit 2507 einen Verhälknisſaß 
von 1,3, die ausländiſchen mit 609 ſogar einen ſolchen von 1,7 v. H. 
in Anſpruch nimmk. 

Bekrachtet man in der gleichen Weiſe, wie es eben für die 
Induſtrieabkeilung geſchehen iſt, die der Abteilung des Handels uſw. 
angehörenden vier Wirtſchaftsgruppen in der Reihenfolge nach der 
Stärke ihres Vorkommens bei der Geſamtbevölkerung, fo iſt an 
erſter Stelle das ſogenannke Handelsgewerbe zu nennen. Ihm ge- 
hören rund 1820000 oder 9,6 v. H. der erwerbskäkigen Perſonen 
aller Konfeſſionen an. An Juden wurden in dieſer Gruppe 106 699 
oder 56,0 v. H. aller erwerbstätigen Juden ermittelt. Die Spannung 
iſt alſo hier noch ſtärker als in der ganzen, das Handelsgewerbe mit 
umſchließenden bezüglichen Wirtfchaftsabteilung An ausländiſchen 
Juden ſind im eigenklichen Handelsgewerbe 19 300 gezählt worden, 
denen der Ankeil von 54,3 v. H. der erwerbstätigen jüdiſchen Aus- 
länder, alſo nahezu der gleiche Prozentſatz wie bei der Geſamtzahl 
der Juden enkſprichk. 

Im weiten Abſtande folgt das Verkehrsgewerbe mit rund 972 000 
oder 5,1 v. H. aller Erwerbstätigen im Staake. Die 804 Perfonen, 
die ſie zu dieſer Gruppe ſtellen, bedeuten noch nicht 0,5 v. H. aller 
jüdiſchen Erwerbstätigen und die 65 jüdiſchen Ausländer noch nicht 
0,2 v. H. aller ausländiſchen jüdiſchen Erwerbskätigen. 

Mit rund 387 000 Beſchäfktigten folgt bei der Bevölkerung über⸗ 
haupt ſodann das Gaſt- und Schankwirksgewerbe, wobei ein Ankeil 
von 2,0 v. H. an der Geſamkzahl aller Erwerbstätigen errechnet 
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wird. Für die jüdiſche ſowie die ausländifche jüdiſche Bevölkerung 
ſtellt ſich der Ankeil auf gleichfalls 2,0 v. H. aller Beſchäftigten. 
Mit 2511 oder 1,3 v. H. find die Juden verkreken, darunter die aus- 
ländiſchen mit 403 oder 1,1 v. H. der bezüglichen Geſamkzahl. 


Es folgt die Gruppe elekkrokechniſche Induſtrie, Feinmechanik und 
Optik mit 361 000 Beſchäftigken (1,9 v. H.) überhaupk. Sehr be- 
merkenswerk iſt es, daß hier das Zurückkreken der Juden nicht den 
gleichen Umfang annimmt, wie in den vorbehandelten Gruppen, da 
die Zahl der erwerbstätigen Juden mit 2507 einen Verhältnisſatz 
von 1,3, die ausländiſchen mit 609 ſogar einen ſolchen von 1,7 v. H. 
in Anſpruch nimmk. 

Bekrachkek man in der gleichen Weiſe, wie es eben für die In— 
duſtrieabteilung geſchehen iſt, die der Abteilung des Handels uſw. 
angehörenden vier Wirkſchaftsgruppen in der Reihenfolge nach der 
Stärke ihres Vorkommens bei der Geſamkbevölkerung, ſo iſt an 
erſter Stelle das fogenannte Handelsgewerbe zu nennen. Ihm ge— 
hören rund 1820000 oder 9,6 v. H. der erwerbstätigen Perſonen 
aller Konfeſſionen an. An Juden wurden in dieſer Gruppe 106 699 
oder 56,0 v. H. aller erwerbsfätigen Juden ermittelt. Die Span- 
nung iſt alſo hier noch ſtärker als in der ganzen, das Handels- 
gewerbe umſchließenden bezüglichen Wirkſchaftsabkeilung. An aus- 
ländiſchen Juden ſind im eigenklichen Handelsgewerbe 19 300 gezählt 
worden, denen der Ankeil von 54,3 v. H. der erwerbskätigen jüdi- 
ſchen Ausländer, alſo nahezu der gleiche Prozenkſatz wie bei der 
Geſamkzahl der Juden enkſprichkt. 

Im weiten Abſtande folgt das Verkehrsgewerbe mit rund 972 000 
oder 5,1 v. H. aller Erwerbstätigen im Staate. Die 804 Perſonen, 
die fie zu dieſer Gruppe ſtellen, bedeuten noch nicht 0,5 v. H. aller 
jüdiſchen Erwerbskätigen und die 65 jüdiſchen Ausländer noch nicht 
0,2 v. H. aller ausländiſchen jüdiſchen Erwerbstätigen. 

Mit rund 387 000 Beſchäftigken folgt bei der Bevölkerung über- 
haupk ſodann das Gaſt- und Schankwirkſchaftsgewerbe, womit ein 
Anteil von 2,0 v. H. an der Geſamkzahl aller Erwerbstätigen her- 
beigeführk wird. Für die jüdiſche ſowie die ausländiſche jüdiſche Be- 
völkerung ſtellt ſich der Anteil auf gleichfalls 2,0 v. H. 

Zum Schluß folgt das Verſicherungsgewerbe mit rund 69 200 Er- 
werbskätigen der Geſamkbevölkerung, durch die ein Anteil von 
0,4 v. H. aller Erwerbstätigen in Anſpruch genommen wird. Höher 
ſtellt ſich mit 0,5 v. H. die jüdiſche Ankeilsziffer, während die aus- 
ländiſchen Juden immerhin noch mit 0,3 v. H. vertreten find. Die 
anſchließende Tabelle (Siehe Seite 155) zeigt eine nach abnehmenden 
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Die Wirkſchaftsgruppen in der Ordnung nach der Zahl der erwerbs- 
fäfigen Juden Preußens am 16. Juni 1925. 


x Die erwerbstätigen 

Nr Die Wirkſchaftsgruppe Juden | darunter | Juden darunter Perfon. 
1 Bezeichnung überhaupt Aus länder überhpt. Ausld. | Aberhpt. 

Grundzahlen in Hunderkteilen 


XX Handelsgewerbe. 106 699 19 300 55,93 54,34 9,59 
XVII Bekleidungsgewerbe 21881 6323 | 11,47 17,80 5,02 
XXIV2 | Freier Beruf uſwww. 9 761 1775 [ 5,12 5,00 2,28 
XXV Geſundheitsweſen ujw. . 8297 727 | 4,35 2,05 1,88 
XVI Nahrungs- u. Genußmittel 

e e 7854| 1 090] 4,12 3,07 4,11 
XXVI Häusliche Dienſte ufw.. . 6338 1147 3782 323 | 5,75 
XXIII Gaſt⸗ und Schankwirkſchaft 3 742 702 1,96 1,98 2,04 
1 Landwirkſchaft, Gärtnerei 

ue ze, 8 283 326 1,72 0,92 28, 95 
X Textilinduſ trie 2 511 403 | 1,32 | 1,18| 2,59 
VIII Elekkrotkechniſche Induſtrie, 

Feinmechanik, Optik . 2 507 609 | 1,31 1.72 1,90 
XVIII Baugewerbe ...... 2157 450 1,13 1,27 5,39 
XI Papierinduſtrie und Ver- 

vielfälfigungsgewerbe . 2 183 468 1,12 1,32 1,42 
VI Herſtellung von Eifen-, 

Stahl- und Metallwaren 1831 371 0,96] 1,04 301 
VII Maſchinen-,Apparake- und 

FahrzeugbaTDʒ̃u 1831 317 | 0,96 0,89 83,76 
XIV Holz- u. Schnitzſtoffgewerbe 1817 369 | 0,95 1,04 2,68 
IX Chemiſche Induſtrie . 1 693 313 | 0,89 0,88! 1,11 
XXIVI | Oeffenkl. Verwaltung, Be⸗ 

amte der Rechtspflege, 

auch Heer und Marine 1 563 46 | 0,82 0,13 2,57 
XXI Verſicherungsweſen 943 109 | 0,49 0,31 0,36 
XII Leder- u. Linoleuminduſtrie 942 214 | 0,49 0,60 0,44 
XXII Verkehrsweſen 804 65 0,42 O, 18 5,12 
V Eifen- u. Metallgewinnung 726 126 | 0,38 0,36 2,56 
IV Induſtrie d. Steine u. Erden 507 721 0,27 0,20| 1,98 
III Bergbau, Salinenweſen 

P 355 95 0,19 0,27) 4,01 

XV Mufikinftrumenten- und | 

Spielwareninduftrie.. . 220 400,11 0,11 0,14 
XIII Kautſchuk- und Asbeſt- | 

Montre 197 21 0,10 0,06 0,25 
XIX Waſſer-, Gas- und Elektri- 

zikätsverſorgung. 156 22 0,08 0,06 0,57 
II Forſtwirtſchafk u. Fiſcherei 41 14 | 0,02 0,04 0,52 


Bekrägen der abſoluken Zahl der erwerbskäkigen Juden geordnete 
Reihe und gibt ſomit in überſichklicher Form einen Überblick über den 
Anteil der jüdiſchen Erwerbskäkigkeik. Die Gegenüberſtellung mit den 
enkſprechenden Ergebniſſen der Geſamkbevölkerung iſt im vorffehen- 
den Texk beſprochen worden. 


Von 190 789 jüdifhen Erwerbstätigen waren felbftändig (ohne 
die Heimarbeiker) 90 695 oder 47,5 v. H. Bei den Nichkſuden iſt der 
Anteil der Selbſtändigen mik 15,1 v. H. nur ein Driktel fo groß wie 
bei den Juden. Die Angeſtellten bilden bei den Juden faſt ein Drittel 
aller Erwerbskäkigen und weiſen eine doppelt fo hohe Quoke wie die 
Angeſtellken bei den Nichkjuden auf, die es nur auf 17,2 v. H. brin- 
gen. Arbeiter (einſchließlich der Heimarbeiker) gibt es bei den Juden 
17 488, die 9,2 v. H. aller jüdiſchen Erwerbskätkigen ausmachen. Ihnen 
ſtehen bei der nichkjüdiſchen Bevölkerung 9 245 040 Arbeiter ent- 
gegen, und ihr Ankeil an der Geſamkheit der nichkjüdiſchen Erwerbs- 
tätigen iſt mit 48,8 v. H. mehr als fünfmal fo hoch wie der enf- 
ſprechende Ankeil bei den Juden. Mithelfende Familienmikglieder 
und Hausangeſtellke weiſen bei den Nichkjuden einen doppelt fo hohen 
Ankeil auf wie bei den Juden. 


Ein anſchauliches Bild dieſer Verhälkniſſe vermittelt uns die nach- 
ſtehende Aufſtellung: 


| Bei Juden | en 


Eigentümer und Pächter 44,9 14,4 
Leitende Bemrneeeeeee 2. * 2,6 0,7 
3ufammen Selbſtändige 47,5 15,1 
Techn. Angeſtellte und Beamte... . . 83,9 5,0 
Aueh eren 0,2 18 
Kaufm. Angeſtellte und Beamre 29,7 10,9 
Zuſammen UAngeftellte... 33,8 17,2 
Arbeiter mit Berufsausbildung 5,8 82,0 
Arbeiker ohne Berufsausbildung 2,6 16,1 
„ ee u a 0,8 0,7 
Zuſammen Urbeiter .... 9,2 48,8 
Mithelfende Famillen angehörige 7,5 15,5 
Mee 2,0 8,4 
menü 9,5 18,9 


| | 100,0 | | 100,0 


Wie ſchon ausgeführt, lohnt es ſich, über die vorgenannten Zahlen 
hinab eine Unkerſuchung in den den Juden ureigenſten Gebieten, den 
Handelszweigen vorzunehmen, und zwar nach der ſozialen Strukkur 
der Erwerbstätigen. Die anſchließende Tabelle gibt hierüber Auskunft. 
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Um nur einige markante Zahlen herauszugreifen: Von 1 365 470 
Erwerbstätigen im Waren- und Produkkenhandel find 85 712 oder 
6,28 v. H. Juden. In Preußen find 405 862 ſelbſtändige Handels- 
geſchäftsleute vorhanden, wovon auf das Judentum allein 10,74 v. H. 
entfallen. Der Ankeil der Direktoren und leitenden Beamten ſtellt 
ſich auf 12,58 v. H. Im Bank- und Börſenweſen bekrägk der Anteil 
der jüdiſchen Berufskäkigen 3,84 v. H. Der Anteil der jüdiſchen 
Bankiers iſt dagegen mit 34,30 v. H. faſt zehnmal ſo groß. Im 
Immobilienhandel bekragen die enkſprechenden Ziffern 6,41 v. H. bzw. 
10,81 v. H., bei den Direkkoren und leitenden Beamten 15,25 v. H. 
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Jüdiſcher 
Bolſchewismus 
in Deutſchland. 


Cohn, Oskar, 15. 10. 1869 in 
Guttentag geb., moſ., Dr., 
Rechtsanwalt. 

Letzte Wohnung: Berlin, 
Levetzowſtr. 16a. 

1920. Seit 1909 Stadfverord- 
neter in Berlin. 1912 — 1918 
Mitglied des Reichskages. 1919 
Mitglied der USPD.-Fraktion in 
der Nationalverſammlung, dann 
Mitglied des Preuß. Landtages 
bei der gleichen Fraktion. Land— 
kagshandbuch. Führer der USP O., 
ſoll den größten Teil der 20 Mil- 
lionen Rubel, die die Bolſche— 
wiſtenzentrale zur Verfügung ge— 
ſtellt hat, in ſeinen Händen ha— 
ben. Angeblich Finanzrat bei der 
Redaktion „Golos Raſſii“. 

1919. Leiter der Finanzge— 
ſchäfte ſeiner Partei, ſoll Beziehungen zu ungariſchen, ruſſiſchen 
Banken haben. 

1920. Offizieller Rechtsbeiſtand der ruſſiſchen Sowjet-Botichaft. 

Mitglied der ſozialen Miſſion, die in Warſchau zur Unterſuchung 
der Judenpogrome in Polen eingetroffen iſt. 

1921. Hat einen Vertrag mit der Berliner Sowjet-Verkrekung ab- 
geſchloſſen und arbeitet jetzt zwei bis drei Stunden käglich im Büro 
der Sowjet-Vertretung. 

1920. Nennt ſich neuerdings auch Dr. Igel. 

1922. Leiter des deutſch-ruſſiſchen Handelsbüros. Hat am Partei- 
kag der USPD. in Leipzig teilgenommen. 

1922. Mitarbeiter bei der Handelsverkretung der „RSFSR.” in 
Berlin. 

1925. Verteidiger für die „Rote Hilfe“. 

1930. Gehört zum erweiterten Vorſtand der „Hias-Jca“ Emig- 
direct-Emigration-Vereinigung. 

1932. Leiter der Konferenz der Liga für Menſchenrechke am 
4. 10. 1932 im ehem. Herrenhaus in Berlin. 
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14 Jahre Judenrepublik. 11 


Eppftein, Eugen, 25. 6. 1878 in 
Simmern, Kr. Kreuznach 
geb., Diſſident, Kaufmann. 
Letzte Wohnung: Berlin— 
Kloſterſtr. 45. 


1919. E. wurde als Mitglied 
der KPꝰd. und zum General— 
jekretariat gehörig in Schutzhaft 
genommen. 

St mit Köhring Leiter der 
Bergarbeiter - Union. War bis 
März 1919, wo er in Sicher— 
heitshaft genommen wurde, Lei— 
ker des kommuniſtiſchen Büros 
in Eſſen; wurde angeblich am 2. 8. 
1919 aus Verſehen aus der 
Sicherheitshaft entlafjen. 

1920. Am 10. 11. 1919 aus 
dem Gefängnis des Reichs-Wili— 
kär-Gerichts entwichen. — Erneut Schußhaftbefehl erlaſſen. 

1920. Eppſtein wurde in Lichtenfels wegen Paßvergehens feſt— 
genommen und am 5. 2. 1920 nach Werl in Weſtfalen kransporkiert. 
Hält ſich in Solingen auf. 

Gegen ihn ſchwebt Haftbefehl des Unkerſuchungsrichkers am Land- 
gericht in Eſſen wegen Vergehens gegen $ 125 I StGB. 

1921. E. iſt Sekrekär der KA Pod. in Saarbrücken. 

1921. Am 28. 11. 1921 in Köln wegen Landfriedensbruch verhaftet. 

1922. Hat am 7. November 1920 bei der Gedenkfeier der ruffi- 
ſchen Revolution auf dem Burgplag in Eſſen geſprochen. 

1923. Iſt als Delegierter zum 4. Weltkongreß für den Bezirk 
Mittelrhein in Vorſchlag gebracht. 

1923. Wurde auf dem Parteitag der KPD. im Januar 1923 in 
Leipzig für den Bezirk Mittelrhein als Mitglied in den Zentral- 
ausſchuß gewählt. 

1924. Reihstagsabgeordneter der KPD. 

1924. Soll militäriſcher Leiter des Bezirks Nordweſt, Nieder- 
ſachſen und Waſſerkanke fein. 
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1924. Wurde am 22. 10. 1924 in Bremen verhaftet. 

1924. War am 7. 10. 1924 in Rheydt im Saale des Kaiſerparks 
Referent in einer APD.-Derfammlung und ſprach ſehr aufreizend. 

1924. Wurde für die Reichskagswahl der KPD. als Kandidat 
aufgeſtellt. 

Erhielt falſche Papiere auf den Namen Leſkin, Werner, 25. 8. 
1878, Erfurt, von der KPD. -Paßfälſcherzenkrale. 

1925. Landtagsabgeordneker der KPD. für Düffeldorf-Oft gewählt. 

1925. Nahm als Vertreter Nordweſt am X. Parteitag der KPD. 
teil und wurde dort in die politiſche Kommiſſion gewählt. 

1925. In der Bezirksleitung Nordweſt als Bezirksleiter befoldet 
angeſtellt. 

1926. Redner der Mitgliederverſammlung des Roten Frontk— 
kämpferbundes am 26. 1. 1926 in Bremen. 

1926. Wurde durch die Berliner Zentrale der KPD. von feinem 
Poſten in Bremen abberufen und wird in der Berliner Zentrale 
mit dem Zeitungsweſen der KPD. im Reich beſchäftigt. 

1926. Verfahren wegen Vorbereitung zum Hochverrat eingeſtellt. 

1926. Mitunterzeihner der Maslow - Ruth Fiſcher - Oppofition. 

1927. Eifriger Agitator der Kommuniſtiſchen Partei. 

1927. Ihm ift wegen feiner oppoſitionellen Tätigkeit mit Aus- 
ſchluß aus der Partei gedroht. 

1928. Mitunkerzeichner des Aufrufs zum Gründungskongreß des 
Leninbundes in Berlin. 

1928. Seit 13. 1. 1928 Landtagsabgeordneter der Linken Kom- 
muniſten. 

1928. Bei der Landtagswahl am 20. 5. 1928 nicht wiedergewählt. 

1930. Der ObSt A. in Eſſen erſucht um verankworkliche Verneh— 
mung. E. ſoll im Jahre 1920 in Eſſen bei den Unruhen als Führer 
der Roken Armee an der Erſtürmung des Waſſerkurms keilgenommen 
hoben, wobei mehrere Perſonen der Beſatzung des Waſſerturms ge— 
kötet worden find. 

1931. ObSt A. in Eſſen teilt mit, daß das Verfahren eingeſtellt 
worden iſt. 

Strafe 

Im Jahre 1922 von der 4. Strafkammer des Landgerichts Eſſen 

wegen Aufreizung zum Klaſſenhaß zu drei Monaken Gefängnis. 
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Eisler, Gerhard, 20. 2. 1897 
in Leipzig geb., Diſſident, 
Lektor, Schriftſteller. 
Letzte Wohnung: Berlin— 
Wilmersdorf, Konſtanzer 
Straße 56. 

Ehefrau: Heda, geb. Tun, 

6. 1. 1900 in Wien geb. 
1921. Hat ſich im Zuſammen— 
hang mit den Ereigniſſen in 

Mitteldeutſchland nach Berlin 

begeben. Er iſt Kommuniſt. 

1923. Hat am 28. 2. 1923 in 
Weſel in einer APD.-Derfamm- 
lung geſprochen und zum Sturze 
der Regierung Cuno aufgefordert. 

1925. E. ſoll vertraulichen 
Nachrichten zufolge ein Bruder 
der Ruth Fiſcher ſein, der auch 
häufiger unker dem Namen G. Gerhardt, Berlin, aufgetreten iſt. 

1925. E. iſt auf dem hieſigen EMA. am 1. 12. 1923 unbekannt 
abgemeldet und ſeit dieſer Zeit nicht wieder zur Anmeldung gelangt. 
Er ſoll ſich in Wien bei ſeinen Eltern aufhalten. 

1926. Gegen E. iſt vom Oberreichsanwalt Steckbrief erlaſſen. 
Steckbrief gelöſcht. 

1925. Die Fahndung auf E. iſt bisher ergebnislos verlaufen. 

1926. Mitglied des Zentralkomitees der KPD. 

1923. Seiner Angabe nach ſoll Smeral 10—12 Millionen Mark 
zur Unkerſtützung der „Tſchechiſchen KP.“ erhalten haben, welches 
jedoch unbekannt iſt. 

1927. Steckbrief iſt gelöſcht. 

1927. Gehört zur Bezirksleitung Berlin- Brandenburg der KPD. 

1927. Hat ſich unter dem Namen Dr. Berger von September bis 
November 1926 bei der Schweſter ſeiner früheren Frau, Ella Thune, 
15. 11. 1908 Wien geboren, Barbaroſſaſtr. 15, bei Freitag, aufge— 
halten. Hatte falſchen Paß auf den Namen Fritz Mentel. 
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1927. Hat auf dem Führerkongreß des RZB., der vom 12. big 
19. 7. 1926 in Prenzlau ſtaktgefunden hat, referiert. 

1926. Wurde auf dem 11. Reichsparteitag der KPD., der vom 
2. bis 7. 3. 1927 in Eſſen kagte, in das Zenkralkomitee gewählt. 

1927. Das Reichsgericht hat in der Sitzung vom 9. 7. 1927 das 
Verfahren gegen E. eingeſtellt. 

1927. In die Bezirksleitung der KPD. Berlin-Brandenburg auf 
dem Bezirks-Parkeitag am 27. 11. 1927 wiedergewählt. 

1928. Iſt unter dem Namen „Gerhardt“ im Informationsbüro des 
Zenkralkomitees, Kl. Alexanderſtr. 28, Zimmer 508, tätig. 

1928. Gegen E. ſchwebt bei der Staaksanwaltſchaft in Königs- 
berg i. Pr. wegen des Artikels „Das Doppelſpiel der Kommuniſten“, 
der in der Nr. 208 des „Echo des Oſtens“ vom 5. 9. 1928 erſchienen 
iſt, ein Verfahren. 

1929. Ferner iſt ein Verfahren gegen E. eingeleitet wegen des 
Flugblattes „Kanonen gegen den Krieg“. Es wird darin Vorbe— 
reitung des Hochverraks erblickt. E. befindet ſich in Moskau ſeit 
12. 11. 1928, Hotel „Lux“, Zimmer 324. 


1929. Auf dem Bezirks- Parteitag Berlin-Brandenburg der KPD. 
am 16. und 17. 3. 1929 in die Bezirksleitung nicht wiedergewählt. 


Einſtein, Albert, Prof. Dr. phil. 
h. c., 14. 3. 79 in Ulm geb., 
Diſſident, Univerſ.-Prof. 
Letzte Wohnung: Berlin, 
Haberlandſtr. 5. 

Ehefrau: Elſa, geb. Ein- 
ſtein, geſch. Loewenthal. 

1926. Mitglied des Kura— 
toriums der Kinderheime der 
Roten Hilfe. 

1927. Gehört dem Präſidium 
der „Geſellſchaft der Freunde des 
neuen Rußland“ an. 

1928. Gehört dem Ehrenprä- 
ſidium der Internationalen Ar— 
beikerhilfe an. 

1932. Mitgl. der „Deutſchen 
Gruppe“ des Bundes „Freier 
Balkan-Staaten”. 

1932. Mitgl. des „Deutſchen 


Kampfkomitees gegen den imperialiſtiſchen Krieg“ und Angehöriger 
des „Weltkomitees zur Bekämpfung des imperialiſtiſchen Krieges“. 

1933. Mitglied eines ſogenannken Initiativ- Komitees, bekitelt 
„Das freie Work“ (begründet von Albert Einftein, Heinrich Mann 


und Rudolf Olden). 


1933. Hält ſich 3. 3. in Le Caq-ſur- mer, Rue Shakefpeare, 


Fichkmann, Leo, 16. 8. 1873 in 
Elbing geb., moſ., Stein- 
meh-Arbeiter. 

Letzte Wohnung: Berlin, 
Raupachſtr. 2, Keller. 
Ehefrau: Klara, geb. Fuchs, 
6.4.77 in Neudorf, Kreis 
Schwerin geb. moſ. 

1919. Bezieht 700 Stück „Die 
Rote Fahne“, Leipzig. 

1919. Verbreiter des „Kämp- 
fer“. Führender Genoſſe in der 
KPD. (Neumann -Gruppe). Saß 
während des Krieges vielfach in 
Schutzhaft, gewalktätig. 

1920. Am 16. 11. 1920 der 
Sk A. ] vorgeführt. 

Sein Perſonalausweis Nr. 119 
PM. 21 wurde bei dem bekann— 
fen Winkelmann gefunden. 

1921. Fichtmann iſt nach Stellung eines Strafankrages des Ober- 
bürgermeiſters Boeß wegen Einbruchs und Hausfriedensbruchs am 
18. 11. 1921 Raupachſtr. 2 feſtgenommen und am 24. 11. dem 
Unterſuchungsrichter StA. I vorgeführt. 

1921. Trat in der Vollverſammlung der politiſchen Arbeiterräte 
bei Voß, Weberſtr. 6, für Ausdehnung des Elekkrizitätsſtreins und 
den Generalſtreik ein. 

1921. Gehört der ſog. Finanzgruppe der AAPD. an und iſt an- 
ſcheinend bei 6 Überfällen auf Juweliere beteiligt geweſen. 

F. war bis jetzt im Arbeitsloſenrat im Metallarbeiter-Nachweis, 
Wuſterhauſener Straße 15, tätig. Wegen feiner verhetzenden Reden 
wurde er durch Magiſtratsbeſchluß aufgefordert, fein Zimmer und 
feine Arbeitsſtelle ſofort zu verlaſſen. 

1919. Kommuniſt. Trat in einer Kommuniſtenverſammlung hervor. 

1920. Bezirksführer des I. Bezirks der KAPD. Berlin. 

1920. Iſt als Vertreter der Baerſchen Unterſtützungskommiſſion 


der Allgemeinen Arbeiter-Union gewählt. Die Kommiſſion gerät 
immer mehr in das ſyndinkaliſtiſche Fahrwaſſer. 

1920. Iſt wegen ſeiner verbrecheriſchen Neigungen aus der 
KAP. ausgeſchloſſen. 

1920. Gruppenführer der Kampforganiſation Infanterie. 

1920. Forderte in einer Verſammlung den Generalſtreik über 
ganz Deutſchland. Stellte ſich an die Spitze des Demonſtrationszuges 
und führte ihn zum Berliner Rathaus. 

1920. Verlangte ſofortige Wahl revolutionärer Betriebsräte und 
Generalſtreik. 

1921. Feſtgenommen wegen Vergehen gegen S$ 110, 111, 123, 
124, 125, 140 StGB. 

Hat die ordnungsmäßige Arbeitsvermiktlung geſtörk. 

1922. Sprach als Diskuſſionsredner in der KPDD.-Verſammlung 
und erklärte, daß er nicht als bezahlter Redner auftritt. Vom Staats- 
kommiſſar Weißmann ſei er 10 Monake eingeſperrt geweſen. 

1922. F. iſt aus der KA PO. ausgetreten. 

1923. Zog mit einem Demoſtrationszug von Erwerbsloſen nach 
dem Zentralfriedhof Friedrichsfelde, wo er am Grabe Karl Lieb— 
knechts eine Rede hielt. Nach Schluß kam es zu Streitigkeiten. Er 
wurde feſtgenommen. 

1923. Für Propaganda im Aktionsausfhuß der Erwerbsloſen. 

1923. Am 14. 6. 1923 wurde bei ihm eine Durchſuchung nach 
einem Brief aus Freithal i. S. vorgenommen. Dieſer Brief follte 
über Lieferung von Eierhandgranaken an die dortigen Erwerbsloſen 
etwas enthalten. Ohne Erfolg. 

1924. Hat am 4. 8. 1924 in der Verſammlung der Hand- und 
Kopfarbeiter in der Königsbank geſprochen. 

1925. Sprach im Namen der KAPd˖. am Sonntag, dem 12. 4. 
1925, bei der Berliner Kampfkundgebung in der Siemens-Oberreal- 
ſchule in Charloktenburg. 

1925. Hat eine Beſchwerde gegen die Beamten des 82. Polizei— 
Reviers eingereicht, weil fie ihm im Friedrichshain, wo er Sonntags 
als Redner auftritt, Schwierigkeiten machen. 

1926. Hat gegen den RF B. eine Anzeige erſtattet. 
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Strafen: 

Am 14. 8. 1893 wegen Unfugs zu 3 Tagen Haft. 

Am 6. 12. 1893 wegen Bektelns zu 7 Tagen Haft. 

Am 9. 7. 1894 von der Straßenpolizei in Conkrav zu 21 Tagen 
Haft. 

Am 10. 9. 1894 wegen Hehlerei zu 3 Tagen Gefängnis. 

Am 17. 9. 1894 wegen Beleidigung zu 2 Tagen Gefängnis ver- 
urteilt. 

Am 19. 8. 1895 wegen Diebſtahls zu 6 Monaten Gefängnis ver- 
urteilt. 

Am 7. 10. 1898 wegen Beleidigung zu 30 M. Geldſtrafe evkl. 
6 Tagen Gefängnis verurkeilt. 

Am 9. 12. 1903 wegen Hausfriedensbruchs zu 3 M. Geldſtrafe 
evtl. 1 Tag Gefängnis verurteilt. 

Am 1. 7. 1904 wegen Vergehens gegen das Krankenkaſſenverſiche— 
rungsgeſetz zu 20 M. Geldftrafe evfl. 4 Tagen Gefängnis verurteilt. 

Am 28. 6. 1909 wegen Hehlerei zu 6 Monaken Gefängnis ver— 
urteilt. 

Am 27. 11. 1912 wegen Beleidigung und Körperverletzung mit 
1 und 2 Tagen, insgeſamt zu 2 Tagen Gefängnis verurkeilt. 

Am 29. 12. 1914 wegen Beleidigung und Hausfriedensbruch zu 
25 M. Geldſtrafe evtl. 5 Tagen Gefängnis verurteilt. 


Am 27. 4. 1920 wegen Aufruhrs in Takeinheit mit Landfriedens- 
bruch zu 6 Monaken Gefängnis verurteilt. 


ce 


Fichtmann, Max, 22. 11. 98 in 
Berlin geb., moſ., Arbeiter. 
Letzte Wohnung: Berlin, 
Raupachſtr. 2 oder 27 bei 
den Eltern. 


1919. Roher und brutaler 
Sparkakiſt. Steht mit der Zen- 
trale der KPD. in Verbindung. 
War an den Märzkämpfen be— 
teiligt. Vater iſt Leo Fichtmann. 


1919. Iſt des gemeinſchaft— 
lichen ſchweren Raubes und des 
Raubmordverſuches, begangen 
am 31. 7. 1919 im Walde bei 
Hirſchgarten an dem Kaufmann 
Orlowſki, Carmen-Sylvaſtr. 132, 
dem hierbei 1800 RM. geraubt 
wurden, dringend verdächtig. 

Wurde wegen dieſer Tat ver- 
urfeilt. 

1920. War wegen Mordes an Inſpekkor Blau angeklagt und 
wurde freigeſprochen. 1921. Gehört der ſogenannken Finanzgruppe 
der KAP D. an und ſoll bei Überfällen auf Juweliere mitgewirkt haben. 
1926. Die Strafhaft vom Herrn Juſtizminiſter unkerbrochen und bis 
31. 10. 1929 ausgeſetzt. 1926. Gehört dem Orts- Arbeitsausſchuß der 
KAPD. des Wirtſchaftsbezirks Sachſen-Anhalkt an. 1926. Hat fi 
vom November 1925 bis Februar 1926 in Aue i. Vogtl. beruflich auf- 
gehalten, hat ſich aber in Aue nicht politiſch betätigt. 1928. Durch 
Reichsgeſetz über Straffreiheit vom 14. 7. 1928 iſt durch Urteil des 
außerordentlichen Kriegsgerichts beim LG. II Berlin vom 25. 10. 1919 
anerkannte Strafe von 12 Jahren Zuchthaus, die durch Erlaß des 
Pr. Staatsminiſteriums vom 18. 8. 1924 auf 8 Jahre Zuchthaus er- 
mäßigt wurde, um 2 Jahre 8 Monate erlaffen. 


Strafen: 
Am 24. 10. 1919 vom Kriegsgericht beim Landgericht II in Berlin 


wegen gemeinſchaftlichen ſchweren Raubes und des Raubmordver— 
ſuches zu 12 Jahren Zuchthaus verurteilt. 
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Fichtmann, Hugo, 10. 12. 1902 
in Berlin geboren, moſ., 
Arbeiter. 

Letzte Wohnung: Berlin- 
Raupachſtraße 2 bei den 
Eltern. 

1919. Roher und brutaler 
Spartakiſt. Steht nebſt Bruder 
Max mit der Zentrale der KPD. 
in Verbindung. War an den 
Märzkämpfen beteiligt. Vaker: 
Leo Fichtmann. 

1919. Wegen Aufruhrs und 
Waffenbeſitzes zu verhaften. 
Staatsanwaltichaft 1. 

1919. Iſt in Hamburg feit- 
genommen. 

1920. Wurde am 1. 2. 1920 
in einer Funktionär- Konferenz 
der KPD. im Parkſchlößchen- 
Jungfernheide betroffen und feſtgenommen. Am 7. 2. 1920 enklaſſen. 
Gruppenführer der Kampforganiſation der KAPO., 1. Bezirk, In- 
fanterie. 

Von der Funkkionär-Verſammlung der KAPD. am 5. 8. 1920 
zum Mitglied der Paßkommiſſion vorgeſchlagen. 

1920. Bezirksführer des I. Bezirks der KAP. 

1920. Referent der KA PO. für Landagitation und Arbeitsloſen- 
frage. 

1921. Gehört der Finanzgruppe der KA PD. an und ſoll bei 
Überfällen auf Juweliere mitgewirkt haben. 

1922. Hielt ſich Grünſtr. 9 bei Johanna Block unangemeldet auf 
und wurde am 25. 1. 22 feſtgenommen. 

1922. Am 26. 1. 1922 der Staatsanwaltjchaft II zugeführt. 

1922. Verfahren mangels Beweiſen eingeſtellt. 

1922. Mitglied des Haupkausſchuſſes der KA PD. 

1922. Iſt bei feinen Eltern, Raupachſtr. 2, gemeldet, aber nicht 


S r 1771 


wohnhaft dort. Er iſt arbeitslos. Seine Geliebte war Johanna Block, 
Grünſtr. 9. 


1923. Geiſtiger Leiter der „Erwachenden Jugend“, die erſt im 
Entſtehen begriffen iſt. 

1923. Iſt wegen parteiſchädigenden Verhaltens aus der KApch. 
und der Allgemeinen Arbeiter-Union ausgeſchloſſen. 

1923. Aus der „Erwachenden Jugend“ ausgeſchloſſen. Hat ſich 
eine eigene Gruppe von arbeitsloſen und arbeitsſcheuen Jugendlichen 
unter der Bezeichnung „Oftpiraten“ gegründet. 

1923. Iſt am 17. 4. 1923 unter dem Namen Dichtermann mit 
einem Referenten Schuberk aus Berlin in Freithal-Döhlen im Gaſt— 
haus Krille geweſen. 

1923. War Führer eines Trupps der „Erwachenden Jugend“ 


nach Wittenberg, wo dann eine Gruppe der Deukſchnationalen Ju— 
gend überfallen und verprügelt wurde. 
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Friedländer, Paul, Dr., 2.7.91 
in Baden bei Wien geb., 
Diſſident, Schriftſteller. 
Letzte Wohnung: Berlin— 
Charlottenburg, Augsbur— 
ger Str. 25 bei Rebja. 
Ehefrau: Markha, geb. Ja- 
kob, 16. 7. 93 in Möſterich 
geboren. 


1919. Führender Internatio- 
naler Kommuniſt. Geldgeber für 
die ſparkakiſtiſche Zentrale von 
Nordböhmen in Reichenberg in 
Böhmen. 

1921. Vorſ. der komm. Räte- 
fraktion Sſterreichs. 

1921. Einreiſeſichtvermerk zur 
Teilnahme an den in Berlin 
ſtaktfindenden Kongreß der „Ar— 
beiterhilfe für das hungernde Rußland“ verweigert. 

1923. Hat einen Durchreiſeſichtvermerk nach Moskau zum IV. Kon- 
greß der III. Internationale erhalten. 1925. Öfterreihifcher Kommuniſt. 

1926. Redakteur der „Internationalen Korreſpondenz“, Friedrich- 
ſtraße 225. 1928. Bei der „Inprekorr.“ im Karl-Liebknecht-Haus kätig. 

1928. Beſitzt für das Jahr 1928 eine Prefjekarte als Vertreter 
von „The Daily Worker“, New-Vork. 

1931. Referierte in der Haſenheide in einer Verſammlung der 
„Roten Hilfe“ über den § 218. 

1932. In der am 8. 11. 1932 ſtattgefundenen Funktionärbe— 
ſprechung der „Roten Hilfe“ wurde bekanntgegeben, daß F. Kranken- 
akteſte für Delegakionen zum Weltkongreß nach Rußland ausge- 
ſtellt häkte. 

1932. Mitglied des illegalen Zentrums des „MOPR.“ in Deutſch- 
land. 1932. Gehört zum Vorſtand „Die Junge Volksbühne“ e. V. 

1933. War Chefredakteur der „Welt am Abend“ und bekäkigke 
ſich als Lehrer der Marxiſtiſchen Arbeiterſchule. 

1933. Soll ſich in Prag aufhalten. 
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Goldſchmidk, Alfons, Dr., 28.11. 
1879 in Gelſenkirchen geb., 
moſ.,Univerſitätsprofeſſor, 
Schriftſteller. 

Letzte Wohnung: Berlin— 
Grunewald, Douglasſtr.30. 

1919. Hat die Leitung des 
„Bundes für prolekariſche Kul— 
tur“ übernommen. 

Leiter der Redaktion der 
„Räte-Zeitung“, Luiſenſtr. 28, 
woſelbſt auch käglicher reger Ver— 
kehr von Fremden, beſonders 
Juden, ſtaktfindet. 

1920. 20. 1. 1920 auf Anord- 
nung des ObͤKdo. Noske zwecks 
Inſchutzhaftnahme feſtgenommen. 

Am 29. 1. 1920 aus der 
Schutzhaft enklaſſen. 

1920. Referierke in einer APD.-Derfammlung im „Münchener 
Kindl-Keller“ über die Wirkſchaftsorganiſakion in Sowjet-Rußland. 

1922. Befindet ſich mit Prof. Nicolai in Argentinien. 

1927. Gehört dem Erekufivkomitee der „Liga gegen Imperialis- 
mus und für nationale Unabhängigkeit“ an. 

1927. Sprach im Künſtlerhaus zu Dresden vor den Orksgruppen 
Dresden der „Intern. Arb.-Hilfe“, der „Intern. Frauenliga“ und der 
„Geſellſchaft der Freunde des neuen Rußlands“ über die politiſche 
Lage aller Länder. 

1927. Teilnehmer an der 2. Reichskonferenz des „Bundes der 
Freunde der Intern. Arb.-Hilfe“ in Erfurt. 

1927. Mitglied des Reichsvorſtandes der „Intern. Arb.-Hilfe“. 

1928. Gehört zum Vorſtand und künſtleriſchen Ausſchuß des 
„Volks-Film-Verbandes“. 


1928. Seit dem Erfurter Kongreß 1927 Reichsvorſtandsmikglied 
der „Intern. Arb.-Hilfe“. 
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1929. Referent für die „Intern. Arb.-Hilfe“ am 19. 4. 1929 in 
Eſſen. 1929. Zum 1. Vorſitzenden der „Intern. Arb.-Hilfe“ auf der 
3. Reichskonferenz in Dresden gewählt. 

1929. Soll Profeſſor fein. An der hieſigen Univerfität ſowie bei dem 
Min. für Kunſt und Wiſſenſchaft iſt er als ſolcher nicht bekannt. 
Er befaßt ſich jedoch nach Vorgängen bei dem vorgen. Miniſterium 
mit der Gründung eines Wirkſchaftsinſtituts in Latein-Amerika, 
worüber das „Berl. Tageblakt“ vom 30. 1. 1929 einen Artikel brachke. 

1929. War am 11. 7. 1929 bei der Kundgebung gegen koloniale 
Unterdrückung in Kliems Feſtſälen Referenk. 1929. 1. Vorſitzender 
des Reichsausſchuſſes der „Intern. Arb.-Hilfe“, Büro Wilhelmſtr. 48. 

1929. Teilnehmer an dem 2. Welkkongreß der „Liga gegen Im— 
perialismus und für nationale Unabhängigkeit“ am 31. 7. 1929 in 
Frankfurt am Main. 

1930. Mitglied des „Kampfkomitees der Künſtler und Geiftes- 
arbeiter gegen Reakkion und Faſchismus“. 

1930. Vorſitzender und Reichsleiter der „Intern. Arb.-Hilfe“. 

1931. Trak bei einer Maſſenkundgebung der „Roten Hilfe“ am 
23. 3. 1931 in Köln als Redner auf. 

1931. Sprach am 19. 4. 1931 in einer öffentlichen Verſammlung 
der „Intern. Arb.-Hilfe“ in Magdeburg über die wirtſchaftlichen und 
ſozialen Verhälkniſſe in Amerika, Rußland und Deutſchland. 

1931. Mitglied des „Zenkralkomikees der Intern. Arb.-Hilfe“. 

1932. Gehört zum Direktions-Komitee der deuffchen Gruppe des 
„Bundes Freier Balkan“ mit dem Sitz in Friedenau, Gutsmuths- 
ſtraße 10. 

1932. Trat am 20. 1. 1932 im Ledigenheim, Pappelallee 15, bei 
einer öffenklichen Verſammlung der „Roten Hilfe“ als Redner auf. 

1932. Trat am 8. 12. 1931 in einer von der „Intern. Arb.-Hilfe“ 
veranffalfeten Verſammlung im Nakionalhof, Bülowſtr. 37, als Red- 
ner auf, in welcher er die Neugründung des „Klubs der Geiſtes— 
arbeiter“ verkündeke. 

1932. Am 23. 5. 1932 auf Reifen abgemeldet und iſt bisher nicht 
wieder zur Anmeldung gelangt. 

1932. Referierte in Verſammlungen der „Liga gegen Imperialis- 
mus und koloniale Unterdrückung“, Ortsgruppe Hamburg. 

1933. Tritt für die Freilaſſung des verhafteten chineſiſchen Ge— 
werkſchaftsführers Huan-Ping ein. 
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Golke, Elfriede, geſch. Fried— 
länder, geb. Eisler, 11. 12. 
1895 in Leipzig geboren, 
Schriftſtellerin. 

Letzte Wohnung: Berlin— 
Britz, Andreasberger Str. 
9 bei Maslow. 

Nennt ſich Ruth Fiſcher. 

1919. Sie iſt die rührigſte und 
gefährlichſte Anführerin der Wie— 
ner komm. Partei und verfügt 
über reiche Geldmittel. Soll 
Anfang Oktober 1919 nach 
Deutſchland abgereiſt ſein und ſich 
in Hamburg oder Berlin auf— 
halten. 

1920. Ihre Adreſſe wurde in 
dem beſchlagnahmken Material 
der Kommuniſtin Tſchemerinſki 
gefunden. Sie iſt agitatoriſch tätige Kommuniſtin. 

1920. Frau Landsberger, Steglitz, Dijonſtr. 1, vermittelt ihre 
Korreſpondenz. 

1921. Iſt mit Frau Anni Jolles in Wien 10, Grinzinger-Kriegs- 
baracke, bekannt und hat hier 1919 Steglitz, Pleſchkeſtr. 3 bei Bar— 
tels, gewohnt (unangemeldet). 

1921. Iſt Mitglied des Aktionsausſchuſſes der VKP O. 

1921. Soll von der Zenkrale als beſondere Agitakorin nach 
Schleſien entjandt ſein. 

1921. Parteiſchriftſtellerin in der V PO. Mitglied der Berliner 
Zentrale der VK Po. und des Aktionsausfchuffes. Trieb ſeit längerer 
Zeit gefährliche kommuniſtiſche Propaganda in Berlin unter dem 
Namen Ruth Fiſcher. Am 12. 7. 1921 feſtgenommen und am 15. 7. 
1921 der Staatsanwaltſchaft wegen Aufforderung zum Mord vor— 
geführt. Rückführung wegen Ausweiſung erſucht. 


1921. Sprach auf dem Parteitag der VK PO. in Jena unter dem 
Namen „Wagner“. 
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1921. Soll ſich in Berlin aufhalten und die Abſicht haben, fich 
mit einem Deutſchen zu verheiraken, um in Deutſchland bleiben zu 
können. Hat am 21. 10. in einer Verſammlung von Parteifunktio- 
nären und Betriebsobleuten geſprochen. 

1921. Iſt am 11. 11. 1921 in einer geheimen Funkkionärverſamm— 
lung der KPD. im Woabiter Gefellihaftshaus unter dem Namen 
„Dora Müller“ als Referentin aufgetreten. 

1921. Am 15. 11. 1921 trat die F. in einer Konferenz der KPD. 
Zenkrale und revolutionären Obleuke auf und empfahl den Obleuten, 
ſich nach den von ihr ausgearbeiteten 21 Moskauer Forderungen 
einzurichten. 

1921. Am 20. 12. 1921 erneut feſtgenommen wegen Bannbruchs. 

1921. Iſt gegen Kaution aus der Haft entlaſſen. (1) 

1922. Reiſepaß Nr. 355 vom 5. 1. 1922. 

1922. Hat an der Konferenz der kommuniſtiſchen Metallarbeiter- 
Funktionäre am 10. 1. 1922 Boruſſia-Feſtſäle, Ackerſtr. 6/7, teilge- 
nommen und dorf ein Referat über die Situakion in der KPD. ge- 
halten. 

1922. Referierke am 20. 4. 1922 bei der APD.- und USP2.- 
Kundgebung im Luſtgarten, wurde anſchließend daran feſtgenommen, 
aber wieder enklaſſen. 

1922. Sprach am 3. 5. 1922 in einer Sitzung der Obleuke der 
Großbetriebe und Fraktionsvorſitzenden der KPD., wobei fie aus 
Anlaß des Einſchreitens der Polizei gegen die Rathaus-Demon— 
ſtranten am 2. 2. 1922 für einen ſofortigen Generalſtreik eintraf. 

1922. Iſt bei der KPD. Bez. Berlin-Brandenburg als Sekretärin 
mit einem Monatsgehalt von 3000 Mk. angeſtellt. 

1922. Sprach am 3. 9. 1922 beim Frauen-Werbefeſt der KPD. 
Saalbau Friedrichshain. 

1922. Iſt als Delegierte für den 4. Weltkongreß für Berlin und 
Lauſitz in Vorſchlag gebracht. 

1922. Verheiratete ſich am 27. 10. 1922 zu Berlin (StA. XIII. 
Nr. 1427) mit Guſtav Gohlke, 14. 10. 1895 Danzig geb., welcher in 
der KPD.-Zentrale, Roſenthaler Str. 38, tätig fein ſoll. 

1923. Sprach am 17. 12. 1922 in der Zunktionärkonferenz Brauerei 
Friedrichshain über den Verlauf des 4. Welkkongreſſes. 
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1923. Sprach am 16. 1. 1923 in der KPDD.-Verſammlung im 
Realgymnaſium Ober-Schöneweide über die Ruhrbeſetzung. 


1923. Sprach am 21. 1. 1923 auf dem Bez.-Parteitag Berlin- 
Brandenburg über die politiſche Lage und Reichsparteitag und wurde 
als Sekrekärin für Politik und Bildung gewählt. 


1923. Sprach am 26. 1. 1923 in einer Verſammlung der KPD. 
in den Pharusſälen, Müllerftr. 142, über das Thema: „Der Feind 
ſteht im Lande, und die Ruhrbeſetzung“. 

1923. Wurde auf dem Parteitag der APD. im Januar 1923 in 
Leipzig in den Zenkralausſchuß für den Bezirk Berlin-Brandenburg 
gewählt. 

1923. Iſt in dem Frauenjekrefariat der KPD., Müngſtr. 24, kätig 
und wirkt nach wie vor agitatoriſch für die KPD. 

1923. Soll mit Brandler und Maslow bereits im Flugzeug nach 
Rußland abgefahren ſein. 

1923. Sprach am 19. 10. in der Brauerei Friedrichshain gelegent— 
lich der Konferenz der Gr. Berl. Funkkionäre der KPD. über die 
politiſche Lage. 


1923. Soll ſich, wenn fie in Berlin iſt, mit Maslow bei Dr. 
Alexander aufhalten. 

1924. Iſt auf dem Bezirksparteitag Berlin - Brandenburg am 
25. 3. 1924 als Reichskagskandidatin für den Wahlkreis Berlin zur 
Reichstagswahl 1924 gewählt. 

1924. Gegen die Gohlke iſt vom Amtsgericht Berlin-Mitte 
Abt. 128 Haftbefehl erlaſſen. 


1924. Gelöſcht. 


1924. Wurde auf dem Parteitag der APPD. vom 6.—9. 4. 1924 
in die Reichszenkrale (Parteilinke) gewählt. 


1924. Reichstagsabgeordnete der KPD. für den Wahlkreis II 
Berlin, gewählt bei der Reichskagswahl am 4. 5. 1924. 


1924. Leiterin der konſpirativen Abkeilung (Kampfausbildung der 
KAPD.). Vertreter iſt Scholem und Moſtowenko. 

1924. Auf dem Welkkongreß in Moskau, 1924, als Kandidatin 
in das neue Exekukivpkomikee und in das Präſidium der Komintern 


gewählt, hat am 5. Kongreß ſich zuerſt den Namen Frau Severing 
zugelegt. 
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1924. Hat in einer Kommuniſtenverſammlung in London ein 
Referat gehalten. 

1924. Sekretärin im Polbüro der KPD. für Berlin-Branden— 
burg. 

1924. Wurde für die Reichskagswahl am 7. 12. 1924 als Kandi- 
datin der KPD. für die Reichsliſte aufgeſtellt. 

1924. Wird im „Deukſchen Vorwärts“ Nr. 28 auch als „Seiden- 
ſtamm“ genannt, und ſoll auch nicht in Leipzig geboren ſein. 

1924. Erhielt von der Paßfälſcherzentrale der APD. einen Paß 
auf den Namen Liliane Boßhardt, 16. 5. 1894, Baſel. 

1924. Erhielt falſche Papiere von der KPD. -Paßfälſcherzenkrale 
auf den Namen Krauſe, Gerkrud geb. Brüning. 

1924. Als Reichstagsabgeorönefe der APD. wiedergewählt. 

1924. Wurde am 3. 1. 1924 in Wien wegen Falſchmeldung ver- 
haftet und wieder enklaſſen. 

1925. Die G. hat ihr Mandat als Landkagsabgeordnete nieder- 
gelegt. An ihrer Stelle hat die Genoſſin Johanna Ludewig das Man- 
dat angenommen. 

1925. Decknamen Ruth Fiſcher, Frau Severing und Oskar. 

1925. War am 19. 2. 1925 in der Verſammlung der KPD.-Ge- 
werkſchaftsfunktionäre im Reichskaſino, Neue Königſtr. 26, Re— 
ferentin und ſtellte zum 18. 3. 25 eine große Demonſtration in Aus- 
ſicht. (Gegen die Lutherregierung.) 

1925. War Lehrerin des Zenkralkurſus der KPD. vom 6. 2. 1925 
ab in den Sophienſälen. 

1925. Befindet ſich gegenwärtig in Moskau. 

1925. Als Sekretärin im Polbüro der KPD. für Berlin-Bran— 
denburg für 1925 wiedergewählt. 

1925. Nahm als Mitglied der Zentrale an dem X. Parteitag der 
KPD». vom 12.—17. 7. 1925 teil. 

1925. Als Sekrekärin in der Bezirkszentrale Berlin-Branden— 
burg, Münzſtr. 24, käkig. 

1925. Iſt am 19. 10. 1925 nach Moskau abgereiſt. 

1926. Mitglied des Zenkralkomikees der APD. 

1926. Iſt von Moskau zurückgekehrt. Beſuchte zuletzt am 1. Juli 
1926 den Kommuniſten Maslow in der Strafanſtalt Tegel und will 
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den am 10. Juli 1926 zur Entlafjung kommenden Maslow abholen. 
Ihre Wohnung iſt bisher nicht feſtgeſtellt. 

1926. Das Präfidium des Ekki in Moskau hat beſchloſſen, wegen 
grober und bewußter Verletzung der internationalen und der Partei— 
diſziplin die Ruth Fiſcher von ihren Funktionen in den Komintern 
zu entheben, d. h. verbietet ihr bis zum Erweiterten Plenum des 
Ekki jegliches Auftreten ſowie jede Arbeit als Kandidatin des Ekki. 

1926. Die Gohlke iſt aus der KPO. ausgeſchloſſen worden. 

1926. Hat an der erweiterten Ekki-Tagung in Moskau keilge— 
nommen. 

1926. Wohnt ſeit dem 4. 4. 1927 mit Maslow zuſammen in 
Wilmersdorf, Lauenburger Str. 23 bei Greinerk. 

1927. Hat an der Ekki-Tagung im Dezember 1926 in Moskau 
teilgenommen. 

1928. Unterzeichner des Aufrufs zum Gründungskongreß des 
Leninbundes am 8. und 9. 4. 1928 in Berlin. 

1928. Mitglied des Zenkralkomitees der Linken Kommuniſten. 

1928. Bei der Reichskagswahl am 20. 5. 1928 nicht wiederge- 
wählt. 

1929. Seit dem 1. 12. 1928 im Rathaus Neukölln Abtl. Kriſen— 
fürſorge als Schreiberin kätig. 

1929. Die G. iſt auf Veranlaſſung des Stadtrats Schminke in 
der Kriſenfürſorge angeſtellt. Sie iſt als Aushilfskraft tätig und 
wird ſobald wie möglich zur Entlaffung kommen. 

1929. Iſt im Sommer 1928 aus dem Zenkralkomitee des Lenin— 
bundes ausgetreten und iſt bisher in die KPD. nicht wieder aufge— 
nommen worden. 

1929. War Mitglied des KPD.-Maikomitees im Mai 1929. 

1929. Gegen G. wurde wegen des Artikels „Nordweſtkampf“ in 
der Druckſchrift „Das Rote Sprachrohr“ Anzeige wegen Gottes— 
läſterung erſtattet. Das Verfahren wurde von der Generalſtaats— 
anwaltſchaft beim Landgericht I eingeſtellt. 

1930. Die G. ſoll wieder Antrag um Aufnahme in die Kpo. 
geſtellt haben. 

1933. Iſt einige Zeit in Prag geweſen, anſchließend aber nach 
der Schweiz, wahrſcheinlich Baſel, weitergereiſt. 
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Halle, Felix, Leo, 1. 5. 1884 in 
Berlin geboren, moſaiſch, 
Profeſſor, Schriftſteller, 
Kaufmann. 

Ehefrau: Rukh, Emmi, geb. 
Kammrich, 15. 1. 1886 in 
Berlin geboren. 

Letzte Wohnung: Berlin— 
Wilmersdorf, Xantener 
Straße 5. 


1922. Leiter der juriſtiſchen 
Zenkralſtelle der KPD. 

1922. Steht in enger Fühlung 
mit der hier bekannten Kommu— 
niſtin Frau Dr. Kraus und war 
von ihr gelegenklich einer Durch— 
fiht ihrer Wohnung als Zeuge 
zugezogen. 

1923. H. reiſt viel im Reiche 
umher, um für die APD. zu agitieren. Gelegenklich einer Durch— 
ſuchung der Jugendinternationale in der Feurigſtr. 63, am 11. 1. 23, 
wurde er herbeigerufen und beleidigte die diesſeitigen Beamten in 
gemeinſter Art. 

1923. Iſt in der letzken Zeit, beſonders während des letzten 
Streiks, eifrig agitatoriſch tätig geweſen. Er iſt faſt käglich in der 
Berliner Zentrale der KPD., Münzſtr. 24, geſehen worden. Im 
allgemeinen iſt er im Landtagsgebäude anzutreffen. Dort befindet 
ſich auch das Büro der Landtagsfraktion der KPD. In diefem Büro 
iſt auch ſeine Ehefrau kätig. 1924. War am 11. 12. 1923 Teilnehmer 
an der Sitzung der Strafkammer in Mannheim, wo gegen die Kom— 
muniſten Ritter und Weinbrecht verhandelt wurde. 

1924. Verhilft Kommuniſten, welche geſucht werden, zur Flucht. 

1924. Prokuriſt im „Neuen Deutſchen Verlag“. Dieſer gibt die 
Zeitſchrift „Sichel und Hammer” heraus, außerdem andere kommu— 
niſtiſche Zeitſchriften. 1924. KPD.-Landtagskandidat für den 7. 12. 
1924 — Kreis Potsdam II. 1925. In der Leitung der „Inkern. 
Arb.-Hilfe“, Unter den Linden 11, tätig. 
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1926. Ein Verfahren wegen Vorbereitung zum Hochverrat wurde 
auf Grund des Geſeßes über Straffreiheit eingeſtellt. 

1926. Syndikus der „Juriſtiſchen Zenkralſtelle der kommuniſtiſchen 
Reichstags und Landtagsfraktion“. Hat die Broſchüre „Der Prole— 
karier als Schöffe und Geſchworener“ herausgegeben. 1927. Beide 
Eheleute aus den ruſſiſchen Heilſtätten Krim zurückgekehrt. 

1929. Sprach auf der „Reichskonferenz der Roten Hilfe Deutſch— 
lands“ am 13. 10. 1929 über den Begriff des Hochverrats. 

1933. Tritt für die Freilaſſung des verhafteten chineſiſchen Ge— 
werkſchaftsführers Huan Ping ein. Witglied der „Inkernationalen 
Juriſtiſchen Vereinigung“, Berlin. 

1933. Unkerzeichnet Beſchwerden gegen Verbofsverfügungen der 
kommuniſtiſchen Zeitung „Die Rote Fahne“ als Profeſſor Felix 
Halle. Er hat angegeben, daß ihm dieſer Titel bei der Erteilung 
eines Lehrauftrages an der Univerſität Moskau verliehen worden 
ſei. Er ſoll dies durch Beſchaffung von Urkunden nachweiſen. 

1933. Am 28. 2. 1933 in polizeiliche Schutzhaft genommen. 


Hirſch, Leon, 2. 10. 1886 in 
Berlin geb., Diſſident, 
Verlagsbuchhändler. 
Lebte Wohnung: Berlin— 
Schbg., Bozener Str. 10. 

1920. Steht mit dem bekann- 
ten Kommuniſten Ernſt Toller, 

3. Z. im Feſtungsgefängnis Nie— 

derſchönfeld, in Verbindung. 
1928. War der veranfwort- 

liche Verleger und Herausgeber 
der Broſchüre „Revolutionäre 

Dichtungen“ und war angeklagt 

wegen Beſchimpfung der chriſt— 

lichen Kirche. Er wurde jedoch 
am 11. 4. 1927 freigeſprochen. 

Die beichlagnahmten Stücke wer- 

den freigegeben. 

1929. Mitgl. des politiſch-ſa- 
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tiriſchen Kabaretts „Die Weſpen“. 


Kah, Jwan, 15. 2. 1889 in Han- 
nover geb., MWagiſtrats- 
beamter. 

Letzte Wohnung: Berlin— 
Karlshorſt, Rheinſtr. 31. 

1921. Landkagsabgeordneter 
der VKP. für den Kreis 16 
Südhannover. 

1921. Iſt Hilfsarbeiter beim 
Magiſtrat Hannover. 

1921. Iſt von der Kommuni- 
ſtiſchen Fraktion als Vertreter 
in den Landtagsausſchuß für Ge— 
meindeweſen beſtimmk worden. 

1922. Sprach auf dem Be— 
jirksparfeitag der KPD. in Stutt- 
gart über „Unſer Kommunalpro- 
gramm und die bevorſtehenden 
Gemeinderatswahlen“. 

1923. Wurde wegen der Vor— 
gänge im Pr. Landtag am 4. 5. 1923 auf 15 Tage von weiterer 
Teilnahme an den Sitzungen ausgeſchloſſen. 

1923. Hat in der KPꝰD.-Verſammlung am 3. 7. 1923 in der 
Böhow-Brauerei, Prenzlauer Allee, nachſtehende Äußerung getan: 
„Genoſſen, diesmal ſeid ihr nicht ohne Führer, wir haben auch 
Waffen und diesmal wird auch viel Blut fließen.“ 

1923. War in der Zentrale (Gommunalbüro) der KPD., Roſen— 
thaler Str. 38, bis zur Auflöſung kätig. 

1924. Reichskagsabgeordneter der KPD. für den Wahlkreis 16, 
Südhannover-Braunſchweig, gewählt bei der Reichskagswahl am 
4. 5. 1924. 1924. Hat am 12. 5. 1924 fein Mandat zum Preußiſchen 
Landtag niedergelegt. 

1924. Gegen Kah ſchwebt bei der Oberſtaaksanwaltſchaft in Cott— 
bus ein Verfahren wegen Vergehens gegen das Geje zum Schutze 
der Republik. 1924. Der Polizeipräſidenk in Hannover hat gegen 
Katz Strafankrag geſtellt. 

1924. Wurde zum ftellvertreftenden Mitglied des Staatsgerichks- 
hofes gewählt. 
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1924. Soll oberſter militärifcher Leiter der Kampforganiſakion der 
KPD. ſein. 

1924. Teilnehmer am Reichsarbeiterkongreß der KPD. in Eiſenach. 

1924. Soll als Vorſitzender des Rechtsausſchuſſes ſeinen Poſten 
niederlegen. 1924. Iſt wegen Hochverrats zu verhaften. 

1924. Wurde für die Reichskagswahl am 7. 12. 1924 als Kandidat 
aufgeſtellt. 

1924. Fahndungsmaßnahmen ſind eingeſtellt, da K. dem ſtän— 
digen Ausſchuß angehört und ſomit Immunität genießt. 

1924. Erhielt von der KPo.-Paßfälſcherzenkrale Papiere auf 
den Namen Tanner, Ulrich, 15. 2. 1899, Baſel. 

1925. Wurde am 31. 12. 1924 in Wien wegen Falſchmeldung 
feſtgenommen. 

1925. Wurde gegen eine Kaution von 50 Millionen Kronen auf 
freien Fuß geſetzt, muß aber bis zur gerichtlichen Verhandlung in 
Wien verbleiben. 

1925. K. hat fein Mandat als Bürovorſteher der Stadt Han— 
nover niedergelegt. 1925. Leiter des Ernährungsweſens des Rev. 
Komm. im Herbſt 1923. 

1925. Soll ſich ſeit Februar 1925 mit ſeiner Frau in Rußland 
aufhalten. Seine Wohnung in Hannover wird von dem politiſchen 
Leiter des Bez. Niederſachſen, Wilhelm Bohn, bewohnt. Das Amt 
als Bürovorſteher hat er niedergelegt. Am 23. 1. 1925 nahm er 
das letzte Mal an Sitzungen im Reichstag keil. 

1925. OSt A. Cottbus erſucht in der Strafſache gegen Katz um 
Feſtſtellung, ob K. in Berlin eine feſte Wohnung inne hak. Er beſitzt 
keine feſte Wohnung, hat am 16. 1.—21. 1. als Hotelfremder — 
Hotel Stadt Wien — Dorotheenſtr. 46, gewohnt. Jetziger Aufenthalt 
unbekannt. 

1926. K. ift vom Zenkralkomitee der APD. wegen parteiſchädi— 
genden Verhaltens aus der Partei ausgeſchloſſen worden. 

1926. Hat ſich mit der „Allg. Arbeiter-Union“ dem „Induftrie- 
verband für das Verkehrsgewerbe“ und der „Oppoſition der KPD.“ 
zu einem „Spartakusbund linkskommuniſtiſcher Organiſationen“ zu— 
ſammengeſchloſſen. 

1927. Mitglied der „Reichsleitung des Sparkakusbundes“. 

1927. Soll im Oktober 1926 mit dem Schreiner Otto Grebe aus 
Kaſſel im Hokel „Maus“ zu Kaſſel, Bahnhofſtr., homoſexuellen Ver— 
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kehr gehabt haben und dem G. den Auftrag gegeben haben, von der 
Botſchaft der Sowjek-Republiken in Berlin wichtige Dokumente ab- 
zuholen und zu den Franzoſen in das beſetzte Gebiet zu bringen. 
Auch ſoll er dem G. 300 Mk. zugeſandt haben. G. gilt als geiſtig 
minderwerkig. 

1928. Haftbefehl und Steckbrief aufgehoben. 

1928. Bei der Reichskagswahl am 20. 5. 1928 nicht wiedergewählt. 

1928. Nach Mitteilung des Oberreichsanwalts vom 15. 5. 1928 
beſtehen keine Fahndungserſuchen in Sachen Katz. 

1930. Iſt als Magiftratsangeitellter beim Bezirksamt Wedding 
— Fürſorgeſtelle für Kriegsbeſchädigte und Kriegshinterbliebene — 
in der Reinickendorfer Str. 118 beſchäftigt. Außerdem betätigt er 
ſich auch ſchriftſtelleriſch. Politiſch ſeit längerer Zeit nicht mehr. 


Leviné, Eugen, Dr., 9. 5. 1883 
in Petersburg geboren, 
Schriftſteller. 

Letzte Wohnung: Berlin- 
Lichtenrade, Erlanger Str. 

44. 
Ehefrau: Roſa, geb. Broi— 
da, 18.5.1890 in Wilna geb. 
1919. Gehört ſeit 1904 der 
ruſſiſchen Partei der „Sozial— 

Revolutionären“ an. Hat ſpäter 

an der ruſſiſchen Arbeiterbewe— 

gung keilgenommen und in Dien— 
ſten derſelben 14 Monate Ge— 
fängnis verbüßt. Mitglied der 
deutſchen Sozialdemokratie ſeit 

1. 11. 1913. War auch Dol- 

metſcher im ruſſiſchen Gefange— 

nenlager in Heidelberg. Stand 
mit Liebknecht in Verbindung, 
von dem er auch Geld empfing. Spartakusführer während der März— 
unruhen in München. 

Iſt am 4. 6. 1919 in München ſtandrechtlich erſchoſſen worden. 
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Levik, Samuel, 22. 4. 1898 in 
Kiſchinew i. Rußland geb., 
Student. 

Letzte Wohnung: Berlin— 
Wilmersdorf, Prager Str. 
16. 

1919. Agitiert in Verſamm— 
lungen und auf der Straße in 
der bekannten Sparkakusmanier. 
Am 15. 5. 1919 redete er in 
hezeriſcher Weiſe unter dem 
Namen Adler in der Arbeits— 
lofen - Derfammlung in den 
„Prachtſälen des Oſtens“. 

1919. War Kommuniſtenfüh— 
rer in München und iſt dort feſt— 
genommen. 

1920. Gelegentlich einer 
Durchſuchung des L. in München 
am 16. 1. 1920 wurden Militär- 
papiere des Sparkakiſten, jetzigen Zuchthäuslers Max Fichtmann, 
22. 11. 1898 Berlin geb., vorgefunden. 

1920. Geht auch unter dem Namen Kurt Adler. Erhielt von 
Dr. Bektelheim zur perſönlichen Verfügung 30 000 K., die er in 
erſten Hotels und auf Vergnügungstouren verbrachte. 

1920. Am 24. 9. 1920 aus dem Zellengefängnis Nürnberg mit 
Bewährungsfriſt nach Wilmersdorf, Prager Str. 16, enklaſſen. 

1920. Soll ſich auf einer Agitakionsreiſe im Erzgebirge befinden. 

1921. L. hält ſich unangemeldet bei feinen Eltern, Prager Str. 16, 
auf. Er wird öfters von ruſſiſchen Genoſſen beſucht, die er auch keils 
über Nacht dort behält. 

1921. War Sekrekär der „Kommuniſtiſchen Arbeiter-Parkei 
Deutſchlands“ (Delegation) im Juni 1921 in Moskau und wurde 
daſelbſt auf Betreiben der VK PO.-Delegierten feſtgenommen (ſamt 
ſeiner Ehefrau geb. Krull gen. Zottl) unter der Beſchuldigung, die 
Feſtnahme des Kommuniſten Exelrod nach ſeiner Flucht aus Mün— 
chen veranlaßt zu haben. 
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1921. Nach feiner eigenen Angabe iſt er aus der „Kommuniſti— 
ſchen Partei” ausgetreten. 

1921. Soll am 11. 9. 1921 mit dem Dampfer „Amot” in Swine- 
münde angekommen ſein und ſich dorf unerlaubt aus dem Durch— 
gangslager dortkſelbſt entfernt haben. 

1921. Iſt wegen Paßvergehens vorbeſtraft. 

1922. Beide Eheleute korrenſpondierten mit dem holländiſchen 
Anarchiſten van der Linde, der am 7. 11. 1921 im Haag ein Bomben- 
aftenfaf verübte und hierbei feſtgenommen wurde. 

1922. Iſt bei der ruſſiſchen Handelsvertretung, Lützowufer 1, tätig. 

1922. Eifriger Agitakor der KPD. und ſoll Leiter einer illegalen 
Kurierſtelle für den Verkehr mit Sowjekrußland fein. 

1922. Iſt als Propagandiſt beim „Weſteuropäiſchen Sekretariat” 
kätig. 

1922. Seine Adreſſe (Kurt Adler) wurde am 30. 4. 1922 bei dem 
aus Amerika ausgewieſenen und in Hamburg feſtgenommenen KPD. 
Sekrekär Schedel gefunden. 

1925. Gehörke mit Kurt Kreß und noch 2 Perſonen zum Fünfer— 
Konkroll-Organ des Reviſions- Kommandos. Kam ſpäker als militä— 
riſcher Organiſakor nach Schleſien. 

1925. Soll vom Fremdenamt als läſtiger Ausländer ausgewieſen 
werden. 

1925. Iſt zwecks Ausweiſung notiert. 

1926. Unbekannt verzogen. Bisher noch nicht ermittelt worden. 
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Mühſam, Erich, 6. 4. 1878 in 
Berlin geb., Schriftſteller. 
Letzte Wohnung: Berlin- 
Britz, Dörchläuchtingſtr. 48. 
Ehefrau: Kreſzenkia, geb. 
Elfinger, 28. 7. 1884 in 
Hasloch geboren. 

1919. Führer der Sparka— 
kiſten in München. 

1919. 3. 3. Feſtungsgefan— 
gener. 

1919. Im November 1919 
wegen Beleidigung des bayeri— 
ſchen Juſtizminiſters Dr. Müller- 
Meinigen vom Landgericht Ans- 
bach verurteilt. 

1920. Reviſion vom Reichs- 
gericht verworfen. 

1922. Autor und Mitarbeiter 
des „Malik-Verlags“, Halenſee. 

1924. Soll ſich wegen politiſcher Vergehen in Feſtungshaft be— 
finden (in Niederſchönfeld). 

1924. Wurde durch Urkeil des Standgerihts München vom 
12. 7. 1919 wegen Hochverraks verurteilt. 

1924. M. hat Bewährungsfriſt und wohnt jetzt ſeit dem 21. 12. 
1924 in Charlottenburg, Am Lützow 10. 

1925. M. macht ſich hier als kommuniſtiſcher Agitator bemerkbar. 
Die aus öffentlichen Wahlen hervorgegangenen Rechte find ihm vom 
Standgeriht München abgeſprochen. 

1925. Trat in Amneſtie- Kundgebungen, einberufen von der 
„Roten Hilfe“, am 8. 1. in Leipzig, am 9. 1. in Borna und Zwickau 
als Redner auf. 

1925. Um Erich Mühſam iſt in der Bewegung der Münchener 
Spndikaliften ein Streit entſtanden. Er wird von den älteren nicht 
mehr anerkannt, weil er ins Schlepptau der KPD. geraten iſt, da— 
gegen ſehen die Jung-Syndikaliſten in Mühſam ihren Führer. 
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1925. Hat ſich in Chemnitz der Aufforderung zum Hochverrat 
ſchuldig gemacht. 

1925. Hat am 12. 6. 1925 in Breslau in einer KPD.-Verfamm- 
lung über Mar Hölz und das Los der mehr als 7000 betrogenen 
politiſchen Gefangenen geſprochen. 

1925. Hatte in einer Verſammlung des RF B. Orksgr. Darm- 
ſtadt am 19. 5. 1925 das Haupfreferat über die politiſchen Gefan— 
genen, deren Not und Elend. 

1926. In den Wohnräumen herrſcht ein reger Verkehr von Kom— 
muniſten. Wird in den Durchſtechereiverſuchen Max Hölz' genannt, 
und die zweite Ehefrau des Hölz ſoll bei M. abſteigen. 

1926. Hat am 3. 11. 1926 in einer Amneſtiekundgebung der 
„Roten Hilfe“ das Referat gehalten. 

1927. Seine Adreſſe wurde am 5. 1. 1927 bei dem Anatchiſten 
der „Takgemeinſchaft“, Walter Knöfel in Dresden, gefunden. 

1927. Nennt fich ſelbſt kommuniſtiſcher Anarchiſt und hat in 
Stuttgart am 7. 3. 1927 geſprochen. 

1928. Verfaſſer der Druckſchrift „Staatsraiſon — Ein Denkmal 
für Sacco und Vanzekti“. 

1929. Trak am 28. 5. 1929 in einer Proteftkundgebung des Ko— 
mitees „Okkoberrevolutionär“ als Redner auf. 

1930. Sprach Anfang Oktober 1929 in Verſammlungen der 
Anarcho-Syndihaliſten in Gleiwitz. 

1930. Teilnehmer am 18. Reichskongreß der „Freien Arbeiter- 
Union Deutkſchlands“, vom 25. 5.—1. 6. 1930 in Berlin. 

1931. Verleger und verankworklicher Schriftleiter der anarchi— 
ſtiſchen Monaksſchrift „Fanal“. 

1932. Mitglied der deutſchen Gruppe des Bundes „Freier 
Balkan“. 

1933. Am 28. 2. 1933 in polizeiliche Schutzhaft genommen. 

1933. Schwebt Strafverfahren beim Oberreichsanwalk wegen ſyn— 
dikaliſtiſcher Bewegung. 

Strafe 

November 1919 zu Ansbach wegen Beleidigung zu zwei Monaten 
Gefängnis (Landgericht). 

12. 7. 1919 vom Standgericht München wegen Hochverrat zu 
15 Jahren Feſtungshaft. 
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Roſenfeld, Kurt, Samuel, Dr. 

jur., 1. 2. 1877 in Marien- 
werder geboren, Diſſident, 
Rechtsanwalt. 
Letzte Wohnung: Berlin- 
Eichkamp, Lärchenſtr. 28. 
Ehefrau: Alice, geb. Kri— 
ſteller, 10.10.1878 in Ber- 
lin geboren. 

1919. Spartakiſt. In feiner 
Wohnung Zuſammenkünfte. Er- 
hielt am 7. 6. 1919 1000 Mk. 
von der Zentrale der KPD. 

1921. Befindet ſich zum 17. 
Sozialiſtenkongreß in Livorno 
(Italien) mit Dittmann zu— 
ſammen. 

1921. Am 29. 8. 1921 erteilte 
ihm die Paßſtelle einen Sicht— 
vermerk zur Teilnahme an einem Parteitage der ſchweizeriſchen 
Sozialdemokratie. Als Reiſeziel wurde Luzern angegeben. 

1923. R. iſt für die „Rote Hilfe“ kätig. 

1930. Am 14. 9. 1930 als Reichskagsabgeordneker der SPD. für 
den Wahlkreis 12 Thüringen gewählt. 

1930. Iſt von der SPD. zur SAPD. übergetreken. 

1931. Mitglied des geſchäftsführenden Ausſchuſſes des „Deutſchen 
Kampfkomitees gegen den imperialiſtiſchen Krieg“. 

1933. Tritt für die Freilaſſung des verhafteten chineſiſchen 
Gewerkſchaftsführers Huan Ping ein. 

1933. Trat am 21. 3. 33 in den „Pharusſälen“, Müllerftr. 142, 
in der Verſammlung des „Komitees für China gegen den japaniſchen 
Krieg“ als Referent auf. 
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Rubinſon, Alexander, 28. 7.98. 
in Grajewo geboren, moſ., 
ledig, Rekoucheur. 

3. Z.: Polizeigefängnis 
Alexanderplatz. 
18. 1. 33. Da ſich RN. als 


Mitgl. der kommuniſt. Partei 
und beim RF B. eifrig betätigt, 
wird beſtimmt angenommen, daß 
er von dieſen Organiſationen als 
Kurier benutzt wird. Hat ſich 
unfer dem falſchen Namen Vik— 
kor Fröhlich, Arb., 29. 12. 1896 
Ilmenau geb., mit falſchem öſter— 


reichiſchen Paß hier aufgehalten. 


Truskier, Efraim, 12. 9. 1880 
in Warſchau geb., Schrift- 
ſteller. 

Letzte Wohnung: Berlin— 
Wilmersdorf, Pfalzburger 
Str. 26 bei Harz. 


26. 5. 33. Mitgl. des Zen- 
fralkomifees der AP. Polens. 
Flüchtete nach Auflöſung der 
Kp. in Polen, da er dort 
ſteckbrieflich geſuchk wird, nach 
Deutſchland. 


Strafen: 28. 10. 32 vom Amtsgericht Berlin-Mitte wegen 
Paßvergehens und Führens eines falſchen Namens zu 4 Wochen 


Gefängnis und 2 Wochen Haft. 
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